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Erhöhung des Haushaltsplans
des Landesjugendamts um 5UNN0
NM. zur Durchführung einer
planmäßigen Schulzahnpflege ..

Antrag derselben Fraktion, betr. An¬
trag an die Reichs- uud Staats¬
regierung auf Beseitigung der im
rheinischenBraunkohlenrevier be¬
stehenden Mißstände ..........

Antrag derselben Fraktion auf Ver¬
vollständigung des Antrags des
Provinzialansschusses, betr. das
Ergebnis der Prüfung der Frage,
ob ein Bedürfnis für die Schaf¬
fung von Einrichtungen für seh¬
schwache Kinder besteht .......

Antrag derselben Fraktion, betr.
Zurverfügungstellung eines Be¬
trages bis zu 10 Millionen NM.
an Zwischenkreditenund an Hy¬
potheken seitens der Landesbant
zur Förderung des gemeinnützigen
Wohnungsbaues im Jahre 1928 .
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Antrag der sozialdcmokratischcn
Fraktion zu dein Antrage der
Volkrecht-Partei, betr. Höherauf-
Wertung der Provmzialnnleihen

Entschließung der kommunistischen
Fraktion zur Notlage der rheini¬
schen Landwirtschaft ..........

Zusatzantrag derselben Fraktion zn
der Entschließung der Zcntrums-
fraktion zur Notlage der rheini¬
schen Landwirtschaft ..........

Antrag derselben Fraktion zu dein
Bericht und Antrag des Provin-
zialllusschusses, betr. Kredithilfe
für die nutleidende Landwirtfchaft

itusatzantrag derselben Fraktion zu
dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialllusschusses, betr. Beteili¬
gung des Rheinischen Provinzial-
verbandes an der Kredithilfe für
die notleidende Landwirtschaft .

Antrag derselbe» Fraktion auf Er¬
höhung des im landwirtschaft¬
lichen Haushaltsplan vorgesehe¬
nen Betrages für Bodenmeliora-
tionen in kleinbäuerlichen Wirt¬
schaften .....................

itusatzantrag derselben Fraktion zn
dem Bericht und Antrag des Pro-
uinzilllllusschusfes, betr. die Fort¬
entwicklung des laudwirtfchaft-
lichen Schulwesens in der Rhein-
Provinz, auf Einrichtung von
Freistellen an allen landwirt¬
schaftlichen Berufs- und Fach¬
schulen .....................

Antrag derselben Fraktion zu dem
Bericht und Antrag des Provin-
zilllausschusses, betr. Bereitstel¬
lung von weiteren 50 000 NM.
zur Behebung der Winzernot und
für die Zwecke des Weinbaues

3usatznntrag derselben Fraktion zu
dem Bericht uud Antrag des Pro-
uinzilllausschusses, betr. Erwerb
Uon Grundbesitz für die Provin-
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Borichts
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84, 138,
162

73, 139,
157, 163

73, 139,
162

zial-Lehranstlllt für Weinbau,
Obstbau und Landwirtschaft zu
Trier auf kostenlofen Unterricht
der Sühne von Klcinwinzern in
den Weinbaulehranstalten .....

Antrag derselben Fraktion auf Auf¬
hebung des Einfuhrzolls für Ge¬
frierfleisch und Freigabe der Ein¬
fuhr ........................

Nutrag derselbe» Fraktion zu dem
Bericht und Antrag des Prouin-
zialllusschusses, betr. Förderung
der bäuerlichen Anfiedluug in den
Grenzbezirken ................

Antrag derselben Fraktion, betr.
Durchführung der Fürsorgeerzie¬
hung .......................

Antrag derselben Fraktion, betr.
Schaffung von disfidentischenVur-
ashlen und Erziehungsheimen zur
Gewährleistung freier weltan¬
schaulicher Erziehung der Für-
sorgezüglinge ...............

Antrag derselben Fraktion, betr.
Aufsicht über die Fürforgezög-
lingc ......................

Antrag derselben Fraktion, betr.
Ausarbeitung einer Denkschrift
feitens der Provinzialuerwaltung
über den Gesundheitszustand der
Pfleglinge nnd Zöglinge in den
Heil- und Pflegeanstalten und Er¬
ziehungsanstalten fowie in Fllmi-
licnpflege ...................

Autrag derselben Fraktion auf Be¬
kanntgabe des Berichtes der vom
73. Provinziallandtag gewählten
Kommission über das Ergebnis
der Untersuchung in dem Für¬
sorgeheim Niederfcßmar ......

Antrag derselben Fraktion, betr.
Bewilligung eines Zuschusses von
5000 RM. 'zum Umbau des bis¬
herigen Kinderheims der I. A. H.
in Remscheid (der Antrag wurde
zurückgezogen) ...............

Antrag derselben Fraktion auf Ver¬
leihung eines Sitzes im Landes-
jugendamt für die jetzige Wahl¬
periode .....................

Vuentual-Antrag derselben Fraktion
zu dem Antrag auf Verleihung
eines Sitzes im Landesjugcndamt

Antrag derselben Fraktion, betr.
Zulassung des disfidentischen Für¬
sorgeverbandes als Iugendpflege-
organisation an den Arbeiten des
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Landesjugendcnutes und seiner
Kommissionen (der Antrag wnrde
zurückgezogen) ..............

Antrag derlommunistischenFraltion
auf Einsetzung eines Betrages von
500 000 RM. in den Haushalts¬
plan des Lllndesjugcndcunts zum
weiteren Ausbau des Augendher»
bergswerkes .................

Antrag derselben Fraktion, betr.
Einwirkung auf die einzelnen
Landkreise zwecks Anstellung
hauptamtlich besoldeter Schul¬
ärzte zur ständigen Kontrolle der
Gesundheit der Schulkinder ....

Antrag derselben Fraktion, betr.
Einsetzung von 500 000 RM. für
Kinderspeisung in den Haushalts¬
plan .......................

Antrag derselben Fraktion auf Be¬
willigung eines Zuschusses von
25 000 RM. für die rheinischen
Gebirgs- und Wandervcrcine zum
Ausbau und zur Unterhaltung
der Wegemarkierung..........

Zusatzantrag derselben Fraktion ans
Einstellung von 100 000 NM. für
jugendliche Wanderer in den
Haushaltsplan für das Landes-
fürsorgewefen ..............

Antrag derselben Fraktion, im Wege
der Verordnung dafür zu sorgen,
daß die Waldfnßwege in den Um¬
gebungen der Städte den Wan¬
derern offenbleiben...........
(DerAntrag wurde zurückgezogen)

Antrag derselben Fraktion, betr.
Erklärung des Dhünntales als
Naturfchuhgebiet .............

Antrag derselben Fraktion, betr.
Heranziehung der Anfassen der
Prouinzilll-Heil- und Pflegean-
stalten zu Arbeiten ...........
(DerAntrag wurde zurückgezogen)

Antrag derselben Fraktion, betr.
Halten von Zeitungen, Zeitschrif¬
ten und Büchern jeder politifchen
Richtung feitens der Insassen der
Arbeitsanstalt Brauweilcr .....

Antrag derselben Fraktion, betr.
Besichtigungen der Provinzial-
Arbeitsanstatt Branweiler durch
den III. Fachausfchuß .......

Antrag derselben Fraktion, betr.
Einstellung von Mitteln in den
Haushaltsplan zur Ermüglichung
der Besichtigungen von Provin-
zilllllnstalten pp. durch die Ab¬
geordneten ..................
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93, 105,
115

115

17«
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161
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115
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180

121

122
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179
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Berichts

Antrag derselben Fraktion, betr.
Einstellung weiterer Mittel in den
Haushalt der Fürsorge für Kriegs-
befchädigte und -Hinterbliebene
für Beihilfen an Altveteranen
und Kapitulanten der ehemaligen
Wehrmacht sowie für allgemeine
Fürsorge der Kriegsbeschädigten
pp.........................

Antrag derselben Fraktion auf Er¬
höhung der Anleihe für außer¬
ordentliche Zwecke des Straßen¬
baues von 10 Millionen RM. ans
20 Millionen NM............

Antrag derselben Fraktion zn dem
Bericht und Antrag des Provin-
zialllusfchuffes, betr. Bewilligung
einer ersten Rate von 500000 RM.
aus Provinzialmitteln für das
Eindcichungsprojett Neuwied ..

Antrag derselben Fraktion, betr.
Wahl des Abgeordneten Meurer
als Ersatzmann für den aus-
gefchiedenen Abgeordneten Knab
znm Mitglied des Wafserbeirats .

Antrag derselben Fraktion, betr.
Verlängerung der Verordnung
über die Krisenfürsorge ........
lDerAntrag wurde zurückgezogen)

Entschließung derselben Fraktion,
betr. Antrag an die Reichs- und
Stllcitsregierung auf Vefeitigung
der im rheinifchen Braunkohlen-
revier bestehenden Mißstände ..

Vntschlieszungsantriige derselben
Fraktion gegen die Stillegung
der Willicher Stahlwerke, A.-G.,
bei Krefeld und zur Amnestierung
der proletarischen politischen Ge¬
fangenen ...................

Antrag der Fraktion der Wirtschaft¬
lichen Vereinigung auf Einset¬
zung eines Untersuchungsllus-
schuffes zur Nachprüfung der Ver¬
wendung der bei Erbauung des
Nürburgrings investierten Pro-
vinzialmittel .................

Antrag der Vulksrecht-Partei, betr.
Höheraufwertung der Provin-
zilllanleihen..................

Antrag des II. Fachausschusses,
betr. die Ausbildung der Taub-
stummenlehrkräfte in der Rhein¬
provinz .....................

Protest des deutschen Viehhändler-
Verbandes gegen die dauernde
Ausschaltung des Viehhandels
bei der Belieferung der Provin-
zilllanstalten mit Vieh ........
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kl
Aachen-Nhein-Kanal, Vciu desselben

Aachen-Nuhrgebiet, Ausbau dieses
Straßenzuges ...............

Aachen und Trier, beabsichtigteAuf¬
hebung der dortigen Oberpost¬
direktionen ..................

Abgeordnete, Feststellung der bei der
Tagung anwesenden .........

— ausgeschiedene ...............
— neu eingetretene .............
— am Erscheinen verhinderte .....

Abstimmung, namentliche ........

Ackerbauschnle, Errichtung einer
solchen in Lechenich ..........

— in Lechenich, Übernahme der
Pension uud Hinterbliebenen-
uersorgung des Direktors der
Schule .....................

Aggertnlsperre, Arbeitsbedingungen

Altuholmiszurauch, Bekämpfung
desselben ...................

Alterspräsident lli. Hagen über»
nimmt den Vorsitz ...........

Alterspräsident (früherer) des Pro-
vinzillllllndtages, Bürgermeister
Guinbert in Zülpich, Nachruf für
den Verstorbenen ............

Ältestenrat des Provinziallcindtages,
Zusammensetzung ............

Altvetcranen, Einstellung weiterer
Mittel für diefelben in den Haus¬
halt der Fürsorge für Kriegs¬
beschädigte und Kriegshintcr-
bliebcne .....................
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22, 39,86

13, 117

17, 22
74, 173

4, 5, 17
4, 5, 17,
75, 166

184, 188

21, 139,
163

139, 163

147, 150
158

116

3

69

128

Anleihe, Aufnahme einer solchen für
verschiedeneZwecke ...........

— Aufnahme einer folchen feitens
der Landesbank zur Gewährung
von Ümschuldungskreditcuan die
rheinischen Landwirte .........

— Aufnahme einer folchen für au¬
ßerordentliche Zwecke des Stra¬
ßenbaues ....................

Anleihe für außerordentliche Zwecke
des Straßenbaues, Erhöhung der¬
selben .......................

Anleihen, Provinzial-, Höherauf¬
wertung derselben ............

Ansiedlung, bäuerliche, Förderung
derselben in den Grenzbezirlen

— bäuerliche, in den Grenzgebieten,
alljährliche Vorlage einer Über¬
sicht über die Anträge und Be¬
willigungen ..................

— bäuerliche, in der Nheinprovinz
und Erhöhung der vorgesehenen
Mittel .... '.................

Anstalten der Provinz, Größe der
landwirtschaftlichen Flächen bei
den einzelnen ................

— Ermüglichung deren Besichtigung
durch die Abgeordneten .......

Anstnltsfiirsorge für bezirkshilfsbe¬
dürftige Geisteskranke, Idioten,
Epileptiker, Taubstumme und
Blinde, Haushaltsplan........

Seitenzahl

des stenu»
nrnphischcn

Berichts

44, 47,
48,50,168
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Anträge der Fraktionen, Vorlage der
wichtigen vor Beginn der Land-
tagstagung ..................

Arbeit der Kinder in den Grenz¬
gebieten .....................

Arbeiten der Insassen der Prou.
Heil- und Pflegeanstalten .....

Nrbeitsanstalt Brauwciler, Haus¬
haltsplan ....................

— Entwicklung derselben und ihre
Beeinflussung durch die ueuere
Gesetzgebung ................

— Besichtigungen derselben ......

— Halten von Zeitnngen, Zeit¬
schriftenund Büchern seitens der
Insassen der Anstalt ..........

— Rebellion der Insassen ........

— Unfälle in derselben ..........

Arbeitslosenfürsorge in der Rhein-
Provinz .....................

Arveits- und Ncrufsforschnng, Be¬
richt über die Ergebnissedes Pro-
vinzilllinstituts ...............

— Haushaltsplan des Provinzial»
instituts .....................

Asbach, Errichtung einer landwirt¬
schaftlichen Schule au diesem
Orte ........................

Aufklärung, sexuelle, der .Knaben
und Mädchen in den Fürsorge-
erziehungsanstlllten ...........

Aufsicht über die Fürsorgezüglinge

Auftragsangelegenheiten, Über¬
weisung uon solchen an die Pro¬
vinzen ......................

Anfwcrtung der Prouinzialanleihen

Nutzbildung der Taubstummenlehr-
kräfte in der Nheinprovinz ___

Außerordentlicher Haushalt......

— Aufnahme einer Anleihe znr
Deckung des Haushalts 1927 ..

Ausländsanleihe», Aufnahme von
solchen ......................

Seitenzahl

des stenll»
Nillphischen

Berichts

145

104

121

122

122

122

122

122

62

7,8,19,
3«

24

24, 75

21, 139,
163

17, 92,
106, 110,
112, 114
48, 93,

115

22, 31

48, 66,
121, 185

87

169

168

13, 44,
48. 50

Ausschüsse des Provinziallandtages,
Zusammensetzung ...........

Auswanderer-Veratungsstelle, Be-
willigung eines Zuschusses.....

Autobaynstraße Köln-Düsseldorf,
deren Bau ..................

Autobuslinie Vt.-Wendel-Ostertal,
Aufrechterhaltung des Betriebes

v
Naltzer, Landesuberbaurat, Nachruf

für den Verstorbenen ........

Nasaltlava- und Hartsteinindustrie,
rheinische Berücksichtigung der¬
selben beim Straßenbau ......

Bau und Netrieb von Kleinbahnen,
Haushaltsplan über die Unter¬
stützung .....................

Niiuerinnenllassen, Einrichtung von
solchen bei der Wembaulehr-
anstalt in Trier ..............

Niiuerliche Ansiedlung, Förderung
derselben in den Grenzbezirken

— in den Grenzgebieten, alljährliche
Vorlage einer Übersichtüber die
Anträge und Bewilligungen ....

— in der Nheinprovinz und Er¬
höhung der vorgesehenen Mittel

Bauliche Veränderungen in der
Prou. Heil- und Pflegeanstalt
Bonn ......................

— in der Prou. Heil- und Pflege¬
anstalt Grafenberg ...........

Naumholder-Oberstein, Förderung
des Ausbaues dieses Straßen-
zuges .......................

Beamten- und Angestelltenlaufbahn
Schaffung von Aufstiegmüglich-
leiten bei der Provinzialverwal-
tung .......................

Beamtenstand, bet der Landesver-
sicherungsanstalt .............

Beaufsichtigung der Fürsorgezög¬
linge .......................

Seitenzahl

des steno»
graphischen

Berichts

84

11, 39

17, 22,84

17,19,50,
117, 167

117

73, 139,
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Beflaggung der von der Provinzial-
verwaltung belegten Privatan-
stalten ......................

"- der Jugendherbergen .........

Behördenzentralisation in Berlin .

Beisitzer des Prouinziallandtages,
deren Wahl .................

Bergarbeiter iin Saargrenzgebiet,
Beseitigung der durch die Massen-
entlassung von solchen entstande¬
nen schweren wirtschaftlichen
Schäden ....................

Bericht über die Ergebnisse der Pro-
vinzilllverwaltung für das Rech¬
nungsjahr 1926 ..............

Berufs- und Fachschulen, landwirt¬
schaftliche, Einrichtung von Frei¬
stellen an denselben ..........

Beschäftigungder Insassen der Prov.
Heil- und Pflegeanftalten .....

Beschlußfähigkeit des Pruvinzial-
lcindtages ..................

Beschwerde des früheren Werklehr¬
meisters Kiesel in Bonn wegen
vorschriftswidriger Führung fei¬
ner Personalakten ............

Besetztes Gebiet, deffen Räumung
von den Bescchungstruppen ...

Besichtigungen der Arbeitsanstalt
Brauweiler .................

"- von Provinzialanstalten pp. durch
die Abgeordneten, Ermöglichung
derfelben ...................

Besoldungslasse, Provinzial-, Er¬
richtung einer solchen für die
Gemeindefürster ..............

Besoldungsnachweisung, Vorlage
einer solchen .................

Besoldungsneuregelung für die Pro-
vinzialbeamten ..............

BezirkshilfsvedUrftige Geisteskran¬
ke, Idioten, Epileptiker, Taub-
stumme und Blinde, Haushalts¬
plan über die Anstaltsfürsorge ..
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17, 183,
188
30

10,22,31,

17,22,84
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1, 22, 26,
41,43,47,

49

122

179

163

121, 136,
185

40, 136

49, 120

Nitburg, Angliederung von Mäd-
chenklllssen an der dortigen land¬
wirtschaftlichenSchule ........

Blinde, Ausbildung und Beschäfti¬
gung derfelben ...............

— besfere Unterstützung derfelben .
— bezirkshilfsbedürftige, Haushalts¬

plan über die Anstaltsfürforge
für folche ...................

Nlindenbibliotheken, Ausbau der¬
felben .......................

Nlindenwesen, Haushaltsplan .....

Bodenuerbcsserungen in kleinbäuer¬
lichen Wirtschaften,Erhöhung des
hierfür im landwirtschaftlichen
Haushaltsplan vorgesehenen Be¬
trages ......................

Nodenverbesserungen zur Hebung
der landwirtschaftlichen Produk¬
tion, Erschließung neuer Wegeund Mittel ..................

Bonn, bauliche Veränderungen in der
dortigen Prov. Heil- und Pflege-
anstalt ......................

Brauer, Abg., dessen Ausscheiden
aus dem Provinzillllandtage ...

Nrauntuhlcnreuier, rheinisches, Be°
feitigung der dort bestehenden
Mißstände ...................

Brauweiler, Entwicklung der dorti¬
gen Arbeitsanstalt und ihre Be¬
einflussung durch die neuere Ge¬
setzgebung ...................

— Besichtigungen der dortigen Ar¬
beitsanstalt ..................

— Halten von Zeitungen, Zeit¬
schriftenund Büchern seitens der
Insasfen der dortigen Arbeits¬
anstalt ......................

— Rebellion in der dortigen Ar¬
beitsanstalt ..................

— Unfälle in der dortigen Arbeits¬
anstalt ......................

Bürgschaften, Übernahme von sol¬
chen ........................

Burg Stahleck, Beflaggung der dor¬
tigen Jugendherberge ........

Bylerward, Haushaltsplan des dorti¬
gen Provinzilllguts...........

Seltenzahl
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Berichts
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D
Darlehn, Aufnahme von solchen zur

Weiterleitung an Einrichtungen
der privaten Wohlfahrtspflege .

— für Wohnungen minderbemittel¬
ter kinderreicher Familien, deren
Verbillignng ................

Taun, Errichtung einer zweiten land¬
wirtschaftlichen Schule dortselbst

Dawcsvlan, dessen Auswirkung ...

Defizit der Jahre 1925 und 192«,
Abdeckungdesselben ..........

-- der Jahre 1925 und 1926, Ver¬
wendung des zur Deckung des¬
selben im Haushaltsplan der Ver¬
mögens- und Schuldenverwal-
tung vorgesehenen Betrages zu¬
gunsten der Landwirtschaft ....

Denkschrift über die Entwicklungdes
Landstraßenwesens, insbesondere
die Anpassung des Straßennetzes
an den Kraftwagenverkehr ....

— über den Gesundheitszustand der
Zöglinge und Pfleglinge, Aus¬
arbeitung einer solchen ........

Detzdorf, Rittergut, Haushaltsplan.

Dhünntal, Erklärung desselben als
Naturschutzgebiet .............

Dissidentische Vorasyle und Erzie¬
hungsheime, Schaffung von sol¬
chen zur Gewährleistung freier
weltanschaulicher Erziehung der
Fürsorgezöglinge .............

Diffidcntischer Fürsorgeucrband,
Zulassung desselben an den Ar¬
beiten des Landesjugendamtes .

Domäne Lammersdorf, Haushalts¬
plan .......................

Dotation des Staates, Höhe der¬
selben .......................

Düren, Angliederung von Mädchen-
tlassen an der dortigen landwirt¬
schaftlichenSchule ............

— Ankauf eines größeren Gutes für
die dortige Heil-und Pflegeaustalt

— Renovierung der Kirche in der
dortigen Heil- und Pflegeanstalt

2elten;«l)>

des stcn»>

Äcrichtz

126

12, 2U, 2.',,
54, 72, 142,
14«, 15l,

1«,'!

I?, 2!, ?:>,
12!!, 1Ü2

I«, 2«, 2l,
11, 42, 14,

«!, UU

12, !5, 22,
2?, 5», 145,

,2,, !UU,

145, 151,
169, 170

2, 12, >>,
l,;, !!!, 22,

4», 11«!

94, 115

180

111,114

93, 10S,
IIS

83

44

21, 139,
163

26, 48,
116

169

e
Eberle, Abg., dessen Wahl zum stell-

vertr. Vorsitzenden des Provin-
ziallandtages ...............

Vifgental, Erklärung desselben als
Naturschutzgebiet .............

Eindeichungsprojett Neuwied, Be¬
willigung von Mitteln ........

— Arbeitsbedingungen ..........

Einfuhrzoll, Aufhebung desfelbcn
für Gefrierfleisch und Freigabe
der Einfuhr .................

Eingaben an den Provinziallandtag,
Verzeichnis ..................

Eingruppierung des Pflegepersonals,
Erziehungspersonals und der Auf¬
sichtsbeamten in die neue Be¬
soldungsordnung .............

Einladung der Stadt Düsseldorf zum
Besucheder städtischen Theater .

Ein- und Umgemeindungen in der
Nheinprovinz ................

Eisenbaynbau in der Nheinprovinz

„Elim", FUrsorgeheim bei Mors,
Zustände in diesem Heim .....

Engelskirchen-Marienheidc, Pfla¬
sterung dieser Provinzialstraße .

Enteignungsverfahren für die Stra¬
ße Köln-Bonn, Einleitung des¬
selben zwecks Durchführung des
Bauvorhabens ...............

Entlastung von Rechnungen .....

Epileptiker, bezirtshilfsbedürftige,
Haushaltsplan über die Anstalts-
fürsorge für folche ...........

Ergebnisse der Provinzialverwal-
tung, Bericht für das Rechnungs¬
jahr 1926 ...................

Erklärung der K.P.T».-Fraktion zur
Wahl des Vorfitzenden des Pro-
vinzillllandtllges ..............

Eröffnung des Provinziallandtages
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Vrwerbslosenfürsorge in der Rhein¬
provinz ......................

Erwerbslosen- und Krisenfürsorge,
Erweiterung derselben ........

Vrziehungsheime,Provinzial-,Haus°
haltspllln....................

— Beschäftigung der Zöglinge in
denselben ....................

Erziehungsheim, Provinzial-,
Nheindahlen, Ausdehnung der
Lungenheilstätte in dieser Anstalt
auf nachschulpflichtigeZöglinge .

Erziehungsheime und Vorasyle, dis¬
sidentische, Schaffung von solchen
zur Gewährleistung freier welt¬
anschaulicherErziehung ......

5
Fachausschüsse des Provinzialland-

tages, Zusammensetzung ......
Fach- und Berufsschulen, landwirt¬

schaftliche,Einrichtung von Frei¬
stellen an denselben ..........

Farben der deutschen Republik,
Nichtbelegungder Privatanstalten
die diese nicht achten .........

-— Nichtbeachtung derselben auf der
Jugendherberge Burg Stahleck .

Fehlbeträge der Jahre 1925 nnd
1926, Abdeckungderselben ___

— der Jahre 1925 und 1926, Ver¬
wendung des zur Deckung der¬
selben im Haushaltsplan der Ver¬
mögens- und Schuldenuerwal-
tung vorgesehenen Betrages zu¬
gunsten der Landwirtschaft ___

Ferienheime, Schaffung von solchen

Ferngasversorgung, deren Durch¬
führung ....................

Feuerversicherungsanstalt, Haus¬
haltsplan für die Verwaltungs-
tosten ......................

— , deren Bevorzugung vor den
privaten Versicherungsgesellschaf¬
ten .........................

-— Senkung der Versicherungsprä¬
mien zugunsten der Landwirt¬
schaft .......................

Seitenzahl

des stcnv'
graphischen

Berichts

7, 8, 19,
^ 36

17, 69,
120, 124,

172

92, 114

46, 92,
105

92

92, 103,
111, 114

73, 139,
157, 163

17, 183,
188

30

12, 15, 2«,
27, 4», 5U,

142, 121,
1!!!», I?«

145, 151,
169, 170

133

29

82

77, 78

78, 79

Finanzausgleich, befsere Berücksich¬
tigung der Rheinprovinz bei dem
kommenden ..................

Finanzlage der Provinzialverwal-
tung ........................

Finanzpolitik in der Rheinprovinz

Fonds bei den Ministerien des Rei¬
ches und der Länder ........

Fraltionsanträge, Vorlage der wich¬
tigen vor der Landtagstagung ..

FranzösischeVergbauverwaltuug im
Saargrenzgebiet, Beseitigung der
durch die Massenentlassung von
Bergarbeitern seitens derselben
entstandenen schweren wirtschaft¬
lichen Schäden ...............

Freistellen an den landwirtschaft¬
lichen Berufs- und Fachschulen,
Ginrichtung von solchen .......

Fürsorge für Kriegsbeschädigte und
Kriegshintcrbliebene, Haus¬
haltsplan ....................

— Einstellung weiterer Mittel in
den Haushaltsplan für allgemeine
Fürsorge, Kapitulanten und Alt¬veteranen ....................

Fürsorgeerziehung Minderjähriger,
Haushaltsplan ...............

— deren Durchführung ..........

— Heranziehung der örtlich zustän¬
digen Jugendämter bei der Durch¬
führung derfelben ............

— Einschränkung der Überweisung
von Zöglingen ..............

— Überweisungsgründe .........

Fürsorgeerziehungsanstalten, Höhe
der Pflege- und Personalkosten

Schädigung des Handwerks durch
die Betriebe dieser Anstalten ...

sexuelle Aufklärung der Knaben
und Mädchen in denfelben ....

Fürsorgeerziehungsanstalt Rhein-
dahlen, Ausdehnung der dortigen
Lungenheilstätte auf nachschul¬
pflichtige Zöglinge ..........

2«iten;cihl

des stenu>
sirnphischen

Bericht«

2, 9, 19,
27,38,39,

11,27,38,
44, 49

2, l,, 23,
27, 3«, 4N,
44, 4», «2,
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10, 32,
101

145

17,22,84

73, 139,
157, 163

128

128

92, 114
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»?, 112

17, 93,
115

94, 98
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1N8, 112,
113

46, 92
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ttu, 112,

114

92
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Fürsorgeheim „Vlim" bei Mors,
Zustände in diesem Heim .....

Fürsorneheim für Psychopatische
Mädchen, (Fürsorgezöglinge)
Haushaltsplan ...............

Fürsorneheim Niederseßmar, Zn-
stände in diesem Heim und Tod
des Zöglings Kegelnmnn ......

— Kommissionsberichtüber das Un-
tersuchungsergebnis .........

Fürsorgeziiglinge, Beaufsichtigung
derselben ....................

— Beschäftigung derselben in den
Prou. Erziehungsheimen ......

— deren Unterbringung in Anstal¬
ten und Familien............

— Haartracht der weiblichen .....

— Höhe der Pflegetosten ........

— konfessionelle Erziehung derselben

— Schaffung von diffidentischen
Vorasylen und Erziehungsheimen
zur Gewährleistung freier welt¬
anschaulicherErziehung derselben

Fürsorgezüglinge und Pfleglinge,
Ausarbeitung einer Denkschrift
über den Gesundheitszustand der¬
selben .......................

Fußgänger- und Radfahrerwege,
Neuanlllge von solchen an den
Straßen ....................

Fußwege in den Waldungen in den
Umgebungen der Städte, Offen-
haltung derselben für Wanderer

Futtermittelzölle, Abschaffung der¬
selben .......................

G

Gebirgs- und Wandcruercine, Be¬
willigung eines höheren Zuschus¬
ses an dieselbenzum Ausbau und
zur Unterhaltung der Wegemar¬
kierung .....................

— Unterstützung der rheinischen...

Seitenzahl

des stcnu»
Niaphischen

Bericht«

U7, !IN, >»,«,
1»«, 10»,

121

!M, >!«, IM!,
! >,',, I?N

113, 170

48, 03,
115

46, 92,
105

23,51,63,
95, 98

»?, »», in»,
IN«, IN?,

114

12, 2N, 2»,
51, !»5, ION,

INI, 1N8,
112,

2N, »1, W,
1N2, IN?,
111, 12?

92, 103,
111, 114

94, 115

17,20,28,
51, 117

120

152

20,93,115

Geflügelzucht, Förderung derselben

Gefrierfleisch, Herabsetzungdes zoll¬
freien Kontingents und Anf-
hebuug des Einfuhrzolls ......

Geisteskranke, bczirtshilfsbedürftige,
Haushaltsplan über die Anstalts-
fürsorge für solche ............

— deren Anzahl ................

Geldern, Nngliederung von Mäd-
chentlassenan der dortigen land¬
wirtschaftlichenSchule ........

Geldkonzentration in Berlin .....

Gemeinde- und Kreisstratzen, Be¬
lastung der Kommunen dnrch
den Kraftwagenverkehr der Eisen¬
bahn, Post und Privatgesellschaf¬
ten .........................

Gemeinde- und Krciswegebau,
Haushaltsplan über die Unter¬
stützung desfelben ............

— Bereitstellung von Mitteln aus
dem Haushaltsplan über die
Unterstützung desselben zur Ver-
billignng der von den Kommunal-
verbänden aufzubringenden, Ko¬
sten zum Ausbau von Über-
nahmestrcißen ................

— Vereitstellung von Mitteln aus
dem Haushaltsplan über die Un¬
terstützung desselben zur Neuan¬
lllge von Radfahrer- und Fuß-
gnngerwegcn an den Straßen ..

— Unterstützung desfelben aus den
für Wegebauzweckevorgesehenen
Anleihemitteln ...............

— unwirtschaftlicheVerwendung der
Zuschüsse der Provinz .........

Gcmeindeförfter, Errichtung einer
Provinzial-Besoldungstasse für
dieselben ....................

Gemeinnütziger Wohnungsbau, Zur¬
verfügungstellung von Mitteln
an Zwischenkrediten nnd Hypo¬
theken zur Förderung desselben

Gemüfe- und Obstbau, Förderung
desselben ...................

Geschäftsordnungsausschuß des
Provinziallandtages, Zusammen¬
setzung desselben .............

Seitenzahl

des stenu»
Ninphischen

Berichts

21,25,82

17, 1U, «N,
I,'!N, 1i8
15», 163

49, 120

14

21, 139,
163

10,31,47,
62

26, 167

117

l», iu, i?,
1», 18, 11N,

1«?

?, 2Ü, '/«,
5l, II?

19, 167

26, 50

163

15, 2N, 25,
>N, 51, ?<!

21, 83
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Gesundheit der Schulkinder, Anstel¬
lung von hauptamtlichen Schul¬
ärzten zur ständigen Kontrolle
derselben ....................

Gesundheitsfürsorge für die Jugend,
Verteilung der im Haushaltsplan
des Landesjugendamtes uutcr Ti¬
tel III, 1 vorgesehenen Mittel .

Gesundheitszustand der Pfleglinge
und Zöglinge, Ausarbeitung einer
Denkschriftüber denselben ....

Getreidemonopol, Schaffung eines
solchen ......................

Gewerbliche Zwecke (Bildungsein¬
richtungen) Haushaltsplan ....

Goch, Errichtung einer landwirt¬
schaftlichen Schule an diesem
Orte ........................

Grafenberg, bauliche Veränderun¬
gen in der dortigen Heil- und
Pflegeanstalt ................

Grenzgebiete, westliche, deren Not¬
lage ........................

Grundbesitz für die Prob. Lehran¬
stalt für Weinbau, Obstbau und
Landwirtschaft in Trier, Erwerb
von solchem .................

— Aufnahme einer Anleihe zum
Erwerb von folchem ...........

Guinbert, Bürgermeister in Zülpich,
früherer Alterspräsident des Pro-
vinziallandtages, Nachruf für den
Verstorbenen ................

Gut, Ankauf eines größeren für die
Heil- und Pflegeanstalt Düren .

Gut Nhlerward, Haushaltsplan ..

Haartracht der weiblichenFürsorge-
züglinge .....................

Hack, Abg., dessen Ausscheide« aus
dem Provinziallandtllge ......

Dr. Hagen, Abg., übernimmt den
Altersvorsitz .................

Handelsverträge, Änderung dersel¬
ben zugunsten der Landwirtschaft

Seitenzahl

des stenu»
graphischen

Berichts

179

20, 52,
133, 134

04, lI5

144

80

21, 139,
163

121

i, », >?,
sü, 33, «!,

26, 48,
83, 168

83, 168

<!!>

2«, 48,
116
83

97, 99,
103, 106,
107, 114

4, 17

4«, 4>>, «5,

14», 15«,
158

Handwerk, dessen Schädigung durch
die Betriebe in den Fürsorge-
erziehungsanstlllten ...........

Hartstein- und Nasaltlauaindustrie,
rheinische, Berücksichtigung der¬
selben beim Straßenbau ......

Hauptverwaltung, Haushaltsplan .

Haus „Mim" bei Moers, Zustände
in diesem Heim ..............

Haushaltsplan der Provinzialver-
waltung und Vorbericht hierzu .

der Hauptverwaltung .........

über Ruhegehälter und Hinter¬
bliebenenrenten ..............

über Steuern und Überweisun¬
gen aus Reichs» und Staats¬
mitteln .....................

der Vermögens- und Schuldeu-
uerwaltung ..................

der Vermögens- und Schuldeu-
verwaltung, Verwendung der
zur Deckung des Fehlbetrages
vorgesehenen Mittel für eine
Zinsverbilligungsattion zugun¬
sten der Landwirtschaft und zur
Durchführung prodnttiuns- und
abslltzorgllnislltorischer Maßnah¬
men bei derselben ...........

der Provinzial - Straßenverwal-
tung ........................

über die Unterstützung zum Bau
und Betrieb von Kleinbahnen .

über die Unterstützung des Ge¬
meinde- und Kreiswegebaues ..

über die Unterstützung des Ge¬
meinde- und Kreiswegebaues,
Bereitstellung von Mitteln ans
diesem Haushaltsplan zur Ver-
billigung der von den Kommunal-
verbänden aufzubringenden Ko¬
sten zum Ausbau von Uber-
nahmestraßen ................

5«lten,al)I

des steno»
Nrnphischen

Berichts

46, 92

!?, !!>, 5l>,

75>

»7, W, 10,'!,
!«<!, 1NN,
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2, 37, 44,
47, 169

75
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2,14,27,
169

12, 14,
166, 169

17,145,14«,
147, 151,
157, 1«U,
161, 18«,
1U», 17«,

13, 17,
19, 48,

117

117

117

13, 1«, 17,
tu, 4», II«,

I«?
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Haushaltsplan über die Unterstüt¬
zung des Gemeinde- und Kreis-
Wegebaues, Bereitstellung von
Mitteln aus diesem Haushalts¬
plan zur Neuanlllge von Rad¬
fahrer- und Fußgängerwegen an
den Straßen ...............

— der Fürsorgeerziehung Minder¬
jähriger .....................

— der Provinzilll-Grziehungsheime

— des Landesjugendllmtes ......

— des Landesjugendllmtes, Zurver¬
fügungstellung von Mitteln für
den zweiten Nnsfchuß ........

des Landesjugendllmtes, Erhö¬
himg der Mittel in dem Haus¬
haltsplan für Kindergesundheits¬
fürsorge ....................

des Landesjugendllmtes, Erhö¬
hung desselben um 50000 RM.
zur Durchführung einer plan¬
mäßigen Schulzahnpflege .....

des Landesjugendllmtes, Einset¬
zung von 500 000 RM. in den
Haushaltsplan für den weiteren
Ausbau des Iugendherbergs«
wertes ......................

des Landesfürforgewefens .....

des Landesfürsorgewesens, Ein¬
stellung von 100 000 RM. in den
Haushllltsplllu für jugendliche
Wanderer ...................

der Prov. Arbeitsanstalt zu Brau-
weiler ......................

Anstaltsfürsorge für bezirkshilfs-
bedürftige Geisteskranke,Idioten,
Epileptiker, Taubstumme und
Blinde nach § 6 der preuß. Aus-
führungs-Verordnung vom 17.
April 1924 ..................

der Krüppelfürsorge ..........

der Prouinzial-Heil- und Pflege-
anstlllten ....................

der Provinzilll-Kinderanstalt für
feelifchAbnorme .............

des Provinzial-Fülsorgeheims für
psychopathische Mädchen (Für¬
sorgezöglinge) ...............

Seitenzahl

des steno-
«rnphischen

Berichts

17,26,28,
51, 117

92, 114

92, 114

24. 132

24, 52,
133

20,24,52,
133, 134

133, 134

20, 93,
115

115

!0, 94
116

122

49, 120

116

14, 121

121

121

2el«en?lll)l

des steno»
NinPhischen

Berichts

Haushaltsplan der orthopädischen
Prouinzial - Kinderheilanstalt zu
Süchteln ....................

— der Fürforge für Kriegsbefchä-
digte und Kriegshinterbliebene .

— der Fürsorge für Kriegsbefchä-
digte und Kriegshinterblicbene,
Einstellung weiterer Mittel in
den Haushaltsplan für Beihilfen
an Altveteranen und Kapitulan¬
ten fowie für allgemeine Für¬
sorge der Kriegsbeschädigtenusw.

— des Provinzialinstituts für Ar-
beits- und Berufsforschung ....

— über das Hebmnmenwesen ....

— der Provinzilll-Tllnbstummenlln-
stlllten (Schulen) .............

— des Provinzilll-Taubstummen-
hoims zu Euskirchen .........

— über das Blindenwefen .......

— über die landwirtschaftlichenAn¬
gelegenheiten ................

— über die landwirtschaftlichenAn¬
gelegenheiten, Erhöhung des für
Bodenmeliorationen in klein¬
bäuerlichen Wirtfchaften und die
Anlage von Wasserleitungen vor¬
gesehenen Betrages ...........

— des Rittergutes Desdorf ......

— des Provinzialguts Bylerward .

— der Provinzialdomäne Lammers-
dorf ........................

— über die Viehfeuchenentschädi-
gung .......................

— der Provinzillllehranstalten für
Weinbau, Obstbau und Lano-
wirtfchaft ....................

— über die Förderung von Kunst
und Wifsenschllft ..' ...........

— über die Förderung von Kuust
und Wissenschaft,Aufteilung der
Mittel unter Titel V 1 .......

— der Provinzialmuseen .........
— der Hochbauabteilung .........
— für gewerbliche Zwecke (Bilduugs-

einrichtungen) ................

116

128

128

24, 75

91

87

87

88

162
83

83

83

83

8l!

79

79

79

14, 132

80
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Haushaltsplan Verschiedenes.....

^ Verschiedenes, Erhöhung der für
KinderspeisungvorgesehenenMit¬
tel .........................

Außerordentlicher Haushalt ....

^ Außerordentlicher Haushalt, Auf-
nah nie einer Anleihe zur "Deckung
des Haushalts 1927 ..........

^ für die Besoldungen und anderen
Persönlichen Ausgaben der Pro-
vinzialbeamtenbeiderLandesver-
sicherungsllnstalt Nheiuprovinz ..

-— für die Verwnltungskusteu des
Genossenfchllftsvorstllndes der
Rheinifchcn landwirtschaftlichen
Nerufsgenofsenschaft ..........

"- für die Verwaltungskosten der
Provinzial-Feucrversicherungs-
nnstalt ......................

"- für die Verwaltungskosten der
Lllndesuant ..................

^ für die Verwaltungskosten der
Provinzial - Lebensversicherungs-
anstalt ......................

"— für die Verwaltungskosten der
Prouinzial - Lebensversicherungs-
anstalt, Einsetzungder Mittel fiir
die Stelle eines Provinzial-Ver-
ficherungsrats ...............

Haushaltsvoranschlag, Vorlage ei¬
ner Besoldungsuachweisung mit
dem nächstjährigenHaushaltsplan

Hauszinssteuer, deren Verwendung
für den Wohnungsbau .......

Hebammenwesen, Haushaltsplan .

Heil- und Pflegeanstalt Bonn, bau¬
liche Veränderungen in derselben

Heil- und Pflegeanstalt Düren, An¬
kauf eines größeren Gutes für
die Anstalt ..................

^ Renovierung der Anstaltskirche .

Selten;»!)!

des sten»»
Nillphischen

Berichts

168

17, 20,
123
169

168

82

76

82

82

121, 136,
185

67, 77,
164

!1l

121

26, 48,
116

169

Heil- und Pflcgeanstalt Grasenberg,
bauliche Veränderungen in der-
felben .......................

Heil- und Pflegeanstalten, Haus¬
haltsplan ....................

— Erhöhung der Pflegefätze .....
— Beschäftigung der Anfassen ....
— Krankheitsfälle in denselben ...

Heimatmuseen, Förderung der rhei¬
nischen .....................

Hennig, Zimmerer, dessen Gintritt
in den Provinziallandtag......

Hinterbliebenenrenten und Ruhe¬
gehälter, Haushaltsplan .......

Hinterbliebenenversorgung uud
Pension des Direktors der Acker-
bauschule in Lechenich, Über¬
nahme derselben .............

— der Leiterinnen der Mädchen-
tlassen an den,, landwirtschaft¬
lichen Schulen, Übernahme der¬
selben .......................

Hirschhorn, Landesbcmrat, Nachruf
für den Verstorbenen ........

Hochbauabteilung, Haushaltsplan .
— Wiederbefetzung der beiden in

der Abteilung durch Tod erledig¬
ten Lllndesblluratsstellen ......

Hochwasscrschutlmasznahmenin der
Nheinprovinz ................

Hopmann, Studienrätin, deren Ein¬
tritt in den Provinziallandtag ..

Hypotheken und Zwischenkredite,
Zurverfügungstellung von Mit¬
teln hierfür znr Förderung des
gemeinnützigen Wohnungsbaues

?
Idioten, bezirkshilfsbedürftige,Haus¬

haltsplan über die Anstaltsfür-
forge für solche ..............

Insassen der Heil- und Pflegean-
stalten, Heranziehung derfelben
zu Arbeiten .................

— der Arbeitsanstalt Vrauweiler,
Halten von Zeitungen, Zeitschrif¬
ten und Büchern seitens derselben

5elten;nh!

des steno»
Nillphischen

Berichts

121

14, 121

63, 121
121

63, 94

21,25,52,
79

5, 17

?ss
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,3! , 163

4

!,, 132

3<! , 82

^, 29

5, 17

15, litt, 25,
.<«, 54, ?!>

49, 117

121

122
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Institut für Arbeittz- und Nerufs-
forschung, Haushaltsplan .....

— Bericht über die Ergebnisse des¬
selben .......................

Institut für Konfunkturforschung in
Essen, Bewilligung eines Zu¬
schusses .....................

7
Iahresrechnungen, Entlastung von

solchen ......................

Dr. Iarres, Abg., dessen Wahl zum
Vorsitzenden des Proviuzialland-
tages .......................

Jugendämter, Heranziehung der ört¬
lich zuständigen bei der Durch¬
führung der Fürsorgeerziehung .

Iugendgesundheitsfürsorge, Ver¬
teilung der im Haushaltsplan des
Landesjugendamtes unter Titel
111,1 vorgesehenen Mittel .....

Jugendherbergen, Beflaggung der¬
selben in den deutschen Reichs-
farben ......................

Iugendherbcrgsneü, Vereitstellung
einer Beihilfe zum weiteren
Ausbau des rheinischen .......

Iugendherbergswerl, Einsetzung von
500 000 NW. für dasselbe in den
Haushaltsplan des ^andesjugend-
amtes .......................

Jugendliche Wanderer, Einstellung
von 100 000 RM. für dieselben
in den Haushaltsplan für das
Landesfürsorgewesen ..........

6
Kanal Nachen-Nhein, Vau desselben

Kapitulanten der ehemaligen Wehr¬
macht, Einstellung weiterer Mit¬
tel für dieselbenin den Haushalt
der Fürsorge für Kriegsbeschä¬
digte und Knegshinterbliebene
für Beihilfen ................

Karitative Einrichtungen, Zuwei¬
sung an diese aus Fonds des
Reichs nnd der Länder .......

3e!ten,al)I

des stenu»
Ninphischen

Verichls

24, 75

2'!

16. 84

184

3, 44

17, 93,
115

133, 134

30

20, 30,
«3, 115

20, 93,
115

20, 84,
116

128

32, 101

Kiesel, früher Wertlehrmeister in
Bonn, Beschwerde wegen vor¬
schriftswidriger Führung seiner
Personalakten ................

Kindcranstalt für seelisch Abnorme,
Haushaltsplan ...............

Kinderarbeit in den Grenzgebieten

Kindergesundheitsfürsorge, Erhö¬
hung der hierfür im Haushalts¬
plan des Landesjugendamtes vor¬
gesehenen Mittel .............

Kino «Heilanstalt, orthopädische,
Haushaltsplan ..............

— Aufnahme einer Anleihe zur
Deckung der Mehrtosten für den
Ausbau und die Inneneinrich¬
tung derselben ...............

— Festsetzungder Pflegesätze .....

Kinderheim der I. A. G, in Nem-
scheid, Umbau desselben .......

Kinderreiche Familien, Verbilligung
von Darlehn für Wohnungen
Minderbemittelter ............

Kinderspeisung, deren Durchführung
in der Nheinprovinz ........

Kirche in der Heil- und Pflegeanstalt
zu Düren, Renovierung derselben

Kleinbahnen, Haushaltsplan über
die Unterstützung zum Vau und
Betrieb von solchen ..........

Kleinbäuerliche Wirtschaften, Er¬
höhung des im landwirtschaft¬
lichen Haushalt vorgesehenen
Betrages für Bodenmelioratio-
nen in denselben ............

Kleinwinzer, Erteilung von kosten¬
losem Unterricht an die Söhne
von solchen in den Weinbau-
lehranstalten .................

Knnb, Abg., dessen Ausscheidenaus
dem Pro«. Landtage .........

Kommunaldarlehn, Gewährung von
solchen durch die Landesbcml .

Konfessionelle Erziehung der Für-
surgezöglinge ................

2elten,cih!

des steno»
nrllphischen

Neiichts

136

121

104

20, 24, 52,
1»,'!, 134

116

168

5, 63,116

133

15, 20, 25,
54, 78, 145,

I4ll, 151,
1U3

5, 17, 2U,
123, 152,

1<!1

16»

117

84, 138,
162

73, 139,
162

4, 17

15, 76

2„, 94, UU,
!»2, 107,
,!!, 12?
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Konjunkturforschung, Bewilligung
eines Zuschussesan das Institut
hierfür in Essen ..............

Konzentration, der Verwaltungen
und des Geldes in Berlin.....

Kraftfahrzeugsteuer, Höhe und Ver¬
teilung derselben .............

Kraftwagenverkehr, Denkschrift über
die Anpassung des Straßennetzes
an diesen Verkehr und die Ent¬
wicklung des Landstraßenwesens

^ der Eisenbahn, Post und Privat¬
gesellschaften, Belastung der Kom¬
munen hierdurch .............

Krankheitsfälle in den Heil- und
Pflegeanstlllten ..............

Kredityilfe für die notleidende Land¬
wirtschaft, Beteiligung an der¬
selben ......................

Kreis- und Gemeindestrafjen, Be¬
lastung der Kommunen durch
den Kraftwagenuertehr der Eisen¬
bahn, Post und Privatgesellschaf¬
ten .........................

Kreis- und Gemeindewegebau,
Haushaltsplan über die Unter¬
stützung desselben ............

— Bereitstellung von Mitteln aus
dem Haushaltsplan über die
Unterstützung desselben zur Ver-
billigung der von den Kommunal»
Verbünden aufzubringenden, Ko¬
sten zum Ausbau von Über-
Nllhmestraßen ................

— Bereitstellung von Mitteln aus
dem Haushaltsplan über die Un¬
terstützung desselben zur Neu¬
anlage von Radfahrer» und Fuß¬
gängerwegen an den Straßen ..

— unwirtschaftliche Verwendung
der Zuschüsse der Provinz ......

Kriegsbeschädigte, Beschäftigung
derselben ....................

Kriegsbefchädigte und Kriegshin¬
terbliebene, Haushaltsplan ___

^ Einstellung weiterer Mittel in den
Haushaltsplan für allgemeine
Fürsorge derselben ...........

5e!ten,ohl

des steno»
graphischen

Berichts

16, 84

IN, 22, 31,
»8, 47, «2

2, 12, 14,
1», 23, 27,

28

2, 13, 14,
IS, 18, 22,

48, 118

26, 167

63, 94

5, 7, 15,
1«, 21, 24,
22, 33, 48,

2N, 138,
147, 148,
127, 128,

1«1

26, 167

117

13,16,17,
19, 48,
116, 167

17,26,28,
5.1, 117

26, 50

129, 131

128

128

Kriegshinterbliebene, Krankenhilfe
für dieselben .................

Krisen- und Vrwerbslofenfürsorge,
Erweiterung derselben ........

Krüvvelfürforge, Haushaltsplan ..

Kulturelle Bestrebungen, Unterstüt¬
zung von solchen, die auf dem
Gebiete der Volksbiloungsarbeit
liegen .......................

Kunst und Wiffenfchaft, Haushalts¬
plan .......................

— Aufteilung der im Haushaltsplan
unter Titel V, 1 vorgesehenen
Mittel ......................

Lammersdorf, Haushaltsplan der
dortigen Provinzialdomäne ....

Landesbank, Haushaltsplan für die
Verwaltungskosten ............

— Änderung der Satzung .......

— Erhöhung des Stammkapitals .

— Aufnahme einer Anleihe durch
dieselbe zur Gewährung von
Umschuldungskrcditen an die
rheinischeLandwirtschaft ......

— Gewährung von Krediten an die
Kommunen ..................

— Zurverfügungstellung von Mit¬
teln an Zwischenkrediten und
Hypotheken zur Förderung des
gemeinnützigen Wohnungsbaues

— Bevorzugung des öffentlichen
Versicherungswesens durch die¬
selbe ........................

— deren Benachteiligung durch die
Konzentration des Geldes in
Berlin ......................

— deren Zusammenarbeiten mit
den Sparkassen ..............

Landcsvaurat Penners, dessen Wahl

Heitenzohl

des steno»
graphischen

Berichts

130, 131

17, «8, 12N,
124, 172

116

12,21,25,
52, 79

7l»

?!!

83

76

15,16,76

12, 25,44,
7«, 168

2, 12, 21,
24, 25, 83,
48, 5«, 138,

123, 127,
INI

15, 76

15,20,25,
40, 54, 76

77, 78

10, 31,
47, 62

11,15,76

82
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Landesbauratsftellen in der Hoch»
bauabteilung, Wiederbesetzung
der beiden durch Tod erledigten

Landesfürsurgewesen, Haushalts.
Plan .......................

— Einstellung von 100 000 NW. in
den Haushaltsplan für dasselbe
für jugendliche Wanderer .....

Landesjugendamt, Haushaltsplan

— Einsetzung von 500 000 NM. in
den Haushaltsplan desselbenzum
weiteren Ausbau des Jugend-
Herbergswerts ................

— Erhöhung des Haushaltsplans
um 50 000 NM. zur Durchfüh¬
rung einer planmäßigen Schul¬
zahnpflege ...................

— Erhöhung der im Haushaltsplan
vorgesehenen Mittel für Kinder¬
gesundheitsfürsorge ...........

— Zurverfügungstellung von Mit¬
teln aus dem Haushaltsplan für
den zweiten Ausfchuß des Lan-
desjugendamtes ..............

Neuwahl von Mitgliedern

Verleihung eines Sitzes in dem¬
selben an die K. P. D.......

Zulassung des dissidentischen Für-
sorgeuerbllndes an den Arbeiten
desselben ...................

Vorgehen desselben zur Be¬
kämpfung von Schmutz und
Schund .....................

LandesoberbauratNaltzer und Lan-
desbaurat Hirschhorn, Nachruf
für die Verstorbenen .........

Landesoberbaurat RUHl, dessen
Wahl .......................

Landesverficherungsanstatt, Haus¬
haltsplan für die Besoldungen
usw ........................

— Besetzung von Landesratsstellen

Geschäftsunifang bei derselben

Seitenzahl

des stenu»
graphischen

Berichts

3«, 82

14, 94,
116

20, 94,
115

24, 132

20, 93,
115

20, 52, 08,
133, 131

20, 24, 22,
133, 134

133

24, 93,
105, 115

94, 115

93, 105,
115

17, 20, 40,
23, 83, 112

82

82

30, 22, 23,
22, Ol, «2,

0?

61, 67

Landstratzcnwese«, Denkschriftüber
die Entwicklung desselben, ins»
besondere die Anpassung des
Straßennetzes an den Kraft¬
wagenverkehr ................

Landwirtschaft, Aufnahme einer An¬
leihe seitens der Lcmoesbankzur
Gewährung von Umschuldungs-
lrediten an diefelbe ...........

— Beteiligung an der Kredithilfe
für die notleidende Landwirtschaft

— deren Notlage

Bewilligung von 200 000 NM.
für eine Zinsverbilligungsaktion
zugunsten der leistungsschwachen
und am stärksten verschuldeten
Betriebe ....................

Bewilligung von 100 000 NM.
zur Durchführung Produktions-
und llbslltzorganislltorischerMaß¬
nahmen bei derselben .........

— Abschaffungder Futtermittelzölle

— Änderung der Handelsverträge
zu deren Gunsten ............

— steuerliche Belastung derselben .

Einstellung des Preußischen
Stlllltsministeriums und des So-
zialismus zu dieser ...........

Ausbau des Absatzes der Pro¬
dutte und Unterschiede in den
Erzeuger- und Handelspreisen .

Leltenzcihl

des stcnu»
graphischen

Berichts

2, 13, 14,
18, 19, 22,

48, II«

2, 15, 21,
24, 22, 33,
4g, 20, 138,

123, 157,
101

2, 7, 12, IN,
21, 24, 25,
83, 40, 5«,
138, 147,

148, 127,
158, 101

5, 7, 15, 1«,
17, 18, 21,
24, 25, 2»,
32, 37, 41,
40, 4«, 54,
20, 27, 04,
05, 73, 138,
142, 147,

151, 153,
150, 100,

101

15, 17, 22,
25,138,145,

140, 147,
151, 157,
ION, 101,

108

15, 17, 145,
140, 121,
100, 101,

108

152

40, 4», 05,
140, 143,
148, 123,

128

32, 20, 27,
58, 00, 05

147, 148,
155,

24, 33, 40,
27, 28, 00,

142, 148,
151, 155

18, 80, 40,
48, 54, 20,
58, 78, 140,

141, 144,
148, 122,
153, 159
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Landwirtschaft, Schaffung eines
Getreidemonopols ............

— Senkung der Versicherungsprä¬
mien zu deren Gunsten ......

Landwirtschaftliche Angelegenhei¬
ten, Haushaltsplan ..........

— Erhöhung des im Haushaltsplan
vorgesehenen Betrages für Bo-
denmeliorationen in kleinbäuer¬
lichen Wirtschaften ...........

Landwirtschaftliche Berufs- und
Fachschulen, Einrichtung von
Freistellen an denselben .......

Landwirtschaftliche Nerufsgenof-
senschaft, Haushaltsplan für die
Verwaltungskosten ............

— Selbstverwaltung derselben durch
den landwirtfchaftlichen Berufs-
stand .......................

— Senkung der Belastung der Land¬
wirtschaft durch Beseitigung der
kleinen Unfallrenten und Zu¬
sammenlegung der Sektionen .

Landwirtschaftliche Flächen bei den
einzelnen Provinzialanstalten ..

Landwirtschaftliche Schulen, Er¬
richtung von folchen in Goch,
Asbach, Losheim, Dauu und im
Kreise Prüm ................

— in Geldern, Vitburg und Düren
oder Nlltingen, Anglicderung von
Mlldchentlaffen an dieselben ...

Landwirtschaftliche Schulen, Über¬
nahme der Pension und Hinter-
bliebenenversorgung der Leite¬
rinnen der Mädchenklassen an
denfelben ....................

Landwirtschaftliches Schulwefen,
Fortentwicklung desselben .....

Lebcnsvcrsicherungsanftalt, Haus¬
haltsplan für die Verwllltungs¬
kosten ......................

— Einstellung der Mittel in den
Haushaltsplan für die Stelle
eines Prouinzial-Versicherungs-
rats ......................

2elt«n;ahl

des steno»
llraphischen

Berichts

144

78, 79

16, 83

84, 138,
162

73, 139,
157,163

8«

56, 82

81

48, 116

17, 21,
139, 163

21, 139,
163

139, 163

1«, 17, 21,
75!, Ilül, !U5!

82

82

Lechenich, Errichtung einer Acker¬
bauschule an diesem Orte .....

— Übernahme der Pension und
Hinterbliebenenversorgung des
Direktors der dortigen Ackerbau¬
schule .......................

Lehranstalt für Weinbau, Obstbau
und Landwirtschaft in Trier,
Erwerb von Grundbesitz für die-
felbe ........................

— Aufnahme einer Anleihe zum
Erwerb von Grundbesitz für die¬
selbe ........................

— Einrichtung von Mädchenklassen
an derselben ................

Lehranstalten für Weinbau, Obst¬
bau und Landwirtschaft, Haus¬
haltsplan ....................

Letterhaus, Verbandssekretär, des¬
sen Eintritt in den Provinzial»
landtllg .....................

Dr. Limbourg, Abg., dessen Aus¬
scheiden aus dem Prov. Land¬
tage ........................

Losheim, Errichtung einer landwirt¬
schaftlichen Schule an diefem Orte

Lungenheilstätte in dem Prov. Er¬
ziehungsheim Rheindahlen, Auf¬
nahme von nllchschulpflichtigen
Zöglingen ...................

m
Mädchenklassen, Einrichtung von

solchen be: der Weinbaulehranstaltm Trier ....................

— Angliederung von solchenan die
landwirtschaftlichen Schulen in
Geldern, Vitburg und Düren
oder Natingen ...............

Marienyeide-Engelstirchcn, Pfla¬
sterung diefer Provinzialstraße .

Massencntlassung von Bergarbei¬
tern im Saargrenzgebiet, Besei¬
tigung der hierdurch entstande¬
nen schweren wirtschaftlichen
Schäden ....................

2elten;<ihl

des stenu»
ssrnphischen

Berichts

21, 130,
163

139, 163

26,48,83,
168

83, 168

73, 139,
163

83

4, 17

5, 17,39

163

92

73, 139,
163

21, 139,
163

117

17, 22,
84
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Meliorationen zur Hebung der land¬
wirtschaftlichen Produttion, Er»
schließungneuer Wege u. Mittel

Meurer, Abg., dessen Wahl zum Mit¬
glied des Wasserbeirates ......

Milchkontrollvereine, Förderung
derselben ....................

Miszstiinde im rheinischen Braun-
Kohlenrevier, Beseitigung dersel¬
ben .........................

Mitglieder des Landesjugendamtes,
Neuwahl von solchen .........

Mitglieder des Provinziallandta-
ges, Feststellung der bei der Ta¬
gung anwesenden ............

— ausgeschiedene ...............

— neu eingetretene .............

— am Erscheinen verhinderte .....

Molkereiwesen, Förderung des¬
selben .......................

Müller, Maria, Abg., deren Aus¬
scheiden aus dem Provinzial-
landtllge infolge Todes und Nach¬
ruf .........................

Miiller-Metzen, Abg., deren Aus-
fcheiden aus dem Provinzial-
landtllge ....................

Museen, Provinzial-, Haushaltsplan

n
Nachruf für die verstorbene Provin-

zillllllndtllgsabgeordnete Müller-
Eschweiler, Lllndesoberbaurat
Baltzer und Landesbaurat Hirsch¬
horn ........................

— für den verstorbenen früheren
Alterspräsidenten Guinbert in
Zülpich .....................

Namentliche Abstimmung .......

Naturschutzgebiete, Erklärung des
Dhünn« und des Etfgentales als
solche Gebiete ...............

Neugliederung der Verwaltungsbe¬
zirke am Niederrhein .........

St!t«n,ah!

des stenu«
graphischen

Berichts

21,24,25,
138, 162

178

25

73, 174

24, 93,
105, 115

3

4, 5, 17

4, 5, 17

4, 5, 17,
75, 166

25

4, 17

4, 17

79

69

184, 188

180

2, 31, 47

Neuwied, Bewilligung von Mitteln
für das dortige Vindeichungs-
Projekt ....................

— Arbeitsbedingungen für das dor¬
tige Eindeichungsprojekt .......

Niederseßmar, Zustande in dem
dortigen Fürsorgeheim und Tod
des Zöglings Kegelmann ......

— Kommissionsberichtüber das Er¬
gebnis der Untersuchung in dem
dortigen Fürsorgehenn ........

Notlage der rheinischen Landwirt¬
schaft .......................

— der westlichen Grenzgebiete ....

Notleidende Landwirtschaft, Betei¬
ligung an der Kredithilfe für die-
felbe ........................

Notstandsgebiet im Westen, Unter¬
stützungdurch Reich und Staat .

Nürburgring, Iurv erfügungstellung
der Mittel und deren Verwen¬
dung .......................

— Einsetzung eines Untersuchungs¬
ausschusseszur Nachprüfung der
Verwendung der bei Erbauung
desselben investierten Provin-
zialmittel....................

— Loslösung des Provinzilllverban-
des von der Beteiligung an dem
Unternehmen ................

O
Dberdürster, Abg., dessen Ausschei¬

den aus dem Proomziallandtage

Dberpustdireltionen Aachen und
Trier, beabsichtigte Aufhebung
derselben ....................

5«lt«n;ahl

des stenu»
graphischen

Veiichts

1«, 29, 73,
8«, 138,

14«, 120,
159, 1«2

73, 138,
14«, 15U,

182

96, 98,
106, 113,

170

113, 170

5, 7, 15, 1«,
17, 18, 21,
24, 25, 28,
32, 37, 41,
4!!, 49, 54,
5«, 57, «4,
«5, 73, 13»,

142, 147,
151, 153,
15«, 1«U,

>«1

1, 9, 17, 22,
33, 84, 1U4

2, 7, 15, 1«,
21, 24, 25,
33, 49, 5«,

138, 147,
149, 157,
123, 161

24, 25, 29,
38, 39, 42,
49, 88, 1«?,

18«

45, 73,
166, 180

25,45,49,
182

4,17

17,22,74,
173
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Obst- und Gemüsebau, Förderung
desselben ...................

Orthopädische Provinzial-Kinder-
heilanstalt, Haushaltsplan -----

— Festsetzungder Pslegesätze .....

— Aufnahme einer Anleihe zur
Deckung der Mehrkosten für den
Ausbau und die Inneneinrich¬
tung derselben ...............

Lstertalbahn, Unterstützungdes Pro¬
jektes .......................

Dstsiedlung, bäuerliche, Förderung
derselben ....................

Dtto, Lehrerin, deren Eintritt in den
Provinziallandtag ............

P
Penners, Provinzialbaurat, deffen

Wahl zum Landesbaurat ......

Pension und Hinterbliebenenver¬
sorgung des Direktors der Acker-
bauschule in Lechenich, Über¬
nahme derselben .............

— der Leiterinnen der Mädchen-
klaffen an den., landwirtschaft¬
lichen Schulen, Übernahme der¬
selben .......................

Personalakten des früheren Werk¬
lehrmeisters Kiesel in Vonn, Be¬
schwerde wegen vorschriftswidri¬
ger Führung derfelben ........

Personalkosten in den Anstalten ..

Personalpolitil bei der Provinzial-
verwaltung ..................

Pflegekosten in den Privatanstalten

Pslegesätze in der orthopädischen
Prob. Kinderheilanstalt Süchteln,
Festsetzungderfelben .........

Erhöhung derselben in den Heil-
und Pflegeanstalten ..........

Pfleglinge und Zöglinge, Ausarbei¬
tung einer Denkschrift über den
Gefundheitszustand derselben ..

5«lten;ahl

des stcnu>
graphischen

Berichts

21, 83 i

116

6,63,11«

168

17,22,84

18, 17, 21,
25, «3, 73,
138, 127,

162

5, 17

82

139, 163

139, 163

136

14, 20, 10,
ül, 1U0,

INI, 108,
112, 113

30,52,61,
65, 67,

12, 20, 32,
40, 51, 85,

100, Illl,
108, 112,

113

5, 63,
116

63, 121

94, 115

Politische Netiitigung der Geistlich,
keit ........................

Privatanstalten, deren Inanspruch¬
nahme ......................

— Höhe der Pflegekosten in den¬
selben .........>.............

Privatanstalten, Nichtbelegung der¬
jenigen, die die Farben der Deut¬
schen Republik nicht achten ___

Private Wohlfahrtspflege, Auf¬
nahme von Darlehn zur Weiter¬
leitung an Einrichtungen der»
selben .......................

— deren Tätigkeit ..............

Privatversicherungsgesellschaften,
Benachteiligung derselben durch
die Provinzial-Feuerversiche-
rungsanstlllt ................

Proletarische politische Gefangene,
Amnestierung derselben .......

Provinzialanleihen, Hüheraufwer-
tung derfelben ...............

Provinzialanstaltcn, Abstandnahme
von der Neugründung von solchen

— Beobachtung der Arbeitsmetho¬
den in denselbenzur Vermeidung
von Unfällen ................

— Grüße der landwirtschaftlichen
Flächen bei den einzelnen .....

— Höhe der Pflegekosten in den-
felben .......................

— Ermöglichung deren Besichtigung
durch die Abgeordneten .......

Provinzialdomäne Lammersdorf,
Haushaltsplan ...............

Provinzilll-Vrziehungshcimc, Be¬
schäftigung der Zöglinge m den¬
selben .......................

Provinzial-Vrztehungsheime,
Haushaltsplan ...............

Provinzial-Vrziehungsheim Rhein-
dahlen, Ausdehnung der Lungen¬
heilstätte in diefer Anstalt auf
nachschulpflichtigeZöglinge -----

llelteniohl

bcs stcnll»
nraphischen

Berichts

34. 55

23, 51, 95,
108, 12?

12, 20, 32,
40, 51, 85,

100, INI,
108, 112,

113

17, 183,
188

126

18, 40, 21,
108, 127,
134, 185

77, 78

74, 173

48, 66,
121, 185

20. 52

62

48, 116

20, 51, 100,
101, 108,

112

179

83

46, 92,
105

92, 114

92
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Pruvwzwlgut Nhlerward, Haus»
haltsplan ....................

Provinzial-Instttut für Arbeits¬
und Nerufsforschung, Bericht
über die Ergebnisse des Instituts

— Haushaltsplan ...............

Provinzwllandtag, dessen Eröffnung

— Abg. Dr. Hagen übernimmt den
Altersvorfitz .................

— Beschlußfähigkeitdesfelben -----

— am Erfcheinen verhinderte Mit¬
glieder ......................

— ausgeschiedeneMitglieder .....

— neu eingetretene Mitglieder ..

— Zusammensetzung des Ältesten¬
rates .......................

— Zusammensetzung der Ausschüffe

— Wahl der Beisitzer ...........

— Wahl des Vorfitzenden ........

— Erklärung der K.P.D.»Fraktion
zur Wahl des Vorfitzenden -----

Provinzwllandtag, Wahl der stell¬
vertretenden Vorfitzenden ....

— Vorlage von wichtigen Anträgen
der Fraktionen vor Beginn der
Tagung .....................

— Schluß ......................

Pruviuzwllehranswlt für Weinbau,
Obstbau und Landwirtschaft in
Trier, Ginrichtung von Mädchen-
klaffen an derfelben ..........

— Erwerb von Grundbesitz für die-
felbe ........................

Prouinzwllehranswlten für Wein¬
bau, Obstbau und Landwirtschaft,
Haushaltsplan ...............

Provtnzwlmufeen, Haushaltsplan .

Prouinzwlstraße Aachen-Ruhrge¬
biet, Ausbau derselben .......

2«lten;<ihl

des steno»
graphischen
Berichts

83

24

24, 75

1

3

3

4, 5, 17,
75, 1L6

4, 5, 17

4, 5, 17

5

5

4

3, 44

3.4

145

188

73, 139,
163

26,48,83,
168

83

79

13, 117

Prouinzwlstraße Vngelslirchen-
Marienheide, Pflasterung der¬
felben .......................

Prouinzwlstraße«, Bericht über den
Stand des Ausbaues und der
Übernahme von weiteren Stra¬
ßen in die Unterhaltung und Ver¬
waltung des Provinzialverbandes

— Neullnlage von Fußgänger- und
Radfllhrerwegen an denfelben ..

Provinzwlstraßenbllu, Aufbringung
der Kosten ..................

Provinzwlstraßenbllu, Aufnahme
einer Anleihe für außerordent¬
liche Zwecke desfelben ........

— Verwendung der für außerordent¬
liche Zwecke desfelben bereitzu¬
stellenden Mittel .............

— Erhöhung der Anleihe für außer¬
ordentlicheZwecke desfelben ...

— Berttckfichtigung des Materials
der rheinischen Hartstein- und
Bafllltlllvaindustrie ...........

— stärkere Verwendung von Klein-
Pflaster und Teer ............

— Verwendung der Bitumen aus
der inläudifchen Wirtschaft ....

Provinzwlstraßcnnetz, Denkschrift
über die Anpaffung desfelben an
den Kraftwagcnvertehr uud über
die Entwicklungdes Landstraßen-
wefens ......................

Provinzwlstraßenverwaltung,
Haushaltsplan ...............

Provinzwlumwge, deren Höhe ...

Prüm, Errichtung einer landwirt-
fchaftlichen Schule in diefem
Kreife ......................

Pfychovathifche Mädchen (Fürforge-
zöglinge) Haushaltsplan des Für-
forgeheims ..................
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N
Nadfahrer- und Fußgängerwege an

den Straßen, Neuanlage von sol¬
chen ........................

Räumung des besetzten Gebietes von
den Besatzungstruppen ........

Ratingen, Angliederung von Mäo-
chenklassenan die dortige land¬
wirtschaftlicheSchule .........

Rechnungen, Entlastung von solchen

Rededauer, Beschränkung derselben

Reichs- und Staatsmittel, Haus¬
haltsplan über Überweisungen
aus solchen ..................

Reichseiscnbahn, deren Einstellung
zum Straßenbau ............

Nemscheid, Umbau des dortigen bis¬
herigen Kinderheims der I.A.G.

Reparationslasten, deren Auswir¬
kung und Höhe ..............

Rheindahlen, Ausdehnung der dor¬
tigen Lungenheilstätte auf nach-
schulpflichtigeZöglinge .......

Rheinische Heimatmuseen, deren
Förderung ..................

Rheinisches Nraunkohlenrevier, Be¬
seitigung der in demselben be¬
stehenden Mißstände ..........

Rittergut Desdurf, Haushaltsplan .

Ruhegehälter und Hinterbliebenen¬
renten, Haushaltsplan ........

Ruhegehaltskasse der Landbürger-
meistereien und Landgemeinden,
Änderung der Satzungen ......

Niihl, Magistratsbaurat, dessen Wahl
zum Lllndesoberbaurat ........

Nuhrgebiet-Aachen, Ausbau dieses
Straßenzuges ...............

Nuhrprovinz, deren Schaffung ...

2elten,ohl

des steno»
graphischen

Berichts

17,26,28,
51, 117

1, 22, 2N,
41, 43, 47,

48

139, 163

184

6, 74, 92,
120, 166

2,14,27,
169

26

133

18, 28, 31,
41, 43, 44,
«1, NU, 142

92

21,25,52,
79

73, 174

83

75

91

82

13, 117

38

5
Saargrenzgebiet, Beseitigung der

durch die Massenentlassung von
Bergarbeitern in diesem Gebiet
entstandenen schweren wirtschaft¬
lichen Schäden ..............

Dr. Saassen, Abg., dessen Wahl zum
stellvertretenden Vorsitzendendes
Provinzillllandtages ..........

Saatzuchtbetrieb des Rheinischen
Bauernvereins, Unterstützung
desselben ...................

Satzung der Landesbant, Änderung
derselben ....................

Satzungen der Nuhegehaltskasse der
Landbürgermeistereien und Land¬
gemeinden, Änderung derselben .

Seelische Abnorme, Haushaltsplan
der Kinderanstlllt .............

SeyschwacheKinder, Schaffung von
Einrichtungen für diese .......

— Vervollständigung des Berichts,
betr. die Schaffung von Einrich¬
tungen für diese .............

Selbstverwaltungen, deren Entwick¬
lung und Erweiterung........

Separatistische Bestrebungen im
Rheinlands ..................

Sexuelle Aufklärung der Knaben
und Mädchen in den Fürsorge-
erziehungsanstlllten ...........

Dr. Sondermann, Sanitätsrat, des¬
sen Eintritt in den Provinzial¬
landtag .....................

Sozialversicherung, Änderung des
bestehenden Systems .........

Süchteln, Aufnahme einer Anleihe
zur Deckung der Mehrkosten für
den Ausbau und die Innenein¬
richtung der dortigen orthopädi¬
schen Kinderheilllnstalt ........

— Festsetzung der Pflegesätzefür die
dortige orthopädische Provinzial-
Kinderheilanstlllt .............

Seitenzahl

des steno»
grnphischen

Berichts

17,22,84

83

15,16,76

91

121

25, 88

10,22,31,
47

1,26,39,
56,59,63,

65

1?, »2, ION,
110, 112,

114

5, 17

62

168

5, 63,
116
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5ch
Schluß des Provinztallandtages ...

Schmutz und Schund, deren Be¬
kämpfung zum Schutze der Ju¬
gend ........................

Schulärzte, Anstellung von haupt¬
amtlichen zur ständigen Kontrolle
der Gesundheit der Schulkinder

Schuldenlast des Provinzialverbcm-
des ........................

Schulden- und Vermogensverwal-
tung, Haushaltsplan .........

— Verwendung der in diesem Haus¬
haltsplan zur Deckung des Fehl¬
betrages vorgesehenen Mittel für
eine Zinsverbilligungsaktion zu¬
gunsten der Landwirtschaft und
zur Durchführung produltions-
und aoslltzorgllniflltorischerMaß¬
nahmen bei derselben .........

Schulkinder, Anstellung von haupt¬
amtlichen Schulärzten zur stän¬
digen Kontrolle der Gesundheit
derselben ....................

Schulwesen, landwirtschaftliches,
Fortentwicklung desselben .....

Schulzahnpflege, Durchführung der-
felben und Erhöhung der vor¬
gesehenen Mittel .............

Schutz der Jugend, durch Bekämp¬
fung von Schmutz und Schund

— vor fchädlichen Schaustellungen
und Darbietungen ............

Schutzzölle zugunsten der Land-.
Wirtschaft ....................

Schwerbeschädigte, Beschäftigung
derselben ....................

3«!teni»hl

des stcno<
giavhischcn
Berichts

188

I?, 20, 48,
53, 93, 112

179

12,27,47,
145, 151

12, 14,
166. 169

15, 17, 22,
25, 188,
14», II»,
147, 151,
157, 180,
181, 188,
169, 17U

179

18, 17, 21,
73, 138, 183

28, 52, 88,
133, 134

17, 20, 4N,
53, 93, 115

20, 40

48, 49, 85,
140, 143,
148, 153,

159

129

5t
Stahleck, Beflaggung der dortigen

Jugendherberge ..............

Stammkapital der Landesbanl, Er¬
höhung desselben .............

— Aufnahme einer Anleihe zur Er¬
höhung desselben .............

Stellvertretende Vorsitzende des
Provinzillllandtages, deren Wahl

Steuerbedars des Provinzialverban-
des ........................

Steuerbelastung der Landwirtschaft

Steuern und
Reichs- und
hllltsplllN .

Überweisungen
Staatsmitteln, H

aus
aus-

Steuerpolttit in der Rheinprovinz

Straßen, Bericht über den Stand
des Ausbaues und der Über¬
nahme von weiteren in die Un¬
terhaltung und Verwaltung des
Provinzilllverbandes ..........

— Neuanlllge von Fußgänger- und
Rlldfahrerwegen an denselben .

Straßenbau, Aufbringung der Kosten

— Aufnahme einer Anleihe für au¬
ßerordentliche Zwecke desfelben

Erhöhung der Anleihe für außer¬
ordentliche Zwecke desfelben ...

Vereitstellung von Mitteln aus
dem Haushaltsplan über die
Unterstützung des Gemeinde-
und Kreiswegebaues zur Verbil-
ligung der von den Kommunal-
verbänden aufzubringenden Ko¬
sten zum Ausbau von Über-
nahmestraßen ................
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Straßenbau, Berücksichtigung des
Materials der rheinischen Hart-
stein- und BllsllltlaUllindustrie..

— Verwendung der für außerordent¬
liche Zwecke desselben bereitzu¬
stellenden Mittel .............

— Verwendung der Bitumen aus
der inländischen Wirtschaft -----

— stärkere Verwendung von Klein-
pflaster und Teer ............

— der Landgemeinden, Unterstüt¬
zung desfelben aus den zu Wege-
bauzwecken vorgefehenen An¬
leihemitteln ..................

Straßenvauämter, Einrichtung von
folchen durch die Gemeinden und
Kreife ......................

Straßennetz, Denkschrift über die
Anpassung desselben an den
Kraftwagenuerlehr und über die
Entwicklung des Landstraßen-
wesens ......................

Straßenverwaltung, Haushaltsplan

Straßenzug AachenW Nuhrgebiet,
Ausbau desselben ............

Straßcnzug Naumholder-Oberstcin,
Förderung des Ausbaues des¬
selben .......................

Stratzenzug Engelskirchen-Marien-
Heide, Pflasterung desselben ...

Straßenzug Küln-Nonn, Einleitung
desEnteignungsverfahrens zwecks
Durchführung des Bauvorhabens

T
Taubstumme, bezirkshilfsbedürftige,

Haushaltsplan über die Anstalts¬
fürsorge für solche ............

Taubstummenanstalten (Schulen),
Haushaltsplan ...............

Taubstummenheim Euskirchen,
Haushaltsplan ...............

Tnubstummenlehrkräfte, Ausbildung
derselben in der Nheinprovinz .

Seitenzahl

des steno»
graphischen
Neiichts

17,19,50,
117, 167

13, 1«, 18,
25, 4», 20,

68, 166

26, S0,
167

26, 50,
167

12,13,19.
167

26. 50

2, 13, 14,
16, IN, 25,

48, 116

2, 13, 17,
19, 48,

117

13, 117

17,22,84,

117

166

49, 120

87

87

87

Thol, Bürogehilfe, dessen Eintritt in
den Provinziallandtag ........

Todesfall, in der Anstalt Niederfeß-
mar, Niederschrift über die ge¬
machten Feststellungen ........

Trier, Erwerb von Grundbesitz für
die dortige Prooiuzial-Lehranstalt
für Weinban, Obstbau und Land¬
wirtschaft ....................

— Aufnahme einer Anleihe zum Er¬
werb von Grundbesitzfür die dor¬
tige Provinzilll-Lehranstalt für
Weinbau, Obstbau und Land¬
wirtschaft ....................

— Einrichtung von Mädchenklafsen
bei der dortigen Weinbaulehr-
anstalt ......................

— und Aachen, beabsichtigte Auf¬
hebung der dortigen Oberpost¬
direktionen ..................

Tuberkulose, deren Verbreitung im
Trierer Bezirk ...............

u
Übernahme von Kreis- und Gemein-

destraßen in die Unterhaltung
und Verwaltung des Provinzial-
verbandes ...................

Überschuß des Rechnungsjahres
1927, dessen Verwendung .....

— Verwendung eines Betrages bis
zu 100 000 RM. aus denselben
zur Verbilligung von Darlehen
für Wohnungen kinderreicherFa¬
milien ......................

— Verwendung von 50 000 RM.
zur Durchführung der Schulzahn¬
pflege .....................

Überweisungen aus Reichs- nnd
Staatsmitteln, sowie Steuern,
Haushaltsplan ...............

Umgehungsstraßen, Vereitstellung
von 5 Millionen NM. für Bau
diefer Straßen ...............

— Ausweisung von solchen in hin¬
reichender Breite bei der Durch¬
führung des Zusammenlegungs¬
verfahrens ...................

2eiten;ahl

des stenu»
graphischen

Berichts

S, 17

113, 170

26,48,83,
168

83, 168

73, 139,
163

17,22,74,
173

104

13, 16, 17,
13, 48, 116,

16?

12, 12, 23,
27, 51!, 122,

133, 145,
151, 164,
16«, 168,

1?«

20,54,73,
145. 164

«8, 133,
134

2,14,27,
169

50, 69,
167

19, 50
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Umlegungsu erfahren, Förderung
desselben ....................

Umschuldungskrcdite, für rheinische
Landwirte, Aufnahme einer An¬
leihe feitens der Landesbank für
diesen Zweck .................

Unfälle in den Provinzialanstalten,
Beobachtung der Arbeitsmetho¬
den znr Vermeidung, vou solchen

Unterricht, Erteilung von kosten¬
losen an die Söhne uon Klein¬
winzern in den Weinbaulehr-
anstlllten ....................

— Erteilung von unentgeltlichem an
die Söhne von Klein- und Mittel¬
bauern in den landwirtschaftlichen
Berufs» und Fachschulen ......

Untersuchungsstelle für Nfphalt und
Teerstoff, Zurverfügungstellung
derselben an die Kommunen ..

v
Vermögen des Provinzwlverban-

drs, dessen Höhe .............

— Vorlage einer Übersichtüber die
Höhe .......................

Vermögens- und Schuldenverwal¬
tung, Haushaltsplan .........

— Verwendung der in diesem Haus¬
haltsplan zur Deckung des Mehl¬
betrages vorgesehenen Mittel für
eine Zinsverbilligungsllktion zu¬
gunsten der Landwirtschaft und
zur Durchführung produktions-
und abfatzorganislltorischerMaß¬
nahmen bei derselben .........

Verschiedenes, Haushaltsplan .....

— Erhöhung der in diesem Haus¬
haltsplan vorgesehenenMittel für
Kinderfpeifung ...............

Versicherungsgesellfchaften, private
Benachteiligung derselben durch
die Provinzilll - Feucrversiche-
rungsanstlllt ................

2e!ten;llh!

dos steno-

Berichts

25, 88,
138.152

5, 15, 21,
24, 25, 33,
49, 5«, 138,
153, 157,

!81

62

73, 139,
162

73, 139,
157, 163

26, 50

12,27,47
185

47

12, 14,
166, 169

15, 17, 22,
25, 138,145,

148, 147,
151, 157,
IS«, !U1,
188, 18»,

17N

168

17, 29,
123

77, 78

Verftchcrungspriimien, deren Sen¬
kung zugunstender Landwirtschaft

Verteilungsmaßstab, für die zur
Überweisung kommenden Neichs-
und Staatsmittel ............

Verwaltungsbericht für das Nech-
nuugsjahr 1926 ..............

Nerwaltungsncugliederung am Nie-
dcrrhcin .....................

Verwaltungsreform, deren Durch¬
führung ....................

— Erweiterung der Selbstuerwal-
tungsaugelenenheiten und Über¬
weisung uon Auftragsllngelegen-
heiten .......................

Verwaltnngszentraliflltion in Ber¬
lin .........................

Verzeichnis der Ansfchüsse des Pro-
vinziallllndtagcs ..............

— der an den Provinziallandtag
gerichteten Eingaben ..........

Viehhiindlcrvcrvand, Protest des¬
selben gegen die dauernde Aus-
schaltuugdes Viehhandels bei der
Belieferung der Provinzialan-
stlllten mit Vieh .............

Viehfeuchenentfchiidigung, Haus¬
haltsplan ....................

Vichvcrfichcrungswefcn,freiwilliges,
Förderung desselben durch Zins¬
verbilligungen ...............

Volksbildungsarbeit, Unterstützung
kultureller Bestrebungen, die auf
diesem Gebiete liegen ........

Vorafylc und Erziehungsheime, dis¬
sidentische, Schaffung uon folchen
zur (Gewährleistung freier welt-
llnfchaulicherErziehung der Für-
sorgezüglinge ................

Vorbericht zum Haushaltsplan der
Prouinzialverwllltung.........

Vorlagcnucrzeichnis .............
Vorfitzende, stellvertretende, des

Provinziallandtages, deren Wahl
Vorsitzender des Prouinzialland-

tages, dessen Wahl ...........
— des ProUinziallandtagcs, Erklä¬

rung der K,P.D,-Fraktion zu des¬
sen Wahl ...................

Seitenzahl

des slono»
Nrnphischon

Berichts

78, 79

2, 9

75

1, 10,
31, 47

9,22,31,
38,47,61

22

19,22,31,
38,47,62

74

83

83

12,21,25,
52, 79

92, 103,
111,114,

2, 169

5

3

3, 44

3.4
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w
Wahl des Vorsitzenden des Provin-

ziallandtages .................

-^ des Vorsitzendendes Provinzial-
landtagcs, Erklärung der K.P.D.-
Fraktion hierzu ............

-— der stellvertretenden Vorsitzenden
des Provinziallandtages .......

— der Beisitzer des Provinzialland¬
tages .......................

^- des Magistratsbaurats Rühl zuiu
Landesoberbaurat und des Pro-
viuzialbaurats Penners zum Lan-
desbanrat ...................

— von Mitgliedern des Landes-
iugendamtes ................

Wahlprüfungsausschufz des Pro¬
vinziallandtages, Zusamtnen-
setzung ......................

Waldfuszwegc in den Umgebungen
der Städte, Offenhaltung der¬
selben für Wanderer ..........

Wander- und Gebirgsuereine, Be¬
willigung eines Zuschusses an
dieselben zum Ausbau und zur
Unterhaltung der Wegemarkie¬
rung ........................

— Unterstützung der rheinischen ...

^anderer, jugendliche, Einstellung
vou 100 000 NM. für dieselben in
den Hanshaltsplan für das Lan-
desfürsorgewesen .............

Vtasserbcirat, Ersatzwahl für das
Mitglied LllndesökonomieratCas-
Pers in Bnbenheim ..........

^ Wahl des Abg. Meurer zum Mit¬
glied ....... '. ................

Wasserleitungen, weitere Förderung
derselben ....................

Wasserstraße von Aachen zum Rhein,
deren Bau ..................

Wegebau der Landgemeinden, Un¬
terstützung desselben aus den zu
Aegebauzwecken vorgesehenen
Anleihemitteln ...............

Seitenzahl

des steno»
grnphischen

Berichts

3, 44

3,4

3

82

24, 93,
105, 115

120

20, 93,
115

20, 93,
115

20, 94,
116

178

178

84, 138,
162

22,39,86

12,13,19,
167

Wegemarkierung, Bewilligung eines
Zuschusses an die Gebirgs- und
Wandervereine zum Ausbau nnd
zur Unterhaltung derselben -----

Weinbau, Bereitstellnng von wei¬
teren Mitteln für dessen Zwecke

Weinbau, Obstbau und Landwirt¬
schaft, Haushaltsplan der Pro-
vinziallehranstlllten ...........

— Erwerb von Grundbesitz für die
Lehranstalt in Trier ..........

— Aufnahme einer Anleihe zum Er¬
werb von Grundbesitz für die
Provinzial-Lehranstlllt in Trier .

Weinbaulehranstalt in Trier, Ein¬
richtung von Mädchenklafsenan
derselben ....................

Wcinbaulehranstalten, Vrteilnng
von kostenlosem Unterricht an die
Söhne von Kleinwinzern .....

WeltanschaulicheErziehung der Für¬
sorgezöglinge,Schaffung von dis¬
sidentischen Vorasylen und Er¬
ziehungsheimen zur Gewährlei¬
stung einer freien weltanschau¬
lichen Erziehung der Fürsorge-
züglinge .....................

Werklehrmeister Kiesel in Bonn, Be -
schwerde wegen vorschriftswidri¬
ger Führung seiner Personal¬
akten ......................

Westcrwaldsteinbrüche, A.-G., Los¬
lösung der Beteiligung des Pro-
vinzilllverbandes von diesen Un¬
ternehmungen ...............

Westliche Grenzgebiete, deren Not¬
lage ........................

Willicher Stahlwerke, A.-G., bei
Krefeld, Entschließuug gegen die
Stillegung derselben .........

Winzernot, Bereitstellnng von wei¬
teren Mitteln zur Behebung der¬
selben .......................

Wirtschaftsgeflügelzucht, Förderung
derselben ....................

Seitenzahl

des steno»
Niaphischrn

Berichts

20, 93,
115

73, 139,
162

«lt

26,48,83,
168

83, 168

73, 139,
163

73, 139,
162

92, 103,
111, 114

136

1,9,17,
22,33,84,

104

74, 173

73, 139,
162
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Wirtfchaftsverhiiltniffe in der Rhein¬
provinz, Entwicklung derselben .
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Erste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Montag, den 26. März 1928.

Die Mitglieder des auf heute einberufenen 74. Rhei¬
nischen Provinziallandtags versammeln sich nach vor¬
ausgegangenem Gottesdienst in der Lambertuskirche
bzw. Fricdenskirchegegen 12 Uhr im Sitzuugssaale des
Ständehauscs.

Der Landtagskommissar, Oberpräsident der Rhein-
Provinz Dr, Fuchs, eröffnet um 12 Uhr 15 Minuten
den Provinziallllndtag mit folgender Ansprache:

Meine Damen und Herren! Seit der letzten Tagung
des Rheinischen Provinziallandtags ist in der außen¬
politischen Lage der Rheinprovinz leine Aenderung
eingetreten. Die DeutscheRegierung lehnt es auf das
bestimmtesteab, unsern längst fälligen Anspruch auf
Räumung gegen eine neue im Versailler Vertrag nicht
vorgesehene Belastung einzulösen. (Bravo!) Mit
zwingender Logik erklärte der deutsche Außenminister
in Genf: „Entweder Locarno gilt etwas, und dann ist
die Sicherheit Frankreichs genügend gewährleistet, oder
die Besatzungbleibt und dann interessiert uns Locarno
nicht mehr." (Lebhaftes Sehr richtig!) Wir stehen un¬
verrückbar hinter diesem Staudpunkte, der erfreulicher¬
weise heute auch von weiten Kreisen des Auslaudö ge¬
teilt wird. Von maßgebender Stelle ist kürzlich bei be¬
achtlichem Anlasse zugegebenwurden, daß Frankreich in
den Nheinlanden nichts zu fürchten habe. Die Gr-
lenntnis, daß es von den Rhcinlanden auch nichts zu
hoffen hat, würde sich in gleicher Weise, und zwar
schon längst durchgesetzt haben, wenn nicht eine Hand
voll nichtswürdigcr Menschen falsche Hoffnungen in
schändlicher Weise genährt hätte. (Sehr richtig! rechts.
Zurufe links.) Namenloses Leid wäre dann der rhei¬
nischen Bevölkerung erspart wurden. (Sehr richtig!
rechts.) Die Verhandlungen, die wir kürzlich an Kölner
Gerichtsstättc erlebten, haben den Abstand des Rhein¬
lands gegenüber diesen Bcstrebungcu klar erwiesenund
wie ein reinigendes Gewitter gewirkt, (Lebhaftes Sehr
richtig! rechts.)

Meine Damen und Herren! So sehr wir als die un¬
mittelbar und zumeist Betroffcueu die Freiheit er¬
sehnen und erstreben, su fest nnd unentwegt werden
wir aushalten, bis die Stimme der Vernunft den Weg
zu einem wahren Frieden und zur Verständigung weist.
Nichtsdestowenigerist es notwendig, von Zeit zu Zeit
darauf hinzuweisen daß noch über W ON0 fremde Sol¬
daten auf deutschem Boden stehen, davon mehr als
W0N0 in den preußischen Rhcinlanden. Von der Be¬

satzung werden zudem gerade diejenigen Gegenden be¬
troffen, die anerkanntermaßen zu den ärmsten unseres
Vaterlandes gehören und die an sich schon unter der
unnatürlichen Grenzziehung maßlos leiden. (Sehr
richtig!) Wir sind uns voll bewußt, daß die Grenz¬
provinzen besondere Ausgaben zu erfüllen und be¬
sondere Lasten zu tragen haben. Wir nehmen diese
Lasten im Interesse des Gesamtvaterlandes auch gerne
auf uns; aber unsere Schultern sind nicht stark genug,
um die Ricsenlllstender Besatzung, verbunden mit den
durch die Grenzziehung entstandenen ungeheuren wirt¬
schaftlichenNöten, allein zu trageu. Wir müssen
nns deshalb hilfesuchendan Reich und Staat wenden.
Wir erkennen es dankbar an, daß die Verantwortlichen
Stcllen in Reich und Staat in vergangener Zeit beacht¬
liche Aktionen unternommen und vorbereitet haben,
um unserer besoudercn Not zu steuern. (Zuruf eiues
iommunistischen Abgeordneten: Siehe Ruhrgebiet!)
Ich dcuke dabei a» den 3N-Millionen-Fonds, der zur
Milderung der Nachwirkungen des Rhein- und Rnhr-
tmupfcs dient und weiten Schichten der Werktätigen
Bevölkerung zugute kommt. (Zurnf des Abgeordneten
Dunder: Davon haben wir nichts gesehen!) Ich denke
an die Saargängerunterstützung und an den Fonds,
der in Kürze zngunstcu der Grenzkrcise der Regie¬
rungsbezirke Aachen und Trier zur Auszahlung ge¬
langt. Aus ihm sollen allerdringendste Aufgaben auf
dem Gebiete des Straßenbaus sowie kulturelle und
Wuhlfahrtsaufgabeu finanziert werden, um so den be¬
troffenen Gebieten die nachteiligen Folgen der ncnen
Grenzziehung gegenüber Belgien, Luxemburg, Frank¬
reich und dem Sanrgebiet trageu zu helfe». Diese
Aktionen müssen fortgesetztwerden. Ich werde mich da¬
für einsetzen, daß sie in Zukunft mehr als bisher in ein
System gebrachtwerden mit dem einzig richtigen Ziele,
nachhaltig zu Wirten und die wirtschaftlichso sehr be¬
drängte Greuzbevölteruug wieder auf eigene Füße zu
stellen. (Bravo! rechts und in der Mitte.) Zum Reiche
uud zur Preußischen Staattzregierung dürfen wir das
Vertrauen haben, daß sie mit ausgleichender Gerechtig¬
keit und uuter Würdigung aller in Betracht kommen¬
den Umstände den besonderen Nöten der Grenzländer
abzuhelfen bemüht bleiben.

Gegenüber der durch uuabweisbarc Forderungen
bis zum äußersten angestrengtenFinanzlage des Reiches
und Staates müssen wir aber innerhalb der Provinz

l
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auf allen Gebieten auf größte Sparsamkeit bedacht sein.
In dieser Beziehung begrüße ich den Auftrag der
Staatsregicrung an den Regierungspräsidenten in
Düsseldorf, vorbereitende Maßnahmen für eine zweck¬
mäßige kommunale Neugliederung am Niederrhein zu
treffen. Möge dieser Reform, deren Ginleitung in be¬
währter Hand liegt, der erhoffte Erfolg befchicden sein,
nämlich Zusammengehöriges zu vereinen und innerlich
fremde Bestandteile einem natürlichen Gefüge zuzu¬
führen. Ich richte auch von dieser Stelle an alle Be¬
teiligten die dringende Bitte, das Wert nicht an un¬
sachlichenErwägungen oder übertriebenen Wüuscheu
scheitern zu lassen. Ein Streben, das in erster Linie im
Wachsender eigenen Verwaltnugshuheit sciue Aufgabe
sieht, ist ebenso abzulehue» wie das unsachlicheFest¬
halten an Gebilden, die ans einer anders gelagerten
Zeit stammen und sich überlebt haben, (Sehr richtig!
rechts.)

Ein erfreuliches Bild der Sparsamkeit bietet
der Provinzialhaushalt, für dessen sorgfältige und von
bewährtem Geschick zeugende Vorbereitung dem
Landeshauptmaune uueiugeschränkterDank gilt. (Leb¬
haftes Bravo! rechts.) Ohne Erhöhung der Pro-
vinzialumlagcn werden auch für dieses Jahr große
wirtschaftlicheProjekte zur Ausführung vorgeschlagen.
Zu den wichtigsten Aufgaben der Provinzmlverwaltnng
gehört der Wegebau, dessen stets wachsende Bedeutung
bei der Zuweisung dieses Tätigkeitsgebietes an die
Provinzen sicherlich nicht vorausgesehen werden konnte.
Wenn es in der Denkschrift des Landeshauptmanns
heißt, daß kein außerprcußisches Land und keine preu¬
ßische Provinz im Straßenwesen unter den Nachwirkun¬
gen des Krieges so gelitten habe wie die Nheinprovinz,
und daß kein Land in der Nachkriegszeitsolche Opfer für
Straßenbau habe bringen müssen wie sie, so nmß ich
hinzufügen, daß leider auch kein Gebiet bei den Ueber¬
weisungen der in Frage kommenden Reichs- und
Staatsmittel infolge des Verteilungsmaßstabes so un¬
günstig dasteht wie unsere Heimatprovinz, (Sehr
richtig!) Hier ist ein gerechterer Ausgleich unbedingt
geboten. (Bravo!) Wir sind leider, insbesondere wegen
der ungeheuren Auswirkungen des Rhein- und Ruhr-
tampfes, nicht mehr die reiche Provinz, die wir früher
waren (Sehr richtig!) und für die wir heute an
mancher Stelle irrtümlich wieder gelten. (Lebhafte Zu¬
stimmung.)

Unter den obwaltenden Umständen müssen wir aber
zuuächst selbst für die Ausgestaltung des Wegenetzes bis
an den Rand der Leistungsfähigkeit gehen. Nach dem
Antrage des Provinzialausschusses wird eine namhafte
Summe im außerordentlichen Wege erbeten, für deren
Bewilligung Sie unbedenklich die Verantwortung
übernehmen können. Denn bei der Verwaltung des
rheinischen Straßenbaues handelt es sich nicht um
Stückwert, sondern man hat das Bewußtsein, daß hier
ein zusammenhängendes Programm mit einem

großen Ziel vorliegt; mag es sich nun um technische
Verbesscruugeuhandeln oder um die Ttraßenbaupolitik
im allgemeinen, wobei ich ganz besonders auf die plan¬
mäßige Anlage von Durchgangsstraßen und Radfahr¬
wegen hinweise, bei der wir erst im Anfang einer not¬
wendigen Entwicklung stehen. Aber auch bei äußerster
Kraftaustrengung wird es vorerst kaum gelingen, das
Ttraßenuetz und den Straßenban au den enorm ge¬
steigerten Verkehr hinreichend anzupassen. Es ist da¬
her unbedingt geboten, auf strengste Straßendisziplin
zu achten, und die gesamte Bevölkerung wird gebeten,
die Aertehrsbestimmnngen »nd die Anordnungen der
Verkehrspolizei auf das genaueste zu befolgen. Gegen
rücksichtsloseWagcnlentcr aller Art wird nachdrück¬
lichst vorgegaugcu werdeu. Nicht minder sind aber
Fußgänger zn belangen, die durch ihr oft unsinniges
Verhalten sich selbst gefährden und vielfach schwerste
Unglücke verschulden,(Abgeordneter Dr, Kaiser: Sehr
richtig!)

Zn den großen Problemen der Rheinpruvinz gehört
auch die Gestaltung der Beziehung zu ihrem Haupt-
»erv, dem Rhciustrum. Unmittelbar nach den letzten
großen Huchwnsscrkatastrophenhabe ich mit Nachdruck
darauf hingewiesen, daß ein großzügiges, planmäßig
fortschreitendes Hochwasserschntzprogrammdie wir¬
kungsvollste Hochwasserhilfedarstellt. Unter dankens¬
wertem Anteil der Provinz sind bisher 24 Deiche fertig¬
gestellt, 12 in der Ausführung begriffen fowie L Deiche
für 1U28 projektiert und finanziell sichergestellt.Sämt¬
liche Projekte verursachen einen Kostenaufwaud von
21 Millionen Mark. Dieser an sich hohe Betrag wird
durch seinen Nutzen reichlichausgewogen. Bei einem
einzigen kommenden Hochwasser vorn Ausmaße des
letzten würden durch diese Projekte Schäden im Be¬
trage von ll Millioueu Mark verhütet werden.

Meine Damen uud Herren! Wenn man den Pro-
vinzialhllushalt in allen seinen Teilen überblickt, so
kann er auch in dieseni Jahre als ein Vorbild richtig
verstandener Finanztunst gelten. Die Erzielung von
Ersparnissen durch Strcichuug unbedingter üebensnot-
wendigkeitcuhat kurze Beine. Nur die Unterscheidung
des Wesentlichen vom Unwesentlichen bei der Be¬
messung der Ausgaben im Ausgleiche mit einer ver¬
nünftigen Steuerpolitik, bei der sich die kommu¬
nalen Körperschaften nicht als Gegner von Wirtschaft
und Besitz, aber auch nicht als deren ausgesprochene
Sachwalter fühlen dürfen, wird der hohen Verant-
wortuug gerecht,die dem Provinziallandtage und den
Vertretungen der Gemeinden innewuhnt. „Initiative"
darf nicht mit Verantwortung^ I osigkeit und Ehr¬
geiz verwechselt werden. Die Beachtung dieser Grund¬
sätze ist das beste Mittel, um der Forderung nach Be¬
schränkungder Selbstverwaltung wirksam zu begegnen.
Möge die rheinische, so manches Jahrhundert alte
Selbstverwaltung stets auf richtige» uud klugen
Bahnen weiterwandeln, zum Segen der Rheinprovinz,
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zum Segen unseres gesamteil Vaterlandes, (Lebhaftes
Bravo!) In dieser Hoffnung erkläre ich namens der
Staatsrcgierung den 74. Rheinischen Provinzialland-
tag für eröffnet. (Starker Beifall.)

Meine Damen und Herren! Nach ß 32 der Pro-
vinzialordnung und ß 1 der Geschäftsordnung für den
Proviuziallandtag hat das an Jahren älteste Mitglied
des Provinziallandtags den Altersvursitz zu über¬
nehmen. Wie mir mitgeteilt, ist der Abgeordnete Herr
Gehenner Kommcrzicnrat Dr. Hagen das älteste hier
anwesende Mitglied, Er ist am 15>, Mai 185,5 geboren.
— Es meldet sich kein älteres Mitglied. Ich darf daher
den Herrn Abgeordneten Dr. Hagen bitten, den Alters¬
uorsitz zu übernehmen.

Altersvorsitzcnder Dr. Hagen: Meine Damen,
meine Herren! In Erfüllung meines Amtes habe ich
zunächst zwei Schriftführer resp. Stimmzähler zu er¬
nennen. Ich bitte dazu die jüngsten Mitglieder dieses
Hauses, die Herren Meurer und Dundcr, hier Platz zu
nehmen, (Die genannten Herren nehmen zn beiden
Seiten des VorsitzendenPlatz.)

Gemäß ß 2 der Geschäftsordnung für den Pro-
uinziallandtag hat zunächst der Namensaufruf zu er¬
folgen. Ich bitte Herrn Abgeordneten Dundcr, den
Namensaufruf vorzunehmen,

Abgeordneter Duuder vollzieht den Namens¬
aufruf.

Altersvursitzender Dr. Hagen: Meine Damen,
meine Herren! Der Namensaufruf hat ergeben, daß
von 16:! Mitgliedern 150 anwesend sind. Da zur Be¬
schlußfähigkeitnur 82 notwendig sind, ist also die Be¬
schlußfähigkeiteine gesicherte.

Wir kämen numuchr zu der Wahl der Vorsitzenden.
Es hat zunächst in einem Wahlgang der erste Vor¬
sitzende gewählt zu werden, sodann die stellvertreten¬
den Vorsitzenden:es können bis zu drei stellvertretende
Vorsitzende gewählt werden. Wahl durch Zuruf ist
möglich, wenn lein Widerspruch erfolgt. Ich darf zu¬
nächst fragen, ob Vorschläge für den ersten Vorsitzen¬
de» gemacht werden. Herr Abgeorduetcr Mönnig,

Abgeordneter M önnig : Zum erste» Vorsitzenden
schlage ich den Herrn Oberbürgermeister Dr. Iarres
vor. Ich bitte, die Wahl durch Zuruf zu tätigen.

Altersvorsitzcnder Dr. Hagen: Meine Damen,
meine Herrcn! Es ist der Vorschlag gemacht worden,
den Herrn Oberbürgermeister Dr. Iarres zum ersten
Vorsitzendenzu wählen, nnd zwar schlägt Herr Abge¬
ordneter Mönnig vor, diese Wahl durch Zuruf vor¬
zunehmen.

Ich frage, ob Widerspruch dagegen erfolgt. (Znruf
eines kommunistischen Abgeordneten: Wir wider¬
sprechen!)

Abgeordneter Tho I : Ich habe eine Erklärung im
Namen der kommunistischenFraktion abzugeben.

Erklärung der KPD-Fraktion zur Wahl
des Präsidiums.

Die kommunistischeFraktion des 71. Rheinischen
Prouinziallandtags erklärt, daß sie ihre Stimme nicht
einem der typischenRepräsentanten der rheinisch-west¬
fälischen Schiverindustrie,Dr. Iarres, Duisburg, geben
wird. (Lachen bei den bürgerlichen Parteien.) Dr.
Iarres ist für die werktätigen Massen des Rheinlandes
der Exponent der Politik, die im Einverständnis mit
der herrschenden Klasse des Reiches im Rhcin-Nuhr-
tampf des Jahres 1923 das Rheinland versacken lassen
wollten.

Der Prozeß Limbourg, der ausschließlichzu dem
Zwecke geführt wurde, die legalen rheinischen Vcr-
sackuugspolititer vor der Öffentlichkeit reinzuwaschen,
hat eindeutig erwiesen, daß Dr. Iarres die Politik des
Versackens, wenn auch im Einverständnis mit der
Reichsregierung, als dem Organ derHochfinanz und der
Schwerindustrie, durchgeführt hat. (Sehr richtig! bei
den Kommunisten.)

Aus diesen Gründen lehnt die kommunistische Frak¬
tion die Wahl von Dr. Iarres ab und beantragt Zettel-
Wahl. (Bravo! bei den Kommunisten.)

Altersvorsitzcnder Dr. Hagen: Es ist demnach
Zettelwahl beantragt. Wir werden sie vornehmen. Ich
bitte, dazu die Zettel, die auf Ihren Sitzen liegen, zu
benutzen. Ich werde nunmehr den Namensaufruf vor¬
nehmen lassen und bitte die Damen und Herren, in eine
der beiden Urnen hier oben die Wahlzettel zu legen.
Die Wahl beginnt. Der Namensaufruf erfolgt sofort,

Abgeordneter D und er vollzieht den Namensauf¬
ruf, uud die Abgeordneten geben ihre Stimmzettel ab.

Altersvorsitzender Dr. Hagen : Sind alle Stimm¬
zettel abgegeben? Es scheint nicht, daß noch einer rück¬
ständig ist. Dann ist die Abstimmung geschlossen.

(Es folgt die Auszählung der Stimmzettel.)
Meine Damen und Herren! Ich habe die Ehre, das

Resultat der Wahl des ersten Vorsitzenden zu ver¬
künden. Auf Herru Schröer, Essen, sind 18 Stimmen
gefallen, Weiße Zettel wurde» 6 abgegeben, und auf
Herrn Dr, Iarres entfielen 126 Stimmen. (Bravo!
rechts. Pfui-Rufe bei den Kommunisten.)Ich kann dem¬
nach erklären, daß Herr Dr. Iarres zum ersten Vor¬
sitzenden des Prouinziallandtags gewählt worden ist.
(Beifall.)

Wir kommen dann zu der Wahl der stellvertretende»
Vorsitzenden.

Hierzu gebe ich Herrn Abgeordneten Dr. Wesenfeld
das Wort.

Abgeordneter Dr. Wesenfe I d: Ich schlage vor,
die Herren Ebcrle und Dr. Saaßen zu stellvertretende»
Vorsitzendenmit gleichen Rechtenzu wählen, und bitte,
die Wahl durch Zuruf vorzunehmen.

NItersvorsitzender Dr. Hagen: Meine Damen
und Herren! Es ist der Antrag gestellt, die Herren

i»
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Eberle und Dr. Saaßen zu stellvertretenden Vorsitzen¬
den mit gleicher Berechtigung zu wühlen, und zwar ist
der Vorschlag gemacht wurden, diese Wahl durch Zuruf
zu vollziehen. Wenn ein Widerspruch nicht erfolgt,
nehme ich an, daß der Provinziallandtag mit der Wahl
der beiden Herren Eberle und Dr. Saaßen zu stellver¬
tretenden Vorsitzendeneinverstanden ist. Ich stelle das
fest und habe die Ehre, dem Herrn Oberpräsidenten zu
melden, daß damit die Konstituierung des Provinzial-
landtags erfolgt ist, indem Herr Dr. Iarres zum ersten
Vorsitzendenund die Herren Eberle und Dr. Saaßen zu
stellvertretenden Vorsitzendenmit gleicher Berechtigung
gewählt worden sind.

Ich bitte nunmehr den Herrn ersten Vorsitzenden,
das Präsidium zu übernehmen.

(Der Altcrsvorsitzende Dr. Hagen und die beiden
Schriftführer Meurer und Dnnder gehen auf ihre
Plätze zurück.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Ich danke der großen Mehrheit dieses Hauses
für die mich außerordentlich ehrende Wahl zum ersten
VorsitzendenIhres Landtags. Diese Wahl ist für mich
um so ehrenvoller, als sie gegen einen an den Haaren
herbeigezogenen und geradezu grotesk begründeten
Protest erfolgt ist. (Znruf des Abgeordneten Nohl:
Wer lacht da?) Ich verspreche Ihnen, wie bisher, durch
unparteiische Führung der Geschäftedes Hauses meine
Pflicht und Schuldigkeit zu tun. (Bravo!)

Ich habe sodann dem Altcrsvorsitzenden,Herrn Ge¬
heimrat Dr. Hagen, verbindlichst zu danken für die
liebenswürdige und vorbildlicheArt, mit der er unsere
Geschäfte eingeleitet hat.

Meine Damen und Herren! Der bisherige Alters¬
vorsitzende unseres Hauses, Herr Kommerzienrat Kra-
winkel, ist durch einen schweren Grippeanfall ver¬
hindert, hier zu erscheinen. Ich bitte um die Ermäch¬
tigung, dem verehrten Senior unseres Hauses die herz¬
lichsten Grüße mit dem Wunscheauf baldige Besserung
zu übermitteln, (Bravo!)

Es sind dann nach ß 2 Absatz 2 der Geschäftsordnung
zunächst vier Beisitzer zu bestellen, die durch den
Aeltcstenrat nach den Grundsätzen des Verhältniswahl-
rechtes auf die Fraktionen zu verteilen sind. Der
Aeltestenrat schlägt Ihnen vor, die bei der vorigen
Tagung als Beisitzer tätig gewesenen Abgeordneten:
Herrn Eises vom Zentrum, Herrn Dr. Kirchner von
der Arbeitsgemeinschaft und Herrn Hauck von der
SPD. wiederzuwählen und auf Vorschlag der kommu¬
nistischenFraktion an Stelle des aus dem Provinzial¬
landtag ausgeschiedenenHerrn Hack die Abgeordnete
Fräulein Otto zu wählen. Ein Widerspruch erhebt sich
dagegen nicht; ich stelle Ihr Einverständnis fest.

Ich bitte die Herren GIfes und Dr. Kirchner, heute
an meiner Seite Platz zu nehmen. (Geschieht.) Damit
ist der Vorstand des Hauses gebildet.

Der Herr Landtagskommissar hat mitgeteilt, daß er
den Vizepräsidenten Herrn Dr. von Shbel und den
RcgicrungsassessorQuast als seine Kommissarezu den
Sitzungen des Provinziallandtags und der von ihm zur
Vorbereitung seiner Beschlüsse gewählten Kommissionen
anmeldet. Ich bitte, hiervon Kenntnis zn nehmen.

Meine Damen und Herren! Seit unserer letzten
Tagung ist aus unserer Mitte die Abgeordnete Fräu¬
lein Maria Müller aus Eschwciler durch deu Tod ab¬
gerufen worden. Die Verstorbene war seit 1921 Mit¬
glied dieses Hanfes und hat stets mit regem Interesse
an den Verhandlungen des Provinzillllandtllg.es teil¬
genommen. Wir werden ihr und ihrer ganzen Per¬
sönlichkeit ein ehrendes Andenken über das Grab hin¬
aus bewahren.

Dann, meine Damen und Herren, haben wir zwei
schmerzliche Verluste innerhalb der Provinzialverwal-
l,ung zu betlagen.

Am 4. Oktober 1927 ist Herr Landesoberbaurat
Baltzcr gestorben. Der Tod hat ihn mitten in der Ar¬
beit überrascht. Noch am Vormittage hatte er an einer
Sitzung des Provinzialausschusses in Duisburg teil¬
genommen und war dann hier zur gewohnten und
lieben Arbeit gegangen, als ihn an seinem Arbeitstisch
der Tod traf. Gr stand seit 1902 im Dienste der Pro-
Uinzilllverwnltungund war seit 1912 Landesbaurat und
seit 1917 der Leiter der Hochbauabteilung. Er war ein
Beamter von unermüdlicher Arbeitstraft, ein Bau-
tünstlcr vou feinem Empfinden nud reifem technischen
Können uud ein Mensch von steter Hilfsbereitschaftund
liebenswürdigem Wesen. Die zahlreichengroßen Bauten
der Provinzialverwaltung aus deu letztem Iahreu, auf
dem Gebiete des Fürsorgewcsens insbesondere, werden
die Erinnerung an sein Schaffen bei der Rheinischen
Provinzialverwaltung wachhalten.

Die Hochbanverwaltnng der Provinz hatte am
12. Juni 1927 den Verlust des Baurats Hirschhorn zu
beklagen, der kurz vorher, am 1. April, in den Ruhe¬
stand versetztworden war. Auch er stand seit 1902 im
Dienste der Verwaltung und wurde 1917 Landesbaurat.
Besondere Verdienstehat er sich um die große Heil- und
Pflegeanstalten Bedburg-Hau und Iohannistal er¬
worben, deren Planung und Erbauung ihm im wesent¬
lichen oblag. In die letzten Jahre seiner Dienstzeit
fällt die Erweiterung der Krüppelanstalt Süchtcln, die
gerade in den Tagen fertiggestellt wurde, als der Er¬
bauer aus dem Leben gerufen wurde.

Meine Damen und Herren! Auch zu Ehren dieser
beiden verdienten Beamten der Provinz haben Sie sich
von Ihren Sitzen erhoben. Ich danke Ihnen dafür.

Meine Damen und Herren! Infolge Mandats¬
niederlegung sind aus dem Landtag ausgeschiedendie
Abgeordnete Frau Müller-Metzcn, Köln-Mülheim, und
die Herren Abgeordneten Oberdürster, Opladen, Hack,
Barmen, Knab, Köln, Brauer, Düsseldorf, und Dr.
Limbourg, Bitburg.
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Der Provinzmlausschuß hat aus Grund des ß 22 des
Wahlgesetzesfür die Provinziallandtage und Kreistage
vom 7. Oktober 1925 festgestellt, daß an Stelle der aus¬
geschiedenen Abgeordneten Fräulein Müller, Gsch-
weiler, Frau Studienrätin Hopmann in Aachen, für
Frau Müller-Mctzen Herr Sanitätsrat Dr. Sonder¬
mann in Bonn, für Herrn Oberdörster Herr Burcau-
gehilfc Thol, Gräfrath-Foche, für Herrn Hack Herr
Zimmerer Hennig in Düsseldorf, für Herrn Knab die
Lehrerin Fräulein Otto in Kölu-Kletteuberg und für
Herrn Brauer der Verbandssekretär Letterhaus in
Düsseldorf als Abgeordnete eingetreten sind.

Für das frühere Mitglied Dr. Limbourg hat der
Provinzmlausschuß in seiner Sitznng vom 10. März den
Landwirt Matthias Willcms in Strohn festgestellt. Herr
Willcms hat seine Erklärung, daß er zur Annahme des
Mandats bereit sei, nachträglich zurückgezogen. Gemäß
8 22 des Wahlgesetzesfür die Provinziallandtage und
Kreistage muß daher die Erledigung der Stelle noch¬
mals durch das amtliche Kreisblatt iu Nitburg bekannt-
gemacht werden, um der Mehrheit der Unterzeichner
des Wahlvorschlages Gelegenheit zu geben, innerhalb
der vorgeschriebenenFrist von zwei Wochen die Reihen¬
folge, in der die Bewerber berufen sind, zu ändern. Die
Betanntmachnng ist am 21. März veröffentlichtworden;
die Frist ist also noch nicht abgelaufen, so daß der Pro-
vinzialllttsschußden Ersatzmann erst nach dem 4. April
dieses Jahres feststellen kann.

Der Provinziallandtag hat von Amts wegen die
Rechtmäßigkeit und Ordnnugsmäßigkeit der Wahl zu
Prüfen. Ich schlage Ihnen vor, daß der Wahlausschuß
noch heute nachmittag zusammentritt, um diese Prüfung
vorzunehmen, damit die ncncingetretenen Mitglieder
sobald wie möglichauch gauz ordnungsmäßig hier ihre
Mitgliedschaft ausüben können. Ich habe aber heute
schon die Ehre, die ucuciugetretenen Mitglieder hier
auf das herzlichste zu begrüßen und der Hoffnung Aus¬
druck zu geben, daß nnserc Zusammenarbeit mit ihnen
ersprießlichund der Provinz von Vorteil sein wird.

Räch den mir bis jetzt zugegangenen Mitteilungen
haben sich außer dem Abgeordneten Krawinkel ent¬
schuldigt die Abgeordnete Fräulein Künning krank¬
heitshalber, Herr Esser wegen der Geschäfte des Reichs¬
tages, Frau Plum ebenfalls wegen der Reichstags-
tagung; ferner sind verhindert Herr Dr. Köhler, Herr
Degcnring, Fräulein Dahm, Herr Konsul Maus und
Herr Rechtsanwali Vaterrodt.

Meine Damen und Herren! Das Verzeichnis der
Vorlagen für unsere Tagung ist Ihnen mit den zuge¬
hörigen Drucksachen zugegangen. Dazu sind noch nach¬
träglich die Eingänge gekommen,die Sie auf Ihren
Plätze» finden: L Anträge, die in dem Verzeichnis der
an den Provinziallandtag gerichteten Eingaben ent¬
halten sind und mit denen sich der Provinzialausschuß
schon befaßt hat. Ich beziehe mich auf dieses Verzeichnis.

Ferner Bericht und Antrag des Provinzialaus-
schusses, betr. die Durchführung der Kinderspeisungin
der Nheinprovinz. Diese Vorlage geht an den III. Fach¬
ausschuß.

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betr.
Festsetzungder Pflcgesätze für die orthopädischePro-
Vinzial-KinderhcilllnstllltSüchteln. Geht ebenfalls an
den III. Fachausschuß.

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betr.
Beteiligung des Rheinischen Provinzialverbandes an
der Kredithilfe für die notleidendeLandwirtschaft.Geht
an den V. Fachausschuß und, weil auch finanzielle
Mittel zur Verfügung gestellt werden müssen, an den
I. Fachausschuß.

In der Zusammensetzungdes Aeltcstcnratesist gegen¬
über der letzten Tagung insofern eine Aenderung ein¬
getreten, als die Stelle des aus dem Provinziallandtag
ausgeschiedenenHerrn Knab zunächst erledigt war. An
seiner Stelle ist Herr Abgeordneter Schröer, Essen, und
an Stelle des Abgeordneten Vaterrodt Herr Abgeord¬
neter Dr, Stein in den Aeltestenrat eingetreten. In
den sämtlichen Fachausschüssensollen nach dem Be¬
schlusse des Aeltestenrats die Fraktionen wie folgt ver¬
treten sein:

7 Mitglieder die Zentrumsfraktion,
3 „ „ Arbeitsgemeinschaft,
2 „ „ SPD.,
2 „ „ KPD. und
1 Mitglied die WirtschaftlicheVereinigung.
Es sind zu Wahlen die fünf Fachausschüsse, ein Wahl-

Prüfungsausschuß und ein Geschäftsordnungsausschuß.
Ueber die Bestellung der Vorsitzendenund stellver¬

tretenden Vorsitzenden in den einzelnen Ausschüssen
haben sich die Fraktionen im Aeltestenrat dahin ge¬
einigt, daß, wie bisher, das Zentruni den Vorsitzenden
in den FachausschüssenI, III und V stellt, ferner den
stellvertretenden Vorsitzendenim IV. Fachausschußund
im Geschäftsordnungsausschuß,die Arbeitsgemeinschaft
den Vorsitzenden im II. Fachausschuß und im Wahl-
Prüfungsausschuß, sowie den stellvertretenden Vor¬
sitzenden im I. und V. Fachausschuß, die SPD. den
Vorsitzenden im IV. Fachausschuß und den stellver¬
tretenden Vorsitzenden im II, Fachausschuß sowie im
Wllhlprüfungsllusschuß, die KPD. den Vorsitzendenim
Geschäftsordnungsausschuß und den stellvertretenden
Vorsitzendenim III. Fachausschuß.

Den Schriftführer haben zu stellen im I. Fachaus¬
schuß die Arbeitsgemeinschaft, den Stellvertreter das
Zentrum, im II. Fachausschußdas Zentrum, den Stell¬
vertreter die KPD., im III. Fachausschußdie Arbeits¬
gemeinschaft, den Stellvertreter die SPD., im IV. Fach¬
ausschuß die KPD., den Stellvertreter die Arbeits¬
gemeinschaft, im V. Fachausschuß das Zentrum, den
Stellvertreter die KPD., im Wahlprüfungsausschuß
das Zentrum, den Stellvertreter die KPD., im Ge-
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schäftsordnungsausschuß die SPD., den Stellvertreter
das Zentrum.

Ich bitte die Herren Fraktionsvorsitzenden, die
Namen der Mitglieder, die in die einzelnen Ausschüsse
abgeordnet werden, ebenso die Namen der Vorsitzenden,
der stellvertretendenVorsitzenden, der Schriftführer und
der stellvertretendenSchriftführer bis 5 Uhr heute nach¬
mittag dem Landtagsbureau mitzuteilen. Danach wür¬
den die von den einzelnen Fraktionen benannten Mit¬
glieder als vom Landtage gewählt zu erachten sein. —
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Ich stelle Ihr
Einverständnis fest.

Ich mache dann bekannt, das; die Räume, in denen
die Ausschüsseund die Fraktionen tagen, wie früher,
unten an der schwarzen Tafel am Treppenaufgang an¬
geschlagensind. Ebenso sind dort die Sitzungstermine
mitgeteilt.

Meine Damen und Herren! Die Stadt Düsseldorf
hat dem Landtage für die Landtagsabgeordneten zum
Besuche der städtischenTheater für die Tagungswoche
täglich je 3N Ehrenkarten zur Verfügung gestellt. Ich
bitte diejenigen Damen und Herren, die von dieser
freundlichen Ginladung Gebrauch machen wollen, dies
dem Landtagsbureau mitzuteilen. Die Eintrittskarten
können dort bis spätestens nachmittags 4^ Uhr an den
betreffenden Veranstaltungstagen in Empfang ge¬
nommen werden. Die nicht benutzten Karten werden
nach 1 ^ Uhr an die Theatcrintcndantur zurückgegeben.
Ich darf der Stadt Düsseldorf unser aller Dank für
diese Liebenswürdigkeit zum Ausdruck bringen.

Meine Damen und Herren! Gs war zunächst im
Aeltestenrat vorgesehen, nach dem formellen Akte der
Konstituierung des Landtags und der Mitteilung der
Eingänge, wie in den letzten Jahren, eine Pause ein¬
treten zn lassen. Der Aeltestenrat hat aber beschlossen,
sofort in die Tagesordnung einzutreten und den Herrn
Landeshauptmann zu hören. Nach der Geschäftsord¬
nung ist das möglich, wenn der Provinziallandtag seine
Genehmigung hierzn nach 8 t5> Absatz 2 erteilt. — Da
ich einen Widerspruchnicht höre, nehme ich an, daß Sie
damit einverstanden sind, daß wir jetzt in der Verhand¬
lung fortfahren und zunächst den Bericht des Herrn
Landeshauptmanns über den Haushaltsplan und die da¬
mit in Verbindung stehenden Landtagsvorlagen hören.
Alsdann wird nach dem Vorschlage des Acltestenrats
eine Vertagung der Verhandlungen auf morgen früh,
M Uhr, eintreten. Die Tagesordnung wird nachhernoch
mitzuteilen sein. In dieser Verhandlung wird der Etat,
sowie die mit dem Haushaltsplan zusammenhängenden
Gegenstände beraten werden.

Der Aeltestenrat schlägt Ihnen einmütig vor, auch
in diesem Jahre dabei wieder eine Festlegung der Rede¬
zeit vorzunehmen, und zwar soll für jede Fraktion die
Redezeit auf insgesamt 1>- Stunden beschränkt werden.
Nach dem Stärkeverhältnis der Fraktionen werden die
ersten und eventuell die zweiten Redner zu Wort

kommen. Die weiteren Redner würden, soweit den
Fraktionen noch Zeit zur Verfügung bleibt, nach der
Geschäftsordnung, also im wesentlichen nach der
Reihenfolge der Wortmeldungen, aufgerufen werden.
Da die Volksrechtpartci eine Fraktion im Sinne
unserer Geschäftsordnung nicht ist, aber es doch für
richtig gehalten wird, ihr in dem Maße das Wort zu er¬
teilen, wie es notwendig ist, schlägt ihnen der Aeltesten¬
rat vor, dieser Gruppe des Hauses eine Redcdauer von
einer halben Stunde zu gewähren.

Nach der Geschäftsordnung bedürfen diese Vorschläge
des Acltestenrats der Zustimmung einer Dreiviertel¬
mehrheit des Hauses. Ich habe festzustellen, ob eine
solche Mehrheit vorhanden ist, und bitte deshalb die¬
jenigen, die für den Antrag des Acltestenrats ans die
eben erwähnte Beschränktheit der Redezeit sind, sich zu
erheben. — Das ist die erforderlicheMehrheit.

Ich darf nunmehr dem Herrn Landeshauptmann zu
seinem Bericht über den Haushaltsplan und die damit
in Verbindung stehendenLandtagsvorlagen das Wort
erteilen.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren! Zum 7. Male habe ich
heute die Ehre, an dieser Stelle vor den Provinzialland¬
tag zu treten, um den Haushaltsplan und die Vorlagen
der Provinzialvcrwnltung zu begründen und damit
einen Ueberblick über die Entwicklung der Wirtschafts-
verhältnisse in der Rheinprovinz zu verbinden.
Manches Mal war ich genötigt, dabei recht dunkel in
die Zukunft zn sehen, besonders in den schweren Zeiten,
die das Rheinland unter Besatzung und Nuhrlwupf
durchgemachthat. Im vorigen Jahre glaubte ich das
Bild optimistischerzeichnen zu tönncu. Ich folgte im
wesentlichendabei der Diagnose des Instituts für Kon¬
junkturforschung,die dahin ging, daß Nur uns in einem
langsam fortschreitenden Aufstieg der Wirtschaft be¬
fänden. Ls kann wohl auch keinem Zweifel unterliegen,
daß, abgesehen von der Landwirtschast, wir im Jahre
1927 tatsächlich eine Hochkonjunkturgehabt haben. Ihre
Bedeutung für die Voltswirtschaft wird allerdings ganz
verschieden beurteilt. Auf jeden Fall hat aber der Um¬
fang der Gütercrzcngung und die Menge der verfrach¬
teten und umgesetztenGüter im Jahre 1927 ciuc ganz
außergewöhnlicheHöhe erreicht. Was uns hier in der
Rhcinprovinz besonders naheliegt, ist die Kohlenförde¬
rung sowie die Eisen- nnd Stahlgcwinnung. Darüber
nur einige Zahlen: Die Steinkohlrnförderung im
Deutschen Reiche betrug im Monatsdurchschnitt 1913
11,7 Millionen Tonnen, 1927 12,8 Millionen, Januar
1928 18,1 Millionen Tonnen. Die Roheisengewinnung,
die vielfach als brauchbarster Maßstab für die Kon¬
junkturentwicklung angesehen wird, stieg von einem
Monatsdurchschnitt von 910 N90 Tonnen im Jahre 1913
auf 1092NNNTonnen im Jahre 192? und 11810NN
Tonnen im Januar 1928. Die Nohstahlherstellungstieg
von 981UUU Tonnen Monatsdurchschnitt im Jahre 1913



74. Rheinischer Pruvinziallandtng, 1. Sitzung am 26, März 1928.

auf 1359 000 Tonnen im Jahre 1927 und 1469 000
Tonnen im Januar 1928. Die Januar-Zahlen sind also
überall Rekordziffern. Aehnlich liegen die Zahlen der
sonstige» Gebiete der Gütercrzeugung, und auch bis
heute dauert die gute Beschäftigung in dem größten
Teile der Industrie durchaus an. Auch die Tatsache,
daß von Anfang bis Mitte des Jahres trotz der Ratio-
nalisierung 1 ^ Millionen Arbeitslose in die Wirtschaft
eingestellt wurdcu, ist sicher ein günstiges Zeichen.Auf
der andern Seite tritt aber heute bei einem Rückblick
auf diese Konjunktur und bei einem Blick auf die heutige
Lage ihr einseitiger Charakter als Mengen-Konjunktur
deutlicher in die Erscheinung (Abgeordneter Dr. Hold:
Sehr richtig!), und die dnnklcu Zeichen der Gesamt-
wirtschaftslagc prägen sich immer schärfer aus. Als
solche möchte ich nennen: die passive Handelsbilanz, die
mnehmcnde Auslandsverschuldung, die Kapitalarmut,
die zu den exorbitantesten Zinssätzen siihrt, die soge¬
nannte Selbstkostenkrisis,zum Teil hervorgerufen durch
die Höhe der öffentlichenLasten, die drohenden Wirt¬
schaftskämpfe, die verzweifelte Lage der Landwirtschaft,
die nicht genügend abnehmende Arbeitslosenziffer und
vor allem die bevorstehendevolle Belastung mit den
Dawes-Lastcn vom 1. Oktober an, wodurch nnserc
Iahresbelastnng um weitere 750 Millionen steigen wird.
Und das Schlimme ist, daß auch bisher noch kein rechter
Weg gezeigt ist, um diese duukleu Punkte der Wirt¬
schaftslage zn bessern oder zu beseitigen. Wenn man
daher heute die maßgebenden Stimmen, vor allem auch
hier wieder die Veröffentlichungen des wohlbewährten
Instituts für Konjunkturforschung, mit dem wir ja jetzt
durch unsere Vorlage auch in nähere Beziehung treten,
ans sich wirken läßt, so kann man nur sagen, daß das
Urteil über die Lage zwar noch keineswegspessimistisch
genannt werden kann, vielmehr ist nur eine Kenn¬
zeichnung richtig, nämlich die völlige Unsicherheitund
Dunkelheit in bczng auf die Zukunft. Die Folge davon
für die öffentliche Verwaltung muß Vorsicht nach allen
Richtungen hin sein, insbesondere wenn es sich um
finanzielle Danerbclastungcn für die Zukunft haudelt.

Als ein besonderes Barometer haben wir bisher
immer die Arbeitsloscnziffer angesehen. Sie ist tat¬
sächlich auch zur Zeit von einem ganz besonderenInter¬
esse. Ini Januar 1927 betrug die Zahl der Unter¬
stützungsempfänger — ich zähle immer zusammen Er-
wcrbsloseufürsorge (heute Arbeitslosenversicherung)
und Krisenfürsorge — im Reich 1965 000. Die Zahl sank
dann im Oktober nnf den niedrigsten Stand mit 452 000.
Sie stieg aber im Januar wieder auf die ganz bedenk¬
liche Ziffer von 1 561 000. In der Nhcinprovinz sind die
Ziffern: Januar 1927 259 000, Oktober 79 000, Januar
1928 168 000. Iu den Rellltivzahlen ist aber eine be¬
merkenswerte Verschiebungeingetreten. Auf 1000 Gin-
wohner kamen in der Arbeitslosenunterstützung Januar
'927 im Reiche 29,4, in der Rheinprovinz :N,7. Die
Nhcinprovinz stand also am schlechtestenin Deutschlaud.

1928 hat sich das Verhältnis verschoben:im Reich 22, in
der Rheinprovinz 18,1. Die Rheinprovinz steht jetzt
besser als der Reichsdurchschnitt.Vielleicht wird diese
Verschiebung der Rheinprovinz als Beweis für eine
relativ stärkere Besserung der wirtschaftlichenVerhält¬
nisse als im übrigen Deutschland vorgehalten. Das
würde aber völlig irrtümlich sein, denn die Verschiebung
hängt nur zusammeu mit dem Inkrafttreten des Ar-
bcitslosrnvcrsichcrungsgcsetzesam 1. Oktober 1927. Das
Gesetz hat vor allem durch de» Wegfall des Bcdürftig-
lcitserfordcrnisscs auf dem Lande große Zahlen von
Arbeitslosen, vor allem Saisonarbeiter, in die Unter¬
stützung hineingebracht, die bisher, weil sie etwas
Grundbesitz oder sonstige Mittel hatten, nicht unter¬
stützt wurden. AIs Folge davon ist die Zahl der Unter¬
stützungsempfänger in den mehr landwirtschaftlichen
Provinzen relativ weit stärker gestiegen oder vielmehr
lange nicht so stark zurückgegangen,wie in den mehr
industriellen Provinzen. Diese Provinzen haben da¬
durch nunmehr den zweifelhaften Vorzug erlangt, daß
sie die Nhcinprovinz überflügelt haben. Mit der Wirt¬
schaftslagehat diese Aenderung der Zahlen also nichts
zu tun. Es ist aber nach der neuesten Entwicklung der
Zahl der Unterstützungsempfänger, die leider durchaus
nicht so stark abnehmen, als es nach der Jahreszeit der
Fall sein müßte, und nach Einzrlbeobachtungen die Be¬
fürchtung nicht von der Hand zu weiseu, daß wir,
ähnlich wie in England, zu einer Stabilisierung der
Unterstützungsempfänger kommen. Wir würden dann
mit einer dauernden Belastung der Wirtschaft mit den
jetzigen Ausgaben für Arbeitslosenunterstützung auf
lange Zeit zu rechnen haben.

Zur Kcunzcichnung der Gesamtwirtschaftslage und
auch mit Rücksichtauf wichtige Vorlagen, die Ihnen ge¬
macht werden, bedarf es eines besonderenEingehens auf
die Lage der Landwirtschaft. Wenn ich im vorigen
Jahre in Uebereinstimmungmit dem Bericht der Land-
wirtschaftslammer der Ansicht Ausdruck gegeben habe,
daß der größte Tiefstand der wirtschaftlichenKrisis der
rheinischenLandwirtschaft überschritten worden sei, so
muß ich in diesem Jahre gestehen, daß ich mich damit,
ich wiederhole aber nochmals: in der gleichen Weise
wie die Landwirtschaftstammer, völlig geirrt habe.
(Sehr richtig! rechts.) Die Entwicklung dieses Jahres
mit dem Mißerfolg der Ernte, mit dem Tiefstand der
Preise der landwirtschaftlichen Produkte und dem
immer stärkeren Steigen der Produktionskosten hat,
daran wird Wohl kein Zweifel auftommeu können, die
wirtschaftliche Unrentabilität des heutigen landwirt¬
schaftlichen Betriebes klar erwiesen. Das ständige Stei¬
gen der landwirtschaftlichen Verschuldung redet dazu
eine klare und eindeutige Sprache. An diesem Bilde
können auch einzelne unter besonders günstigen Um¬
ständen arbeitende Betriebe, in denen z. B. zahlreiche
Arbeitskräfte der Familie unentgeltlich mitarbeiten,
nichts ändern. Daß hier außergewöhnlicheund schlcu-
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nige Maßnahmen dringend notwendig sind, um eine
Katastrophe, nicht nur von der Landwirtschaft, sondern
vom ganzen Volke abzuwenden,darüber sind sich heute
die weitcstcu Kreise durchaus einig. Das einzige Mittel,
das auf die Dauer helfen taun — auch darüber ist man
sich wohl einig — ist die Wiederherstellung der Renta¬
bilität. Aber die Lösung dieses Problems ist überaus
schwer,deun sie hängt nicht nur von unseren: gnten
Willen, sondern letzten lindes von außenpolitischenUm¬
ständen ab, die wiederum auf die Frage aller Fragen
hinauslaufen, die Dawes-Lasten, ihre Höhe, ihre end¬
gültige Begrenzung. Denn hiermit steht die ganze
Hcmdelsvcrtragspolitik in engstem Zusammenhange.
Inzwischen sind aber Rcichsregierung, Landesregierung
und alle Volkstreisc sich der außerordentlichen Bedeu¬
tung bewußt, die für die Existenz von Volk und Staat
in der Eristeuzmöglichteit der Landwirtschaft als der
unerläßlichen volkswirtschaftlichenGrundlage gelegen
ist. Aus dieser Erkenntnis heraus ist das bekannte Not¬
programm von Reichsregirrung und Landesregierung
aufgestelltworden. Es ist selbstverständlich, daß auch die
Proviuzialverwaltuug sich innerhalb ihres Wirkungs¬
kreises »nd ihrer Leistungsfähigkeitder Mitwirkung bei
der Durchführung d-s Notprogramms nicht entziehen
wird. Infolgedessen bin ich überzeugt, daß die Vorlage
des Provinzinlausschussesüber die Mitwirkung bei der
Kredithilfc für die Landwirtschaft, auf die ich noch zu¬
rückkomme, ihren vollen Beifall finden wird.

Ich möchte aber hier noch auf einen besonderen
Puutt aufmerksam machen, der die Notlage eines
großen Teiles unserer landwirtschaftlichenBevölkerung
in der Nheinprovinz in der letzten Zeit weit mehr her¬
vortreten läßt, als es früher der Fall war. Ich möchte
mich hier der Ausdrucksweisefrüherer revolutionärer
Epochen bedienen nnd möchte sagen: Was wir dort setzt
vor uns sehen, ist das Erwachen eines fünften Standes,
den wir bisher nicht in dem Maße gesehen haben. Das
ist der Stand der Kleinbauern, Klcinwinzer und der
kleinen landwirtschaftlichenArbeiter in den Dörfern der
Eifcl, des Hunsrücks und des Westerwaldcsund anderer
zurückgebliebenerGegenden der Rheinprovinz, die dort
mit ihren Familien dahinleben oder mehr dahin¬
vegetieren, unter Wohnungs-, Vckleidnngs- und Er-
nährungsvcrhältnissen, die nicht nur in einzelnen Aus¬
nahmefällen, sondern allgemein weit nntcr dein Durch¬
schnitt auch des auf der untersten sozialen Stufe stehen¬
den städtischenArbeiters liegen. (Zustimmuug.) —
Solche Familien leben den größten Teil des Jahres
lediglich von Kartoffeln und Brot und haben auch bei
schwerster Arbeit auf dcni mageren Acker keine Aussicht,
jemals höher zu kommen. (Sehr richtig!) Die Kinder
verkümmern körperlich und geistig, und die Alten gehen
vorzeitig zugrunde. Dieser Stand erwacht setzt nicht
nur von selbst, sondern auch geweckt von den Behörden
(Zuruf links: Finanzamt!) und vou den politischen
Parteien, nnd er sieht ein, daß er nicht nur innerlich

berechtigt ist, nach dem, was er leistet und arbeitet,
sondern auch nach Maßgabe der Gesetzgebung,nach den
Bestimmungen der Fürsorgepflichtverordnung oder des
Arbcitslosenversicheruugsgcsctzcseinen Anspruch auf
Zuführung eines gewissen Narbetrages aus öffentlichen
Mitteln hat, um ein menschenwürdigesDasein, in ähn¬
licher Weise wie der städtischeArbeiter, führen zu
tonnen. Das hat nun zur Folge, daß die Bezirksfür-
sorgcvcrbäude, also die Kreise, nicht mehr in der Lage
sind, diese neu an sie herantretenden Ansprüche zu be¬
friedigen uud sie bei der Provinz oder bei Reich und
Staat um Hilfe bitten müssen. Es ha! weiter zur Folge,
daß die Arbeitslosenvcrsichcrnng mit einer Zahl von
Unterstützungsempfängern belastet wird, an die von
vornherein gar nicht gedacht worden ist. Das hat weiter
zur Folge, daß außergewöhnlicheMittel auf dem Ge¬
biete der Gesundheitsfürsorge und der Wohnungsfür¬
sorge oder in Form von Notstandsarbeiten zur Ver¬
fügung gestellt werden müssen, um hier Zustände zu
schaffen,die wenigstens in etwa dem Lebensstandard
und der Kulturcntwickluug uusercr heutigen Zeit ent¬
sprechen.Diese Zustände hat ja auch der Herr preußische
Minister des Innern im Ange, wenn er auf Gruud
einer Besichtiguugsrcise sciu Urteil dahin zusammen¬
faßt: Erhebliche Teile der Greuzgcgenden der Rhein-
Provinz sind wirtschaftlichuud kulturell in einem Maße
verelendet, wie ich ein ähnliches Elend noch nirgendwo
in Deutschlandgesehen habe. (Hört, hört!) Dem ist hin¬
zuzufügen, daß der Herr Minister dem Zwecke seiner
Reise entsprechendnur die Grcnzgcgenden besucht hat,
er würde im Innern der Regierungsbezirke Koblenz
und Trier vielfach dieselben Bilder gcfnnden haben.
(Znstimmung.)

Mit besonderem Danke müssen wir daher anerkennen
— ich folge dabei den Ausführungen des verehrten
Herrn Oberpriisidcuten — daß mit einer in Verwal-
tungssachcu sonst nicht immer üblichen Schnelligkeitdie
Reichsrcgicrnng, vor allem die Preußische Staatsregic-
rung, dieser Notlage, nachdem sie sie erkannt haben,
durch Uebcrweisung bedeutender Geldmittel Rechnung
getragen hat. Auch die Proviuzialverwaltuug wird auf
zahlreichen Gebieten in Wohlfahrtspflege, Straßcn-
bauten, Unterstützungen für landwirtschaftlicheZwecke
und Meliorationen die Besonderheit dieser Zustände
Wohl im Auge behalte» müssen.

Damit erschöpft sich aber nicht die besondere Not¬
lage, die nach wie vor die Rhcinprovinz in höhcrem
Maße als der größte Teil des übrigen Deutschland zu
tragen hat. Ich weise hin auf die Fortdauer der Be¬
satzung, auf die wirtschaftliche«Folgen, die mit der Ab>
trcnnnng von Eupen-Malmedy und vom Saargebiet
verbunden sind, auf das Saargnnger-Problem, auf die
Schwierigkeiten des Aachener Gebietes uud sein wirt¬
schaftliches Zurückbleiben, vor allem im Vergleich mit
dem holländischen Gebiet jenseits der Grenze, auf die
Einstellung von Industriebetrieben, allein im Aachener
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Gebiet in der letzten Zeit 62 Betriebe mit 93N0 Ar¬
beitern, Ich weise hin auf die außerordentlich hohe Ar-
bcitslosenziffcr einzelner Städte, beispielsweiseKoblenz
mit 34 auf 1000 (Anwohner, auf den drohenden Zu¬
sammenbruchder McchcrnichcrIndustrie und damit des
ganzen Schleidcner Tales. Daß der äußere Schein bei
flüchtigem Besuch leicht täusche» taun, dafür der Hin¬
weis, daß die Stadt Köln die für eine Großstadt noch
immer außerordentlich hohe uud ungünstige Arbeits¬
losenziffer von 20 pro 19NN hat. So sehr Nur uns da¬
her auch freuen, daß den besonderen Notstäudeu des
Ostens unseres Vaterlandes, Uor allem der Provinz Ost-
Preußen, von Reichs- und Staatsregierung Rechnung
getragen wird, so müssen wir doch immer wieder her¬
vorheben, daß wir auch hier im Westen ein Notstands¬
gebiet haben (Lebhafte Zustimmung), uud man wird
uns nicht übel nehmen, wenn wir die etwa l2 Mil¬
lionen Mark, die einschließlich Saargängcruntcrstützung
von Reich und Staat für die besondere Notlage der
Nheinprovinz vorgesehen sind, vergleichenmit den 165
Millionen, die für Ostpreußen aufgewendet werden
sollen, worunter unter anderem auch 2 Millionen sind,
die Ostpreußen zur Senkung der Provinzialumlagc zu¬
gewiesenwerden. (Hört, hört!) Ich möchte nicht miß¬
verstanden werden, das Reich und der Staat sind dazu
da, einen finanziellen Ausgleich leistungsfähiger und
weniger leistungsfähiger Gebiete herbeizuführen und
besondere Notlagen aus Mitteln der Gesamtheit zu
berücksichtigen.Aber es muß doch gegenüber manchen
Stimmungen, denen man zur Zeit an zentraler Stelle
begegnet, darauf hingewiesen werden, daß wir auch im
Westen, uud besonders in der Rheinprovinz, nach dieser
Richtung hiu berechtigte Ansprüche zu erheben haben,
(Sehr gut!) Dieser Hinweis muß in diesem Jahr mit
besonderen:Nachdruck erhuben werden, weil dieses Jahr
das Jahr ist, in dem der Finanzausgleich auf längere
Zeit endgültig festgestellt werden soll. Dazu gehört
mich die Festlegung des Maßstabes zur Verteilung der
Staatsmittel unter die Provinzen. Dabei haben wir
ja bisher schon berechtigten Grund zur Klage gehabt,
worauf der Herr Obcrpräsidcut in seiner Eröffnungs¬
rede ja auch schou hingewiesenhat. Es kann nicht nach¬
drücklich genug darauf hingewiesen werden, daß die
Hauptausgllben der Proviuz auf dem Wohlfahrtsgebict,
dem Straßcubaugebiet und dem Kulturgebict mit dem
uon der Preußischen Regierung so bevorzugten Maß¬
stabe der Grundfläche gar nichts zn tun haben, sondern
daß hier nur der Maßstab der Vevölkcrungszahl und
der Verkehrsstnrkcmaßgebend sein kann. (Lebhafte Zu¬
stimmung.) Ich möchte dem Wünsche Ausdruck geben,
daß auch die Vertreter der anderen Provinzen sich
dieser Ansicht nicht verschließen und unter den Ver¬
tretern der Provinzen demnächsteine Einigung über
die Nerteiluug zustande kommt. Sollte das aber nicht
der Fall sein, so hoffe ich, daß die Abgeordneten der
Dxiuprovinz im Preußischen Landtag — denn da wird

das letzte Wort in dieser Sache gesprochen— sich der
berechtigten Forderungen der Rheinprovinz annehmen
werden; sonst ist es mit der Stabilität der Provinzial-
umlage für immer vorbei.

In diesem Zusammenhangemuß ich auch noch einen
anderen Punkt erwähnen, das ist die Zurücksetzungder
Rheinprovinz gegenüber dem übrigen Deutschland bei
dem Bau von neuen Eisenbahnlinien. Bei der Reichs¬
bahn selbst ist bei deren rein finanzieller Einstellung auf
diesem Gebiete wenig zu hoffen. Wohl aber ist das
Reich verpflichtet,die beim Ucbergang der Stnatseisen-
bahnen auf das Reich von den Ländern begonnenen
Bauten fortzuführeu uud dringend notwendige Bahn-
Projekte zu unterstütze!,. In der Nheinprovinz sind von
l9 spruchreifen Projekten bereits 9 vor dem Kriege ge¬
nehmigt; 5 liegen in halbfertigem Zustande da und
drohen zu verfalle». Dazu kommt die Notwendigkeit,
infolge der neuen Grenzziehung besondere Vertehrs-
möglichkeitenan der Grenze zu schaffe». Trotz dieser
Sachlage sind im Jahre 1926 zwar 53 Millionen Mark
Ncichsmittcl für Nahnbauten zur Verfügung gestellt
wurden, bei Ausschüttung dieses Betrages ist die Rhein¬
provinz aber völlig leer ausgegangen, (Hört, hört!)
Zutreffend ist, daß an einzelnen Stellen die Stockung
in der Durchführung des rheinischen Vahnbnu-
programms auf außenpolitische Ginsprüche zurück¬
zuführen ist- übrigeus auch eine wirtschaftlicheFolge
unserer Eigenschaftals Besatzungs- und Grenzprovinz
von nicht zn unterschätzenderBedeutung, Es muß er¬
wartet werden, daß die Beseitigung dieser außenpoli¬
tischen Schwierigkeiten mit allem Nachdruck erstrebt
wird. Soweit solche Schwierigkeiten aber nicht vor¬
handen sind, müssen die geplanten Bahnbautcn der
Nheinprovinz die notwendige Neichsunterstützung fin¬
den, (Sehr richtig!) Der Provinzialausschuß hat sich
mit dieser Frage in einem besonderen Beschluß befaßt
und mich beauftragt, entsprechende Vorstellungen in
Berlin zn erheben. Ein Erfolg ist bis jetzt noch nicht
eingetreten.

Mein Bericht über die Gesamtlagc der Provinzial-
vcrwaltung würde nicht vollständig sein, wenn ich nicht
mit einem kurzen Worte auch dieses Mal hinwies auf
das, was ich im vorigen Landtage näher ausgeführt
habe, das ist die alle Verwaltuugsarbcit störende und
so viel überflüssige Arbeit verursachendeNnrnhe und
Nervosität, die mit dem Znstand der Gärung verbun¬
den ist, in dem sich hente unsere ganze Vcrwaltuugs-
organisatiun befindet. Jeder fühlt, daß die Verwal-
tungsurgllnislltion, so wie sie heute ist, auf die Dauer
nicht bleiben kann, daß vielmehr alles nach einer bal¬
digen großzügigen Reform ruft. Aber jedes großzügige
Reformwerk rollt vou selbst das Neich-Länder-Prublem
auf (Sehr richtig!), an das man sich heranzugehen
scheut, trotz mancher energischer Vorschläge, die zwar
mit großem Nachdruckvon den Parteien aufgestellt,
aber gleichzeitig an Bedingungen getnüpft werden, von
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denen man genau weiß, daß sie niemals eintreten. (Sehr
wahr! rechts.) So wird dann zunächst die Reform auf
anderen weniger kritischen Gebieten in die Hand ge¬
nommen. Dahin gehören — mich das ist Uom Herrn
Oberpräsidcntcn schon erwähnt worden — hier bei uns
im Westen die Eingcmeindungsplänc uud Eingcmciu-
dungsvcrhandlungen. Ich habe an dieser Stelle nicht
auf die sachliche Seite dieser Fragen einzugehen, ob¬
wohl angenommen werden kann, daß vor ihrer Durch¬
führung auch der Provinziallandtag oder der Pro-
uinzialausschuß Gelegenheit erhalten, dazu Stellung zu
nehmen. Auch deu freund nachbarlichen Wunsch des
westfälischen Provinziallandtags, es möge lediglich des¬
halb, weil vor Jahren Langenfeld und Nächstebreckund
Künigssteelc aus Westfalen an die Rheinprovinz ge¬
kommen sind, nun auch irgendein Stück der Rhein¬
provinz Westfalen zugeteilt werden, will ich nicht kriti¬
sieren. Der Vorschlag kritisiert sich in seiuer Begrün¬
dung selbst. (Zustimmung.) Aber jede Verwaltungs¬
stelle wird mir zustimmen,wenn ich dem Wunsche Aus¬
druck gebe, man möge mit den Umgemeindungs- und
Eingemeindungsverhandlungcn möglichst voran machen
und die Dinge zur Erledigung bringen, damit wieder
Ruhe und Frieden eintritt. (Sehr richtig!) Denn sonst
wird jede Arbeitskraft und jede Arbeitsfreude und jede
Möglichkeit zur weiteren Entwicklung in denjenigen
Bezirken,die von den Aenderungen bedroht sind, natur¬
gemäß untergraben, oder aber alle Arbeitskraft wird
zur Zeit verwendet für die Herstellung von umfang¬
reichen Denkschriftenund Gcgendenkschriftenin einen:
Umfange, daß sie niemand mehr lesen kann. (Sehr
richtig!) Auf die amtlichen uud vielleichtauch persön¬
lichen Gegensätze,die durch die Kämpfe entstehen, und
ihre bedenklichen Folgen für das doch notwendige Zu¬
sammenarbeiten benachbarter Bezirke will ich nur
uebeubci hinweisen.

Während im übrigen die Fragen der Verwaltungs¬
und Verfassungsrcforni gesetzgeberisch nicht vom Fleck
kommen, geht nnter der Hand, ohne daß ein Programm
dafür aufgestellt wird, eine Entwicklung vor sich, die
jeden Frennd der Selbstverwaltung mit Sorge erfüllen
muß. Das ist die immer stärker werdende Zentrali-
sation aller öffentlichen Verwaltungen in Berlin, sei
es beim Reich, sei es bei Preußen, und beim Reich
damit einhergehcnddie Bildung von lokalen Neichsvcr-
wllltungsstrllen neben der Landesverwaltung. Ich habe
im vorigen Jahre von dem Verwaltungswasserkopfge¬
sprochen,der sich in Berlin bildet. Diese Entwicklung
hat einen neuen glänzenden Trinmph gefeiert in der
Gründung der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung
und Arbeitslosenversicherung. (Sehr gut!) (5s ist wohl
eine der am schärfstenzentralistisch anfgezogcnen Be¬
hörden, die wir haben. Allerdings sind Landesarbeits-
ämter in den Provinzen gebildet, denen ein Verwal-
tungsansschuß beigegebenist. Das sieht aus wie Selbst¬
verwaltung, Aber oberster Grundsah ist, daß alles zur

Entscheidung des Berliner Vorstandes gebracht werden
kann und alle Stellen bis znm letzten Arbeitsamt im
letzten Kreisort an die Anordnungen der Berliner
Spitze gebunden sind. Wenn vom Reiche aus die Vcr-
fllssungs- und Verwaltungsreform nach dem Muster
dieser neueu Rcichsorganisatio» gemacht werden soll, so
kann ich als Freund der Selbstverwaltung nur sagen,
„mir graut vor einer solchen Vcrwaltungsreform".
(Sehr richtig! Abgeordneter Dr. Saaßen: Nns auch!)
Die Zentralisicrungsbestrebnngen, die sich meist unbe¬
merkt, aber mit um so größerer Zielsicherheit voll¬
ziehen, sind deshalb besonders umfang- uud erfolgreich,
weil dort oben von zwei Stellen nebeneinander in
gegenseitigemWettbewerb und Eifersucht alles versucht
wird, heraufzuziehen,vom Reich nnd von Preußen, und
zwar nicht etwa nur von den Regierungen, sondern noch
weit mehr von den beiderseitigenParlamenten. Es gibt
Wohl keine Frage, sie möge noch so sehr der provin¬
ziellen oder örtlichen Selbstverwaltung angehören, die
nicht anch mit Selbstverständlichkeitin jedem der beiden
Parlamente behandelt wird, nnd lein Minister wird
es wagen dürfen, dann zn erklären, die Angelegenheit
geht uns hier gar nichts an, sondern ist in dem be¬
treffenden Stadtvcrordnetentollegium oder Provinzial¬
landtag zn besprechen. Auch die Nildung von Fonds
ans allen Gebieten bei den Ministerien des Reichs und
der Länder zieht immer mehr die Entscheidung in die
Zentrale. Wir freuen uns ja auch sehr über viele Fonds
und müssen uns dahinter halten, daß nur etwas daraus
bekummeu. (Zustimmung.) Aber der Grundsatz ist und
bleibt bedenklich, und besonders wir im Westen dürfen
nie vergessen, daß zn jedem Fonds, der für ganz
Deutschland oder ganz Preußen bestimmt ist, wir weit
mehr beitragen, als wir daraus zurückerhalten. (Leb¬
haftes Sehr richtig!)

Die Konzentration in Berlin wirkt sich in letzier
Zeit noch ans einem besonderenGebiete a«s, das unsere
größte Anfmerlsamkciterfordert und anf das ich wegen
des Zusammenhanges mit der Landesbank besonders
eingehen muß, das ist das Bestreben der Gcldkonzen-
tration, vor allem der Znscnnmeufassuugaller öffent¬
lichen Gelder in Berlin. Es ist dies bekanntlich das
Ideal des Herrn Reichsbankpräsidcnten Dr. Schacht.
Er wird aber von anderen Stellen darin lebhaft unter¬
stützt. Während früher die provinziellen und örtlichen
öffentlichen Kassen mit den öffentlichen Banken, den
Sparkassen und der Landesbank unmittelbar ver¬
kehrten, und ihre flüssigen Mittel dort ließen, ist jetzt
dieses Verfahren unterbunden. Alle Mittel werden der
Reichsbank und der entsprechend umgestalteten Gold-
distuntbank in Berlin zugeführt. Es wurde weiter die
Deutsche Verkchrskrcditbant in Berlin gegründet, um
alle flüssigen Mittel der Reichsbahn aufzunehmen, die
früher an dem Orte ihres Aufkommensbleiben konnten.
Den Schlußstein bildet die jetzt erfolgte Abänderung
der Rcichskassenordnung,derzufolgc verfügbare Mittel
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der Neichskassen nur bei der Neichsbank bzw. Reichspost
künftig angelegt werden und Kontcn nur auf dem
Reichsbankgiroverkehrunterhalten werden. Damit wer¬
den die Sparkassen und der Kommnnalgiroverkchr aus¬
geschlossen. Vin weiterer Schritt sollte geschehen durch
die Errichtung der Postsparkassen,die den öffentlichen
Sparkassen das Wasser abgegraben hätten. Hier hat aber
insbesondere die Wirtschaft so nachdrücklich wider¬
sprochen, daß der Plan wenigstensvorläufig aufgegeben
zu sein scheint. Auch die neue Reichsarbeitslosenver¬
sicherungarbeitet mit ihren großen Geldmitteln in der
gleichenWeise. Auch hier sind die öffentlich-rechtlichen
Krcditinstitute, insbesondere die Landesbanken und
Girozentralen, denen bisher die Gelder zuflössen, zu¬
gunsten der Neichsbankim wesentlichenausgeschlossen
worden. Gin schwerwiegenderSchritt in der gleichen
Richtung bedeutet auch uoch der kürzliche Beschluß des
Reichstags wegen der Hauszinssteucr-Hhpothcken und
der zurückfließenden Hauszinssteuermittel. Danach
sollen diese Hypothekenund die Rückflüsse ausschließlich
dem Reiche gehören und das Reich über die weitere
Verwendung der Gelder zu bestimmen haben. (Hört,
hört!)

Demgegenüber müssen wir den Grundsatz aufstellen,
daß nach Möglichkeitdie in der Provinz aufkommenden
Gelder zunächst die kreditwürdige Nachfrage im Gnt-
stehungsbezirtc der Gelder befriedigen, und daß dann
erst die verbleibenden Spitzcnbcträgc in Zentralen zu¬
sammenströmen zwecks Ausgleich zwischen gcldflüssigen
und gcldbedürftigen Bezirken. Alle auskommenden
Gelder zunächst einmal in Berlin zu konzentrieren und
von da erst wieder an die Provinz zurückzuleiten, ist
überflüssige Doppelnrbcit und bedingt die Gefahr der
Willkür in der Zuteilung der Gelder. Gerade wir hier
im Westen haben in dieser HinsichtGruud, mißtrauisch
zu sein.

Einige auffällige Zahlen möchte ich in diesem Zu¬
sammenhange mitteilen: Die Preußische Landeöpfand-
briefanstnlt hat 59 Millionen Mark Hypothekendarlehn
bisher ausgegeben. Davon sind in die RheinproUinz
geflossen 7,1 Millionen, das heißt pro Kopf etwa
l Mark gegenüber 1,00 Mark im Landesdurchschnitt.
Durch die Landespfandbriefanstalt wurden Zwischen-
tredite, die der Preußische Staat zur Verfügung stellt,
verteilt. Von 15 Millionen, die am 31. Dezember ver¬
ausgabt waren, waren !^< Millionen an die Rhein-
Provinz gefallen, d. h. pro Kopf 61 Pf., gegenüber dem
doppelten Betrag im Landesdurchschnitt. Die vom
Reich gegründete Deutsche Bau- und Nodenbank hat
einen Gesamtzwischcnkreditbetrag1927 von 131 Mil¬
lionen Mark ausgegeben. Davon sind an die Rhein-
Provinz geflossen durch die Wohnnngsfürsorge-Gesell-
schaft gauze 2 200N9N Mark. (Hört, hört!) An den
letzterenauffalleudrn Mißverhältnissen ist Wohl wesent¬
lich die Tatsache schuld, daß dir verlangten Zinssätze
augenblicklich10 Prozent mit schwerwiegender Ver¬

teuerung bei Prolongation für nns im Westen zn tencr
sind, da unsere Landesbank uns billiger bedient. Aber
das Ergebnis ist immer das gleiche. Wir sehen von
den Geldern, die wir nach Berlin geben, verhältnis¬
mäßig zu wenig wieder. (Zuruf des Abgeordneten
Gielen: Leider!) Wenn daher auch eine gewisse Kon¬
zentration an Einrichtungen für das Reich nicht zu
vermeiden ist, so müssenwir hier im Westen doch gegen
jede nicht unbedingt notwendige Zentraleinrichtnng
Ginspruch erheben und im übrigcu möglichster De¬
zentralisation der zur Verfüguug stehenden Gelder für
unsere provinziellen Kreditinstitute das Worl reden.

Wenn ich nun zn den Einzelheiten des vorliegenden
Haushaltsplans komme, so kann ich wohl verstehen, daß
viele rheinischeKommunen, vor allem auch die Groß¬
städte, mit einem gewissen Neid auf die Provinzialvcr-
Wallung blicken. (Sehr richtig!) Dieser Neid ist aber
nur zur Hälfte berechtigt; zur anderen Hälfte geht der
neidische Blick durchaus uach der umgekehrtenSeite. Es
ist richtig, daß es der Proviuzialvcrwaltung zur Zeit
leichter ist, einen ohne Steuererhöhung balaneicrenden
Haushaltsplan aufzustellen. Auf der anderen Seite ist
aber die Vermögenslage der Stadt- uud Landkreise eine
weit günstigere, als die des Provinzialverbandes. Die
Gründe für diese verhältnismäßig günstige Lage der
Provinz bei Ausstellung des Haushaltsplans und bei
Festsetzungder Provinzialstcuern sehe ich in folgenden
Umständen: Einmal ist der Provinzialverband nicht in
die Lage gekommen, in den letzten Jahren nach dem
Kriege kostspielige große Projekte zur Durchführung zu
bringen, die heute sowohl durch die Verzinsung der
Anlllgckosten,wie auch vielfach durch den Betrieb eine
dauernde schwere Belastung der Haushaltspläne der
Kommuueu darstellen. Mit welcher Vorsicht die Pro-
vinzialvcrwllltung an solche Pinne herangegangen ist,
zeigt die Geschichteder Autobnhnstraße Köln-Düssel¬
dorf. Sie stellt zweifellos ein großzügiges Bertchrs-
projekt dar, dessen Durchführung den Beifall weiter
Kreise gesicherthätte. Ihre Ausführung wurde aber
nur in Vorschlag gebracht unter der Bedingung, daß
sie möglich war, ohne eine dauernde Velastuug des
Steuerhllnshllltsplllnes herbeizuführen. Voraussetzung
war daher die Finanzierung mit Hilfe von Abgaben.
AIs durch die Stellungnahme der Reichs- uud Staats-
rcgierung sich ergab, daß die Abgabenerhebung bei der
Einrichtung als öffentliche Straße überhaupt nicht
möglich,und bei der Einrichtung als Privatstraße in¬
folge der rechtlichenSchwierigkeiten durchaus unsicher
war, durften keine Prestigegründe und kein Gedanke:
die Sache ist nun einmal angefangen, mehr maßgebend
sein, sondern das Projekt mußte rücksichtslos vorläufig
aufgegeben werden.

Ein weiterer günstiger Umstand für die Provinzial-
finauzen liegt darin, daß auf dem wichtigsten Auf¬
gabengebiete,ans dem die Ausgaben sprunghaft steigen,
auf dem Gebiete der Straßenverwaltung, auf der
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anderen Seite durch die Kraftfahrzeugsteuer eine Ein¬
nahmequelle gestellt iuurdr, die einen Teil der Mehr¬
ausgaben deckte. Ans dem Gebiete der Wohlfahrts¬
pflege war zwar eine bedeutende Ausgabeusteigerung
nicht zu umgehen, aber auch hier kam der Verwaltung
wieder zugute, daß auf dem Hauptgebicte ihrer Wohl¬
fahrtspflege, der Anstaltsfürsorge, ein wesentlicherTeil
der Kosten, in Form der sogenannten Spczialkosten
von Stadt- und Landkreisen zu überuchmen war.
Ferner waren in der Vorkriegszeit ausreichend An¬
stalten erstellt worden, so daß Neubauten nicht nötig
waren, und durch die Zuhilfenahme der Privatanstalten
stand sich in der Höhe der Vcrpflegungskostendie Rhein-
provinz weit besser, als die meisten anderen Provinzen,

Ans dem dritten Gebiete, der Kulturpflege, hat eine
durch Sparsamkeit diktierte,weitgehendeZurückhaltung,
insbesondereim Vergleich mit den Leistunge» der Nach¬
barprovinzen, stattgefunden. Dazu muß noch hinge¬
wiesen werden auf die Tendenz des Pruvinzialcms-
schusscs und des Provinzinllandtags vor allem in den
letzten Jahren, Ausgaben vom ordentlichen auf den
außerordentlichen Etat hiuübcrzuschiebcn. Ich denke
hier an Straßenbauten und Flnßregulierungen, ferner
an die vorläufige Auffchicbuug der Tilgung des Defi¬
zits vergangener Jahre. Alle diese Umstände haben es
ermöglicht, auch in diesem Jahre ohne eine Erhöhung
des Prozentsatzes der Steuer« auszukommeu und dazu
noch einen Betrag von ZOOM«! Mark für Tilgung des
Fehlbetrages des Jahres 1925 in den Haushaltsplan
einzusetzen. Auf der anderen Seite ist aber dabei die
Kehrseite, durch die die gesamte Vermögens- und
Finanzlage des Provinzialverbandcs weit ungünstiger
ist, als die der engeren Kommunalvcrbände, der Stadt-
uud Landkreise,nicht zu übersehen,das ist die Schulden¬
last und das Anwachsender Schulden, denen ans der
anderen Seite fast kein werbendes Vermögen gegen¬
übersteht. Nach der Stabilisierung der Mark sind die
Schulden sprungweise auf rund 45 Millionen Mark
angewachsen, davon ?<, für Straßenbauzweckc.Damit ist
der Betrag der Vorkriegszeit mit 41^ Millionen schon
wieder überschritte». Dazu ist die Zinsenlast für unsere
heutigen Schuldeu mehr als doppelt so groß als vor
dem Kriege. In diesem Jahre soll eine weitere An¬
leihe von rund 15 Millionen Mark aufgenommen wer¬
den. Das Bedenkliche ist, daß diese ganze Schuldenlast
in vier Jahren entstanden ist und daß ihr jetzt wiederum
vorgeschlagenwerden muß, eine weitere Anleihe von
>5 Millionen Mark aufznnehmen.Allen dicseu Schuldeil
stcheu an werbendemVermögen nur die landwirtschaft¬
lichen Betriebe, die Beteiligung an der Landesbank und
dem RWE. und an Steinbruchbetrieben im Gesamtwert
von etwa 5 Millionen Mark gegenüber. Demgegenüber
können die Städte mit Recht darauf hinweisen, daß ihr
Vermögen, und zwar auch die werbenden und geld¬
einbringenden Anlagen ihre Schulden um das Vielfache
übersteigt.

Um in die Beratung des diesjährigen Haushalts¬
plans hineinzukommen,muß zunächst kurz auf das Er¬
gebnis der vergangenen Haushaltspläne hingewiesen
werden. Das Jahr 1925 schloß mit einem Fehlbeträge
ab von 4 36» 000 Mark. Das Jahr 1926 balancierte im
wesentlichen,der Fehlbetrag betrug nur 18 700 Mark.
Bei der Beratung des vorigjährigcn Haushaltsplans
tonnte bekanntlich für die Deckung des Fehlbetrages
des Jahres 1925 nichts eingesetztwerden. Nun wird
aber, wie im Vorbericht mitgeteilt, der Abschluß des
diesjährigen Haushaltsplans günstig werden. Es kann
mit einem Ucbcrschußvon etwa 1^ Millionen Mark
gerechnetwerden. Es wird vorgeschlagen, diesen Betrag
zur Deckung des Defizits der vergangenen Jahre zu
verwenden. Ich bin Ihnen an sich ein Wort der Ent¬
schuldigung dafür schuldig,daß das laufende Jahr mit
einem Ucberschnß abschließt. (Heiterkeit.) Denn so¬
wohl im Falle eines Uebcrschusses wie im Falle eines
Defizits liegt zunächst die Vermutung uahe, daß der
Haushaltsplan von vorneherein nicht richtig aufgestellt
worden ist. Ich stehe aber grundsätzlichauf dem Stand¬
punkt, im Interesse der Erhaltung des Vertrauens
zwischen ProuinzialUerwllItuug,Provinzialausschuß und
Pruvinzillllündtag bei Aufstellung des Haushaltsplans
die Zahlen der Einnahmen und Ausgaben unter allen
Umständen so anzugeben, wie sie sich zu dieser Zeit als
wahrscheinlicherzielbar darstellen. Das ist auch im
vorigen Jahre geschehen. Infolgedessen werdeu die
Ausgaben im wesentlichen dem Voranschlagentsprechen.
Sie zeigen allerdings eine Ucberschreilungvon 860 000
Mark. Das ist aber lediglich der Betrag, der infolge der
Ncichsbesolduugsordnung für das zweite Halbjahr
192? an Vorschüssenauf die Vesoldungserhühung und
an einmaliger Abfindung am 15. Januar für den teil¬
weise» Wegfall des Ortsznfchlages zu zahlen war. Diese
Mehrausgabe war aber bei der Ausstelluug des Haus-
hllltsplaus in lcincr Weise zu übersehen; sie hängt nur
mit den nachträglich eingetretenen Umstäuden zu¬
sammen. Das günstige Ergebnis wird durch die hohen
Einnahmen an Reichssteucrn hervorgerufen, die den
Voranschlag bedeutend überschreiten. Aber auch diesen
Einnahmen war bei Ausstelluug des Haushaltsplans
durchaus die damals allein maßgebende Grundlage,
nämlich die Angaben des Neichshaushaltsplaus, zu¬
grunde gelegt. Das Reich hat aber bekanntlich be¬
deutend mehr Steuereiugnngc gehabt. Wenn auch die
Provinzen daran durch eine für sie besonders un¬
günstige gesetzliche Bestimmung nur zu einem kleinen
Teile beteiligt sind, so genügte doch immerhin dieses
Mehr, um dcu angegebenen günstigen Abschluß herbei¬
zuführen.

Die Gesamtausgaben sind gestiegen von 115 500 000
Mark auf 129 800 000 Mark. Darin sind aber auch alle
durchlaufenden Posten enthalten, z. B. die Zusahrcnten
an Kriegsbeschädigtemit 33 600 000 Mark gegenüber bis¬
her 32 Millionen. Der hier zunächst interessierende,
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durch Steuern aufzubringende Betrag ist gestiegenvon
441N0 0U0 Mark auf 51300 000 Mark, also um 7 200 000
Mark. Die Steigerung ist aller auch in diesem Jahre
fast ausschließlich auf die vielen zwangsläufigen Gründe
zurückzuführen,wie im Vorjahre. Im wesentlichensind
es die Straßcnbaukostcn. Sie sind an dem Betrag mit
mehr als der Hälfte, nämlich mit 4 Millionen Mark,
beteiligt. Die Gesamtausgaben des ordentlichen Haus¬
halts der Straßenverwaltung stiegen von rund 24 Mil¬
lionen Mark auf rund 28 Millionen Mark, wozu noch
10 Millionen Mark Anleihe kommen.

Das vor zwei Jahren vom Provinziallaudtag auf¬
gestellte Programm der Uebernahme von 2000 Kilo¬
meter Durchgangsstraßcn von den Kreisen und Ge¬
meinden auf die Provinz ist erst zu eiucm kleinen
Teile durchgeführt. Bis jetzt sind 390 Kilometer über¬
nommen. In diesem Jahre kommen weitere 200 Kilo¬
meter hinzu, dann sind es im ganzen 590 Kilometer.
Daß durch diese Vergrößerung des Provinzialstraßen-
netzes auch laufende Mehrausgaben für die Unter¬
haltung und eine Steigerung des Straßcnhaushalts-
Plans entstehen, ist einleuchtend. Einer schnellereu
Durchführung des Uebernahmeprogramms soll auch ein
Teil der vorgeschlagenenAnleihe von ><> Millionen
Mark dienen. Bei dieser Gelegenheit ist die Frage
zu prüfen, inwieweit es richtig ist, Straßenunter-
haltungs- und Baukosten aus laufenden Mitteln zu
nehmen oder im Wege der Anleihe in größerem Um¬
fange eine bessere Straßenbefestigung vorzunehmen uud
in den laufenden Ausgaben die Verzinsung und Til¬
gung der Anleihe zu übernehmen.

Theoretisch ist kein Zweifel, daß bei Straßen mit
starkemund schwerem Verkehr, in denen alle zwei oder
gar alle Jahre eine neue wassergcvundeneDecke auf¬
zubringen ist, eine feste Dauerdcckemit Kleinpflaster
«der Asphalt oder Teer sich billiger stellt. Allerdings
beginnt bei einem Anleihezinsfuß von 10 Prozeut und
zweijähriger Erneuerung die Berechnung schon zweifel¬
est zu werden. Praktisch scheitert aber auch die rest¬
lose Durchführung des Grundsatzes, möglichstüberall
Daucrdecken aus Nnlcihemitteln herzustellen, an der
Unmöglichkeit, Anleihen in dem erforderlichenUmfange
aufzunehmen. Leider steht der Reichsbantpräsident und
die Beratungsstelle bis jetzt auf dem Staudpuukt, daß
Anleihen für Straßenbauten keinen werbenden Cha¬
rakter trügen, so daß Ausländsanleihen dafür nicht ge¬
nehmigt werden können, (5s kann deshalb ein einheit¬
licher Grundsatz hier nicht aufgestellt und eingehalten
werden, abgesehen davon, daß das Gebiet laufender
Instandsetzung und dauernder Erneuerung flüssig ist
und ineinander übergeht. Wir können nur ein ge¬
wischtesSystem anwenden, d. h. zunächstsoviel in den
ordentlichen Haushaltsplan einsetzen,als die Finanz¬
lage der Provinz irgendwie verträgt und dann darüber
hinaus soviel an Anleihe aufuchmcu, als mit der Lage
bes Anleihemarktes und mit der Vermögenslage des

Provinzialverbandes vereinbar ist. Das taun aber nicht
auf Jahre hinaus festgelegt,sondern muß jedes Jahr
neu geprüft werden. Die Auswirtungen in diesem
Jahre habe ich Ihnen schon mit 28 Millionen im
ordentlichen und 10 Millionen im außerordentlichen
Haushaltsplan angegeben. Wenn man bedenkt,wieviel
auf unserem Gebiete infolge der völligen Verkehrs-
umgcstllltung durch deu Autoverkehr notwendig und
erwünscht ist, vor allem auch iu der Anlage von Um¬
gehungsstraßen bei den Ortschaften,in der Grbreiterung
der Straßen bei den größeren Städten, in der Anlage
neuer Durchgangsstraßen, und wenn man dabei die
Größe der Nheinprovinz uud das Bild der Ihnen vor¬
liegenden Straßcnbaukarte mit ihren rund 7000 Kilo¬
meter Provinzialstmßen ins Auge faßt, so sind sicher¬
lich diese Beträge nicht als zu hoch anzusehen. Nur eiu
kleiner Teil der von den örtlichen Vauämtern als un¬
bedingt notwendig beantragten Forderungen uud ein
noch viel kleinerer Teil der Wünscheder Bevölkerung
auf diesen: Gebiete wird erfüllt. In diesen Tagen ist
Ihnen ja noch von den Interessenten ein Millionen-
Projekt, das die Provinzialverwaltung durchführen soll,
vorgelegt worden, zur Schaffung einer besseren Verbin¬
dung zwischen Aachen—Rnhrgebiet.Auch dieses Projekt
gehört zu den vielen Wünschen, die nur im Rahme»
des Gesamtprogramms durchgeführt werden können
und bei denen das weniger Dringliche, gemessenan
dem Umfange des Verkehrs, vor dem Dringlicheren
zurücktreten muß. Es wird in dem Antrag selbst auch
anerkannt, daß die Prouinzialvcrwaltnng an einzelnen
Stellen schon in der Durchführung dieses Straßenzuges
begriffen ist, und sie wird auch weiter, wie es der
Provinzilllausschuß in seiner Stellungnahme zu dem
Antrag vorschlägt, mit dem Programm dieser Straße
weiter vorgehen. Das ist aber eine Aufgabe,die sich auf
Jahre hinaus erstreckt.Wie die Provinzialverwaltung
hier allgemein vorgeht, ist Ihnen in einer ausführ¬
lichen Denkschriftüber die Entwicklung und das Pro¬
gramm der Straßenbauverwaltung dargelegt. Daraus
ersehen Sie auch, wie nicht nur in dieser Gegend, son¬
dern in der ganzen Nheinpruvinz noch außerordentlich
viel zu tun bleibt. Vor allem schlägt uns der Verkehr
auf deu Straßen in der Nähe der Großstädte allmählich
über dem Kopfe zusammen. Auf der anderenSeite müssen
wir aber, wie ans manchen anderen Gebieten, so auch auf
dem Verkehrsgebiete,uns »och etwas mehr als es bis¬
her vielleichtgeschieht, nach der Decke strecken. Es kann
auch auf dem Verkehrsgebietc und vor allem auf dem
Planungsgebiete mehr geschehen und insbesonderemehr
verlangt werden, als es unsere Wirtschaft uud die
Steuerkraft verträgt. Wenn man, wie bei der Pro¬
vinzialverwaltung, den Ueberblick über ein großes Ge¬
biet hat, so merkt man immer wieder, wie Verkehrs-
forderungcn und Verkehrspläne sehr häufig von per¬
sönlichen Einstellungen, auch Wohl vom Betätigungs¬
drang leitender Persönlichkeiten beeinflußt werden.
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Und wenn erst mal das Planen der nencn Landes-
planungsverbände auf Grund des Städtebcmgesctzes an¬
fängt, so werden wir uns wohl noch mehr mit einer
gewissen Kaltblütigkeit gegenüber Verkehrsprosrtten
wappnen müssen. Das gilt besonders dann, wenn die
planenden Stellen an der Durchführung der Pläne und
der Koslentragung nicht beteiligt sind, wie es ja Wohl
bei der jetzt vorliegenden Fassung des Städtebaugcsctzes
der Fall sein wird. Im übrigen ist erfreulicherweise
heute das Straßenvaugebiet ein solches, daß Gegensätze
in bezug auf Vorteile und Belastungen zwischen Stadt
und Land eigentlich nicht mehr entstehen können.
Früher tonnte man Wohl der Ansicht sein, daß die Auf-
weuduugeu der Provinz für Straßcnbauzwecke im
wesentlichen dem Lande zugute käme. Heute aber haben
die Automobile, deren Verkehr Wohl °/w der ganzen
Straßeubaukosten verursacht, im wesentlichen ihren Sitz
in den SUidten. Die Straßen sind auch in ganz anderem
Maße als früher Zubringer des Verkehrs für die Städte
geworden, denn sie sind ja auch für den Durchgangs¬
verkehr,wenigstens in gewissem Umfange, an die Stelle
der Eisenbahn getreten. Auf der anderen Seite aber
dient der Ausbau der Straßen auch wieder in wesent¬
lichem Umfange der Ausschließungdes platten Landes.
Ich brauche hier nur zu erinnern an die Verkehrs-
erleichtcrungen für das Land infolge der Autobus¬
linien, die ihrerseits wieder nur möglich sind bei einem
gut ausgebauten Straßennetz und ganz besonders hohe
Straßenunterhllltungstusten verursachen.

An den durch Steuern z» tragenden Mehrausgaben
ist dann noch beteiligt die Schuldenverwaltung mit 1,6
Millionen, das ist die Verzinsung und Tilgung der in
den letzten Jahren aufgenommenen Anleihen — auch
daran wird Wohl nichts zu machen sein —, Dann das
Landessürsorgewesenmit 600 000 Mark infolge der un¬
günstigen Gestaltung der Gesetzgebung,die möglichst
darauf drängt, die angeblich leistungsfähigeren Schul¬
tern des Landesfürforgeverbandes zum Vorteil der
Vezirksfürsorgeverbäude zu belasten. Sodann die
Unterbringung der Geisteskranken mit 600 MO. Hier
stehen !vir hilflos dem außerordentlichen Steigen der
Krantenzahl gegenüber. Augenblicklich sind vom Pro-
vinzialverbande untergebracht 16 986 Kranke, das sind
wieder 1008 mehr gegenüber dem 1. April des ver¬
gangenen Jahres. Damit ist die höchste Vorkriegs-
ziffer von 15 822, die während des Krieges durch die
große Sterblichkeit auf 10 000 herabgemindert war,
wieder bei weitem überschritten. Dazu kommt, daß die
Kosten des Verpflegungstages auf annähernd das
Doppelte gegenüber der Vorkriegszeit gestiegen sind.
Allein die Pcrsonalkosten pro Verpflegungstag in
unseren Anstalten sind von 83 Pfennig im Jahre 1913
auf 2,11 Mark im neuen Haushaltsplan angewachsen.
Wenn Sie diese Posten von dem oben erwähnten Be¬
trag von 7 200 000 Mark abziehen, so bleiben für den
ganzen übrigen Haushalt noch 500 000 Mark Mehr¬

ausgaben übrig. Davon entfallen allein 217 000 Mark
einmalige Ausgabe auf die nach der Neichsbesoldungs-
ordnung an die Beamten zu zahlende Abfindung für
den Fortfall des Sonderzufchlages. Im übrigen sind,
was ich hier hervorhebenmöchte, die Gehaltserhöhungen
ans Grund der neuen Neichsbesoldungsordnung schon
in die einzelnen Haushaltspläne hineingearbeitet, und
zwar so, wie sie entstehenwerden,wenn keine besonderen
Gehaltserhöhungen oder Neueinstufungen vorgenommen
werden, wie es auch die Absicht des Provinzialaus-
schusses ist, sondern die Beamten nur entsprechendder
neuen Reichsbesoldungsordnuug eingruppiert werden.

Schon aus der ganz geringfügigen Steigerung der
Ausgaben auf den nicht unbedingt zwangsläufigen
Gebieten, wozu z. V, auch Beteiligung an Dcichbauten,
Meliorationen, Aufwendnngen für landwirtschaftliche
Zwecke gehören, dürfte sich zeigen, daß bei den Aus¬
gaben mit größter Zurückhaltuug und Sparsamkeit vor¬
gegangen ist. Beispielsweise möchte ich dafür noch
anführen, daß für die Hochbauabtcilung im außer¬
ordentlichen Haushalt 1360 000 Mark vorgeschlagen
sind, während insgesamt für mehr als 10 Millionen
dringend begründete Wünsche von den Anstalten vor¬
getragen wurden.

Auch auf der Einuahmeseite wird es nicht möglich
sein, den Haushaltsplan gegenüber dem Voranschlagzu
verbessern. Denn bei der Einsetzung der Steuern ist
restlos alles ausgeschöpft. Ums nach deu vorliegenden
Unterlagen in etwa erwartet werden kann. Dabei
drohen einem Einnahmeposten, nämlich der Kraftfahr-
zeugsteuer, in der Höhe, in der sie eingesetztist, mit
15 Millionen Mark noch große Gefahren. Das Gesetz
über die Verteilung der Kraftfahrzeugstcuer bleibt
zwar in diesem Jahre noch bestehen, aber die Zu¬
weisung an die Nheinprovinz unterliegt in zwei
Punkten der Entscheidung des Ministers, einmal die
Höhe der Sonderzuweisung an die westlichen Pro¬
vinzen, die in etwa den für diese verkehrsreichenPro¬
vinzen ganz untragbaren allgemeinen Schlüssel aus¬
gleichen soll. Hier sind im Haushaltsplan wiederum
7 Millionen Mark vorgesehen. Wir müssen dringend
erwarten, daß wir diesen Betrag auch erhalten. Sodann
ist der Minister ermächtigt, bei der Verteilung der
Hälfte der Kraftfahrzeugstcuer nach der Straßenlänge
weitere Straßenstrecken zu berücksichtigen, die bis znm
1. Januar 1926 in die Unterhaltung der Provinzen
übergegangen sind. Bis zu diesem Termin hatte die
Mhrinprovinz aber noch keine weiteren Straßen über¬
nommen, Wohl aber verschiedene andere Provinzen
durch einfache Verträge mit den Kreisen und Gemeinden.
Entscheidet der Minister, daß diese großen Straßen¬
strecken mit berücksichtigt werden, so wird der Betrag
der ordentlichen Zuweisung für die Rheinproviuz be¬
deutend sinken. Infolgedessen muß Ihnen vorgeschlagen
werden, im Beschluß über die Festsetzungdes Haus¬
haltsplanes die Ausgaben des Haushaltsplanes der
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Provinzialstraßcnvcrwaltuug beweglich zu gestalten,
um ihre Herabsetzung zu ermöglicheu, falls die Gin¬
nahmen nicht entsprechendfließen. Wie Sie sehen, ist
auch hier der Grundsatz, der bei der Aufstellung des
Haushaltsplans überhaupt maßgebendgewesen ist, zur
Durchführung gebracht, daß die Ausgaben sich nach den
möglichenEinnahmen richten müssen. Dementsprechend
wurde auch von vornherein davon ausgegaugeu, daß
der Prozentsatz der Proviuzialumlage in keiner Weise
überschritten werden dürfe. Dieser Grundsatz war in
diesem Jahre um so sicherer festzuhalten,als inzwischen
der Betrag der Realsteuern einigermaßen feststeht und
infolgedessenauch der Prozentsatz, der in diesem Jahre
davon erhoben werden muß, festliegt, Es wird aber
auch in diesem Jahre, wie in den früheren Jahren, vor¬
geschlagen, die Provinzialumlllge nicht nach einem
festen Prozentsatz zu beschließen,sondern nach einem
festen Betrage. Das ist zwar für die Verwaltung nicht
sehr angenehm, da sich niemals ein Mehrbetrag an Pro-
vinzialsteuern ergeben kann. Es ist aber für die
Steuerzahler, die Stadt- und Landkreise und auch für
die Abgeordneten deshalb angenehm, weil sie dadurch
unabhängig sind von den Angaben der Verwaltung
über die der Steuerberechnung zugrunde liegenden Be¬
träge der Reichssteuerüberwcisuugenund Realsteuern.
Sind diese Beträge zu gering geschätzt und werden sie
höher, als angenommen, so vermindert sich dadurch von
selbst der Prozentsatz der Umlage.

Nachdem von den so errechneten Ginnahmen die
Ausgabe» abgezogen sind, bleibt noch ein Ueberschuß
von 3UU00U Mark für die Schuldentilgung. Ich er¬
innere bei diesem Punkte an die Auseinandersetzungen,
die im vorigenJahre über die Deckung des Fehlbetrages
hier gepflogen worden sind. Gs wurde damals be¬
schlossen, vorläufig nichts dafür vorzusehen, vielmehr
die Entwicklung der Zukunft zu überlassen. In ge¬
wisser Hinsicht hat die Entwicklung diesem Beschlusse
recht gegeben, indem, wie schon erwähnt, dieses Jahr
ein Ueberschußvon etwa 1 bis 1^! Millionen ergeben
wird, also noch mehr als die damals von mir für die
Schuldentilgung vorgesehenen50U UNU Mark. In bezug
auf die Ginzelhaushaltspläne glaube ich zunächst
etwaige Anfragen aus dem Hause und die Beratungen
in den Ausschüssen abwarten zu sollen, um gewünschte
weitere Grläuterungen zu geben.

Noch ein kurzes Wort zu deu einzelnen Vorlagen,
die der Provinzialausschuß Ihnen unterbreitet. Grade
>n diesem Jahre bieten die Vorlagen in ihrer Gesamt¬
heit ein Bild von den vielseitigen Aufgaben der Ver¬
waltung auf den drei Gebieten, der Wirtschaftspflege,
der Wohlfahrtspflege und der Kulturpflege. Zu dem
ersteren Gebiet sind vor allem die dieses Mal besonders
wichtigenVorlagen zu rechnen,die sich mit der Landes-
banl und ihrem weiteren Ausbau befassen. Es ist nicht
auffalleud, daß die Landesbank bei den vielen wichtigen
und verantwortungsvollen und in die private und

öffentlicheWirtschaft eingreifenden Entscheidungen,die
sie zu treffen hat, auch Gegenstand vielfacherKritil ist
und wie jede öffentliche Einrichtung und sicherlich jedes
Kreditinstitut es durchaus nicht allen recht machen kann.
Ich glaube aber doch, daß das Gesamtergebnis, das sie
bei ihrer Tätigkeit erzielt hat, über das ein Geschäfts¬
bericht der Landesbank vorliegt, sich Wohl sehen lassen
kann nnd mir das Recht gibt, auch an dieser Stelle ein
Wort der Anerkennung der Leitung dieses größten
Provinzialinstituts auszusprechcn.(Bravo!) Lassen Sie
mich zu diesem Zwecke noch etwas näher auf diese»
Punkt eingehe».

Im vorigen Provinziallandtagc wurde der Landes¬
bank besonders zu Leibe gerückt mit deu Wünschenauf
weitergeheudeund billigere Kredithergabe für die Land¬
wirtschaft. Ich glaube, daß man heute die Zurück¬
haltung in der Kredithergabe, die die Landesbank in
den letzten Jahre» auf diesem Gebiete geübt hat, nur
als richtig anerkennen kann. Nichtsdestowenigerwurde»
im vergangenen Jahre 1000 ländlicheDarlchn mit rund
7 Millionen Mark begeben. Ferner führte die Landes¬
bank eine Ziusverbilligung in der Weise durch, daß alle
Darlehn von 10 bis 8 Prozent in den Zinsen auf
? Prozent ermäßigt wurden. Das bedeutete eine frei¬
willige Zuwendung an die Landwirtschaft von
37UUU0 Mark. Die Landesbank hofft, diese Aktion
auch für das Geschäftsjahr 1928 fortsetzen zu könne».
(Bravo! rechts.)

Nächst der La»dwirtschaft wurde das Wohnuugs-
bauwesen, vor allem das Klcinwoh»u»gswesen, durch
die Landesbank besonders gefördert. Abgesehen von
den Beträgen, die hierfür schon in den Kommunal-
trediten enthalten sind, begab die Landesbank aus
Mittel» der Auslandsbauanlcihe 4,2 Millionen, aus
eigenen Mitteln 7 Millionen und aus Reichs- uud
Llludesbant-Zwischcnkrediten8 Millionen Mark. Sie
arbeitete dabei in engster Weise zusammeu mit der
Rheinischen Wohnungsfürsorge-Gesellschaft.Diese steht
ja iu engsten Beziehungen durch Beteiligung und Lei-
tuug zum Provinzialverbande, und sie hat ihrerseits
im vergangenen Jahre 8000 Wohnungen betreut unter
Vermittlung von Vaudarlehn in Höhe von 47 Mil¬
lionen Mark. Die weitere Aufgabe der Landesbank,
der Kommunalkrcdit, wurde durch die Ausgabe von
25 Millionen Mark Konimuual-Obligatio»en gepflegt.
An kurzfristigen Darlehn an Kommunen bewilligte die
Landesbank 699 Darlehn mit 8U Millionen Mark und
langfristigen 342 mit 67 Millionen Mark. Insgesamt
bestandenEnde 1927 739 langfristige Kommunaldarlchn
mit rund 133 Millionen Mark. Auch hier hat die
Landesbank nicht im entfernteste» alle Wü»sche be¬
friedigen können. Vielleicht auch hier: glücklicherweise.
Aber mit dem, was sie in diesen schwierigen Zeiten
der Kredithergabe geleistethat, steht sie sowohl absolut
wie relativ an der Spitze, und in ihrem Zinssatz an
der unterste» Stelle aller provwziellen Kreditinstitute.
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Die Durchführung dieser Aufgaben wird der Landes¬
bank ermöglicht durch ihr enges Zusammengehen mit
den rheinischenSpartassen. Die Ihnen jetzt vorliegende
Vorlage, die eine größere Kapitalbeteiligung der Spar¬
kassen und deren Vertretung im Vcrwaltungsrat vor¬
sehen, wird diese Verbindung noch enger knüpfen, und
in demselben Maße, in dem die Sparkassen tunlichst
ausschließlichmit der Laudesbaut arbeiten, wird die
Landcsbant auch ihre gemeinnützigen Aufgaben er¬
füllen können.

Unter den sonstigen Vorlagen nehmen dieses Mal
einen besonders großen Raum ein diejenigen, die sich
mit wirtschaftlichen Angelegenheiten befassen. Vorab
möchte ich Ihre Aufmerksamkeithinlenken auf die Be¬
willigung des Zuschusses vou 15 000 Reichsmark an das
Institut für Kuujunkturforschuug, Abteilung Westen
in Vssen. Ich habe Porhin bei meinen Angaben über
die Wirtschaftslage das Institut ja schon mehrfach er¬
wähnt und mich bei meinen Darlegungen im wesent¬
lichen ans seine Angaben gestützt. Der Betrag von
15 000 Mark ist im Gesamthaushaltsplan nicht von so
besondererBedeutung. In seiner Bewilligung soll aber
auch eine Anerkennung für die erfolgreicheund richtige
Arbeit dieses Instituts für die deutsche Wirtschaft und
für die Bedeutung feiner ausgezeichneten Veröffent¬
lichungen liegen.

Zu den Vorlagen über wirtschaftliche Angelegen¬
heiten gehören dann zunächst die schon oben erwähnten
Vorlagen über den Straßenbau, sodaun die Vorlage
über die Beteiligung der Provinz an den Kosten des
Eindeichungsprujektes Neuwied, und dann vor allem
die Vorlagen, die sich mit den landwirtschaftlichenAn¬
gelegenheiten befassen. Hier geht die Proviuzialver-
waltung zunächst im Haushaltsplan wie in der Vor¬
lage über das landwirtschaftlicheSchulwesen den Weg
weiter, den sie bisher beschritten hat, indem sie alle
Bestrebung«! unterstützt, um im Interesse der Steige¬
rung der landwirtschaftlichen Produktion den Land¬
wirt durch eine möglichst gute Ausbildung zu voll¬
kommensterBetriebsweise zu erziehen.

Sodann wird Ihnen entsprechendder im vorigen
Provinziallllndtage gegebenen Anregung eiue Vorlage
unterbreitet, die ich kurz als Vorlage für die Ost¬
siedlung bezeichnen möchte, wenn auch Siedlung in
rheinischen Grenzbezirken, wie Sie aus der Vorlage
ersehen haben, nicht ausgeschlossenist, aber praktisch
wohl weniger in Frage kommt. Die Vorlage hat nicht
nur eine wirtschaftliche,sondern auch eine nationale
Bedeutung. Es ist zweifellos zunächst ein Versnch.
Manches läßt sich zur Kritik sagen, aber es mnß mit
einem gewissen Optimismus und auch unter Auf¬
wendung einiger Mittel an diesen Versuch heran¬
gegangen werden, um durch die Praxis zu prüfen, ob
ein Erfolg in nennenswertem Umfange zu erzielen ist.

Von ganz besonderer Bedeutung ist dann die Vor¬
lage, die Ihnen heute »och zugegangen ist, über die

Beteiligung des Prouinzialverbandcs an der vom
Reich uud Staat geplanten Kredithilfe für die Land¬
wirtschaft, Ich habe auf die Frage schon vorhin im
Zusammenhang mit der Landwirtschaft nnd dem Not¬
programm derReichsregicrung hingewiesen.Ganz sicher
sind gegen den hier vorgeschlagenenWeg manche Be¬
denken geltend zu machen. Einmal Bedeuten von feiten
der Landwirtschaft. Ihr ist gewiß mit weiteren Kre¬
diten nicht zu helfeu. Wenn sie nicht in der Lage ist,
die Verzinsung der bis jetzt aufgenommenen Kredite
zu tragen, so kann sie noch viel weniger eine weitere
Verschuldung übernehmen. (Sehr richtig! rechts.)
Infolgedessen sollen die Vorschläge auch im wesent¬
lichen nur dazu dienen, eine Umschuldung vorzu¬
nehmen, indem kurzfristige,hochverzinsliche,mit immer
ncueu Provisionen zu verlängernde Personalkredite in
langfristige, gering verzinsliche Daucrkrcditc umge¬
wandelt werden. Es find auch weitgehende Kautelen
notwendig und in der Vorlage näher dargelegt, um
das Geld nur an wirklich sanierungsfähige Betriebe ge¬
langen zu lassen. Bedenken sind aber auch seitens des
Provinzialvcrbandes nicht von der Hand zu weisen,
denn wenn es weiter bergab geht mit der Landwirt¬
schaft wie in den letzten Jahren, so ist kein Zweifel, daß
diese Kredite als notleidend und gefährdet angesehen
werden müssen. Ueber dieses Bedenken kann nur die
Erwägung hinweghelfen, daß es unmöglich ist, einen
ganzen Stand wie die Landwirtschaft zngrnnde gehen
zu lassen (Sehr richtig!) und daß, wenn sie zugrunde
gehen würde, auch noch viel mehr als der Provinzial-
verband mit zugruude ginge (erneute Zustimmung),
uud daß es daher notwendig ist, anch uutcr Gefahren
uud Opfern ein Mittel anzuwenden, das doch vielleicht
dem einen oder anderen Betriebe über den toten Puutt
hinweghilft und ihn nicht nur für den Besitzer, sondern
nnch für das Volksganze rettet uud erhält.

Zu den weiteren Vorlagen über die Wohlfahrts-
! pflege und die Kulturpflegc darf ich wohl zunächstdie
! Ausfchußberatungen und etwaige Aufragen aus dem

Haufe abwarten.
Im übrigen darf ich auch in diesem Jahre au Sie,

meine verehrten Damen und Herren, die Bitte richten,
das kraftvolle uud in dem vorhandenen Umfange wohl-
berechtigtc Eigenleben der Nheinprovinz, das sich in
dem vorliegenden Haushaltsplan und den Vorlagen
tundgibt, auch Ihrerseits mit Wohlwolleu zu fördern.
Wenn dieses Eigenleben sich entwickelt uud gestaltet in
engster Verbindung und in dankbar anerkannter För¬
derung durch Reichs- und Staatsregierung, so wird
es wie bisher so auch in Zukunft die beste Unterstützung
und Förderung auch des Reichs- und Staatsgedankeus
und des Gedankens der engen Verbundenheit unserer
Nheinprovinz mit dem Lande Preußen und dem Deut¬
schen Reiche bedeuten. (Lauter Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Nach dem soeben ge¬
faßten Beschlusse werden wir uns jetzt vertagen.
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Ich bitte Sie, sich damit einverstanden zu erklären,
daß die nächste Vollsitzungmorgen früh Pnnkt 1!) Uhr
beginnt, mit folgender Tagesordnung:

1. Eingänge.
2. Beratung des Hanshaltsplans und der damit

in Verbindung stehenden Landtagsvorlagen.

Widerspruch dagegen erhebt sich nicht. Es ist so be¬
schlossen worden.

Wird das Wort noch gewünscht? Das ist nicht der
Fall. Dann schließe ich die Sitznng.

(Schlnß: t!^ Uhr.)

Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,Dienstag, den 27. März 1928.

(Beginn 10 Uhr 15 Minuten.)

Tagesordnung :
1. Eingänge.
2. Beratung des Haushaltsplans uud der damit in

Vcrbindnng stehende» Landtagsvorlagen.
l!. Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der

eingegangenen Vorlagen.
VorsitzenderDr. Iarres : Die Sitzung ist eröffnet.

Herr Abgeordneter Degenring hat sich auch für heute
entschuldigt,da er infolge plötzlicher Ertrankung seines
Sohnes mit nachfolgender Operation bon Düsseldorf
wieder hat zurückkehrenmüssen.

Die Niederschriftüber die gestrigeVollsitzungist auf
den, Tische des Hauses zur Eiusicht aufgelegt.

Schriftführer für die heutige Sitzung sind zunächst
die Abgeordneten Herr Hauck und Fräuleiu Otto.

Meiue Damen uud Herren! Ich habe Ihnen von
einer Reihe von Eingängen — namentlich Anträgen
der Fraktionen des Hauses — Kcuntuis zu gebcu. Diese
Anträge sind Ihnen auf die eiuzeluen Plätze gelegt
wurden. Es erübrigt sich meines Grachtcns,die Anträge
hier zu verlese». Die Drucksachen tragen die Nr. M bis
52. Ich bitte, davon Kenntnis zu nehmen; ich werde
sie zunächst dem Proviuzialausschuß zwecks Ttelluug-
uahmc überweisen. Ich nehme aber an, daß schon bei
den heutigen Erörterungen von den einzelnen Frak¬
tionen dazu Stellung genommen werden wird.

Dann hat sich gestern der Wahlprüfuugsausschuß
niit der Feststellung der Gültigkeit der Wahlen befaßt;
er hat dazu einen Bericht zu erstatten. Ich gebe dazn
dem Herrn Abgeordneten Hoffmann das Wort.

Abgeordneter H offman n : Meine Damen uud
Herren! Der Wahlprüfungsausschuß hat die Fest¬
stellungen des Provinzilllllusschussesgeprüft. Lr schlägt
bor, daß die Wahl der neueingctreteucn Abgeordneten
für gültig erklärt wird:

1. Studicurätin Hildegard Hopmann in Aachen an
Stelle der Studicurätin Maria Müller, Eschweiler,

2. Arzt, Tanitätsrat Dr. Nich. Sondermann in Bonn
an Stelle der Frau Müller-Metzeu in Küln-Mül-
hcim,

:!. Bureaugehilfe Thol in Gräfrath-Foche an Stelle
des Laüierers Oberdörster,

1. Zimmerer Hennig in Düsseldorf an Stelle des
Kaufmanns Hans Hack in Barmen,

5. Lehrerin Helene Otto in Köln-Klettenberg au
Stelle des Lehrers Peter Knab in Köln, und

t>. Verbnndssetretär Bernhard Lctterhaus, Düsseldorf,
ciu Stelle des Gewerkschaftsselrctcirs Ferdinand
Brauer in Düsseldorf.

Bezüglich der Vakanz, die durch den Austritt des
Herrn Abgeordneten Dr. Limbourg ciugetreteu ist, hat
der Wllhlprüfnugsllusschuß festgestellt, daß der vom
Provinzialausschuß als Ersatzmann berufene Landwirt
Matthias Willcms in Strohn nachträglich auf das Man¬
dat verzichtethat uud daß die Stelle nun noch frei ist.
Inzwischen ist dies erneut im amtlicheu Kreisblatt des
Kreises Bitburg bctanutgemacht worden. Diese Ver¬
öffentlichung ist am 2t. März erfolgt, so daß die Fest¬
stellung des Ersatzmannes erst am 1. April erfolgen
kann; das wäre also nach unserer Tagung. Es scheint
demnach,daß sich kein Ersatzmann für einen Separa¬
tisten findet. (Bravo!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Wir treten in die
Tagesordnung ein.

Pnntt 2: Beratung des Haushaltsplans
und der damit in Verbind u n g stehende n
La ndtagsbur lagen.

Ich erteile zunächstdas Wort dem Herrn Abgeord¬
neten Heuscr.

Abgeordneter Hcuser: Meine Damen und
Herren! Die Tagung des 7!. Rheinischen Provinzial-
laudtags steht unter dem Zeichen der Neuwahlen zum
Deutschen Reichstag und zum Preußenparlament.
Dieser Umstand ist durchaus geeignet, fördernd und
befruchtend auf unsere Arbeiten in diesem Hause zu
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Wirten, aber nur dann, meine verehrten Damen und
Herren, wenn er einen Wettbewerb der politischen Frak¬
tionen dieses Hauses in der sachlichen Förderung der
vor uns stehenden Aufgaben erzeugt, und wenn wir,
durchdrungen und getragen von dem Bewußtsein
höherer Pflichten, darauf verzichten, von hier aus die
politischen Parteien des Rheinlandes zum Kampf um
Reichs- und Landtagsmandate aufmarfchieren zu lassen
Ich werde mich redlich bemühe»,denDamcn und Herren,
die nach mir an diese Stelle treten, in der angedeuteten
Richtung ein gutes Beispiel zu gebcu. (Bravo!)

Gin erfreuliches Moment hat die Verhandlungen
des RheinifchenProvinziallandtags im Laufe der letzte»
Jahre gekennzeichnet: ein sachverständiges und ver¬
trauensvolles Zusammenarbeiten zwischen der Pro-
vinzialverwaltung und dem Provinziallandtag, Auch
meine politischen Freunde haben von dem selbstver¬
ständlichen Rechte der Kritit ausgiebig Gebrauch ge¬
macht. Aber nur waren doch stets der Ueberzeugung,
daß die hier zur Verhandlung stehenden Vorlagen und
vor allem die Haushaltspläne der Provinzialvcrwal-
tnng von der Provinzialverwaltung und vom Pro-
vinzialausschuß mit anerkennenswerter Gründlichkeit
und Sachverständigkeit vorbereitet waren. Das ist in
vollen: Maße auch der Fall bei dem Haushaltsplan und
den Vorlagen, die uns in der bevorstehendenTagung
beschäftigenwerde».

Ich bitte, es daher nicht als eine übliche gesellschaft¬
liche Freundlichkeit von mir, sondern als den Ausdruck
liefer, iunerer Ueberzeugung zu deuten, wenn ich dem
Herrn Landeshauptmann und seinen bewährten Mit¬
arbeitern im ausdrücklichenAuftrage meiner Fraktion
besonders Dank und Anerkennung sage. (Bravo!) Wir
tun das um so lieber, als wir der Ueberzeugung sind,
daß dieses Vertrauensverhältnis nicht nur die Arbeit
in diesen« Hause erleichtert, sondern darüber hinaus von
segensreichemGinfluß auf die Gestaltung der bedeut¬
samen Aufgaben ist, die der RheinischeProvinzialland¬
tag zu lösen berufen ist. Die warmen Worte der An¬
erkennung, die der Herr Oberpräsident bei seiner
gestrigenEröffnungsrede dem Herrn Landeshauptmann
und der Provinzialverwaltung gewidmethat, haben bei
meinen Freunden ein besonderes Gcho hervorgerufen.
(Bravo!)

Meine Damen und Herren! Ich bin mit deni Herrn
Landeshauptmann der Meinung, daß man den Haus¬
haltsplan der Rheinprovinz in allen feinen Konse¬
quenzen nicht erörtern kann, ohne zuvor den Versuch
zu machen, in ganz kurzen Stricheil ein Bild von der
derzeitigen Lage der rheinischenWirtschaft zn zeichnen,
denn Kommunalwirtschaft und Privatwirtschaft sind
meines Grachtens, im Grunde genommen, aufeinander
angewiesen, und beide haben alle Veranlassung, in
gegenseitiger Rücksichtnahme und Uuterstützuug an dem
gemeinsamen Ziel der Förderung des allgemeinen
Wohls zu arbeiten.

Mit größter Sorge erfüllt mich die Tatsacheder er¬
schreckendenHöhe der Passivität unserer Handelsbilanz.
Der Herr Oberpräsident der Provinz Westfalenhat vor
einigen Wochen bei der Eröffnung des Westfälischen
Pruvinzialparlaments diese Erscheinung die wundeste
Stelle unseres Wirtschaftslebens genannt. Mögen alle,
die an verantwortlicher Stelle stehen, dafür besorgt
sein, daß diese Wunde bald verheile, bevor wir uns an
ihr verbluten.

Meine Damen uud Herren! Die öffentliche Mei-
unug scheint mir in der Beurteilung der heutigen
Wirtschaftslage hinreichend optimistisch zu sein. Gs
macut der Objektivität des Herrn Landeshauptmanns
alle Ehre, wenn auch er von der etwas günstigen Be¬
urteilung der Wirtschaftslage, wie er sie im vorigen
Jahre bei seiner HauShaltzjrcdegegebenhat, gestern in
etwa abgerückt ist. Gr hat auf eine Reihe dnntler Punkte
in diefcm Bilde hingewiesen.Von diesen dnnklcn Punk¬
ten scheinen mir die Höhe der Reparatiunslnsten, der
derzeitige unerträgliche Steuerdruck, der Mangel an
Nildung eigener Kapitalsubstanz uud der damit in Ver¬
bindung stehende unerträgliche Iwösau unserer Banken
die verhängnisvollsten zu sein.

Bezüglich der Revarationslasten glaube ich, daß wir
feststellen können, daß auch jenseits der Grenzen unseres
Vaterlandes die Meinung au Anhängern gewinnt, daß
die Höhe der Reparationslasten für Gläubiger und für
Schuldner in gleichem Umfange verhängnisvoll werden
müsse. (Abgeordneter Dr. Hagen: Lehr richtig!)

Bezüglich der anderen Punkte müssen meines Tr¬
achtens unter allen Umständen Wege gesucht und ge¬
funden nnd mit Energie uud Zielsicherheitbcschritteu
werden, die diese Hindernisse einer Aufwärtsbewegung
uuferer wirtschaftlichen Entwicklung, wenn nach nur
allmählich, beseitigen. Bis dahin werden Nur auf eine
Wirtliche Gesundung unserer Wirtschaft vergeblichwar¬
ten, weil eben eine durch diese Umstände so stark Uor-
ausbclastetc Wirtschaft uicht in der Lage ist, in dem
nötigen Umsange das Problem der Produttionsver-
billigung zu realisieren.

In dem Gesamtbild der rheinischen Wirtschaft be¬
deutet zur Zeit die Lage der rheinischenLandwirtschaft
den dunkelstenPuutt. Keiner kann es wagen, die ganz
außergewöhnlicheNotlage des rheinischen Bauerntums
in Abrede zu stellen, wenn er überhaupt noch erust gc-
uommeu sein will. Der rheinische Bauernstand erwartet
nnd hofft mit Recht, daß auch in den Beratungen und
den Beschlüssen des Rheinischen Provinziallandtags
dieser Situation Rechnung getragen werde.

Als ein gewisses Zeichen der Bereitwilligkeit, der
Landwirtschaft zu helfen, tonnte man den Umstand
deuteu, daß im Laufe der letzten Jahre ungefähr jede
politischeRichtung sich ein mehr oder weniger nmfang-
reiches Agrarprogrnmm zugelegt hat. Diese Tatsache
erfüllt mich allerdings mit einer besonderenSorge. Die
große Zahl der Aerzte und ganz besonders die Ver-



74, Rheinischer Provinziallandtag, 2, Sitzung am 27. März 1928. !<>

schiedenartigkeitder von ihnen empfohlenen Rezepte
scheinen mir für die Rettung der schwerkranken
Patienten verhängnisvoll werden zu können, (Sehr
richtig!) Das sind doch Umstände, die erfahrungs¬
gemäß manchmal dem Sterben des Kranken förderlicher
sind als der Gesundung. (Zustimmung.)

Die Lage der Arbeiterschaft ist durch die immer noch
sehr hohe Zahl der Erwerbslosen hinreichend gekenn¬
zeichnet. Diese Zahl hat zu unserem Erschrecken eine
gewisse Stabilität angenommen. Der Herr Landes¬
hauptmann hat uns ein Bild dieser Angelegenheit ge¬
zeichnet, das uns mit großer Sorge erfüllen muß. Ich
richte aus dieser Sorge um die Zukunft unserer wirt¬
schaftlichen Entwicklung uud damit um die Zukunft der
Gesamtentwicklung unseres Volkes an alle die Auf¬
forderung, alles zu tun, was dem Wirtschaftsfrieden
dienen kann. An einer wachsenden Kaufkraft der breiten
Massen des Volkes, insbesondereder gesamten Arbeiter¬
schaft, hat die deutsche Wirtschaft und zumal die deutsche
Laudwirtschaft ein stets von ihr betontes großes Inter¬
esse. (Sehr richtig! rechts.) Diese Kauftraft ist der ge¬
wichtigste Faktor der Stärkung des Inlandmarktcs.
Daß dabei das Problem der Verkürzung und der Vcr-
billigung des Weges vom Produzenten zum Kon¬
sumenten mit allem Nachdruck behandelt werden muß,
ist dringendes Gebot der Stunde und dringendes Gebot
der derzeitigen unhaltbaren Zustände. (Zustimmung.)

Nach diesen Bemerkungen allgemeiuer Art komme
ich zu den einzelnen Punkten unseres Haushaltsplans.

Die Unterhaltung des Provinzial-Straßennetzes ist
unter der Ginwirkung der völligen Umgestaltung
unseres Verkehrswesenszu unseren: besonderen Sorgen-
tinde geworden. Auf den ersten Blick mag die ange¬
forderte Summe von 26 Millionen und 10 Millionen
Anleihe hoch erscheinen. Aber eine nähere Betrachtung
des gewaltigen Umfanges der hier zu bewältigenden
Aufgaben uud die pflichtgemäßeWürdigung des Um-
standes, daß ein Hinausschiebe» notwendiger Aus-
besseruugsarbciteu bereits im nächsten Jahr das Mehr¬
fache der Kosten einer rechtzeitigen Instandsetzung be¬
ansprucht, scheinen mir geeignet, zu einem anderen
Schluß zu kommen. Die Höhe der angeforderten Mittel
verlangt aber nach meiner Meinung eine ganz ein¬
gehende uud erschöpfende Beratung über die Wirtschaft¬
lichkeit der einzelnen Straßendecken. Die stärksteund
haltbarste Form erscheint mir auch unter Berücksichti¬
gung der höheren Kosten auf start befahrenen Wegen
mehr als bisher Anwendung finden zu müsse». Ueber
diesen Punkt werden die Beratungen des Fachaus¬
schusses klärend Wirten. Diese Klärung wird in glück¬
licher Weise vorbereitet durch die ausgezeichneteDenk¬
schrift der Provinzialverwaltung, für die ich an dieser
Stelle besonders danken muß. Diese Denkschrift gibt
uns ein erfreuliches Bild von t>em Arbeitseifer und
der Zielsicherheit,mit der die Provinzial-Straßenver-
waltung an ihre großen Aufgaben herangeht.

Wir bedauern es, daß der Provinzialausschuß den
Eingang von 15 Millionen Ucberweisuugcu aus der
Kraftfllhrzeugsteuermit einem dicken Fragezeichenver¬
sehen mußte und daß er sich auch veranlaßt sah, seinen
Beschlußentwurf mit einer sehr einschränkenden Be¬
stimmung zu Verseheu.Wir bittcu deu Herrn Laudes-
hanptmann, alle Hebel in Bewegung zu sehen, damit
uns nicht das Unglück einer Reduzierung dieser Ein¬
gänge treffe. Wir bitten ihn, insbesondere auch dafür
mit allen Mitteln besorgt zu sein, daß bei der Neu¬
regelung des Finanzausgleichs in allererster Linie der
Gesichtspunkt der Vertehrsstärkc berücksichtigtwerde.

Der Uebcrweisung vou 3 Millionen zur Förderung
des gemeindlichenund Krciswcgebaues stimme«wir zu,
und wir hoffen, daß im nächsten Jahr diese Position er¬
höht werden kann. Die Entwicklung des Verkehrs wird
eine weitere Uebernahme von Straßen in Proviuzial-
pflege bestimmt mit sich bringen. Diese Maßnahme
scheint mir durch eine rechtzeitige Unterstützung des
Kreis- und Gemcindewcgcbaues glücklich vorbereitet
werden zu können.

Bei der Verteilung dieser Mittel ist es aber geboten,
die Fälle, in denen es sich um die Aulage von Um¬
gehungsstraßen um einzelne Orte handelt, besonders
wohlwollend zu bedeuten. Hierzu eine Anregung: Die
Anlage von Umgehungsstraßen stößt in der Praxis auf
allerlei lotale Schwierigkeiten. Es erscheint mir daher
geboten, in allen Gemeinden, deren Flur sich zur Zeit
im ZusammenIcgungSverfahren befindet, schon fetzt
durch eine Verbindung mit dem Landeskulturamt da¬
für zu sorgen, daß bei der Durchführung des Zu-
sanimeuleguugsvcrfahreus die Umgehungsstraßen in
hinreichender Breite ausgewiesen werden. (Lebhaftes
Sehr richtig!)

Daß für die Provinzialverwaltung in allererster
Linie die Verwendung des in der Provinz gewonnenen
Wcgematcrials in Betracht kommen muß, ist ein ebenso
selbstverständlicher wie dringender Wunsch meiner
Fraktion, der einer besonderen Begründung wohl nicht
mehr bedarf.

Mit besonderer Aufmerksamkeit wenden wir uns
dem Gebiete der Wohlfahrtspflege zu. Krieg und
Kriegsfolgen haben den Kreis der hier zn lösendenAuf¬
gaben unendlich erweitert, und Nur empfinden es
schmerzlich, daß wir den großen Problemen dieser Art
mit unznrcichendeu Mitteln gegenüberstehen. Es ent¬
spricht unserer weltanseyaulichenEinstellung uud unse¬
rem politischen Programm, hier bis zur äußersten
Grenze des wirtschaftlich Möglichen zu gehen. Auf
diesem Gebiete erscheint nns neben der öffentlichen
Wohlfahrtspflege die private Wohlfahrtspflege als will¬
kommenerund bewährter Bundesgenosse. Nach unserer
Auffassung hat sie sogar — nnter voller Würdigung
der öffentlichenWohlfahrtspflege ^ ihre ganz besonde¬
ren Vorzüge, ans die wir nnter keinen Umständen

! verzichten möchten. (Abgeordneter Vielen : Sehr
2»
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richtig!). Sie ist zweifellos viel beweglicher, ist nicht
unter allen Umständenan diese «der jene gesetzlicheBe¬
stimmung gebunden, und sie erspart doch gar manchem
Hilfesuchenden den peinlichenWeg zum Wohlfahrtsamt.
(Zustimmung.) Aus dieser auch durch unsere Er¬
fahrungen bestätigten Wertschätzung der privaten
Wohlfahrtspflege ergibt sich folgerichtig uusere wohl¬
wollende Einstellung zu den Privataustaltcn, die im
Dienste der öffentlichen nnd der provinzielle» Wohl¬
fahrtspflege mit uubcstrittenemErfolge stehcu.(Bravo!)
Allen, die in t>er Pflege an unseren öffentliche» und
privaten Anstalten tätig sind, sageu wir aufrichtigen
Dank, in besonderemMaße den in freiwilliger Lieves-
tatigteit sich erschöpfendenMitgliedern der religiösen
Genossenschaften beider Konfessionen. (Lebhaftes
Bravo!) Wenn wir dabei gleichzeitig auch noch des
NmstaudeS gedenteu, daß die Unterbringung in Privat-
llnstalten auch heute noch wesentlichbilliger ist als in
eigenen Anstalten der Provinz (Sehr richtig!), so
nehmen wir davon mit besonderer Befriedigung Kennt¬
nis. (Bravo!) Das veranlaßt uns, den Vorschlägendes
Provinzialausschusses auf Dructsache10 und 11 unsere
Zustimmuug zu geben.

Bei der Fürsorgeerziehung betragen die Unkosten
für einen Zögling der Pruvinzialanstalten Pro Tag und
Kopf 5,88 Mari, in einer Privatanstalt 3,00 Mark.
lHört, hört! rechts.) Bei den Angaben des Borberichts
fällt mir besonders die hohe Belastung des Pflegesatzes
an den eigenen Provinzialaustaltcn mit 2,08 Mark
Personaltosten auf. (Hört, hört! rechts.) Man kann aus
dieser Zahl die Vermutung herleiten, daß der Beamten-
und Angestelltenapparat dieser Anstalten noch uuter
einer unerträglichen Persunalinflation leidet. (Sehr
wahr! rechts.) Ich hoffe, über diesen Puutt von der
Prouinzilllverwllltung besonders Aufklärung zu er¬
halten. Im übrigen ziehen wir daraus die Folgerung,
vor einer Neugrüuduug von eigenen Provinzialanstal-
teu dringend zu warnen (Sehr gut! rechts), weil wir
die finanziellen Konsequenzen nicht absehen uud daher
auch uicht verautworten tönuen. (Lebhafte Zustimmung
rechts uud im Zeutrum.)

Darüber hinaus wünscht meine Fraktion in be¬
sonders eingehende Untersuchungen einzutreten, ou es
im Nahmen uuserer Wohlfahrtspflege nicht weit mehr
als bisher möglich ist, eine vorbeugende Tätigkeit zu
entfalten, einmal nach der Seite der gesmldhcitlichen
Wohlfahrtspflege. Wir begrüßen als hierzu geeignet
die Einsetzungeiner neuen Position für Kiudcrspcisuug
und auch die Borlage zur Förderung des Iugeud-
wanderns. (Zuruf des Abgeordneten Duuder: Im
Reichstag hat Ihre Fraktion es abgelehnt!) Eiue weit¬
gehende Unterstützung des Wohnungsbaues unter be¬
sonderer BerücksichtigungkinderreicherFamilien (Zuruf
des Abgeordneten Dnnder: Fauler Zauber!) gehört in
ganz besonderem Maße zu einer vorbeugenden Tätig¬
keit auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege. Ich gebe

zu bedenken, ob nicht auch die Zahnpflege bei Schul¬
kindern von diesem Gesichtspunkteaus eine besondere
Beachtung verdient.

Die vorbeugende Wohlfahrtspflege muß aber vor
allem auf den Schutz der Iugeud vor den moralischen
Gefahren unserer Zeit sich erstrecken, (Sehr richtig!)
Das Lllndcsjngendllmt ist vom Gesetz als Antrags-
bchörde znr Bekämpfung der Schmutz- und Schund¬
literatur bestimmt. Wenn wir uns die Auslagen
mancher Bnchläden uud Zcitnngsvertanfsstellcn an¬
sehen, so können wir von dieser Tätigkeit des Landes-
jugendamtes noch sehr wenig merken. (Sehr richtig!
Inruf eines tommunistischeuAbgeordneten: Die machen
ja die Auge» zu!) Wir hoffen, bei einer genaue» und
gewissenhaftenVeubachlung dieser Angelegenheit bald
sichtbare Spnrcn einer erfolgreichenArbeit des Landes-
iugendamtcs feststellen zu köunen. (Sehr richtig!)

Der Gesetzentwurfzum Schutze der Jugend bei Lust¬
barkeiten, der für die Iugcndwohlfahrtspflegc so un¬
geheuer wichtig ist, ist leider bis setzt noch immer nicht
verabschiedet.

Zur Rettung unserer Jugend vor den Gefahren ent¬
sittlichender erotischer uud sexuell aufreizender öffent¬
licher und nichtöffentlicherSchaustellungen uud Dar-
bietuugeu aller Art muß ein Schutzgesetz als dringendste
und unaufschiebbare Notwendigkeit bezeichnetwerden.
(Sehr richtig!) Der Nummelplatz mit seine» Dar¬
bietungen, das Tingeltangel, das Kabarett, das Variete,
vor allem gewisse Revuen, Tanzvorführungen, Tanz-
lustbnrkeiten und selbst eine Anzahl von Thcatervor-
führungen vermehre» zweifellos die Gefahren, die eine
Qnelle für tue immer mehr um sich greifende Vergif¬
tung und Verwahrlosung unserer Iugeud bedeuten.
(Lebhaftes Sehr richtig!) Es muß daher ein praktisch
wirksames Verbot des Besuches solcher Darbietungen
und Lnstbarteiten für Jugendliche unter 18 Jahren ver¬
langt »'erden. (Zurufe der Kommuuisteu.) Die Be¬
kämpfung und Abhaltung dieser Gefahren von der
Iugeud ist das beste Mittel, die Fürsorge zu eutlasten.
(Zustimmung.) Dieses Mittel ist zweifellos viel erfolg¬
reicher, als wenn man den Minderjährigen, nachdem er
diesen Gefahren zum Opfer gefallen ist, der Fürsorge¬
erziehung überweist und dann unter großen Kosten
den schweren Versuch macht, ihn zn bessern. (Wiederholte
Zustimmung. Zuruf eines Kommunisten: Da gehen
doch nur eure Iugeudlichcu hinein, unsere Jugendlichen
haben kein Geld dafür! Glucke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich bitte den Redner
nicht zu unterbrechen.

Abgeordneter Heus er (fortfahrend): Daß wir bei
der Fürsorgccrzichuug unter absolutester Wahrung
aller paritätischen Grundsätze an dem Prinzip der kon¬
fessionellen Erziehung festhalten, bedarf meines Gr-
achtens keiner besonderen Begründung von feiten des
Zcntrumsredners. Wir habe» »»s des öfteren über
diesen Punkt in diesem Hanse recht ausgiebig aus-
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gesprochen,Eine erneute Erörterung wäre Wohl mehr
auf die Zuhörer von außerhalb berechnet. (Zuruf eines
kommunistischenAbgeordneten: Was steht Ihnen denn
näher, das Magenhcil oder das Seelenheil?) In diesem
Punkte gibt es für uns nun einmal keine Kompromiß-
Möglichkeiten.

Ganz besonders begrüßen wir den Antrag des Pro-
viuzialausschusses über die Unterstützung der Volks-
bildungsnrbeit und die Förderung der Rheinischen
Heimatmuseen. Wir sehen eine besondere Aufgabe des
Provinzialverbaudes in der Förderung kultureller Be¬
strebungen. Denn so sehr wir auch zu eiuer einheit¬
lichen deutschen Kultur gehören, so hat Hoch jede Pro¬
vinz ihren besonderen Einschlag und ihre besondere
Eigenart, die am besten von der provinziellen Selbst¬
verwaltung erfaßt und gefördert wird, selbstverständlich
in stetem Einklang und Zusammenarbeiten mit der
Preußischen Staats- und der Ncichsregierung.

Meine politischen Freunde wenden sich dem land¬
wirtschaftlichenTeil unseres Haushaltsplans und den
diesbezüglichenVorlagen mit jenem Interesse zu, das
der derzeitigen Notlage des rheinischen Bauerntums
entspricht. Wir sind gewillt unb entschlossen, die prak¬
tischen Konsegueuzenzu ziehen aus der Erkenntnis der
"age der rheinischen Landwirtschaft, wie ich sie im
ersten Teil meiner Ausführungen Ihnen pflichtgemäß
schildern mußte.

Im Nahmen der provinziellen Zuständigkeit auf
diesem Gebiete steht die Förderung des landwirtschaft¬
lichen Schulwesens im Vordergründe. Es verdient An¬
erkennung und Dank, wenn das landwirtschaftliche
Schulwesen bereits heute in der Nheinprovinz einen
Ausbau erfahren hat, der es etwa WNU jungen'Leuten
ermöglicht,alljährlich durch diese Schulen zu gehen und
dort mit den elementaren Begriffen des landwirtschaft¬
lichen Berufes vertraut zu werden. Ueber die unab¬
weisbare Notwendigkeit, auf diesem Gebiete den mit
Erfolg beschrittcnen Weg weiterzugehen, herrscht nach
meinen Erfahrungen in diesem Hause leine Meinungs¬
verschiedenheit, und eine einstimmige Auffassung in
irgendeiner Angelegenheit in diesem Hause scheint mir
die höchste Potenz der Beweiskraft beanspruchen zu
tonnen.

Nach der in den landwirtschaftlichen Schulen an¬
gestrebten Melioration der Köpfe unserer Jugend kommt
die Melioration im eigentlichenSinne des Wortes, die
Melioration dcsGrunb und Bodens. Zusammenlegung
der Grundstückeund Anlage von Drainagen sind auch
heute noch in unendlich vielen Fällen im Rheinland
notwendige und unbedingte Vorbedingung für alle
weiteren Maßnahmen zur Hebung der landwirtschaft¬
lichen Produktion. (Sehr richtig!) Das ist ein Gebiet,
auf dem die Hilfe auch auf dem Wege des sonst mit
Recht verpönten Kredits in verstärktemMaße eintreten
wuß. Wr empfehlen der Provinzialverwaltung, mit
der Preußischen Staatsregierung in Verbindung zu

treten, um neue Wege und verstärkte Mittel für die
Nheinprovinz zu erschließen. Die im Haushaltsplau
vorgeseheneSumme von 2N000 Mark zur Verbillig«»«
von Zinsen für diese Zwecke müßte m. E. im nächsten
Jahre weseutlich erhöht werden.

Die Einsetzung einer neuen Position zur Förde¬
rung der Geflügelzucht, des Obst- und des Gemüse¬
baues begrüßen wir deshalb besonders, weil gerade auf
diesem Gebiete der landwirtschaftlicheKleinbetrieb zu
erhöhter Leistung unb Rentabilität geführt werden
kann. Es ist eine soziale Forderung allerersten Ranges,
die Vorbedingungen dafür zu schaffen,daß auch ein
verhältnismäßig kleiner Grundbesitzbei entsprechender
Organisation seines Betriebes die Basis einer Existenz
werden kann. (Sehr richtig!)

Den Maßnahmen zur Förderung der Ostsicdlung
geben wir ebenfalls unsere Zustimmung. Wir erkennen
ausdrücklichdie große nationale Bedeutung dieser Frage
an. Ich betone aber mit Nachdruck, daß unter völliger
Würdigung des Wertes des Sicdlungsgedankens die
Erhaltung des bodenständigenBauerntums auf seiner
Scholle das Primäre ist, (Sehr richtig!)! Wenn der
bodenständige Bauer dein Druck der heutigen wirt¬
schaftlichenLage erliegt und vou seiner Scholle ver¬
drängt wird, dann wird keiner einen Gleichwertigenan
seine Stelle setzen können! (Abgeordneter Bollig: Sehr
richtig!)

Auf dem Gebiete der Erhaltung des Bauernstandes
eröffnet sich besonders für unsere Landesbank ein Feld
fruchtbringender Tätigkeit. In der Vergangenheit stand
die Lllndesbank bei der rheinischen Landwirtschaft im
allerbesten Ansehen. Sie hat sich in der Vorkriegszeit
durch eine den bäuerlichen Verhältnissen angepaßte
Zins- und Hypothekenpolitik große, unvergängliche
Verdienste um die Erhaltung des rheinischen Bauern¬
standes erworben. (Hört, hört! links) Wir wünschen
und hoffen, 'daß die Landesbank sich dieser ihrer guten
Tradition erinnert und trotz der Schwierigkeiten, die
ich nicht verkenne,diesem Gebiete erhöhte Aufmerksam¬
keit und erhöhteMittel zuwendet. (Bravo!) Die Durch¬
führung des Antrages des Provinzialausschusses, betr.
Beteiligung des Provinzialverbaudes an der Kredit-
Hilfe für die Landwirtschaft, der wir selbstverständlich
zustimmen, wird der Landesbank zu einer recht erfolg¬
reichen Betätigung auf diesem Gebiete Gelegenheitgeben.

Lassen Sie sich, meine Damen und Herren, am Ende
dieses Abschnittes noch eine allgemeine Bemerkung
machen, die vielleicht eine etwas persönliche Note hat.
Ich stehe vor Ihnen als ein Mann, dessen einziger
Beruf die praktischeLandwirtschaft ist (Lachen links)
und der deshalb Wohl mehr als mancher andere in
diesem Saale die Sorgen des Bauerntums aus eigener
Erfahrung kennt. (Sehr richtig! rechts.) Gerade dieser
Umstand gibt mir Veranlassung und Berechtigung,
Ihnen eines zu sagen: Die rheinische Landwirtschaft
hofft und erwartet von dem Rheinischen Provinzial-
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landtag, daß er in seinen Beschlüssen für die derzeitige
Anne Verständnis zeigt. Wir würden es aber nicht, wenn
wir die Sorgen, die wir ob unserer Existenzund wegen
unserer Zukunft hegen, zum Ausgangspunkt Partei¬
politischer Spekulationen machen wollten, (Sehr richtig!)
Und noch eins: Alles, was Provinz und Staat aus
diesem Gebiete tun, wird gewiß erleichternd Wirten
können. Aber die Rettung des deutschen und des rhei¬
nischen Bauerntums kann nur kommendurch die Maß¬
nahmen der Reichsregierung und des Reichspavlaments,
durch eine Wiederherstellung der notwendigen Voraus¬
setzungender Rentabilität des bäuerlichen Berufes, 'die
heute nllchgewiesenermaßeniu sehr vielen Fällen nicht
mehr vorhanden ist.

Von besonderer Bedeutung für unseren Haushalts¬
plan war auch die Neuregelung der Vcamtcnbesoldung,
Wir stehen grundsätzlichauf dem Standpunkt, daß 'die
Regelung dieser Angelegenheit Praktischerweisedurch
den Provinzialansschuß erfvlgt. Wir sind deshalb da¬
für, daß die eingehendenPetitionen dem Ausschuß zur
Erledigung überwiesen werden, daß dabei mit äußer¬
ster Sparsamkeit vorgegangen wird und daß es sich im
wesentlichennur um die durch die neue Reichs- und
Preußische Bl'suldnngsordnung notwendig gewordene
Neueingruppierung handeln darf.

Von den besonderen Fragen des noch besetzten Ge¬
bietes beansprucht 'die fortschreitende Notlage der so¬
genannten Saargänger unsere besondere Aufmerksam¬
keit und unsere erhöhte Hilfsbereitschaft. Hier in Ver¬
bindung mit Reichs- und Staatsbehörden Arbeits¬
gelegenheiten im eigenen Lande in Straßen- und Woh¬
nungsbau, in Melioration und in Industrie zu schaffen,
betrachten wir als eine dringliche und unaufschiebbare
Pflicht,

Es ist allgemein bekannt, daß der linksrheinische
Teil der Provinz wirtschaftlich außerordentlich leidet
und daß das Gebiet längs der Grenze geradezu einer
Verelendung entgegengeht. Der Preußische Minister
des Innern hat vor kurzem dieses Grenzland von
Aachen bis Trier bereist, und er hat geradezu er¬
schütterndeEindrücke bekommen. Wir erkennenes dank¬
bar an, daß der Staat diesen notleidenden Gebieten
wiederholt Unterstützungen hat zukommen lassen, zu¬
letzt noch veranlaßt durch die Reise und den Bericht des
Ministers. Wir wissen aber auch, daß die Verhältnisse
hierdurchnicht grundlegend geändert werden tonnen und
daß der wirtschaftlicheNiedergang dadurch nicht zurück¬
gehalten werden kann.

Im AachenerGebiet ist man der Neberzeugung,daß
der Bau einer Wasserstraße vou Aachen zum Rhein
die wirtschaftlicheRettung für dieses Gebiet bedeuten
würde. Das wird von anderer Seite freilich bezweifelt
und besonders bemängelt, daß die Kosten für diesen
Kanal nicht im Verhältnis stehen zu dem Nutzen, 'den
er überhaupt bringen tönnc. Ich möchte zu diesem Streit

hier keine Stellung nehmen. Aber ich darf doch Wohl
meiner Freude darüber Ausdruckgeben, daß der Staat,
soweit mir bekannt, um diese Frage zu klären, Mittel
zur Verfügung gestellt hat. In dem einen sind wir alle
einig, daß jedes Mittel benutzt und angewendet werden
muß, das geeignet ist, dem notleidenden Gebiet wirklich
Hilfe zu bringen,

Nnn noch eins. Die Nachrichtvon der beabsichtigten
Aufhebung der Oberpostdirektionenin Trier uud Aachen
hat nicht nur in den beteiligten Städten selbst, sondern
darüber hinaus im ganzen besetztenGebiet und bei
allen denen, die ans eigener Erfahrung wissen, was
der Zustand der Besatzung bedeutet, Aufsehen und tiefe
Entrüstung hervorgerufen. (Sehr richtig!) Wir be¬
kennen nns gewiß zu dem Prinzip äußerster Sparsam¬
keit. Wir sind aber auch der Meinung, daß es Verhält¬
nisse gibt, vor denen dieses Prinzip Halt machen muß.
(Sehr richtig!) Diese Verhältnisse sind für jeden, der
die Lage in Trier und Aachen kennt, hier in einem Aus¬
maße gegeben, wie an keiner anderen Stelle. (Sehr
richtig!) Eine Durchführung der geplanten Maßnahme
würde das Gefühl des Verlasscnseinstn diesen Gebieten
bedenklich fördern.

Der Herr Landeshauptmann hat gestern mit Recht
von der zu starkenZusammenziehnng vieler öffentlichen
Verwaltungsstellen in Berlin gesprochen. Das ver¬
anlaßt mich, folgendes zu sagen: Die in Artikel 72 der
Preußischen Veisassung den Provinzen gegebene Zu-
sichernng, daß der Kreis der ihnen übertragenen
SclbstUcrwaltnngsangelegenheitcn erweitert und ihnen
Auftragsnngelegenhciten überwiesen werden, harrt
immer-noch der Erfüllung, (Sehr richtig!) Es muß
erwartet und verlangt werden, daß diese Zusage im
Nahmen der von allen Seiten gefordertenVerwaltungs¬
reform endlich eingelöst wird.

Meine verehrten Damen nnd Herren! Meine Aus¬
führungen wären nicht vollständig, wenn ich nicht mit
einigen wenigen Bemerkungen eines Umstandes ge¬
dächte, dessen Erwähnung uns mit tiefem Schmerze und
mit bitterer Enttäuschung erfüllt: Noch immer steht ein
großer Teil unserer rheinischen Bevölkerung unter
fremder Besatzung. Wir nähern uns dem Tag, an
dem sich zunl zehnten Male der unglückliche Ausgang
des Krieges jährt. Zehn Jahre Besatzung! Das ist
ein Zustand, der im Widersprüche steht mit allen
Grundsätzen menschlicher und politischer Vernunft, der
nicht in Einklang zu bringen ist mit den Prinzipien
eines wahren Völkerbundes und mit dem Ziele der von
allen Staatsmännern der Welt so laut verVündeten
Versöhnung der Nationen, (Sehr richtig!) Das ist ein
Zustand, der auch unvereinbar ist mit den Begriffen
der menschlichen Kultur des 20. Jahrhunderts, (Zu¬
stimmung,) Noch sehen wir lein Anzeichendafür, daß
bald unseren Brüdern an der Saar, denen wir von
dieser Stelle unseren innigen Gruß senden,uud denen



7l. Rheinischer Pruvinziallandtag, 2, Sitzung nm 27. März lL28. 2^;

wir im Geiste bewegten Herzens die Hand drücken,
endlich ihr heißersehntes Ziel der uneingeschränkten
und unbehinderten Rückkehr ins deutsche Vaterland
werde, (Lebhaftes Bravo!)

Unter deni Eindruck dieses schmerzlichenEmpfin¬
dens rufe ich es hinaus ins rheinischeLand, damit es
ein Echo finde; ich rufe es aber auch hinaus in die
>veite Welt, damit es gehört und verstanden werde von
denen, die zwar die Macht, aber immer noch nicht den
Willen haben, unsere tiefe Sehnsucht nach Recht und
Freiheit zu erfüllen: „Werd' endlich frei, dn 'deutsches
Land am Rhein!" (Starker Beifall, Händeklatschen,)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen nnd
Herren! Ich muß darauf aufmerksam machen,daß es
nicht parlamentarischer Brauch ist, seinen Beifall durch
Händeklatschenzu bezeugen. (Zuruf des Abgeordneten
Tchröer, Essen: Das kennen die noch nicht! Antwort
rechts: Bei solcher Rede kann man doch einmal eine
Ausnahme machen! Weiterer Zuruf eines Kommu¬
nisten: Die Deutschnationalen haben sich doch so ge¬
freut!)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Kaiser.
Abgeordneter Dr. K a i s r r : Meine Damen und

Herren! Zunächst möchte ich der gesamten Verwaltung,
insbesondere ihren: umsichtigenLeiter, dem Herr Lan¬
deshauptmann, namens meiner Fraktion unsercu
Dank anssprechen für die gute Arbeit, die die Ver¬
waltung in den, setzt ablaufenden Haushaltsjahr ge¬
leistet hat. (Abgeordneter Dr. Wcsenfcld: Bravo!) Sie
hat nicht nur mit den bewilligten Mitteln Haus ge¬
halten, sondern es ist uns sogar ein Uebcrschußver¬
blieben, der es uns ermöglicht, die Fehlbeträge der
Jahre 1N25 nnd 1926 in sehr erheblicherWeise zu min¬
dern. Hierdurch ist es weiter möglich geworden, von
der Erhöhung der Provinzialumlage für das nächste
Jahr abzusehen und dadurch all die Kämpfe zu ver¬
meiden, die teilweise in vielen Gemcindeparlamenten
zu sehr unangenehmen Erörterungen geführt haben.
Eine solche Situation, wie sie hier in der Provinz vor¬
liegt, erzeugt keine Kampfesstimmung. Sie ist vielmehr
ein fruchtbarer Boden für eine sachliche Kritik, die,
richtig uon der Verwaltung verwandt, ihr ein wirk¬
samer Helfer in ihren Plänen sein kaun. Sie gibt
der Verwaltung eine außerordentlich
starke und wirksame Vertrauensstellung
im Landtag.

Nach dieser einleitenden Bemerkung werden Sie es
verstehen,wenn wir uns im allgemeinen nicht mit den
einzelnen Puste» des Haushalts beschäftigen,sondern
uns nur auf allgemciue grundsätzlicheErwägungen be¬
schränkenund die Ginzelfragen möglichst der Erörte¬
rung in den Fachausschüssenvorbehalten.

Was zunächst unser Ginkommen aus der Kraft¬
fahr zeug st euer anlangt, so ist in dieser Richtung,
wie der Herr Landeshauptmann gestern mit vollem Recht

hervorgehoben hat, durch den setzt geltendenSchlüssel das
Rheinland in ganz außerordentlicher Weise beein¬
trächtigt. Mit seinem großen Verkehr und seinen
viel befahrenen Straßen ist es in keiner Weise genügend
berücksichtigt.Wir kennen die Bestrebungen des Herrn
Landeshauptmanns auf Aenderung dieses Schlüssels
und wir können sie nur mit allem Nachdruck
unter st ützen.

Bei der Fürsorgeerziehung ist das Be¬
streben der Verwaltung, die Fürsorgezöglinge immer
mehr in Familienpflege zn geben, unverkennbar. Sie
tut das seit einigen Jahren bewußt und in Ueberein¬
stimmung mit "der großen Mehrheit des zuständigen
Ausschusses. Es sind aber auch teilweise,und zwar auch
aus den Kreisen meiner Freunde, Bedeuten hiergegen
erhoben worden. Deswegen möchte ich den grundsätz¬
lichen Standpunkt meiner Freunde hier darlegen.

Die Sache ist eine Frage der Organisation
und eine Frage der Finanzen, Die richtige Or¬
ganisation im Interesse des Fürsorgezüglings ist für
meine Frennde die erste und auch hauptsächlichste
Frage; die Finanzfrage kommt für meine Freunde an
dieser Stelle erst in zweiter Linie. Bei den Zöglingen
muß geprüft werden, ob sie aus objektiven oder sub¬
jektiven Gründen der Fürsorgeerziehung bedürfen. Nur
bei ersteren ist die Erziehung in der Familie angebracht
u»d erwünscht, und nur bei solchen Zöglingen soll
mau auch die entsprechende»Versuche machen. Gs ist
unerwünscht, die Zöglinge versuchsweise in die Fa¬
milienpflege aufzunehmen, um sie dann nach verhält¬
nismäßig kurzer Zeit, wie es häufig geschieht, den An¬
stalten wieder zuführen zu müssen.

Sodann wird über die Vernachlässigung der pri¬
vaten Anstalten geklagt, weniger über die Höhe
der ihnen zugebilligten Entschädigung, die ja erheblich
geringer ist als die Kosten in den Anstalten der Pro¬
vinz, wenn auch hierüber teilweiseKillgen geführt wor¬
den sind. Es wird aber mehr darüber geklagt, daß
diese Anstalten in der letzten Zeit in¬
folge nicht genügender Zuweisungen
durch die Provinz unrentabel werden.
Demgegenüber möchtenwir doch darauf hinweisen, daß
die Provinz an der Aufrechterhaltung dieser Privaten
Anstalten ein außerordentlich großes Interesse hat.
Die Privaten Anstalten arbeiten bei
gleichen Le 'istungen weit billiger als die
Provinz. Wen» die Provinz durch ungenügende
Zuweisungen diese Anstalten unmöglich macht, so
könnte sie leicht erleben, daß sie diese privaten An¬
stalten mit sehr erheblichen einmaligen Mitteln und
mit dauernden erheblichen Mehrausgaben durch Pro-
vinzanstalten ersetzen muß. (Sehr richtig! rechts.)
Diesen Zustand möchten wir nicht herbeiführen und
nicht verantworten. Die Verwaltung muß also in
erster Linie unabhängig von der Finanzfrage organi-
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satorisch untersuchen und richtig entscheiden: Unter¬
bringung in einer Familie, die ja die geringsten Kosten
verursacht, oder Unterbringung in einer Anstalt? Bei
der Unterbringung in eine Anstalt muß sie einen billi¬
gen Ausgleich zwischen diesen Privatanstaltcn und den
Anstalten der Provinz suchen, der den Privatanstalten
das Weiterbestehenermöglicht.

Dem Pflegepersonal in allen diesen Anstalten, so¬
wohl der Provinz wie der Privaten, sei auch von
meinen Freunden hier für ihr segensreichesTun Dank
und Anerkennung ausgesprochen. (Bravo! rechts.)

Nun ein kurzes Wort zum Landesjugendamt.
Das Landesjugendamt hat drei Ausschüsse,den ersten
für die Jugendfürsorge, den zweiten für die Gesund¬
heitspflege und den dritten für die Jugendpflege und
die Jugendbewegung. Vs hat aber nur für den ersten
und dritten Ausschuß erhebliche Beihilfen im Haus¬
halt stehen. Der zweite Ausschuß beklagt sich nuu dar¬
über, Herr Landeshauptmann, daß er von dem leben
muß, was ihm die beiden anderen übrig lassen. Die
Posten sind ja verschiebbar. Ich persönlich glaube »ach
meiner Kenntnis der Verhältnisse nicht, daß dem zwei¬
ten Ausschuß bis jetzt irgend etwas entzogen wird, was
ihm zukam, und er bei der Vcrteiluug zu kurz ge¬
kommen ist. Trotzdem möchte ich der Verwaltung zur
Erwägung stellen, ob sie nicht auch dem zweiten Aus¬
schuß einen selbständigen Beihilfetitel geben will, da¬
mit auch diese Klage verstummt.

Im übrigen tonnen wir der Tätigkeit des
Landesjugendamtes nur unsere An¬
erkennung aussprechen. Mit der vorgeschlage¬
nen Neuwahl seiner Mitglieder durch den zweiten Aus¬
schuß au Stelle des Provinziallandtages, wie es auch
im Jahre 1924 geschehen ist, sind meine Freunde ein¬
verstanden.

Bei dem Provinzialinstitut für Arbeits- und
Nerufsfor schung Ware ein Bericht über die Er¬
gebnisse dieses Instituts im Fachausschußerwünscht.

Nun zur Landwirtschaft, die ja das Haupt-
kllpitel unserer heutigen Tagung bildet. (Sehr richtig!)
Wir begrüßen mit Herz und Verstand alles, was zur
Hebung der Landwirtschaft geeignet ist, weil ein
Aufbau des Vaterlandes ohne eine
völlige Gesundung der einheimischen
Landwirtschaft nach unserer Meinung
unmöglich ist. (Zustimmung.) Wir siud auch mit
der gesamten rheinischenLandwirtschaft der Meinung,
daß ihre Not äußerst groß ist und sich im verflossenen
Haushaltsjahr noch außerordentlich vergrößert hat.
Wir sind bereit, ohne Unterschied, ob
wir auf dem Lande oder in der Stadt
wohnen, dieser Not, soweit es irgendwie
von feiten der Provinz möglich ist, zu
steuern. (Bravo!) Die Rentabilität der
Landwirtschaft — der Satz muß an die Spitze

aller Ausführungen gestellt werden — muß un¬
bedingt wieder hergestellt werden. Mit
Almosen, mit Zins- und Steuererlassen, kann man
diese Not nicht beiseite schaffen, sondern sie nur vor¬
übergehend vielleicht mildern. (Sehr richtig!) Ren¬
tabel muß dieser wichtigeNerufszweig wieder gemacht
werde», damit er, wie er es selbst will und erklärt hat,
sich aus seiner eigenen Kraft wieder aufrichten tann.
Der dauernde Niedergang der Land¬
wirtschaft wäre für Deutschland ein Un¬
glück, dessen Folgen ich mir nicht aus-
denken möchte. (Sehr gut!)

Nun ein Wort zu der Landwirtschafts¬
politik des Preußischen Staatsministe-
r i u ni s. In das hohe Lied, das hier sowohl der Herr
Oberpräsident wie auch der Herr Landeshauptmann
gesungen hat, können meine Feunde leider nicht ein¬
stimmen. Wir sind der Meinung, daß hier
in Taten lange nicht das geschehen ist,
was man in Worten immer verspricht.
(Sehr richtig! bei der Arbeitsgemeinschaft.)Wcun auch
der Kopf des Landwirtschaftsministeriums aus bürger¬
lichen Kreisen stammt, so ist doch die Hauptschlagader
dieses Ministeriums stark sozialistisch eingestellt.(Lachen
links.) Meine Herren von der Linken, hören Sie einmal
eine ganz sachlicheKritik; ich muß mich au Sie wenden.
Der Sozialist ist in Taten niemals ein Freund der
Landwirtschaft gewesen, und er kann es auch nicht sein,
ebenso wenig wie ein Bauer, ob klein oder groß, aus
Ueberzeugung Suzialist sein kann. (Unruhe links.)
Der Landwirt liebt seine Scholle und klebt an ihr,
auch wenn sie ihn nur kümmerlichnährt. Er ist der
geborene Verteidiger der Privatwirt¬
schaft, Sie, meine Herren von der Linken, wollen
diese Privatwirtschaft doch überall beseitigen. (Zuruf
rechts: Siehe Nußland!) Der Bauer wird sich also
mit dem Sozialismus nicht mengen wollen, ebenso¬
wenig wie man Feuer mit Wasser mengen kann. (Zuruf
des Abgeordneten Dunder: Dieser Schmus zieht nicht!)
Das Feuer des uäncrlichcn Herdes würde an dem
Wasser des Sozialismus zugrunde gehen. (Lachen links.)

Gin Beispiel von der angeblichen freundlichen Gin-
stelluug des Preußischen Staatsministcriums zur Land¬
wirtschaft. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Sie
haben wohl Angst?) In der vorigen Woche haben wir
im Staatsrat um die Erhöhung der Dotationen für
einige unbedingt notwendige Meliorationen, durch
deren Unterlassung alljährlich fruchtbares Land zn-
gruude geht, gekämpft.Der Preußische Fiuanzmiuister
hat hier, gestützt durch das Preußische Staatsministe-
rium, uns die kalte Schulter gezeigt uud einfach er¬
klärt : Dafür haben wir keine Mittel mehr,
(Hört, hört! rechts.) Aber für den Nürburg-Ring, um
etwas sehr Naheliegendes hier anzuführen, hat das
Preußische Finanzministerium augenscheinlichMittel.
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(Zuruf des Abgeordneten Nccse: Neichsministerium!
Lachen links.) Ich werde auf dieses traurige Kapitel
noch mit einigen Worten nachher zurückkommen. Ich
frage: Ist das eine freundliche Ginstellung zur Land¬
wirtschaft? (Zurufe links.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich bitte, den Redner
uicht zu unterbrechen.

Abgeordneter Dr. Kaiser (fortfahrend): Ich gebe
zu, ein Ministerium mit solch starkem sozialistischen Gin¬
schlag kann sich nach dem Programm und dein Ziele
des Sozialismus gar nicht anders zur Landwirtschaft
einstellen. Dann soll man aber auch nicht in Worten
versichern, was man in Taten nicht halten kann und
will. (Sehr gut! bei der Arbeitsgemeinschaft.)

Wir begrüßen also alles, was zur Hebung der Land¬
wirtschaft getan wird: Große Werke, wie die Um¬
schuldung, die jetzt beabsichtigt ist, über deren Einzel¬
heiten wir noch sprechen müssen,und kleine Werke,wie
die Neueinstcllung eines Postens für die Geflügelzucht.
Wir regen weiter an eine weitgehende Förderung des
Umlegungsverfahrens, des Molkerei-
wesens und der Milchto nt r o ll U e r ei ne.
Besonders der Süden der Provinz mit
seinen kleinbäuerlichen Verhält¬
nissen i st hier besonders hilfs¬
bedürftig. Den durch die Umleguug frei werden¬
den Bauern sowie den uachgeborenen Söhnen muß
durch Ansiedlung an anderen Stellen möglichstweit¬
gehend geholfen werden. Die Meliorationen
halten wir, wie bereits eben ausgeführt, für unbedingt
notwendig.

Nun das angekündigte Wort zum Nürburg-
Ring, der ja auch einen Haushaltsposten insoweit bil¬
det, als er in denGinnahmcn 1WN0 Mark vorsieht. Diesen
Haushaltsposten sollten wir doch in den Schornstein
schreiben, Herr Landeshauptmaun, ich glaube, es kann
keiner von uns ernstlich daran denken, daß aus diesem
Posten eine Ginnahme kommen wird. Wir haben schon
ini vorig enIahre, als eine Erhöhung des
Zuschusses der Provinz hier verlangt
wurde, uus ablehnend dazu Verhalten.
(Zuruf des Abgeordneten Schröer, Gsscn: Grst haben
Sie aber zugestimmt!) Wann ist das „erst" denn ge¬
wesen? Hier in diesem Saale war doch die Abstimmung,
und der weitere Zuschuß ist ja damals auch glücklicher¬
weise abgelehnt worden. Die Art, wie man hier ge¬
rechnet hat — das muß sich Herr Kollege Dr. Greutz
schon an Kritik gefallen lassen —, die Art, wie man
hier mit dem Gelde der Allgemeinheit in dieser Notzeit
ncwirtschllftet hat, entspricht nicht einer verantwor¬
tungsvollen Geschäftsführung. (Zuruf des Abgeordneten
Hoffmann: Das ist richtig!) Wie wir uns zu den ucuen
Plänen der Sanierung, die ja durch die Zeitungen
gehen und auch hier den Ausschuß schon beschäftigt
haben sollen, stellen werden, wird sich erst nach ge¬

nauer Prüfung der Sache im Ausschuß finden. Aber
das allgemeine Urteil uubeciuflußtcr Kreise geht da¬
hin: Löst die Provinz von diesem Danaidenfaß um
Gottes willen endlich los und macht hier lieber ein
kurzes Gnde mit Schrecken, als daß ihr der Provinz
ein Schreckenskind ohne Gnde ans Bein bindet. (Heiter¬
keit, Zurufe links, Glocke des Vorsitzenden.) Sie kommen
ja nachher dran.

Ich komme zu den Ginzeluorlagen, und zwar zunächst
zur Landesbank, wo sich ein erfreuliches Bild zeigt.
Die Notwendigkeit der Vermehrung ihrer Mittel zeigt
ihren guten Fortschritt. Sie ist der Schwierigkeit«: der
Inflation und der Deflation mit großem Geschicke Herr
geworden. Die Umsicht ihrer Verwaltung und ihrer
Leitung erkennen meine Freunde recht gerne an. Be¬
sondere Wünsche, die die Landwirtschaft au die
Landesbank hat, sollen von meinen Freunden im zu¬
ständigen Ausschuß geltend gemacht werden.

Beim Wohnungsbau bitten wir in Grwägung
zn ziehen, ob die bewilligten 3^ Millionen Zuschuß
zum Wohnungsbau nicht vielleichtans etwa fünf
Millionen ergänzt werden können, nachdem die ^Milli¬
onen, wie ich festgestellthabe, schon ziemlich in An¬
spruch genommen sind.

Nun zur Frage der Heimatmuseen, die mit
der Voltsbildung in einem Titel vereint sind. Die
Sache der Heimatmuseen ist an sich erfreulich. Der
Gedanke ist gut und wird von uns begrüßt und ge¬
stützt. Aber eine gewisse Zurückhaltung
in diesen Dingen ist doch notwendig. In
durchaus wohlwollender Absicht wird hier manchesUn¬
nütze getan, um nicht zu sagen „Unfug" getrieben. G s
muß von feiten der Provinz ein gewisser
Plan in die Sache gebracht werden. Die
Hauptsache ist hier die richtige Organisation. Hierzu
sind aber nach der Ansicht eines großen Teiles meiner
Freunde die von der Verwaltung beantragten Mittel
in der Höhe nicht notwendig. Es muß dies im Aus¬
schuß nachgeprüft werden. Jedenfalls halten meine
Freunde eine reinliche Scheidung der zu bewilligenden
Mittel für beide Zwecke: Heimatmuseen und
Volksbildung , entgegen den Darlegungen der
Verwaltung, für notwendig.

Dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusscs,
betreffend Ginr ichtun gen für sehschwache
Kinder, stimmen wir zu. Wir vcrkcuuen durchaus
nicht die Wichtigkeit der Sache. Aber diese Sache ist
nicht Angelegenheit der Provinz. Die Ordnung dieser
Sache muß den Schulträgcrn — das sind die Gemein¬
den — überlassenwerden. Die Provinz kann hier nur
in geeigneten Fällen anregen und empfehlen.

Nun komme ich zum Straßenban, insbesondere
auch zu den wertvollen Grörtcrungcu in den Druck¬
sachen 25 und 26. Wir erkennen auch hier die tüchtigen
Leistungen der Verwaltung in jeder Beziehung an und
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folgen auch gerne den von der Verwaltung in diesen
DenkschriftenaufgestelltenLeitsätzen, Wir möchten aber
noch folgende Anregungen hinzufügen:

Die von der Verwaltung eingerichtete Unter¬
suchungsstellefür Asphalt und Teerstoff müßte
auch den .Kommunenzur Beratung zur Verfügung ge¬
stellt werden. Es könnten dann den Gemeinden viele
unuütze Kosten erspart werden. (Sehr gut!) Es wer¬
den nach amtlichen Feststellungen viele Bitnmina mit
erheblichemAufwand aus dem Ausland bezogen,wäh¬
rend man sie ebensogut der inläudischeuWirtschaft ent¬
nehmen kann. Diese Möglichkeit der Ver¬
besserung unserer Handelsbilanz sollte
man sich nicht entgehen lassen.

Die Provinzialstraßen in den Orten selbst sollten in
weit größerem Maße als bisher mit Kleinvflaster oder
doch mit geeigneter Teerung versehen werden. Die
Ortschaften leiden so wie so schon sehr stark unter dem
Durchgangsverkehr, von dem sie keinerlei Nutzen, aber
vielfachen Schaden haben. Viele ländliche und auch
städtische Gemeinden leiden insbesondere durch den
Kraftwagenverkehr der Eisenbahn, der Post und der
Privatgesellschaften so sehr in ihren Straßen, daß sie
die steuerliche»kommunalen Lasten hierfür nicht mehr
aufbringen können. Am empfindlichsten werden die
?>orortgcmeinden und die Ortschaften mit großem
Durchgangsverkehr getroffen. Zu erwägcu ist,
ob sich hier nicht ein Ausgleichsfonds
schaffen läßt. Anderseits werden aber Zuschüsse
der Provinz, wie uns berichtet worden ist, teilweise
unwirtschaftlich verwandt, Zuschüsse soll¬
te» nur solchen Gemeinden gegeben wer¬
den, denen ein sachverständiges Straßen-
bauamt zur Verfügung steht. Wo dies nicht
der Fall ist, müßten mehrere Gemeinden und Kreise zu
einem solchen Straßeubauamt in irgendeiner Weise
vereinigt werden, damit eine dauernde Be¬
aufsichtigung durch Fachbeamte gewähr¬
leistet ist. (Sehr richtig!)

Ein besonderes Kapitel ist die Reichseisenbahn.
Sie ist allenthalben, nicht nur beim Straßenbau, ableh¬
nend und hartleibig, Sie «erlangt viel nnd gibt nicht gern
etwas von sich. Sie verlangt zum Beispiel, daß Auf¬
wendungen, die sich aus der Steigerung des Verkehrs
ergeben, wie Erbreiternngen und dergl., von den Ge¬
meinden getragen werden müssen, selbst wenn diese An¬
lagen, die die Gemeinden bezahlen sollen, gegen den
Willen der Gemeinden errichtet worden sind. Sie ist
zudem in der Person des Ministers meist
Nichter in letzter Instanz in eigener
Sache. Das widerspricht scder Rechtsanschauung.
Hier müßte iu allen Fällen die Entscheidung dem Ver-
waltungsrichtcl überlassen werden.

Wir billigen die Förderung der Anlegung von
Nadfahrwegen im Interesse nicht nur der Rad¬

fahrer, suudern aller am Straßenverkehr Beteiligten.
Wir wünschen aber auch das Programm der
Kle inpsla sie r straß en schneller durchgeführt;
weun es auch zunächst teurer ist, so sehen wir doch
darin auf die Dauer eine erheblicheErsparnis.

Der Vorlage auf Drucksache 28, betreffend den E r -
wcrb vo» Grundbesitz für die Provin-
zialleh r llnstalt für Weinbau, Obstbau uud
Landwirtschaft, stimmen wir ebenfalls zu. Wir wieder¬
holen aber bei dieser Gelegenheit, daß wir gegen die
Anhäufung übergroßen Grundbesitzes
bei der Provinz die allergrößten Be¬
denke ».haben und jeden zur Vorlage ge-
langenden Fall auf das genaueste durch¬
prüfen werden.

Im übrigen begrüßen wir auch die anderen nicht
genannten Vorlagen der Verwaltung zustimmend und
behalten uns vor, etwa uns notwendig erscheinende
Einzelausführungen in den Fachausschüssen vorzu¬
bringen.

Die neuen Anträge der sozialdemokratischcn
Fraktion und des Zentrums, die wir hente auf unseren
Tischenvorfanden und mit denen wir uns also in der
Fraktion »och nicht befassen konnten, werden Wohl den
zuständigenAusschüssen überwiesenwerden müssen. Wir
behalten uns aber vor, daß, soweit die Landwirt¬
schaft, die einen wesentlichen Gegenstand der Be¬
sprechung in unserer Fraktion bereits gebildet hat, bei
diesen Anträgen in Frage kommt, von unserem zweiten
Frattionsrcdner dazu gesprochen wird.

Nun ein letztes Wort zu ciuer Frage, die in warmer
Weise der Herr Vorredner schon angeschnitten hat und
die uns im Nheinlande leider seit langeu Jahre» be¬
wegt.

Vor N^ Jahren legten wir unter bindenden Zu¬
sagen unserer damaligen Geguer die Waffen nieder,
nnd noch heute sind große Teile des Vaterlandes, ins¬
besondere der Nhcinprovinz, von fremder Mili¬
tärmacht besetzt. Wir erlebten die Ruhr-
bc setzn« g, wir erlebten die mehr oder minder von
fremden Mächten unterstützte verbrecherische
S cp a r at isten bew e g un g. Neider An¬
schläge wurden wir, wenu auch unter
großen Opfern, aus eigener Kraft Herr.
Ueber den Willen und die Gesinnnng der
rheinischen Bevölkerung und der an¬
grenzenden weiter besetzten Gebiete
kann kein Zweifel sein. Nur wer bösen
Willens ist, kann diese Gesinnung ver¬
kennen.

Vor wenige» Tagen und heute noch regt sich mit
Recht die ganze zivilisierte Welt über die Vorgänge in
Nußland auf, die eines Rechtsstaates unwürdig sind.
Ist es aber in den noch besetztenGebieten wesentlich
anders? Auch hier geht Gewalt vor Recht.
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Nicht der, der Recht hat, bekommt Recht
— das erleben wir leider noch fast täg¬
lich —, sondern wer die Gewalt hat, und
dasinDeutsch land, dasseituielen Jahr¬
hunderten ein Rechts stallt ist. (Zuruf des
Abgeordneten Dunder: Nach Ihren Begriffen!)

Das uns vertraglich zustehende Recht auf
Räumung, verstärkt durch die Abmachungen von
Locaruo und durch die Besprechungen von Thoiry,
sucht man mit Gründen, die keine sind, zum Handels¬
objekt zu machen. Mit der Reichs-und Staatsregierung
rufen wir Rheinländer der ganzen Welt zu: Hände
weg von den besetzten deutschen Gebie¬
ten! Weg mit euren Kanonen und Ge¬
wehren! Wer noch einen Funken von
Rechtsgefühl hat, mag er im Weltkrieg
gestanden haben auf einer Seite, wo er
will, muß uns in dieser Forderung
unterstützen. Wie soll die Völterver söh¬
nung zustande kommen, wenn man in
dem frohgesinnten Rheinländer Bitter¬
nis und Haß, die ihm nach Art und Ge¬
sinnung fremd sind, durch Unrecht und
Bedrängnis künstlich züchtet? Gebt uns
endlich die besetzten Gebiete frei, und
wir sind der Nölkerver söhnung ein
weites Stück näher gerückt. (Starker Beifall.)

Borsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas : Meine Damen und Herren!
Aus dem reichhaltigen Etat der Provinzialverwaltung
möchte ich nur wenige Fragen bei meiner Gtatsrede in
den Vordergrund stellen. Die erste Frage, die ich be¬
handeln möchte, ist unser Straßen- und Wege¬
bau.

Schon in der Vorkriegszeit ist hier in diesem Hause
über den Straßen- und Wegebau recht viel gesprochen
worden. In dem ersten Jahrzehnt, wo die Automobile
aufkamen, war hier in der Hauptsache eine Debatte
über die Staubplage; später kam die Diskussion über
Mllladam- oder Plasterstraßen, und heute diskutieren
wir über Umgehungs- und Autostraßen. Mit der
Größe und Wichtigkeitdieser Frage ist natürlich auch
die finanzielle Seite immer größer und wichtiger ge¬
worden. In der Vorkriegszeit sind in den
letzten zehn Jahren durchschnittlich Pro
Jahr 7,2 Millionen Mark aus dem Or¬
dentlichen Haushalt der Provinz für
Straßen- und Wegebau aufgewandt
worden. In der Nachkriegszeit, von
1924 bis 1927, sind durchschnittlich pro
Jahr über 20 Millionen aufgewandt
worden, und im Jahre 1928 sollen es
rund 25 Millionen
die Anlcihemittel, die in

werden. Dazu kommen
diesem Landtage für den

Straßenbau in der Höhe von IN Millionen angefordert
werden. Der Herr Landeshauptmann hat gestern ge¬
sagt, daß zwei Drittel unserer fast
4 5 Millionen betragenden Schulden für
Straßen- und Wegebau aufgenommen
worden wären. Ich möchte in diesem Zusammen¬
hang etwas über die Schuldenwirtschaft der Provinz
sagen.

Der Herr Landeshauptmann hat gestern noch ans-
gcführt, daß wir in den letzten vier Jahren in der
Nhcinprovinz mehr Schulden gemacht haben als in
Jahrzehnten der Vorkriegszeit. Er hat aber weiter
darauf hingewiesen, daß diese Schulden heute das
Doppelte verschlingen,wie die Schulden der Vorkriegs¬
zeit, und ferner hinzugefügt, daß die Provinz keiu
werbendes Vermögen hat und er deshalb mit der
größten Sorge dieser Schuldenwirtschaft gegenüber¬
steht. Meine Damen und Herren! Gr sprach auch von
den Fehlbeträgen vom Jahre 1925. Ich muß sagen, es
ist tatsächlich eigentümlich, daß die Mehrheit dieses
Hauses nicht den Mut hat, die Fehlbeträge eines
Jahres im nächsten Haushaltsjahr zu decken. Mein
Kollege Steinbüchel hat schon im vergangenen Jahre
darauf hingewiesen, daß wir eine solche Schuldenwirt¬
schaft nicht dulden, und ich füge heute hinzu: Wenn
die Mehrheit des Hauses glaubt, nachdem in diesem
Jahre nach der Ankündigung des Herrn Landeshaupt¬
manns anderthalb Millionen Ueberschuß vorhanden
sind, daß wir dann schließlich auch in den nächstfolgen¬
den Jahren Glück haben und Neberschüsse herauswirt-
schaftcn können, um diese dann zur Abdeckung der
Schulden zu benutzen, so möchte ich meinerseits doch
sagen: Das ist ein gewaltiges Risiko,das die Mehrheit
des Hauses auf sich nimmt. (Sehr gut! links.) Der
Herr Landeshauptmann hat schon darauf hingewiesen,
daß der Neberschuß dieses Jahres in der Hauptsache
von Berlin gekommen ist, Neberweisungen,die wir von
Berlin dadurch erhalten haben, daß die Reichs¬
einkommensteuerhöhere Beträge ergeben hat, oder aber
sonstige Ueberweisungen, die von Berlin aus nach der
Provinz geflossen sind. Gr hat weiter darauf hin¬
gewiesen,daß die Einnahmen aus der Kraftfahrzeug-
steuer unter Umständen auch einmal geändert werden
könnten und daß dann diese 15 Millionen, die wir im
Etat stehen haben, nicht mehr eingehen würden. Im
Provinzialllusschuß hat der Herr Landeshauptmann
auch auf den kommendenFinanzausgleich hingewiesen
und betont, daß die Rheinprovinz die ge¬
ringste Umlage innerhalb Preußens
hätte. Aus diesen Gründen heraus wäre es nicht
glücklich, daß wir in dem fetzigen Stadium unsere Um¬
lage nicht im geringsten erhöhten, um unser DefM
aus den früheren Jahren zu decken, sondern einzig und
allein darauf hinausgingen, die Umlage auf dem Stand
des Vorjahres zu halten. Meine Damen und Herren!
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Meine Freunde stehen auf dem Standpunkt, das; das
<inc ^ ogel - Tlraus; - Politit ist. M a » st .' ck t
den Kopf in den Sand, um nicht sehen zn
müssen. Wer nämlich sehen will, muß
meiner Ueberzeugung nach setzen, daß
wir in Deuts ch I aud uud a il ch in der
Rhc inProvinz noch lange nicht über die
schwierigsten Zeiten hinweg sind. Der
Dawesplan, der gestern auch vom Herrn Landeshaupt¬
mann erwähnt wurde, erreicht im Jahre 1929 erst seinen
höchsten Stand, Es ist im Laufe des Jahres 1927 schon
viel von Aenderungen des Dawesplanes, von Ermäßi¬
gungen, von Erleichterungen geschrieben uud gesprochen
worden. Ich für mein Teil bin der Auffassung, daß
diese Aenderungen und Erleichterungen so leicht in den
nächsten Jahren noch nicht eintreten werden. Es ist
hier von meinen Vorrednern auf die Besatzung, auf die
Lasten in den Grenzgebieten durch Besatzung,Friedens-
vcrtrag usw. hingewiesen und es ist gerade von dem
Zcntrnmsredner ausgesprochenworden, daß es gerade¬
zu eine Kulturschande sei, daß zehn Jahre nach dem
Nriege noch derartiges aufrecht erhalten wird. Meine
Damen uud Herren! Glauben Sie denn, daß der
Dawesplan, der viel später und nach ganz anderen Be¬
rechnungen aufgestelltworden ist, in einer viel kürzeren
Zeit von unseren Gegnern wesentlich zugunstenDeutsch¬
lands geändert wird? Das glauben meine Freunde und
ich nicht. Wir wissen auch nicht, verehrte Damen und
Herren, wie die Konjunktur in unserem Wirtschafts¬
leben sein wird. Augenblicklich reden wir — ich werde
darauf zurückkommen— über die miserabel schlechte
Lage der Landwirtschaft. Wer sagt uns, daß man nicht
unter Umständen im nächsten oder übernächstenJahre
schon wieder von der schlechtenwirtschaftlichen Lage
unserer gesamten Industrie reden muß?

Aus allen diesen Gründen heraus sind wir der Auf¬
fassung, daß es für die Provinz nicht glücklich ist, die
Umlage Wohl in Prozenten auszudrücken,aber sie nach
oben auf einen bestimmten festen Betrag zu begrenzen.
In den Städten hat man fast überall die Gewerbesteuer
so eingerichtet,daß sie, soweit die üohnsummensteuer in
Frage kommt, Mehrerträguisse mit dem Steigen der
Wirtschaft gibt. Bei der Provinz macht man das
Gegenteil. Wir glauben, daß man an einer aufsteigen¬
den Wirtschaft anch die Provinz teilnehmen lassen
muß. Sollte sich daun wirklich in einem Jahre ein
Ucberschußergeben, so hat man es immer noch in der
Hand, im nächsten Jahre die Umlage zu ermäßigen.
Im übrigen bin ich aber auch der Auffassung, daß sich
noch genügend soziale Zwecke finden lassen, wofür man
eventuelle Ueberschüsse verwenden könnte. Ich berufe
mich im allgemeinen auf die Ausführungen, die nach
der Richtung hin mein Kollege Steinbüchel im ver¬
gangenen Jahre gemacht hat, besonders mit der Gegen¬
überstellung und der Begründung der Etats in den ein¬

zelnen Städten gegenüber dem Verhalten einer größe¬
ren Anzahl Mitglieder, ganz besonders aus dcu bürger¬
liche!» Parteien, hier im Hause.

Meiue Damen und Herren! Ich möchte in diesem
Zusammenhang mit den Ausführungen über unseren
Straßen- und Wegebau auch noch drei andere Fragen
auswerfen.

Die erste Frage ist die: Wie schützen wir
uuscre Fußgäugcr uud Radfahrer? Es ist
recht, daß der Herr Landeshauptmann darauf hinge¬
wiesen hat. Aber ich bin der Auffassung, das, was wir
bisher getan und in der Vorlage angekündigt haben,
geht nicht weit genug. Meine Damen und Herren! Sie
müssen bedenken,daß trotz der gewaltigen Steigerung
der Zatzl der Personenautos — wir tznben sa allein in
der Nheinprovinz ein Fünftel sämtlicher Autos, die in
Preußen laufen — nach wie vor das Automobil des
Arbeiters und des Angestelltendas F a tz rrad ist. Aus
diesem Gruude haben wir aber auch die Pflicht, die
Radfahrer zu schützen, eingedenk dessen, daß Tausende
von Arbeitern nnd Angestellten mit ihrem Rad zur
Arbeit fahren und daß ebenfalls Taufende von städti¬
schen Arbeitern das Rnd benutze«,um Sonntags in die
freie Natur zu fahren. Wir sehen, daß tatsächlichder
Radfahrer bei dem starken Autoverkehr anf unseren
Landstraßen heute gar nicht mehr weiß, wo er bleiben
soll. Das ist nicht allein eine Gefahr für den Radfahrer,
sondern auch für den Automobilisten.

Der Herr Obcrpräsidcnt hat gestern von den Fuß¬
gängern gesprochen nnd gemeint, man müsse auch gegen
die Fußgänger, die unvorsichtig die Straße passieren
und dadurch Unglücksfällcverschulden,scharf vorgehen.
Ich möchte demgegenübersagen: In der Stadt hat man
den Vürgcrsteig für den Fnßgängcr; aber auf den
Landstraßen von Stadt zu Stadt haben wir heute fast
überhaupt nichts mehr, wo sich der Fußgänger auf¬
halten kann. (Sehr richtig! links.) Denken Sie nn die
Straße Köln—Bonn, wo täglich 20N0 Autos Verkehren!
Denken Sie an die Strecke Köln—Düsseldorf,wo täglich
150N Antus Verkehren. Im vorigen Jahr, wo wir hier
über die Automobilstraßc zwischen Düsseldorf nnd Köln
berieten, die sa trotz der Anstrengungen des Herrn
Üllndeshanptmanns leider nicht gekommen ist, hat einer
»der Herren Redner — ich glaube, es war Herr Kollege
Pohl — von der Freude der Fußgänger geredet, daß
sie wenigstens noch mit den ausströmenden Gasen der
Auspuffrohre bedacht würden; das wäre aber auch alles,
was man für sie ans der Landstraße noch übrig hätte.
Ich möchte dringend wünschen,daß Nur auf diesem Ge¬
biete etwas mehr tun als bisher. Ich halte die Auf¬
wendungen der Provinz, die ein Drittel der Kosten der
Anlegung der Fußgänger- und Nadfahrwege trägt, für
zu geriug. Ich bin der Meinung, da, wo die Gemeinden
und Kreise »licht genügend tun. können, müßte eventuell
auch über das eine Drittel hinausgegaugcu werden.
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Eine zweite Frage, die ich in diesem Zusammenhang
kurz anschneiden möchte, ist der Nürburg-Ring.
Mein Vorredner, Herr Iustizrat Kaiser, hat auch schon
darüber gesprochen. Gestern hat der Herr Oberpräsideut
in seiner Rede am Schluß einen Satz geprägt, der wie
folgt lautete: „Initiative" — ich habe mir die Rede
geben lassen und gesehen, daß dies Wort in Gänse¬
füßchen stand — „d ar f n i ch t mit V e r -
n n t w o r t u u g s I o s i g t e i t und Ehr¬
geiz verwechselt werden." AIs der Herr
Oberpräsident diesen Satz aussprach, glaubten hier
im Hanse einige böse Zungen, er hätte an Adcnau
gedacht. (Heiterkeit und Sehr richtig!) Ich weiß es nicht.
Aber ich muß doch sageu: Nach den Verhandlungen im
Reichstage steht nunmehr fest, daß 12 Millionen Mark
bei«! Nürburg-Ring endgültig verbraucht worden sind
und daß aus der restliche» Summe, die jetzt gegeben
wird, nicht allein kleine Leute, soudern anch ein Teil
der großen Unternehmer, die den Nürburg-Ring gebaut
haben, ihr Geld noch haben sollen. Man darf ruhig
sagen, daß das mehr oder weniger Gelder sind, die in
ein großes Faß gegeben wurden, denn der Nürburg-
Ring ist eine wirtliche Pleite. Ich will über die Ver¬
wendung dieser Gelder hier in diesem Hause nicht
reden; aber ich möchte doch eins sagen: Wenn das,
was dort geschehen i st, in einer Großstadt
geschehen wäre, ganz gleich, wer die Lei¬
tung dieser Großstadt hätte, dann würde
seitens der Ministerien in Berlin unter
allen Umständen von Rückzahlungen ge¬
redet, und auch verlangt; dann inüßten
viele Hunderttau sende zurückgezahlt
werden. (Sehr richtig! links.) Darüber liegt authen¬
tisches Material vor, Material, das von den Regie¬
rungsstellen selbst festgestellt worden ist, das kein Mensch
aus der Welt schaffe»kauu. Deshalb sage ich: Es ist
bedauerlich, daß wir als Provinz mit 450 MI Mark
beteiligt sind und uuter Umstände,,, wenn auch wenig,
aber doch noch weiteres hinzugeben sollen.

Meine Damen uud Herreu! Die dritte Frage, die
mit dem Straßen- und Wegebau in Zusammenhang
steht, ist die Frage der Ferngasversorgung.
Auch sie ist mit der Straße in Zusammenhang zu brin¬
gen, weil wir ja im Provinzialausschuß einmal soweit
waren, die Frage zn diskutieren, ob wir das Recht
hätten, die Straße für die Ferngasversorgung znr Ver¬
fügung zu stellen,oder ob darüber der Provinzialland-
tag beschließen müsse. Ich will in diesen, Hause
uicht über die volkswirtschaftlicheSeite dieser Frage
sprechen, weil da die Meinungen nach wie vor noch sehr
ungeklärt sind. Ich will auch uicht darüber redeu, daß
wir unter allen Umständen den Standpunkt vertreten,
daß es, voltswirtschaftlich gesehen, ein großer Fehler,
ia geradezu ein Verbrechen ist, Privatkapitalisten eine
solche Machtstellung in die Hand zu geben. Darüber
stehen wir links und rechts und in der Mitte uns voll-

^ kommen getrennt gegenüber. Aber eine Frage möchte
ich anschneiden,den Kampf der Großstädte gegen die
Mittelstädte und Kreise, den wir im Provinzialausschuß
gehabt habe,,. Da geht die Linie nicht zwischenlinks
und allen übrigen Parteien, sondern da geht sie mitten
durch die bürgerliche,, Parteien. Vorläufig scheint es
ja so, als wenn wir auf absehbare Zeit au den Dingen
vorbeikommen sollten. Aber mau weiß nicht, wie die
Entwicklung geht. Ich weise darauf hin, daß ich diesen
Kampf sehr bedauert habe. Ich bin der Auffassung, ist
es, volkswirtschaftlichgesehen, ist es, kulturell gesehen,
ein großer Fortschritt, dann darf es nicht nur einzelnen
großen Städten zugute kommen, sondern dann muß
mau auch einen Weg finden, um möglichst anch die
Mittelstädte, die Kleinstädte uud die Kreise nii! daran
partizipicren zu lassen. Ich gehe weiter und sage: Bei
Eingemeindungen aller Art kennen die großen Städte
die Landkreise sehr gut. Ich halte es aus diesen und
vielen anderen Gründen für einen großen Fehler,
wenn man in wirtschaftlichenFragen rein den Stand¬
punkt der Großstadt vertritt, ohne ans alle anderen, die
um einen herum liegen, Rücksicht zn nehme». (Sehr
richtig! links.)

Meine Damen und Herren! Neben unseren Land¬
straßen spielt in unserem rheinischenLeben die w i ch -
tigste Wasserstraße Deutschlands, unser Äate r
Rhein, eine große Rolle. Auch er hat uns in den
letzten Jahren schon sehr viel zu schaffen gemacht. Ich
erinnere daran, daß wir Hochwasserauf Huchwasser
in den letzten Jahren gehabt haben, in viel kürzeren
Zeitabschnitten, als es früher der Fall war. Es ist
deshalb nur zu begrüßen, daß hier heule eine Vorlage
vorliegt, wonach wir 50U UUU Mark als erste Rate für
den Huchwllsscrschutz der Stadt Neuwied bewilligen
sollen, die bei allen Huchwasscrn der letzten Jahrzehnte
am stärksten mitgenommen worden ist. Das gesamte
Werk soll 5,,'! Millionen kosten. Einen erheblichenTeil
soll der Staat übernehmen. Ferner soll ein erheblicher
Teil produktiver Erwerbslosenfürsorge in diese Arbeit
hineingestecktwerden. Der Herr Oberpräsident hat
gestern erklärt, daß sein vorläufiges Hochwasserschutz-
programm für die Rheiuprovinz 21 Millionen kosten
soll, daß aber bei einem einzigen Hochwasser,wie das
letzte, tl Millionen dadurch erspart würden, die man
nachher an Entschädigungen hätte zahlen müssen.
Meine Damen und Herren! Ich bin der Auffassung,
wem, mau diese Summe betrachtet und dann die
Summe von 12 Millionen für den Nürburg-Ring,
dann hat man einen Vergleich, wo man vorteilhafter
und wirtschaftlicherzum Segen der gesamten Bevölke¬
rung die Millionen aufwenden konnte. (Lebhaftes Sehr
richtig!) Dann hätte man auch einen Vergleich, der dein
Herrn Arbeitsmiuister in Berlin viel schöner gestanden
hätte, wenn er von großen Notstandsarbciten in, Zu¬
sammenhang mit demHochwasserschutz geredet hätte als
im Zusammenhang mit dem Nürburg-Ring. Man hätte
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nach meiner Ueberzeugung das Geld in der Rhein¬
provinz wesentlich vorteilhafter unterbringen können,
als es beim Nürbnrg-Ring geschehen ist.

Meine Damen und Herren! Von den Land- und
Wasserstraßen komme ich zn den Jugendherber¬
gen, Früher, als ich noch gewandert habe, — es war
die Zeit, wo die Handwerksgesellendie Landstraßen be¬
völkerten ^, haben wir immer gesnngen: „Das Wan¬
dern ist des Müllers Lust," Heute dürfen wir sagen:
Das Wandern ist Allgemeingut fast unserer gesamten
Jugend geworden. Dieses Wandern unterscheidet sich
etwas vou dem, was früher unsere Handwertsgesellen
gepflegt uud gehegt haben, aber es ist immerhin von er¬
heblichein Vorteile für unsere Ingrnd. (Sehr richtig!
rechts,) Nur weuigc Zahlen: Im Jahre 1923 be¬
trug die Zahl derjenigen, die nnsere
Jugendherbergen im Rheinland besuch¬
ten, 10 000; im Jahre 192? waren eS 300 0UN.
Unter diese n 3 0 0 0 0 0 waren allei n
! 0 0 <10 0 Weibli ch e. Sie sehen daran, daß tatsäch¬
lich allmählich das Wandern Allgemeingut der Jugend
wird. Es bietet sicherlich für unsere Großstadtjugend
eiueu gewaltigen innerlich-seelischenund auch körper¬
lichen Vorteil, Wir haben stets verlangt, und ich habe
mich auch überzeugen tonnen, daß es so gehaudhabt
wird, daß bei unseren Jugendherbergen alle jugend¬
lichen Wanderer willkommen sind und nicht nach der
Richtung gefragt wird. Das ist gut und schön. Alle,
die sich anständig betragen, werden liebevoll behandelt,
und sie haben, weil für diese Jugendherbergen große
öffentlicheMittel aufgewandt werden, auch ein Recht,
das zu verlangen. Aber bei der Besichtigung des Pro-
vinzialllusschusses im vergangenen Jahre oben am
Rhein und damit auch unserer Jugendherberge
Burg Stahleck habe ich nachher aussprechen
müssen: baß ich vermisse, daß dort, wo die
deutsche Jugend am deutschen Rhein ver¬
kehrt, die deutsche Flagge nicht zu sehen
w a r. (Hört, hört! bei den Tuzialdemokratcn.) Ich bin
der Auffassung, meine Damen und Herren, die
Wimpel der Jugend müsse» der Reichs-
flagge ihre Achtung beweisen. (Abgeordneter
Huffmann: Sehr richtig!) Die Wimpel der
Jugend sind ganz verschieden, sie sollen
und müssen verschieden sein weil die
Richtungen verschieden sind. Aber in der
Achtung der Reichs flagge müssen sie alle
einig sein. Wir mußten dort am Oberrhein, wo zu
Ehren des Provinzialausschusscs alles festlich geschmückt
war, wahrnehmen, daß auf unserer deutschenJugend¬
herberge Burg Stahleck die Prcußenfahne, aber keine
Ncichsfahne zu finden war. (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Kaiser: Das war aber fchlimm!) Herr Kaiser, ich
glaube aus Ihren Reden, die Sie vor einiger Zeit ein¬
mal gehalten haben, etwas ähnliches herausgehört zu
haben. Es gibt eine Anzahl Volksparteiler, die es bald

offen anssprechcn, daß auch die deutscheReichsflagge,
wie sie in der Verfassung festgelegtist, geehrt nnd ge¬
achtet werden muß, uud man sollte annehmen, daß auf
unseren deutschen Jugendherbergen auch die deutsche
Neichsflaggegezeigt werden mnß. (Znrnf eines sozial-
deniokratischenAbgeordneten: Sonst kriegen die kein
Geld mehr!)

Meine Damen nnd Herren! Ich komme zu den B e -
amten unserer Provinzialverwaltnug uud damit zur
Personalpolitit. Wir werden in diesem Land¬
tage die Ehre haben, einen Landesobcrbaurat nnd einen
Landesbaurat zn wählen. Ich darf, ohne aus dem Räh-
kürbche» zu plaudern, fügen: Wir hätten beinahe auch
die Ehre gehabt, einen Landesrat zu wählen. Der Vor¬
stand der L a n d e s v e r s i ch e r n n g s an stal l
wünschte das nämlich; er hatte dem Pruvinzialansschnß
vorgeschlagen,wir sollten einen Landesvcrwaltungsrat
zum Landesrat machen. Als dann aber im Vrovinzial-
ansschuß die Arbeitervertreter verlangten, daß end¬
lich einmal in unsere rheinische Landesvcrsicherungs-
austalt Meuscheuhiueingeuommcn würden, die ans den
Kreisen der freien und christlichen Gewerk¬
schaften hervorgegangen wären, da stellte es sich
heraus, daß auf einmal keine Arbeit vorhanden war
^Lachen bei den Tozialdemokraten), und der Vorstand
der Uaudesversicheruugsanstalt verzichtete auf den
Landesrat. (Hört, hört! links.)

Ich will nun einmal einiges darüber sagen, wie es
mit der Arbeit in diesem Institut aussieht, 1 9 1 3 be -
trugen die B e i t r a g s e i n n a h m e n
3 2 6 3 « u 0 0 Mark. Für 1925 i st das Bei -
tragssoll auf 99 Millionen festgesetzt
worden. Die Zahl der laufenden Renten-
fälle ist von 9890« im Jahre 19i:l auf
2 34 93« im Jahre 192« gestiegen. 192«
wurden 11079 Anträge ans Festsetzung
einer Rente geste 11 t, wovon 32099 gleich
«5,4 Prozent bewilligt wurden. 1913
wurden 14771 Heilverfahren für Er¬
wachsene durchgeführt, 192« uur «200.
Aber für 1928 hat man auf Grund der
riesigen Einnahmen wieder die Mittel
zur Verfügung gestellt, um 11000 Heil¬
verfahren durchzuführen. Durch die In¬
flation bedingt, wurden 1923 die
Schwangerenfürsorge, die Trinkerfür¬
sorge nnd die Bewilligungen für Ge¬
schlecht s t r a n t e n f ü r s o r g e anfgehobe n.
Diese Leistnngen sind, mit reichlichen
Mitteln ausgestattet, seit dem !. Januar
1928 wiedereingeführt. Am 1. Januar
1928 ist neu eingeführt wurden das Heil¬
verfahren für Ehefrauen von Versicher¬
ten. Das Kinderheilverfahren, das vor
dem Kriege bei der La ndesver siche¬
rn ngsanstalt Rheinprovinz nicht be-
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stand, erstreckt sich heute auf 6 2 00 Fälle
im Durchschnitt pro Jahr. Die Einnah¬
men und Ausgaben belaufen sich auf
> <»^ Millionen. 1926 wurden 51 0 N 0 Be¬
triebe mit nur einem Fünftel der Ver¬
sicherten kontrolliert. Trotzdem wur¬
den 1,5 Millionen infolge dieser Kon¬
trolle an Beiträgen nach erhoben. (Abge¬
ordneter Hosfmann: Hört, hört!) Ich w ied e rh ole:
Man hatte nur ein Fünftel der gesamten
Versicherten durch die Kuut rolle er¬
faßt. Nun frage ich Sie: Diese Kontrolle
ausgedehnt ans alle Betriebe, wieviel
Beitrage würde man dann nach erheben
tonnen, wir hoch würde man dann die
Einnahmen steigern können ^ (Sehr richtig!
liuls.) Und dann sagen diese Herrschaften: Wir haben
leine Arbeit! Es hätte noch gefehlt, daß sie am Schluß
der Sitzung das Lied gesungen hätten: „Mer hau ten
Arbct mie." (Heiterkeit.) Ich bin überzeugt, daß diese
Greise, die dor! sitzen, noch aufgestöbert werden uud zu
anderen Anschauungen kommen. Wenn in dein Vor¬
stände, wo drei Arbeitgeber uud drei Arbeitnehmer
sitzen, diese gegeneinander gestimmt haben, so lasse ich
dahingestellt, ob das gut war. Aber daß die fünf Vor¬
standsmitglieder als Beamte auch dagegen gestimmt
haben, ist geradezu unerhört. Ich bin überzeugt davon,
die Herreu werden sich eines anderen belehren lassen
müssen, wenn die Arbeiter aller Richtungen iu einem
Institut, das rein für die Arbeiter da ist, auch vertreten
sein und mitarbeiten wollen und in diesem Willen einig
bleiben. (Sehr gut! bei den Suzialdemoiraten.) Ich
habe vorläufig teineu Zweifel daran, daß die christlichen
Arbeiter diesen Standpunkt mit derselben Energie ver¬
treten, wie ich ihn für meine Freunde vertrete.

Nun einen kleinen Ausflug in die h oh e P olit it.
Der Herr Oberpräsident hat gestern von Sparsamkeit
geredet und in diesem Zusammenhang,die Arbeiten be¬
grüßt, die zur kommunalen Neugliederung am Nieder¬
rhein in Angriff genommen worden sind. Der Herr
Landeshauptmann hat den Mut gehabt, an das Reichs¬
und Länderproblem zu tippen. Ich weiß nicht, ob er
dabei auch an seiue Parteifreunde gedacht hat, die doch
am meisten schuld daran sind, daß dieses Problem nicht
vorwärts kommt, (kr hat sich ja über dieses langsame
Vorwärtsgehen gewissermaßen beklagt; ich habe es
jedenfalls herausgehört. Auch die Ausführungen des
Zeutrumsrcduers deuteten an, daß man auf diesem Ge¬
biete nicht vorwärts will. Man ist eben wenig uni¬
tarisch, aber sehr stark föderalistischveranlagt, uud hat
auch dafür, wie die große Entschließung in llll den
Punkten gezeigt hat, seine Gründe, lieber die Gründe
läßt sich streiten. Ich war persönlich nicht auf dem
Magdeburger Städtetag, habe aber nachträglich aus
den Zeitungen entnommen, daß es auch Zentrumsleute
gibt, die doch nicht so ganz ablehnend diesen Dingen

gegenüberstehen. Ich bin der festen Ueberzeugung, wir
werden in der Zukunft zur Sparsamkeit auch auf dem
Verwaltungsgebiete noch gezwungen werden. Ich
möchte es nicht wünschen, denn ich sage: Unsere Kriegs¬
gegner haben iu unsere eigene Sache nicht hinein¬
zureden. Aber man könnte sich denken, ehe die Frage
des Dawesplans zu uusrren Guusten entschiedenwird,
knien sich unsere Gegner unter Umständen auch in die
Vcrwaltungsfragen Deutschlands hineiu und zeigen
uns, daß dort noch manches zu sparen ist. Aber, meine
Damen uud Herren, zwischen Reich, Ländern und
Kommunen liegt die Provinz, und wir haben in der
Provinz ja Oberpräsidentcn uud Regierungspriist-
denten. Es ist so oft im Zusammenhang mit der Ver-
wllltungsreform über die Mittelinstanzcn gesprochen
worden. Als aber der Innenminister Severing vor
einigen Jahren einmal den Mut hatte, in einem Aus¬
schuß des Preußischen Landtags ein Programm auf-
zustelleu,uud dabei auch zu sagen, daß er der Meinung
sei, daß die Mittelinstanzcu verschwinden,die unteren
Instanzen gestärkt, und dadurch eine gewaltige Ver-
waltungsarbeit erspart werden tonnte, da war es kein
anderer als der rheinische Z c n t rumsabg e-
ordnete Heß, der auftrat und erklärte: Bis hierhin
und nicht weiter. Wir vom Zentrum geben das nicht
zu; wir wollen, daß in dieser Frage alles beim alten
bleibt. Damit waren die Regierungsparteien aufge-
worfcu; sie tonnten an diesem Reformwert nicht mehr
arbeiten. Denn die kleine Verwallungsreform hatten
wir schon einmal im Ausschuß, aber diese kleine Ver¬
wallungsreform haben das Zentrum uud die Rechte
noch viel kleiner gemacht, so daß man am Schluß von
einer Reform überhaupt uicht mehr redeu tonnte. Wir
haben sie dann begraben und warten nun ab, was der
nächste Landtag bringt.

Aehnlich liegen die Dinge aber auch, wenn mal
kleine Landkreise aufgehoben werden sollen. Schon
sehen wir, daß wiederum die bürgerlichen Parteien, dar¬
unter ebenfalls das Zentrum, am stärksten Zeter und
Mordio schreien: Wir müssen die Landkreise erhalten.
Jetzt bei der Schaffung von Groß-Durtmund, nachdem
die Dinge wochenlang durchgesprochenworden waren
und der Ausschuß das Gebiet bereist hatte, gerieten die
Dinge plötzlich ins Stocken; das Zentrum verlaugtc
unter allen Umständen Vertagung auf den St,
Nimmerleinstag. Der Herr Landeshauptmann erklärte
gestern, er wünsche, daß derartige Arbeiten möglichst
schnell gemacht würden, nm die aufregenden Ausein¬
andersetzungen möglichst abzukürzen. Aber, das Zen¬
trum war auch gegen die Schaffung der Großstadt
Dortmund, wie hinter den Kulissen ziemlich positiv ge¬
sagt wurde, aus Angst vor dem roteu Groß-Durtmund
der Zukunft. Das waren die Gründe, die in Wirklich¬
keit dazu beigetragen haben, die gewaltigen Wider¬
stände zu zeitigen. Wir wollen hoffen, daß hier am
Niederrhein diese Dinge anders behandelt werden.
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Meine Parteifreunde werden sicherlich alles tun, um
die Arbeit zu beschleunigenund zu förder». Aber, was
nützt uns alles Reden über Vcrwaltungsreform, über
Abkürzung des Instanzenweges nsw. In dein Augen¬
blicke, wo es sich darum handelt, eine Frage in Angriff
zu nehmen, an der man selbst beteiligt ist — üb das nun
die Aufhebuug ciues Amtsgerichts ist oder ciues
Kreises, ob es bei Post und Lisenbahn die Aufhebung
von Direktionen ist, lasse ich dahingestellt —, jeder
einzelne,der beteiligt ist, schreit: Laßt um Gottes willen
die Finger davon! Wir haben jetzt wieder das Beispiel
bei der Post und Eisenbahn. Wir müssen überall immer
wieder dieselbe Feststellung machen, daß die Leute am
Orte rufe», es darf nicht reformiert, nicht zentralisiert
werden! Genau so liegen die Dinge bezüglichder Zen-
tralisation in Berlin. Diejenigen, die am meisten da¬
gegen schreien, möchtenam liebsten zu Hause alles zen¬
tralisieren; nicht allein in der eigenen Stadt, nein, sie
nahmen auch die ganze Provinz, wenn sie nur könnten.
Trotzdem wenden sie sich aber scharf gegen die Zen-
tralisation in Berlin.

Wie es auf diesem Gebiete ist, so ist es auch auf dem
Gebiete der Fonds. Wie schön wäre es doch, wcuu man
diese Fonds selbst verwalten könnte. Weil man es nicht
kann, gibt man sich schon damit zufrieden, wenn man
recht viel aus diesen Fonds erhalt. Im Reichstag und
im Landtage lämpft man auch gegen diese Fonds; ganz
besonders die Sozialdemotratie kämpft dagegen, weil sie
weiß, daß immer noch das Wort richtig ist: Wer das
Kreuz hat, segnet sich zuerst. Bisher hat das Zentrum
im Reiche sowohl wie in Preußen das Kreuz stets ge¬
habt, und wir haben in unzähligen Fällen feststellen
müssen, daß wir hart kämpfen mußten, um überhaupt
iu Preußen einmal gewahr zu werden, wo die Gelder
denn hingeflossen sind. (Zuruf des Abgeordneten Dr.
Kaiser: Das ist ja interessant!) Im Reiche liegen die
Dinge so, daß wir da schon seit 1920 überhaupt nicht in
der Regierung sind. Ich bin der Auffassung, man soll
nicht über diese Fonds so abwegig urteilen. Wenn man
den Dingen auf den Grund geht, sieht man, daß sie
manchem sehr lieb und wert sind. Die karitativen Orga¬
nisationen werden aus derartigen Fonds am stärksten
unterstützt. Die stärksten nnd größten karitativen Orga¬
nisationen sind bei der Kirche, namentlichbei der katho¬
lischen Kirche. Aus diesem Grunde fließt natürlich ein
großer Teil der Mittel aus solchen Fonds in diese
Kreise. Die Arbeiterschaft, die in der Sozialdemotratie
vereinigt ist, hat solche Institutioneu nicht und kann
daher aus diesen Fonds auch selten etwas erhalten.
(Zuruf aus dem Zentrum: Arbeiterwohlfahrt!) Die
Arbeiterwohlfllhrt ist erst in den letzten Jahren ent¬
standen, und Sie wissen, auf solchen Gebieten bedarf
es jahrzehntelanger Arbeit, um überhaupt etwas Wir¬
kungsvolles leisten zu könuen. Es kommt hiuzu, daß die
Tozialdemokratie der Auffassung ist, daß man möglichst
diesen ganzen Organisationen eine andere Richtung

geben soll, daß man sie nicht lediglich auf karitative,
private Einrichtungen einstellen soll, sondern daß man
sie auf die behördlichen Einrichtungen einstellensoll; weil
wir glauben,daß dauudieMittel gerechter verteilt werden.

In diesem Zusammenhange auch eiu Wort zu den
Ausführnugen des Herrn Kaiser, daß der Pflegesatzder
Privatanstalten viel geringer wäre. Auch in die Privat-
austalten, Herr KollegeKaiser, wandern viele Summen
aus Berlin gerade aus diesen Fonds. (Sehr richtig!
links.) Wenn man alle diese Zuwendungen einmal ge¬
nau könnte uud dann rechnete, so würde unter Um¬
ständen auf deu Kopf des Insassen etwas ganz anderes
Heranskommen. (Sehr richtig! links.)

Meine Damen und Herren! Aehnlich wie bei diesen
Fonds liegen die Dinge auch auf wirtschaftlichemGe¬
biete. Für die Ruhrunteruehmer 7U0 Millionen Mark,
für die Arbeiter und die Kleingewerbetreibenden ,'!9
Millionen Mark (Hört, hört! links), und dabei wurden
diese M Millionen Mark gestern noch von dem Herrn
Oberprasideuteu erwähnt. Sehen wir uns augenblicklich
die Gaben an die Landwirtschaft an, so sehen wir
wiederum, daß bei allen diesem Gebeu aus Fonds und
dergleichen meistens der kleine Mann zu kurz kommt,
ganz besonders der Arbeiter. (Sehr richtig! links.)

Ich komme damit zur landwirtschaftlichen
Frage. Da möchte ich mit der Steu er¬
be lastn nn anfangen. 1925/20 haben wir
2,2 Milliarden Einkommensteuer in
Deutschland aufgebracht. Davon hat die
selbständige Landwirtschaft 79 Mil¬
lionen Mark aufgebracht. (Abgeordneter
Hoffmllnn: Hört, hört!) 19 2 0/27 war das
Aufkommen an Einkommensteuer 2,5
M i I lirden. Die selbständige Landwirt¬
schaft hat «7 Millionen aufgebracht.
Abgeordneter Hoffmann : Hört, hört!) Von
der Grundsteuer iu Preußen hat die
Landwirtschaft nur 79 Millionen auf¬
gebracht ; erhalten hat sie iu e i t
über 190 Millionen vom Staat. (Erneute
Rufe: Hört, hört! links.) Wie die steuerlichen
Lasten in der Landwirtschaft verteNt
werden dafür folgendes Beispiel: Auf
den Hektar des KIcinbesitzes fallen in
Baden 1-15 Mark, in Hessen 11« Mark,
in Braunschw eig ! :> 0 M a r k, inThüringeu
129 Mark Steuer. Der Großgrundbesitz
in Ostpreußen bringt auf den Hektar
nur 17 Mark auf (Hört, hört! links), in Meck¬
lenburg :i1 Mark und in Pommern 48
Mark. In Ostprenßen sind 8 9 Prozent der
Besitzer bis zu 60 Morgen Land steuer¬
frei, 7 5 Prozent der Besitzer sind es
noch bei 0 9 b is 190 M o r g e n und
00 Prozent bei über 100 Morgen. (Hört,
hört, links.) Meine Damen uud Herren! Ich
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erinnere Sie daran, daß der Arbeiter,
der auf dem Lande wohnt und einige
Morgen Land hat, daneben in der Indu¬
strie oder in der Grube tätig ist, HllUs-
zinssteuer zahlen muß. Aber der Land¬
wirt, der Tausende von Morgen hat,
braucht keine H a u s z i n s st e u e r zu
Zahlen, (Abgeordneter Hoffmann! (Hört, hört!)
Wenn man über die Landwirtschaft
reden will, muß man auch das sagen. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Dr Kaiser: Nann muß man
etwas davon verstehe»! Antwort des Abgeordneten
Hoffmann: Da tann ein Iustizrat nicht mitreden!)Herr
Kaiser, ich nehme von mir an, daß ich als Kleinbaucrn-
sohn mehr von Landwirtschaft verstehe, als Sie in
Ihren» Leben jemals davon kennen gelernt haben. (Ab¬
geordneter Kaiser: Das nehmen Sie an)! Ich möchte
mein Pulver nicht zu früh verschießen;ich werde Ihnen
aber nachher einmal sagen, was ich von der Landwirt¬
schaft verstehe. Ich werde Ihnen dann beweisen —
Herr Loe sitzt schon sprungbereit (Heiterkeit)—, daß die
Landwirtschaft von heute trotz ihrer Notlage wesentlich
günstiger dasteht als in meiner Jugendzeit. Ich
möchte jetzt vorläufig bei dem bleiben, was Preußen
und das Reich für die Landwirtschaft getan haben und
was die Rheinprovinz getan hat, um vor allem das
ein klein wenig zu korrigieren, was hier der Herr
Kaiser gesagt hat. l5r sagte, er tonne in das hohe Lied
auf die Preußische Staatsregicruug, das der Zentrums¬
redner angestimmt habe, nicht einstimmen.Im Jahre
191:, hat Preußeu für die preußische
Landwirtschaft 5 8,3 M i I li o n e n aus -
gegeben. Das sind Zahlen, die der Herr
Lan d Wirts chaftsmi nist er Steiger, den
Sie eben auch kritisierten, vor einigen
Tagen genannt hat. Im Jahre 1925
waren es 10 0,8 Millionen, im Jahre 1926
113,2 Million e u u n d i m I ah r e 1 9 2 ? 13 9,2
Millionen Marl. Das ist gegenüber der
Vorkriegszeit eine Steigerung vou 210
Prozcu t. (Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört! Zu¬
ruf dcsAbgeordnetenDr.Kaiser: NennenSic einmal die
anderen Zahlen, die allgemeinenZahlen, die Schulden!)
Es kommen hier die Auf w e n d u n g e n für die Land-
wirtschast in Frage. Die Dinge liegen aber so, daß in
der Vorkriegszeit auch in der Eifcl, im Hunsrück, im
Westcrwald und im Oberbergischenarme, arme Klein¬
bauern waren, ärmer als heute, und in der Vorkriegs¬
zeit der Preußische Staat reich war bis hierher, sonst
hätte er nicht Milliarden für den Krieg ausgeben
lönnen. Trotzdem hat der Preußische Staat damals 210
Prozent weniger für die Landwirtschaft getan, als der
heutige republikanische Staat in der Zeit des armen
Preußens getan hat. Dazu kommennoch 15 Millionen
für Ueberschwemmungen:dazu kommen all die Nus-
fallbürgschllftenfür Düngemittel usw.

Meine Damen und Herren! Was hat
das Reich getan? 1920 55 Millionen
Mark, 1 9 2 7 0 8 Millionen Mart, also noch
nicht einmal die Hälfte von dem, was
Preußen g etan hat. Dabei haben wir eine Rechts-
regierung und einen Fachministcr dcutschiilltioualrr
Vouleur namens Schiele, Also, Herr Kaiser, Sie hätten
besser geschwiegen.Wo jetzt in den großen Versamm¬
lungen so gegen Ihren Wirtschaftsminister (5nrtius
losgelegt wird, wo man den Mann aufhängen will,
bin ich der Meinung, daß Sie als Voltsparteiler am
allerwenigsten Ursache hätten, für Ihre rechts gerich¬
teten Vundesbrüder hier in diesem Hause eiue der¬
artige Rede zu halten, (Zuruf des Abgeordneten Dr,
Kaiser: Das können Sie ja mir überlassen!) In den
letzten Tagen ging ein Artikel vom Herrn Regierungs¬
präsidenten Dr, Sa aßen aus Trier durch die
Presse: „Grenz not und Grenzhilfe". Darin
hieß es: Reich und Staat haben 1921 bis 1927
2 5 Millionen für den Regierungsbezirk
Trier aufgewandt. Daneben 20 Mil¬
lionen für verbilligte Darlehen, neuer-
dings weitere 0 0 8 9 00 0 M a r t. Also wiederum
ein Zeichen, wie die Staatsregierung auch für die
Grenzgebiete sorgt. Der Herr Landeshauptmann hat
gestern in seiner Rede folgendes gesagt: „Im vorigen
Pruvniziallandtag wurde der Landcsbanl besonders
zu Leibe gerückt mit den Wünsche» auf weitgehende
und billigere Kreditabgabe für die Landwirtschaft. Ich
glaube, daß man heute die Zurückhaltung in derKre^it-
hergüve nur als richtig anerkennen kann, Nichtsdesto¬
weniger wurden im vergangenen Jahre 1000 ländliche
Darlehen mit rnnd 7 Millionen Mari gegeben.Ferner
führte die Landesbank eine Zinsuerbilliguug iu der
Weise durch, daß alle Darlehen von 10 bis 8 Prozent in
den Zinsen auf 7 Prozent ermäßigt wurden. Das
bedeutet eine neue Zuwendung an die
Landwirtschaft von 370000 Mark. Die
Landesbank hofft, diese Altion auch für das Geschäfts¬
jahr 1928 fortsetzen zu lünncu." Also meine Herren,
das, was in Berlin geschieht, wird iu reichlichem Maße
in der Rheinpruvinz unterstütz:. Man braucht nur
unsereu (itat durchzusehennnd unsere Defizits in den
letzten Jahren anzusehen, so wird man zugeben müsse»,
daß wir alles getan haben, was nur tun tonnten, um
der notleidenden Landwirtschaft zu helfen.

Dabei müssen wir auch einmal feststellen, welche
Landwirtschaft denn wirtlich in Rot ist. Der Herr
Landeshauptmann sprach auch vom fünften Stande.
Ja, Herr Landeshauptmann, es fii » g t au ch in d e n
Köpfen derjenigen, die Sie in der Vifel,
im Hunsrüct, im Wcsterwald und im
Ob crbergi scheu zum fünften Stande
rechnen, an zu dämmern. Der kleine
Mann will sich befreien von seinen
Unterdrückern, und diese Unterdrücker
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waren bisher meistens die Großen. (Sehr
richtig! links.) Wir haben in der Landwirt¬
schaft in der Rheinprovinz von 592722
Netrieben 70,6 Prozent Zwergbetriebe
unter 2 Hektar, das ist bis 8 Morgen. Wir
haben U0,!! Prozent sogar nur bis zu
einem halben Hektar, also bis zu 2 Mor¬
gen Land, ein Zeichen, daß wir hier im
Westen innerhalb der Landwirtschaft die
llllerkleinsten Zwergbetriebe haben. Die
Besitzer dieser Zwergbetriebe wollen
von Herrn Loeund Herrn Lüninck nichts
wissen, (Sehr richtig! links.) Ich bin der Meinung,
Herr Loe, es ist notwendig, darauf zurückzukommen.
Ich mache Ihrem Fraltionsredner das Kompliment,
daß er sehr sachlich geredet hat, Er hat sogar den Satz
gesagt, daß viele Betriebe nicht mehr rentabel seien,
Er hat überall Einschränkungen gemacht. Ich stimme
dem in manchemzu. Aber wir dürfen uns heute nicht
mehr allein mit dem befassen, was hier im Hanse gesagt
wird, sondern müssen uns anch mit dem befassen, was
draußen in den großen Bauerntundgebungen gesagt
wird (Zustimmung bei den Suzialdemolrate»), was die
Bauern draußen in Koblenz, an der Mosel und am
Niederrhein sagen, wie sie da gegen den Staat Stellung
nehmen und wie selbst große, führende Leute Vergleiche
ziehen zwischen dem früheren Staat uud heute. Ich
habe Ihnen eben die Zahlen genannt; sie beweisen,daß
die jetzige Republik eher bereit ist, für die Armen etwas
zu tun, als die frühere Monarchie. Es geht den
Großagrariern des Westens genau so
wie ihren Bundesgenossen im Osten: sie
befürchten, daß bei den kommenden Wah¬
len ihre Bauern abtreiben könnten, des¬
halb machen sie draußen Wahlagitation.
(Abgeordneter Hoffmann: Demagogie, weiter nichts!)
Ich habe schon gesagt, man sollte annehmen, daß das
Zentrum allgemein sich hüten würde, in diesen Fehler
zu verfalle». Ich habe auch schon anerkannt, daß ich
mich gefreut habe, daß der Redner des Zentrums es
hier nicht getan hat. Aber es gibt Ausnahmen, und ich
möchte fast sagen: Die Ausnahmen bestätigen die Regel.
Ich habe hier ein Flugschreibeu vor mir liegen, das
ein katholischer Geistlichervor wenigen Wochen an ferne
Kirchengläubigen hat verteilen lassen. Der Zentrums-
redncr hat damit angefangen, daß wir den Wahlen
entgegengehen und, weil ich weiß, daß solche Art der
Agitation Schule macht iu der Wahlbewegnng, bringe
ich es hier vor. Dieser katholische Geistliche
Pfeil in Laufersweiler, Bürgermeiste¬
re i K i r ch b e r g, im Hunsrück, hat am 12. März fol¬
gendes an seine kirchengläubigen Gemeindeuntglieder
verteilen lassen:

„Für die nächste Wahl im Mai treibt man Bauern¬
fängerei. Achtung, Bauer!" — Es ist auf den Ton ge¬
stimmt, den Herr Kaiser eben geredet hat, trotzdem der

Verfasser ein katholischer Geistlicher ist. — Es heißt
dann weiter: „Der Maun mit der roten Krawatte
kommt." (Heiterkeit.) Das schreibt der — „Zentrums¬
geistliche"(Lachen im Zentrum), hätte ich beinahe ge¬
sagt. Das schreibt heute ein katholischerGeistlicheran
die Spitze seiner mit der Maschine vervielfältigten
Flugschrift. Da»» sagt er weiter: „Wie stellte sich die
Sozialdemotratie früher zu euch? Auf dem roten Par¬
teitag in Nrcslllu 1895 sagten Genossen: „Kein Mensch
denkt daran, die Bauern vor dem Untergang zu retten."
Auf demselben Parteitag sprach eiu Genosse davon, dem
Bauern seine Affenliebe zum Privateigentum zu
nehmen. Hast dn es gehört? Darum stimmten die Ge¬
nossen denn auch gegen das Bürsengesetz 189L, gegen
das Margarinegesetz 1«)7, gegen das Schlachtgesetz 19U0,
gegen das Zollgesetz19U2 und auch noch gegen andere
Gesetze, noch im Jahre 192? gegen das Zollgeseh," Er
sagt weiter: „Wie schrieben früher sozialdemokratische
Zeituugen über euch? Nur einige Probeu: Bei der
schiuereu Notlage der Landwirtschaft im Jahre 1911
schrieb die Dortmunder Arbeiterzeitung: Wahrschein¬
lich sind wohl die Landwirte selber von der Manl- uud
Klauenseuchebefallen. Die rote Fränkische Tagespost
nannte die Baucru „fromme Heuchler" am 6. Januar
1913. Wollt ihr noch weitere Proben, dann lest die
Flugschrift des Volksvereius: Wie hält es die Sozial¬
demotratie mit dem Bauernstand? Darin lest ihr, wie
inan euch früher titulierte: Raubgesellcn, die Unver¬
frorensten nnter dem agrarischen Räuberpack.Was tun
sie aber heute, diese Banernfreunde? Heute sprechen sie
über die Not der Kleinbauern. Warum auf einmal ihre
Blluernfreuudlichleit? Weil sie dich brauchen für die
nächste Wahl im Mai. Das ist Bauernfängerei."

Der Geistlichehat also im Jahre 1928 noch einmal
an die alten Zeiten erinnert. Es war für mich wirklich
ein Genuß, noch einmal das Buch aufzuschlagen,das die
Sozialdemotratie 1911 herausgegeben hat, als der
Reichsvcrband zur Bekämpfung der Sozialdemotratie
in Dentschland gegründet worden war, der sogenannte
Rcichslügenverband,gegen den sich die Sozialdemotratie
wehre» mnßte. In diesem Buche hat die Sozialdemo¬
tratie diese Zitate von damals alle richtiggestellt.(Zu¬
ruf eines kommunistischen Abgeordneten.) Da wart Ihr
noch nicht da, Ihr könnt also hier nicht mitreden, Ihr
seid neueren Datums. (Heiterkeit, Zuruf aus der
Mitte: Nein, das sind eure Zöglinge!) Es ist möglich,
daß der Pfarrer die meint und auf uns schlägt, aber
das lasse ich dahingestellt. (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Wir waren damals schon da, aber ihr
seid neueren Datums! Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Ich bitte
um Ruhe.

Abgeordneter Haas (fortfahrend): Ueber Bürsen¬
gesetz. Margarinegesetz und Schlachtgesetz will ich nicht
reden, das würde meine Redezeit unnütz in Anspruch
nehmen, weil ich auseinandersetzen müßte, was schon
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taufende Male geschehen ist, aus welchenGründen da¬
mals die Sozialdemutratie dagegen gestimmt hat und
warum außer der Sozialdemotratie auch noch viele
andere dagegen gestimmt haben, (Zuruf eines tonnnu-
nistischen Abgeordneten: Ihr müßt mal eure Taten
nach 1914 aufzählen!) Aber der Satz: „Kein Mensch
denkt daran, die Bauern vor dem Untergang zu retten",
der hier vom Parteitag 1895 in Breslau wiederholt
worden ist, hieß folgendermaßen: „Kein Mensch denkt
daran, die Bauern vom Untergang zu retten, es handelt
sich nur darum, ihre Existenz nach Möglichkeit zu er¬
leichtern, ebenso wie wir auch die Lebenslage der Ar¬
beiterklasse heben wollen, und mit elenden degenerierten
Massen läßt sich in einem Kampfe nichts machen." Also,
hinter „kein Mensch denkt daran usw." kommt ein
Komma, und dann heißt der Satz weiter so, wie ich ihn
verlesen habe. Man hat aber statt des Kommas einen
Punlt gemacht,setzt diesen Viertelsatz in die Welt hin¬
ein und sagt damit etwas ganz anderes, als der damalige
Redner Frohmc hat sagen wollen. Ich muß annehmen,
daß der Pfarrer das Zitat aus alten Flugschriften des
Volksvereins genommenhat, ohne zu Nüssen, daß es un¬
richtig war. Aber, wenn das schon bei der Landwiri-
schaftsfragegeschieht, dann frage ich Sie, meine Damen
und Herren: Was haben wir noch zu erwarten, wenn
wir einmal näher an den Wahltag kommen, und es nm
die große Schulfrage geht. Weun die Schulfrage, das
Gebiet, auf dein der Geistliche besser zu Hause ist als auf
dem Gebiete der Landwirtschaft, im Mittelpunkt des
Watzltllmpfessteht, dann sollen Sie erst einmal etwas
erleben; dann werden Nur meiner Ueberzeugung nach
einen Wahlkampf betommen, wie er frischfröhlicher
überhaupt nicht gedacht werden kann.

Ich frage die Herren vom Zentrum, ganz besonders
die katholischen Geistlichen,die diesem Hause angehören,
ob sie es für richtig halten, wenn in einer derartigen
Art nnd Weise ein Geistlicher, der für ganz andere
Zwecke da ist, in die politische Arena, in den politischen
Kampf hinabsteigt. (Zuruf des Abgeordneten Hoff-
mann: nnd Lügen verbreitet!)

Ich könnte hier eine ganze Anzahl anderer Dinge
»och anführen, die auch iu der letzten Zeit passiert siud.
So hat uns ein katholischerGeistlicher am Oberrhein
das Versammlungslokal abgetrieben. AIs unser Redner
zu dem tlltholische»Geistlichenging und ihn fragte, er¬
klärte er: „Jawohl, das habe ich gemacht, ich werde es
immer so machen, ans dem einfachen Grunde, weil ich
die Sozialdemokratie bekämpfen werde, wo ich nur
tann." Meine Damen und Herren! Derartiges kann
ich noch verstehen, wenn es von Menschenausgeht, die
im politischen Leben stehen. Aber wenn es Menschen
tun, die meiner Ueberzeugung nach zu etwas ganz
anderem da sind, die stets die christliche Nächstenliebe
Predigen und gleichzeitig Vorbereitungen treffen, um
die Menschen nach dem heutigen Leben noch zu eiuem
— ,sagcu wir einmal — glücklicheren Jenseits zu führen,

so glaube ich, haben diese lein Recht dazu, gegen ihre
Mitmenschenderartig zu tämpfeu.

Meine Damen und Herren! Ich möchte weiter dar¬
auf hinweisen, daß die Sozialdrmoiratie anerkennt, daß
es dem lleinen und dem mittleren Bauern schlecht geht
und daß auch viele Großbetriebe da siud, die mit Schul-
deu stark belastet sind. Der Engucteausschnßhat ja nach¬
gewiesen, daß die östliche Großlandwirtstyllft mit Schul¬
den am stärksten belastet ist. Aber man muß auch fragen:
warum? Dann zeigt sich, daß man tatsächlich im Osten
von einer intensiven Wirtschaft wirtlich noch sehr, sehr
wenig zu spüren bekommt. Meine Herren, ich habe
vorhin erst dem Herrn Kollegen Kaiser gegenüber ge¬
sagt, bezüglich der Verhältnisse im Hunsrück, in der
(Hisel, im Westcrwaldund im Bcrgischenwollte ich mein
Pulver »och «icht verschießen. Ich kommedaranf zu¬
rück, Herr KollegeKaiser. Dabei will ich vorausschicken,
daß ich heute noch alle landwirtschaftlichenArbeiten, die
in einer kleinen Landwirlschaft vorkommen, sofort
morgen am Tage mache, weil ich es in meiner Jugend
gelernt habe; ob das Ackern, Säen oder Mähen ist,
spielt keine Rolle, das habe ich in meiner Jugend lerne»
müssen, und ich freue mich, daß ich es taun. Als ich vor
einige» Jahren einmal in Köln durch einen Park ging,
und unsere städtischenArbeiter am Mähen waren, da
sagte ich: Geben Sie mir auch einmal die Sense. Als
ich sie dann wetzte nnd damit mähte, hat der Mann
solche Augen gemacht. Ich will damit nur sagen, Herr
Kaiser, daß ich etwas von der kleinen Landwirtschaft
verstehe. Ich muß sagen, in meiner Iugendzeil oben
im Oberbergische»,wo sicherlich Zwergbetriebe sind, wo
man die lleinen Kühe aus dem Wcsterwald,die Weller-
tühc, holen mußte, um überhaupt die Arbeit i» dieser
bergigen Gegend auf dem steinigen Buden leisten zu
tönneu, verkauften die Kleinbauern das ein¬
zige Schwein,das sie mästeten,um ihre Zinsen zahlen zu
köuueu, weil sie verschuldetwaren bis zum Schornstein
hinaus. Sie verkauften nicht allein das
einzige Schwein, sie verkauften auch die
(5ier nnd die Bntter, anfs Brot haben
sie Rübenkraut ges ch m,i e r t, nochnicht
einmal Ob st kr ant. (Abgeordneter Hoffmann:
Hört, hört!) Und in die Bratpfanne haben
sie zum Kartoffelbraten kein Speck ge¬
tan, sondern Rüböl, oder sie haben mit
einer Speckrinde dadnrch gerieben, uud
dann waren die Kartoffeln so fest ange¬
braten, daß es ein geflügeltes Wort war,
man müsse mit der Spitzhacke kommen,
um sie loszuhacken, weil kein Fett in der
Pfanne war. Herr Stedman, das war die
Zeit, wo es auch dem ilci » en Bauern »och
weit schlechter ging als heute. Ich leune
meine Heimat, ich kenne den Hunsrück
und die Eifcl genau, und ich iueiß, daß es
in all diesen Gebieten heute dem klci-

3»



^t. 74, Rheinisch« Provinziallandtag, 2. Sitzung am 27. März 1.928.

uen Bauern schon wesentlich besser geht
als 'damals, (Zuruf des Abgeordneten Lchroer-
Huchdlllen:Welches Jahr? Doch nicht 1910 oder 1914?)
Ich sage aus meiner Jugendzeit, und mciue Jugendzeit
liegt vor 1910. Die Zeit, von der ich spreche, ist die
Zeit von 1895/96 bis 19UN, vielleichtauch noch die Zeit
um 1890. Ich will damit, trotzdem wir die heutige Not
der kleinen Landwirte anerkennen, nur beweisen, daß
es eine Zeit gegeben hat, wo es dem rheinischen
Bauernstände noch schlechter ging als heute. (Sehr
richtig! lints.) Ich will damit beweisen,daß nach und
nach auch der rheinischeBauernstand in die Höhe ge¬
kommenist uuddaß man sich nicht täuschen lassen soll
von deni großen Geschrei, das jetzt draußen gemacht
wird, sondern die Tatsachen sprechen lassen soll. Da
gebe ich wiederum demjenigen Recht, der hier offiziell
für das Zentrum geredet hat: Es gibt viele Betriebe,
denen es wirtschajtlichsehr schlecht geht. Aber auf der
anderen Seite wäre es falsch, wenn man hier ver¬
allgemeinern sollte. Wir haben stets bewiesen,daß wir
bereit sind, auch der Landwirtschcht zn helfen. Ich
bin der Meinung, es muß iu erster Linie
u n s e r c A u f g a b e s e i n, d a s l a n d w : r t s ch a f t -
liehe Genossenschaftswesen besser aus¬
zubauen. (Bravo! rechts.) Sie müssen den
Produzenten mit dem Konsumenten in
engere Verbindung bringen. (Sehr richtig!
rechts.) Sie brauchen sich nur einmal die
Preise des Produzenten auf der einen
Seite und auf der anlderen Seite die
Preise anzusehen die wir im Klein¬
handel zahlen müssen. (Sehr gut! rechts.)
Dann sehen Sie, meiner Ueberzeugung
nach, wer den Gewinn beim Schweine¬
in ä st e n macht, in der Regel ni ch t der
Kleinbauer, sondern ganz andere Leute,
Aus diesen Gründen sage ich: Es muß
versucht werden, die Produzent en o rg a-
nisationen mit den K onsumentenorgll-
nisationen mit den Konsumgenossen¬
schaften in Verbindung zubringen ; dann
wird man auch für den Landwirt höhere
Preise erzielen können. Wir müssen aber auch
vor allem dazu beitragen, daß die großen Latifundien-
Besitzungen zerschlagen werden und der kleine Bauer
mehr Lllud belommt, um besser wirtschaftenzu tönneu.
Da begrüßen wir, was wir hier im vorigen Jahre schon
getan haben, die Ansiedlung der westlichen Kleinbcmern-
sühne im Osten; wir unterstützen derartiges im wei¬
testen Maße.

Meinc Damen und Herr en! Wir tönnen
aber diese Frage nicht behandeln, ohne
einmal zu sehen, wie es Kenn in der Ar¬
beit e r s ch a f t ll u s s i e h t. D a b i n i ch d e r A u f -
fassn ng, daß die Landwirte leine Ur¬
sache haben, sich gegen hohe Löhne und

hohe Arbeitslosenunterstützungen, wie
das in vielen Versammlungen geschieht,
zu wehren. Je elender die Lage des Ar¬
beit e r st a n d e s ist, je weniger i st die große
Masse in der Lage, den Bauern anstän¬
dige Preise zu zahlen. (Sehr richtig! rechts.)
Der Bauer hat ein Interesse daran, daß
der Arbeiter a u s t ö m m l i ch entlohnt
w ird, um anständigc Preis e z nhlen zn
können. (Lehr gut! rechts. Zuruf links: Na
also!) Dann steigt der Verbrauch, und mit der Vcr-
brauchssteigeruug ist auch der Landwirtschaft ge¬
holfen. Wir hatten in Deutschland im Januar
dieses Jahres noch ,630 000 Arbeitslose, davon in
der Äheiupruvinz j 73 000. Diese Arbeitslosen sind zu
einem erheblichen ^eil Leute, die über 10 Jahre alt
sind und nirgends mehr unterlommen können. Nach
einer .Kölner Statistik haben wir bei den ungelernten
Arbeitern 43 Prozent der Arbeitslosen über 10 Jahre,
im Metallgewerbe 57,1 Prozent der Arbeitslosen über
40 Jahre, im Baugewerbe 12,3 Prozent, in der Be¬
kleidungsindustrie 53,7 Prozent und bei den Kaufleuteu
53,2 Prozent. Die Arbeitslosenunterstützung, auf die i»
einige» großen Versammlungen hingewiesen worden
ist, beträgt für eine vicrlüpfige Familie in der Groß¬
stadt 20 Mark pro Woche; das sind pro Monat 80,50
Mark. Das ist die durchschnittlicheArbeitslosenunter-
stützuug, die am häufigsten vorkommt. Es gibt natür¬
lich Spitzen bei bessergestelltenArbeitern. Die Kölner
Statistik weist im März nach, daß für eine vicrtüpfige
Familie 196,87 Mark im Monat notwendig sind, um
in der Großstadt leben zu können. (Hört, hört! lints.)
Also «6,50 Mark Einnahme an Arbeits¬
losenunterstützung, und laut Kölner
Statistik müßten die Einnahmen 196,87
Mart betragen. Daraus tünneu Sie ermessen, dllß
der Arbeitslose wahrhaftig nicht gut lebt, und der¬
jenige, der draußen Vergleiche zieht zwischen dem Klein¬
bauer und dem Arbeitslosen in der Stadt, kennt ent¬
weder die Verhältnisse nicht genau oder aber er zieht
unrichtige Vergleiche. Ich bin der Auffassung, man
muß das ebenfalls betonen. Wir erkennen auf der
einen Seite die Notlage an, erwarten auf der anderen
Seite aber auch, daß dieselben Leute auch die Notlage
der Arbeiterschaft, soweit sie arbeitslos ist, soweit sie
kriegsbeschädigtist usw. auerkcunt. Wir haben in
der Rheinprovinz — um diese Zahl noch
zu nennen — 1924 226740 Menschen
gehabt, die Kriegsbeschädigten- oder
Hinterbliebenenrenten bezogen. Das
sind ungeheuerliche Zahlen. Sie haben bei
ihren Drucksacheneine Vorlage über die Auswcnrde-
ruug. Dariu steht, daß i in Rheiulaude die
höchste Auswllnderungsziffer zu ver¬
zeichnen ist, mit Ausnahme der Provinz
Brandenburg einschließlich Berlin. Glau-
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den Sie denn, daß derjenige den heimatlichen Staub
von den Stiefeln schüttelt, dem es hier wohlergeht?
Ich bin der Meinung, mir derjenige, dem es in seiner
Heimat schlecht geht, wandert ins Ausland, wandert
in die überseeischen Länder, Also auch in der Richtung
ist die Sache so, daß wir Not und (Zlend überall zu
verzeichnen haben.

M eine Damen n n d Herren! Ich ko ni m e
zum Schluß. Wir leben in der schönsten
Provinz unseres deutschen Vaterlandes.
Wir haben auch die Ohre, in der reichsten
Provinz des deutschen Vaterlandes zu
leben. Die Naturschönheiten des Obcr-
rheins wechseln bei uns ab mit der ge¬
waltigen Industrie des Niederrh c i n s.
Hier am Niederrh ein spielen sich die
großen Klasse nkämpfe ab. Ich erinnere
an den großen Kampf in der Metall- und
Hüttenindustrie, ich erinnere an den
augenblicklichen Kampf in der Berg¬
industrie. Aber, meine Dame n u n d
Herren, auch der natur schöne Oberrhcin
wird nicht verschont bleiben von diesen
Kämpfen. In der Vife I und an der Mosel,
auf dem Huns rück und im Wcsterwald
spielen sich diese Kämpfe nur in anderen
Formen ab, als hier unten in der indu¬
strier eichen Gegend am Niederrhein. Es
in ird sich eine gewaltige Umschichtuug auch
in diesen ärmcreu ländlichen, von Natur
so schönen Gegenden vollziehen. Wir
sind der Auffassung, diesen gewaltigen
Kampf, wenn er sich auch in anderen For¬
men vollzieht, als bei der Industrie¬
arbeit er schuft, könncu die Kleinbauern
am besten bestehen, wenn sie Schulter an
Schulter mit der Arbeiterschaft kämp-
f e n. (Lebhaftes Sehr richtig! links.) IhreInter -
essen sind mehr oder weniger dieselbe»:
Sir kämpfen für Freiheit, sie kämpfen
für ei» besseres Leben, gen an wie die
In d n st r i c ar b eitcr schaft, sie kämpfen
gegen die Knechtung. Und wenn sie
Schulter an Schulter mit der Arbeiter¬
schaft kämpfen, dann können auch sie aus¬
rufen: Nie kämpft es sich schlecht für
Freiheit und Recht! (Lauter Beifall bei den
Sozialdemokraten.)

Stellvertretender Vorsitzender Vberle: Da von
der kommunistischenFraktion sich noch niemand zum
Wort gemeldet hat, ist anzunehmen, daß man auf das
Wort verzichte!, (Heiterkeit und Widerspruch bei den
Kommunisten,)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Theißen.

Abgeordneter Theißen : Meine Damen und
Herren! Nach der Bemerkung des Herrn Vorsitzenden
wäre es der Versammlnng sehr angenehm, wenn die
KommnnistischePartei auf das Wort verzichtet hätte;
ich glaube Ihnen das.

Zunächst vorweg: Die kommunistischeFraktion
lehnt den vorliegenden Gtat in seiner Gesamtheit ab.
Diese Ablehnung erfolgt nicht, weil hier etwa an einem
Posten 1N0 00N Mark zu wenig, an einem anderen
5>NN000 Mark zu viel sind, also nicht aus den Gründen,
aus denen etwa die Sozialdemokratischc Partei deu
Haushaltsplan der Rhcinpruvinz ablehnen könnte —
ich weiß übrigens nicht, ob sie es tun wird —, viel¬
mehr lehnt die kommunistischeFraktion diesen Etat
aus prinzipiellen Gründen ab, Sie ist der Auffassung,
daß der Haushalt der Provinz ein Ausschnitt aus dem
Haushalt des Gcsnmtstaates ist und daß dieser Gesamt¬
staat auf bürgerlich-kapitalistischerGrundlage nicht im¬
stande ist, alle die Nöte, all das Llend zu beseitige»,
über das Sie hier klagen, über das die verschiedensten
Parteien ein Iammerlied anstimmen, sondern daß die
Beseitigung dieser Not, eine Besserung der Zustände,
eine Befriedigung der Wünsche nur auf einer vöMg
anderen Grundlage erfolgen kann.

Ich möchte zunächst auf einige Ausführungen des
Herrn Landeshauptmanns eingehen. Sozusagen das
Motto der Ausführungen des Herrn Landeshaupt¬
manns war: „Völlige Unsicherheitder wirtschaftlichen
Zukunft, deshalb größt»- Vorsicht bei der Aufstellung
unserer Pläne." lim zu diesem Schluß zu gelangen,
hat der Herr Landeshauptmann hier weitgehende
Untersuchungen angestellt, und der Zuhörer, der bei
diesen Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns
nicht ganz genau aufpaßte, konnte bei diesen wohl¬
temperierten Ausführungen in den Glauben gewiegt
werden: Seht einmal den Herrn Landeshauptmann, der
denkt an alles, da fehlt aber auch nichts, das ist ein
Gesamtbild unserer Wirtschaftslage, das ist ein Er¬
fassen der Totalität; bei diesem sicheren Fundament
kann man doch gewiß sichere, zuverlässige Schlüsse
ziehen. Der Herr Landeshauptmann hat eine ganze
Reihe von Ausführuugcu gemacht, denen man durch¬
aus zustimmen kann. Z, V, darüber herrscht hier Wohl
Einigkeit, daß Not in der Landwirtschaft herrscht, daß
es den Arbeiter» auch nicht sehr gut geht. Also diese
Ausführungen allgemeiner Natur besagen nichts Neues.
Der Herr Landcshauptmau» hat auch Ausführungen
über die Wirtschaftslage gemacht, die durchaus zu¬
treffend waren. l5r hat z. B. die Prodnttionszahlcn
der wichtigsten Industrien angeführt. DiescProdnktions-
ziffern berechtigten nach seinen Ausführungen zu dem
Schluß, daß die Wirtschaftslage in der Rhcinprovinz
seit 1926 einen Aufschwunggenommen habe, daß es der
Wirtschaft im allgemeinen wesentlichbesser ginge. Auf
der anderen Seite war er aber gezwungen, festzustelleu,
daß es einem großen Teil der Bevölkerung, den Klein-
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und Mittelbauern, die doch auch einen erheblichenTeil
der rheinischen Wirtschaft darstellen, sehr schlecht geht.
Alle diese Feststellungen waren, wie gesagt, nichts
Neues; man konnte es in der Zeitung nachsehen.

Aber, wovon der Herr Landeshauptmann nicht ge¬
sprochen hat, das war etwas anderes, I. B. hat er
nicht davon gesprochen, wem denn nun der Aufschwung
der Wirtschaft zugute kommt, Er hat nicht von den
Gewinnen gesprochen, die im letzten Jahre die In¬
dustrie, vor allen Dingen die Schwerindustrie, der
Kohlenbergbau, die Banken gemacht haben. Er hat nicht
davon gesprochen,daß es ein ziemlichoffenes Geheim¬
nis ist, daß diese Gewinne noch ganz gewaltig ver¬
schleiert werden, daß die Bankbilanzen, daß die Bi¬
lanzen der Industrie ein Täuschungsmittel sind, um
die großen Gewinne, die die Kapitalisten machen, zu
verschleiern. Er hat, wohlgemcrkt, diese Tatsache, die
ihm ganz gewiß bei seiner umfassendenKenutnis wirt¬
schaftlicherVorgänge zur Verfügung stand, hier nicht
berührt. Warum er sie nicht berührt hat, davon will
ich gleich sprechen, Er hat nicht davon gesprochen,als
er von der gespannten Finanzlage, die auch der Ver¬
treter der Preußischen Regierung behandelte, sprach,
woher es denn kommt, daß diese Finanzlage entstanden
ist, daß nicht mehr Mittel für Zwecke, die allseitig als
ein dringendes Bedürfnis anerkannt werden, zur Ver¬
fügung stehen, Er hat vor allen Dingen nicht erwähnt,
die Finanzskandale in der Republik, er hat nicht ge¬
sprochen von dem Phöbus-Skandal, von den 30 Mil¬
lionen, die dort verschleudert worden sind. Er hat
auch nicht von einem Vorgang gesprochen, der die
Provinz auf das engste berührt, vom Nürburg-Ring.
Auch diese Tatsachewar dem Herrn Landeshauptmann
Wohl bekannt, daß hier 12 Millionen sozusagen ver¬
pulvert worden sind. Es war sicher nicht daran zu
denken, daß er etwa von den vielen IM Millionen Mark
für die Fürstenabfindung gesprochenhätte; das ist sa
schon eine alte Sache. Er hat bei seiner Wirtschafts-
betrachtung nur davon gesprochen,daß in Deutschland
Kapital nen gebildet werden müsse. Er hat aber nichts
davon gesagt, daß nach den Angaben der Reichskredit-
gesellschllft im Jahre 1927 7,0 Milliarden Kapital in
Deutschland neu gebildet worden sind; nach anderen
Angaben sind es sogar 10 Milliarden. Neber all diese
Dinge ist der Herr Landeshauptmann hinweggegangen,
obwohl er — ich glaube das sicher annehmen zu dürfen
— sehr gut darüber unterrichtet war.

Warum hat der Herr Landeshauptmann diese
zweifellos für die Finanzlage des Reiches und des
Staates so wichtigen Tatsachen einfach ignoriert?
Warum ist er mit einem großen Schweigen über sie
hinweggeglittcn und hat dafür andere Dinge in den
Vordergrund gerückt? Nuu, dieses Rätsel ist sehr leicht
zu lösen. Wenn der Herr Landeshauptmann diese
Fragen angeschnitten hätte, dann hätten die Gtats-
beratungcn ein vollkommen anderes Bild geboten.

Dann könnte man sich nicht hierherstellen und sagen:
Jawohl, das und das ist schlecht, das und das fehlt
uns, die Bauern leiden Nut, es geht soundso vielen
Menschen schlecht in Deutschland, aber wir haben kein
Geld. Dann wäre diese Auffassung, die sich durch sämt¬
liche Reden der bisherigen Sprecher wie ein roter
Faden durchzog, eben nicht mehr zu halten. Der Herr
Landeshauptmann fühlt sich durchaus als Interessen-

^ Vertreter der bürgerlich-kapitalistischenGesellschaft.Er
^ weiß, weuu er an diese Fragen gerührt hätte, dann
! hätte er an das System gerührt, auf dem die bürgerlich-

kapitalistischeGesellschaftaufgebaut ist.
Nun zu einigen Vinzelfragen, die der Herr Landes-

hauptmaun berührt hat. Er hat zunächst von Ver¬
waltungsreform, Zentralismus ist Berlin, Eingemein¬
dung, Finanzausgleich — alles zusammenhängende
Probleme — gesprochen. Er hat, wie wir das in den
letzten Jahren gewohnt sind, darüber geklagt, daß die
Vcrwaltungsreform nicht vom Fleck komme, daß wir
ein Uebermaß von Behörden haben. Aber das ist auch
von Herrn Haas in seiner Rede schon gesagt worden.
An die eigentlichen Hindernisse, die diesen Bestrebun¬
gen entgegenstehen,hat er nicht gerührt. Er hat die
Eingemeindung als ein Teilproblem einer großen Ver¬
waltungsreform, einer vollkommenenUmorganisierung
des heutigen Staatsapvarats erwähnt, und bei dieser
Gelegenheit hat er gesagt, daß derartige Fragen nicht
von solchenGesichtspunkten abhängig gemacht werden
könnteil, wie die Provinz Westfalen es etwa machte,
wenn Köuigsstcelc zur Rheinprovinz gekonnneu wäre,
daß man deshalb ein Stückchenvon der Rheiuprovinz
haben wollte. In den Ausführungen des Vertreters
der Preußischen Ttaatsregierung ist kritisiert worden,
daß diese Frage: Eingemeindung und Verwaltungs¬
reform zum Teil vou persönlichen Gesichtspunkte»
abhängig gemacht wurden. Aber ich möchte hier ein¬
mal an den Herrn Landeshauptmann die Frage richten,
wie er sich denn zu dem Problem stellt, die Rhein-
Provinz etwa zn teilen, eine Ruhrprovinz zu
schaffen,wie er sich dazu stellt, wenn an seinem pro¬
vinziellen Thron gerüttelt wird, wenn sich die Not¬
wendigkeit ergibt, aus wirtschaftlichennnd verwaltungs¬
technischenGründen die bisherige Rheinprovinz auf¬
zulösen und eine Ruhrprovinz zu schaffen? Ich möchte
gerne die Antwort des Herrn Landeshauptmanns auf
diese Frage einmal hören. Ich vermute, daß sie ab¬
lehnend ist; ich habe guten Grund, stark zu vermuten,
daß sie ablehnend ausfallen wird. Aber genan so wie
mit diesem Problem, so steht es fast mit allen Einge-
meindungsproblcmen. Wir erleben bei den Eingemein-
duugsprublemen einen Krieg aller gegen alle, einen
Krieg der Oberbürgermeister. Z. B. der Oberbürger¬
meister von Duisburg, Herr Iarres, führt Krieg gegen
Hamborn uud gegen den Landkreis Duisburg; er führt
auch einen Krieg gegen den Bürgermeister von Mül-
heim. Es fehlt nur noch, daß die Herreu Oberbürgcr-
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Meister Bürgerwehren schaffen, um diesen Krieg auch
mit Waffen durchführen zu können; vorläufig wird er
ja noch mit Denkschriften geführt. (Heiterkeit.) Der
Herr Oberbürgermeister von Köln beispielsweiseführt
Krieg gegen Düsseldorf,Dortmund gegen Gclsenkirchen,
so geht es weiter. Die ganze Verwaltungsreform, die
ganze Umgcmcindungsfrage wird von der jetzt
herrschenden Gesellschaft, von ihren Organen, den
Oberbürgermeistern, rein persönlich gesehen als eine
Frage der persönlichen Versorgung, des persönlichen
besseren Fortkommens, des größeren Machtbereichsund
dergleichen. Das heißt, nicht sachlicheGesichtspunktesind
maßgebend für die Entscheidung, sondern zum größten
Teil persönliche Interessen.

Der Herr Landeshauptmann hat dann auch vom
Finanzausgleich gesprochenund ihn als ungünstig für
die Rheinprovinz hingestellt. Aber die Frage taucht
auch hier auf: Wenn man zugibt, daß man den Landes-
trilen, die wirtschaftlich schlechter gestellt sind, seitens
der wirtschaftlichStärkeren Hilfe gewähren muß, was
soll dann noch die Kritik am Finanzausgleich bedeuten?
Dann heißt das, ein Luftgefechtführeu, dann bedeutet
das nichts anderes als ein Ablenken von den eigenen
schlechtenVcrwnltungsmethoden, von der eigenen
schlechten Finanzgebarung.

Gr hat weiter vou verschiedene»? wirtschaftlichen
Problemen gesprochen. Dabei wurden auch Straßen¬
bau und Kanäle erwähnt. Bei den Bahnen hat er nicht
erwähnt das Schncllbahnprojekt. Er hat weiter nicht
den Aachen—Rhein-Kanalerwähnt, sowie andere wich¬
tige Fragen. Ich möchte einmal die Anfrage an den
Herrn Landeshauptmann stellen, warum solche auch
für die weitere wirtschaftlicheEntwicklungder Provinz
bedeutungsvolle Fragen vollständig aus dem Pro¬
gramm der Provinz verschwunden zu sein scheinen.
Ueber all diese wichtigen Dinge ist der Herr Landes¬
hauptmann hinweggegangen. Einen nm so breiteren
Raum hat er bekannten Erscheinungen und bekannten
Tatsachengewidmet, und zwar hat er von der Bauern¬
not, von dem Erwachen des 5. Standes gesprochen.
Wie er von dem Erwachen des 5. Standes sprach und
«wähnte, daß eine ganze Reihe von Faktoren das
Erwachen der Bauern bewirkten, da wurde der
Zwischenruf gemacht: das Finanzamt. Jawohl, die
Finanzämter haben sehr wesentlich dazu beigetragen,
den Bauer aus seinem politischen Schlummer aufzu¬
wecken und ihm begreiflichzu machen, was er eigentlich
von der jetzt herrschenden Gesellschaft, von der jetzt
herrschendenRegierung zu erwarten hat.

Die Bllnernfrage im einzelnen will ich am Schluß
Meiner Ausführungen noch etwas eingehender behan¬
deln. Ich möchte zunächst,da ich einmal bei den Pro¬
minenten bin, auch der Ausführungen des Herrn Ver¬
treters der Preußischen Staatsregierung gedenken, Gr
hat zunächst einmal den Limbourg-Prozeß erwähnt und
llesagt, das sei ein reinigendes Gewitter gewesen,das

über eine Handvoll nichtsnutziger Menschen dahin-
gebraust sei.

Wenn er von einer Handvoll nichtsnutziger Men¬
schen gesprochenhat, so hat er ganz gewiß die Sepa¬
ratisten gemeint. Gr hat aber dabei ganz vergessen, daß
es eine ganze Menge von Separatisten gibt, Separa¬
tisten der verschiedensten Färbungen. Da sind zunächst
die Limbourg-Separatistcn, die offenen Separatisten,
die jetzt von der bürgerlichen Mehrheit dieses Hauses
offen fallen gelassen worden sind. Aber es gibt auch
legnlc Separatisten verschiedener Gouleur. Es ist schade,
daß der Herr Oberbürgermeister Adenauer und der
Herr Kommerzienrat Hagen, beides Mitglieder dieses
Hohen HauseS, nicht hier sind. Die könnten sehr gut
Auskunft darüber geben, wie der legale Separatismus
aussieht. Vielleicht wäre auch Herr Oberbürgermeister
Iarres imstande, darüber nähere Aufklärung zn geben.

Der Kölner Prozeß, der dieses reinigende Gewitter
darstellen soll, ist nach Auffassung der Kommunistischen
Partei nur geführt wordeu, um die legalen Separatisten
zu reinigen, um in der Öffentlichkeit die separatistische
Tätigkeit gewisser prominenter Lentc sowohl aus dem
Zentrum, wie aus der Voltßpartei, i» den Augen der
Öffentlichkeit reinzuwaschen.

Demgegenüber möchten wir doch der geschichtlichen
Wahrheit gemäß feststellen,daß 90 Prozent des deut¬
schen Bürgertums 1918 in den Rheinlanden bereit
waren, das Land zn verraten (Sehr gut! links.), daß sie
Separatisten waren aus Angst, die deutschenArbeiter
köunten die Herrschaft im deutschen Lande erkämpfen
und ihrer Profitherrschaft ein Ende machen. Lieber zu
Frankreich, als unter deutscherArbeiterherrschaft! Das
war die Parole von mindestens 90 Prozent des ge¬
samten deutsche» Bürgertums im Rheinlands (Sehr
richtig! bei den Kommnnisten.) Heute bezeichnetman
das, Wenn's gegen revolutionäre Arbeiter oder Pazi¬
fisten geht, als Landesverrat. Ich stelle fest, daß das, ge¬
schichtlich gesehen, nichts anderes war als Landesverrat.

Dann hat der Herr Vertreter der Preußischen
Staatsregierung in seinen Ausführuugen davon ge¬
sprochen, daß wir eine stark angespannte Finanzlage
durch unabwendbare Forderungen hätten. Ja, meine
Damen und Herren, was sind denn unabwendbare
Forderungen? War etwa der Nürburg-Ring eine un¬
abwendbare Forderung, für die 12 Millionen weg¬
geworfen worden sind? Ist etwa der Bau eines Panzer¬
kreuzers eine unabwendbare Forderung? Gehen Sie
einmal zu deu Bancrn dcr Eifel und des Westcrwaldes
oder des Hunsrücks und fragen sie einmal, woran sie
mehr Interesse haben, an einer ausreichenden Hilfe aus
Staatsmitteln oder an dem Bau von Panzerkreuzern.
(Iuruf rechts: Das ist leine Provinzsache!) Aber, ver¬
ehrter Herr, ich mache Sie darauf aufmerksam, daß
Ihre politischen Freunde, die hier über die Not der
Bauern klagen und jammern, die hier bedauern, daß
mau nicht ausreichende Mittel zur Verfügung stellen
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kann, daß «diese selben Freunde von Ihrer Seite im
Reiche die Mittel dafür bereitstellen, also dort die
Mittel wegnehmen, damit sie hier nicht verwandt wer¬
den tonnen, <Schr richtig! bei den Kommunisten. Zu¬
ruf rechts: Das sind doch tcine Provinzmittel!) Und
so geht es mit einer ganzen Reihe von anderen
Dingen. Also mit diesen sogenannten unabwendbaren
Forderungen ist es eine sehr eigene Sache,

Der Vertreter der Preußischen Ttaatsregiernng hat
dann weiter auch von der Steuerpolitik gesprochen, von
einer sogenannten vernünftigen Steuerpolitik der
Kommuneu, Was er sich darunter vorgestellt hat, ist
nicht ganz klar. (5r formuliert zunächst einmal so: Diese
vernünftige Steuerpolitik der Kummuueu dürfe sich
nicht gegen den Besitz richten. Die Ermahnung, daß
die Kommunalpolitik, solange bürgerlich-kapitalistische
Parteien die Mehrheit dor! haben, sich nicht gegen ben
Besitz richten dürfe, war sehr überflüssig: denn dafür
sorgen die bürgerlichen Parteien von der äußersten
Rechten bis zum Zentrum uud den Demokraten. Aber
es ist charakteristisch, daß erbaun weiter sagt, sie dürften
sich allerdings auch nicht als Sachwalter des Besitzes
fühlen. Daß es also so etwas gibt, scheint auch dem Herrn
Oberpräsidenten der Rheinprovinz einzuleuchteu.

Nun möchte ich einiges sagen zu den Ausführungeu
der verschiedene« Redner, die bis jetzt gesprochen haben.
Der Herr Henser, Spercher des Zentrums, hat unter
vielem anderem auch von dem notwendigen Schuh der
Jugend gesprochen. Ich glaube, daß niemand hier in
diesem Hause ist, der uicht die Jugend vor körperlichen
Schäden uud vor seelischer Vergiftung bewahren wollte.
Niemand, sage ich, ist in diesem Hause, der das nicht
wollte. Nur die Meinungen, was denn eigentlich
Iugenduergiftung ist, gehen sehr auseinander.

Herr Heuser hat dnuu davon geredet, daß die
Nunimelplätze, die Tingeltangels, selbst Theater zu
einer großen Gefahr für die Jugend würden. Ich
möchte einmal die Frage an das Zentrum richten, ob
denn nicht Besitzer der Rummelplätze,der Tingeltangels
und auch einzelner Theater dieser Art, wie Herr
Heuser sie bekämpfthaben Nüssen will, nicht Katholiken,
nicht Zentrumsleute siud. Ich glaube, es ließen sich da¬
für Ziffern und Namen beibringen.

Dann hat Herr Heuser eins vergessen. Bei dem
Kampf um deu Schuh der Jugend hat er vergessen, daß
nach dem einmütigen Zeugnis fast aller Parteien, ins¬
besondere aber nach den wiederholten Darlegungen
kirchlicherTtellen verschiedenerKonfessionen, die see¬
lische, die sittliche Gefährduug der Iugeud vor alleu
Dingen durch >die Wohnungsnot gefördert wird. Und
jetzt muß mau sich einmal vor Augen halten, was ins¬
besondere das Zentrum praktisch getan hat, um diese
Wohnungsnot zn beseitigen, um die größte Quelle der
seelischen und sittlichenGefährdung der Jugend zu ver¬
stopfen. Da tonnen Sie iu jeder Kommuuc — nicht nur

hier — feststellen, daß das Zentrum Anträge der Kum-
munisteu, auch manchmal Anträge der Tozialdemokra-
ten, die eine viel weitgehendere Förderung des Woh¬
nungsbaues bezweckten, ans finanziellen Gründen ab¬
lehnten, da hier die Angst vor dem Portemonnaie über
die Erwägungen ldcs Schutzes der Jugend ging. Da
wurde das Portemonnaie und nicht die sittliche Ge¬
fährdung der Jugend in den Vordergrund gestellt
und zum Leitmotiv ber Ablehnung gemacht.

Dann hat Herr Henser weiter davon gesprochen,
daß die private Wohlfahrt so außerordeutlich segens¬
reich wirke und daß das Zentrum unter keinen Um¬
ständen zulassen werde, daß an Stelle der privaten
Wohlfahrt nur noch öffentliche Wohlfahrt treten soll.
Meiue Damen und Herren! Insbesondere den Herren
vom Zentrum, die allerdings nur noch sehr wenig zahl¬
reich vertreten sind, möchte ich sagen: Kein Mensch wird
es Ihnen verwehren, wenn Sie wohltätig find; aber
machen Sie das doch bitte auf Kosten Ihres eigenen
Portemonnaies. Wenn Sie wohltätig sein wollen, ist
Ihrem Streben keine Grenze gezogen, solange sich
dieses Streben innerhalb Ihres eigenen Geldbeutels
bewegt, sulauge Sie uicht dafür öffentlicheMittel ver¬
langen, d. h. Mittel verlangen von Menschen,die eine
ganz andere Auffassung als Sie vertreten, die Ihre
Auffassung für verderblich halten uud sie bekämpfen.
Aber danach fragen Sie nicht, wo die Gelder Herkummen,
ob der Kommunist, der Sozialdemolrat oder der Frei¬
denker das Geld dafür zahlt, daß konfessionellenAn¬
stalten Mittel zugewandt werden. Also dieses Üublied
ans die private Wohlfahrt hat wie alles beim Zentrum
eine sehr reale Unterlage. Dafür, daß Sie so sehr für
die Wohlfahrt eintreten, sind sehr praktischemetallene
Gründe vorhanden. Ich bitte Sie also nochmals, meine
Herren vom Zentrum, sehen Sie Ihrer Wohltätigkeit
keine Grenzen aber lassen Sie sich die Sache bitte selbst
etwas kosten!

Dann hat Herr Heuser — und das war bezeichnend
— davon gesprochen,daß bie Neuregelung der Nesol-
duugsordnuug »ach Auffassung des Zentrums dem
Provinzialausschuß überwiesen werden müsse. AIs diese
Bemerkung fiel, dachte ich an die Neuregelung der Ne-
soldungsurduung in den verschiedenen Kommunen.
Warum »vollen Sie diese Regelung nicht öffentlichvor¬
nehmen? Ich vermute, daß es bei dieser Neuregelung
in der Provinz geuau so zugehen wird wie bei der
Regelung der Besoldung iu den Kommunen, daß z. B.
der Herr Landeshauptmann nicht mit 5U oder 10N Mark
dabei abschneidenwird, sondern daß dabei ganz andere
Summen herauskommen werden, daß man da Be¬
träge von 50N0, 6N00 und 1NN00 Mark, wie das bei
den Oberbürgermeistern verschiedener Kommunen war,
finden wird. Deshalb haben Sie ein Interesse daran,
die Besoldungsordnung hier nicht öffentlich zu be¬
handeln, sondern sie dem Provinzialausschuß zuzu¬
schieben.
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Bei dieser Frage der Neuregelung der Besoldungs-
ordnung möchte ich auch dem Herrn Heuser auf eine Be¬
merkung antworten, die er gemacht hat, als er sagte,
sie hatten festgestellt,daß in den Proviuzialanstlllte»,
also in den öffentlichen Anstalten, die Verwaltuugs-
tostcn enorm hoch seien. Ja, meine Damen und Herren!
Werden denn diese Vcrwaltungskosten nicht gerade von
Ihnen bewilligt? Werden denn da die hohen Gehälter,
das Niesengehalt des Herrn Landeshauptmanns »nd die
sehr hohen Gehälter der Herren oberen Beamten
nicht alle umgerechnet auf die einzelnen Anstalten?
Sind das nicht die Vcrwaltungskosten, die die ganze
Unterhaltung der öffentlichen Anstalten so sehr ver¬
teuern? Und, meine Damen und Herren, gerade vom
Zentrum, sind Sie es den» nicht, die für diese Ge¬
hälter, also für die Verteuerung dieser Vcrwaltungs-
lustcn, stimmeu? Und sind es nicht die Kommunisten,
die dagegen stimmen, die also praktisch für eine Ver-
billigung eintreten?

Dann hat der Herr Zcutrumsreoner zum Schluß
seiner Aussühruugen vom unglücklichenAusgang des
Krieges gesprochen und die allgemeine patriotische
Phrase gebraucht, daß die Nhcinlande befreit werden
müßten, baß wir im Necht wären, AIs ich das Wort
vom unglücklichenAusgang des Krieges hörte, wurde
ich daran erinnert, das; das Zentrum angeblich eine
pazifistische,friedliche Partei sein will. Aber gerade
diese Prägung, „der unglückliche Ansgang des Krieges",
bedeutet doch nichts anderes, als daß Herr Heuser und
mit ihm das Zentrum bedauert, daß wir den Krieg
nicht gewonnen haben. (Zuruf aus dem Zentrum:
Selbstverständlich!)Die Leute sind so ehrlich und sagen:
Selbstverständlich; daß wir also nur Pech gehabt
habeu, baß die anderen nicht uuterlegen sind. Glauben
Sie denn, meine Herren, daß es, wenn's umgelchrt
wäre, dann besser wäre? (Zuruf aus dem Zentrum:
Sicher! Ganz bestimmt! Zuruf bei deu Kommunisten:
Dann wäre es noch schlimmer gekommen!) Das ist
allerdings ein schwarz-weiß-roter Köhlerglauben, den
ich Ihnen nicht streitig machen will, (Zuruf rechts:
Das ist ein roter Köhlerglauben!)

Dann hat Herr Heuser weiter gesagt, diejenigen,die
die Macht habeu, die ungerechten Zustände der Ne-
satzuugs- und Daweslasten usw. zu ändern, haben nicht
den Willen, es zu tun. Auch hier mache ich Sie wieder
darauf aufmerksam, daß diejeuigeu, die die Macht dazu
habeu, doch Ihre Gesinnungsfreunde sind. Das sind
Vertreter der bürgerlich-kapitalistischenAuffassung; sie
frechen nur französisch oder englisch, sonst besteht kein
Unterschiedzwischen denen und Ihnen. (Sehr richtig!
links. Zuruf des Abgeordneten Dunder: Im Gegen¬
teil, die würden es noch schlimmermachen!)

Da ich einmal bei diesen Dingen bin, möchte ich
lllcich dem Herrn Kaiser etwas erwidern. Er hat ge¬
sagt: „Weg mit allen Kanonen!" Wenn ein Deutsch-
^ultsparteilcr, ein Panzerplatten- und Kanonen-

Patriot von ehemals, sagt: „Weg mit allen Kanonen!",
ist das schon sehr verdächtig. Aber wenn seine
eigenen Parteifreunde noch vor einigen Wocheneinen
Panzerkreuzer forderten, dann ist das die Höhe. (Zu¬
ruf rechts: Was für eine Höhe?) Die Höhe der Un-
ehrlichkeit. Ich will ganz offen werden. Wenn dieselbe
Partei, der Herr Kaiser angehört und auch alle natio¬
nalistischenWehrvcrbände, die heute lieber als morgen
dem Feind es heimzahlen möchten, wenn diese selben
Parteivertreter schreien: Weg mit allen Kanonen!, so
ist das wirklichunehrlich, (Zurufe,)

Zum Schluß möchte ich eine sehr wichtigeFrage an¬
schneiden. Das ist die Frage der Bauernnot,

Die Kommunistische Partei hat in den letzte», Jahren
wiederholt auf die Not der Kleinbauern hingewiesen,
Sie hat eine Reihe Entschließungen und Antrage ein¬
gebracht, die fast durchweg von Ihnen abgelehnt wor¬
den sind, weil sie Ihnen zn weit gingen. Die Kommu¬
nistische Partei hat die Bauernnot eher erkannt als die
bürgerlichen Parteien, die sich hier als Patentvertreter
der Bauern aufspielen wollen. Sie hat dieser Erkennt¬
nis auch praktisch Ausdruckverliehen, indem sie die ent¬
sprechenden,zum Teil sehr weitgehenden Anträge zur
Linderung der Bauernnot gestellt hat. Aber, wie ge¬
sagt, damals haben Sie diese Anträge ans wirkliche und
vielleicht rechtzeitige Hilfe abgelehnt, um heute das
große Klagelied von der Baucrunot zu singen. Der
Herr Landeshauptmann hat ausgeführt, 'daß das keine
vorübergehende Erscheinung sei, daß wir sozusagen in
einer Ngrarkrisis ständen, daß die deutscheLandwirt¬
schaft nicht mehr rentabel sei. Inwieweit das in dieser
allgemeinen Fassung zutrifft oder nicht, will ick, hier
nicht uutersuchen. Aber Tatsache ist, baß ein Teil der
deutschen Landwirtschaft der kleinen Landwirte, der
Bauern, kaum noch das V^istrnzminimnm hat. Daß
aber diese Krisis, in der sich die deutsche Landwirtschaft
befindet, nicht anders behoben werden könne als durch
eine Aenderung von Faktoren, die außerhalb unserer
Innenpolitik liegen, das stimmt Wohl nicht Der Herr
Landeshauptmann hat auf deu Dawesplan angespielt.
Er will, mit anderen Worten, die Nancrn, die setzt Not
leiden, ans das Ausland verweisen und will sagen: Die
Schuld liegt am Ausland; wir hier könncu nichts daran
ändern, wenigstens keine grnndlegcndc Besserung
schaffen. Ich möchte dieser Auffassung nur einen Ein¬
wand entgegenhalten, der nur für die Rheiuprovinz
Geltung haben soll. Wenn Sie die 30 Millionen, die
jetzt bei dem Lohmauu-Geschäftverpulvert worden sind,
und die 12 Millionen, die im Nürburg-Niug verpulvert
worden sind, wenn Sie diesen Betrag von insgesamt
12 Millionen genommen und den notleidenden rhei¬
nischen Bauern gegeben hätten, wäre dort die Not be¬
hoben. (Zuruf rechts: Wenn und Aber!) Darüber ist
gar kein Zweifel. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Es sind also nicht allein außenpolitischeFaktoren, son¬
dern vor allen Dingen innerpolitischc, d. h, Ihre
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Politik, die Sir hier inachen, für die Nie verantwortlich
sind, ist im letzten Grnndc bestimmendfür die Not der
Landwirtschaft. Es ist also nicht das böse Ausland
oder nur zum Teil das böse Ausland, sondern es ist
vor allen Dingen die Politik des Bürgerblocko, die
Ihnen soviel Freude gemacht hat, die die Nut der Land¬
wirtschaft verschuldet.

Bei dieser Debatte über die Not der Landwirtschaft
hat danu der Herr Abgeordnete Kaiser, Ihr Freund,
dem Zentrum vorgehalten, daß es noch in letzter Zeit
einen Antrag der Preußischen Regierung abgelehnt
habe, der wirklich weitgehende Hilfe für ,dic deutsche
Landwirtschaft hätte bringcu sollen. Meine Damen
und Herren! Es ist nicht nur das Zentrum oder die
Sozialdemotratie oder die Dcntschnationalen, die einen
Antrag abgelehnt haben, der Hilfe hätte bringen
können; alle Parteien des Nürgerblocks,zum Teil auch
die SozillldemokratischcPartei, haben Anträge noch in
letzter Zeit abgelehnt, die die Kommunisten gestellt
haben und die wirtliche Hilfe für die Landwirtfchaft
bringen konnten. In der vergangenen Woche ist im
Preußischen Staatsrat beispielsweise ein Antrag von
sämtlichen bürgerlichen Parteien einschließlich der
Suzialdemokratie abgelehnt worden. In diesem An¬
trag wurde folgendes gefordert:

„Bereitstellung eines ausreichenden Fonds zu Ge¬
währung billiger und langfristiger Staatslrcdite znr
Ablösung drückender Verbindlichkeiten nnd zur Her¬
gabe von zinslosen Beihilfen, eventuell verlorener Zu¬
schüsse im Falle besonderer Notlage und Llemcntavschäde»,

Streichung der Rentenbant-Gruudschuld für bäuer¬
lichen Familienbetrieb, Bereitstellung von Mitteln an
besonders bedrängte Banernwirtschaften zur Vermei¬
dung von Zwangsenteignungen unter gleichzeitigem
Verbot jeglicher Enteignung aus bäuerlichem Bodeu
und Inventar auf Grund rüelständiger Steuer- und
Pachtschulden, Einführung eines Vergleichsverfahrens
zur Abwicklungaller jener Verbindlichkeiten, die in¬
folge der allgemeinen Notlage oder besonderer Uu-
glücksfälle eingegangen werden mußten.

Befreiung der bäuerlichen Ackcrnahruug von jeder
Vermögens-, Nachlaß- und Umsatzsteuer,sowie Herab¬
sehung des steuerfreien Eiutommentcils bei der Ein¬
kommensteuer unter Freilassung der mitarbeitenden
Familienangehörigen. Schärfere Besteuerung und
wirksame steuerliche Heranziehung der Großbauern
und des Großgrundbesitzes. Beseitigung der indirekten
Steuern. Fortfall bzw. Herabsetzung der Gemeinde-
abgaben mittels Ersparnissen aus dem Abbau der
hohen Ausgaben,Gehälter und Pensionen der Minister
und obercu Beamten bei Reichswehr, Marine und
Staatspolizei, burch Abban des oberen Beamtcn-
apparatcs, bei Aufwendung für Kultur-Reaktionen
und besonders auch durch Einstellung jeglicher Zahlun¬
gen an die ehemaligen Landes- nnd Standesherren,
sowie jeglicher Liebesgaben für die Kapitalisten,"

Dieser Antrag, der auf der einen Seite ganz präzi-
siertc, auch wirklichdurchführbare Maßnahmen für die
Kleinbauern vorschlägt uud auf der anderen Seite
gleichzeitigzeigt, woher man die Mittel nehmen kann,
den haben sämtlicheParteien im Preußischen Staats¬
rat abgelehnt, nnd die Kleinbauern und notleidenden
Landwirte werden, wie sie es bisher von Ihnen ge¬
wohnt sind, sich in Zukunft mit Entschließungen und
schönen Reden abspeisen lassen müssen, bis sie sich das
nicht mehr weiter gefallen lassen, und endlich den
Parteien, die sie an der Nase herumführen, den Rücken
zukehren und sich ,der Arbeiterklasse anschließen.

Damit komme ich an eine andere Sache.
Der Frattionsredner der SuzialdcmokrntischenPar¬

tei hat damit geschlossen, daß eine wirtliche Hilfe für
die Bauern nnr geschaffenwerden könnte, wenn sie
Schulter an Schulter mit der Arbeiterklassekämpften.
Wir Kommuuisten sind derselben Auffassung; aber bei
uns ist die Auffassung nicht so neu wie bei der Sozial-
demokratischenPartei. Im Gegenteil, als wir 1923
dieselbe Forderung stellten und eine Arbeiter- und
Bauernregiernng verlangten, da hat die Sozillldemo¬
kratischc Partei ganz anders geantwortet. Nnd da von
der Sozialdemukratischen Partei einmal Flugblätter
zitiert wordeu siud, so möchte ich diesem Beispiele
folgen und zitiere, was die SozialdemokratischePartei
1923 in einem Flugblatt sagt, als die Kommuuisten
eine Arbeiter- und Bauernregiernng forderten:

„Die Kommunisten fordern die Arbeiter auf zum
Generalstreik, um die «Hinsetzung einer Arbeiter- und
Bauernregiernng zu erzwingen. Deutsche Arbeiter,
merkt Ihr uicht, wie Ihr verhöhnt werdet, wie Eurer
Not gespottet wird? Regieren nicht die deutschen
Bauern seit 1911 sehr diktatorisch Euren Geldbeutel?
Ans Betreiben der Bauernbünde ist auch der letzte Rest
der Zwangswirtschaft abgebaut worden, die den Ver¬
brauchern wenigstens einige Lebensmittel zu billigen
Preisen gesichert hat, die mit den Löhnen in einen:
erträglichen Verhältnis standen. Wer glaubt, daß aus¬
gerechnet die fetten, dicken Bauern mit den Konnnn-
nisten eine Regiernng bilden, und wenn sie es tun,
wer glaubt, daß die deutschenBaueru sich selbst ent¬
eignen werden? Wer ist der schärfste Gegner der
Arbeiter? Die Bauernschaft! — Welche Bauern, wird
hier nicht gcfagt. — Wer hat sich an Krieg nnd Not am
meisten bereichert? Die Bauernschaft! Wer hat es am
besten verstanden, sich vom Stcucrzahlen zu drücken?
Die Bauernschaft! Wer stellt die Massender fafchistifchen
Organisationen, die nnr noch daranf warten, mit erhobe¬
nen Waffen über die organisierte Arbeiterschaft herzu¬
fallen? Die Bauernschaft! Und mit diesen Bauern wollen
die Kommunisteneine gemeinsame Regierung bilden. Die
Kommunisten sagen, sie meinen nur die kleinen
Bauern, Arbeiter in den Städten, fragt die Hand¬
arbeiter, ob die kleinen und mittleren Bauern anders
gesinnt sind als die Großagrarier! Sie werden Vuch
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sagen, daß die Bauern fast restlos organisiert sind in
den Landbündcn, die unter der Führung der Groß¬
agrarier stehen. Arbeiter, Ihr wißt aus den Tagen,
da Eure Frauen zum Hamstern gehen mußten, daß
alle Bauern dieselben Preise für alle Lebensmittel ge¬
nommen haben wie die Großagrarier. Die deutscheu
Bauern haben sich alle ohuc Ausuahmc auf Kosten der
Verbraucher in «den Groß- uud Kleinstädten bereichert.
Um mit diesen dickgcwordencn Bauern eine Koalitions¬
regierung zu bilden, sollen die Industriearbeiter in den
Generalstreik treten!"

Und mit diesen verdammten Bauern »vollen heute
der Herr Haas und seine Partei Schulter an Schulter
kämpfen. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Das
ist eine sehr merkwürdige Wandlung in den Auf¬
fassungen der Socialdemokratie. Allerdings haben wir
>a bei der Sozialdemokratie die allcrseltsamstcnWand¬
lungen seit 1914 erlebt, und da wundert einen schließ¬
lich nichts mehr. Wer aber etwa glaubt, daß dieses
Flugblatt der Sozialdemokratie ein Schnitzer älteren
Datums sei, dem möchte ich ein rheinisches sozialdcmo-
kratisches Blatt, „Die neue Zeit", die in Düren er¬
scheint, datiert vom 16. März, Nr. 65, zur Lektüre
empfehlen.Da steht: „Wir wissen, daß der kleine Bauer
einfach lebt. Aber ihn hebt noch eins unendlich über
den Erwerbslosen: Gr hat eine innere Vefriediguug
und ist von der grausigen Sorge um das tägliche Brot,
um die zwingende Forderung der Fristung des nackten
Dasrinsstcts verschont geblieben." Der Herr Abgeordnete
Hnas hat hier vor einer Stunde Ausführungeu gemacht,
die dieser Feststellung einer sozialdemokratischen Zeitung
ins Gesicht schlagen. (Zurufe bei den Kommunisten.)Der
Herr Abgeordnete Haas hat die Lage der Bauernschaft
nach meiner persönlichenKenntnis der Dinge — auch
ich bin Baucrnsohn — sehr richtig geschildert. Aber
wie kann man, wenn man so etwas weiß, derartiges in
einer sozialdemokratischen Zeitung schreiben? Wie
kann man aber vor allen Dingen ein solch' verlogenes
hetzerisches Flugblatt gegen die Bauern schreibenuud
dann ein bis zwei Jahre später sagen, man will Schul¬
ter an Schulter mit den Bauern kämpfen? Entweder
Sie haben 1923 gelogen, oder Sie lügen hente. (Zuruf
bei den Kommunisten: Sie haben damals gelogen und
heute!) Ich will Ihnen aber den Grund sagen, wes¬
halb Sie heute andere Töne singen als 1923. Damals
hatten Sie die Angst, daß die Bauern wirklich mit den
revolutionären Arbeitern zusammengehenkönnten, um
diesen kapitalistischen Staat zu stürzen. Da war Ihnen
kein Mittel schlecht uud verwerflich genug, um diese
Front zwischenBauer und Arbeiter unter allen Um¬
ständen zu zerschlagen. Warum? Aus demselben
Grunde, weshalb Sie Ihre Politik seit 1911 treiben.
Sie stützen den Kapitalismus, Sie wollen nicht den
Untergang dieses Systems, Sie tun alles, um ihn zu
erhalten. Daran ändert auch uichts die Tatsache, daß
Sie zu einzelnen Positionen eine kritische Stellung ein¬

nehmen, daß Sie gelegentlich aus wahlagitatorischcu
Gründen heftige Töne reden uud auch noch einmal das
alte Steckenpferd des Klasseulampfcs reite» wollen.
Darnu ändert diese Tatsache nichts. (Zuruf bei deu
Kommunisten: Bloß daß sie einen Ministerpräsidenten
bekomme»!)

Der Herr Abgeordnete Hans hat in seiner Rede eine
ganze Menge Beaustandungcu an Einzelheiten des
Etats gemacht. Er hat ganz vergessen,zu sagen, daß
die Sozialdemokratie mit den Parteien, die sie hier
angeblich als volksfeindlich, als bauernfeindlich und
arbeiterfeindlich bezeichnet, Koalition im Reiche uud iu
Preußen macht, daß sie wegen Ministersesselnudüandes-
ratspostcu auf eine grundsätzliche Bekämpfung der
kapitalistischenParteien, der bürgerlichen Gesellschaft
verzichtet. Die KommunistischePartei ist nicht dicfer
Auffassung uud wird dieser Auffassung nie sein.

Es ist hier so viel von allen Parteien von der Be¬
freiung der Rheinlande, von der Befreiung des deut¬
scheu Voltes von den unerträglichen Lasten, von der
Befreiung der deutsche»Bevölkerung von ungerechten
Verträgen gerodet worden, und der Herr Landeshaupt-
>uanu hat etwas gesagt, was damit iu Verbindung
steht. Er hat gesagt, es würde zwar viel kritisiert, es
würden alle möglichenFeststellungengemacht aber nie¬
mand sei imstande, eiuen wirklichenWeg zu zeigen, der
aus diesem Dilemma herausführe.

Wir sind allerdings anderer Auffassung. Wir sind
der Auffassung, daß es wirtlich einen solchen Weg gibt,
daß allerdings dieser Weg nicht gegangen werden kann,
wenn man an dem Alten nicht rüttelt, wenn man das
Alte konserviert, es unter neuen Schlagworten immer
'niederholt und auf der alten bürgerlich-kapitalistischen
Grundlage eine neue Zukunft des deutschen Volkes
anfbaucn will. Wir siud der Auffassung, daß die
Rheinlande erst dann frei werden und daß nicht nur
die Rheinlande, sondern daß sich das deutsche Volk,
die deutsche Nation erst dann wieder ihrer vollen
Freiheit erfreneu wird, wenn sie nicht den Feind, der
draußen, sundern der drinnen steht, bekämpft, wenn sie
die Ausbeuter, ob sie Industrielle oder Großgrund¬
besitzer sind, bekämpft und schlägt, wenn die deutsche
Arbeiterklasseeinig wird, nnd zwar Schulter an Schul¬
ter mit der werktätigen Masse auf dem Lande, die
Herrschaft der deutschen Bourgeoisie stürzt und den
Sieg der Arbeiterklassein Deutschland ebenso verwirk¬
licht, wie sie es in der Sowjetunion getan hat. (Beifall
nnd Händeklatschenbei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Auch diesmal ist es
nicht parlamentarisch, Beifall durch Händeklatschenzu
bezeugen. (Zuruf links: Wir nehmen das zur Kennt¬
nis!) Ich bitte, sich danach zn richten.

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Stein.
Abgeordneter Dr. Stein : Meine Damen und

Herren! Bevor ich mich dem eigentlichen Neratnngs-
gegenstand zuwende, möchte ich darauf hinweisen, daß
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die „KölnischeZeitung" von gestern anend eine Notiz
bringt, die die Wirtschaftspnrtei verdächtigt, sie habe
die <; Weißen Stimmzettel für den Herrn Vorsitzenden,
Herrn Dr. Iarres, abgegeben. Ich kann feststellen, daß
dies nicht der Fall gewesen ist.

Meine Damen und Herren! Der Herr Landes¬
hauptmann hat uns in seiner Etatsrede einige Aus¬
führungen darüber gemacht, wie der Haushaltsplan
aufgestellt »norden ist, Er hat uns seine besonderen
Schwierigkeiten nnd Surgen dabei dargelegt. Meine
Fraktion muß bedauern, daß auch in diesem Jahr die
Endziffer des Haushaltsplans abermals eine Erhöhung
zeigt. Wir haben in den letzten drei Jahren die folgen¬
den Erhöhungen zu verzeichnen: In diesem Jahre
haben wir rund 129 Millionen, im vergangenen Jahre
hatten Nur 115» Millionen, nnd die Endzahl von 1926
ergibt IM Millionen,

Wir haben bei früheren Verhandlungen ausgeführt,
daß es unbedingt erforderlich wäre, daß angesichtsder
hohen Belastung durch dir Dnweslasten,die ja bekannt¬
lich in dem laufenden Rechnungsjahr die Normalhöhe
erreichten, endlich einmal die Haushaltspinne der
öffentlichen Verwaltungen statt einer andauernden
Steigerung eine Abnahme zeigen müssen, damit wir
auch nach außen hin den guten Willen zeigten, dnrch
Verminderung unserer Ausgaben im Innern die
Leistung der Dnweslasten zu ermögliche», beider hat
der vorliegende Haushaltsplan diesem Wunsche keine
Rechnung getragen.

Meine Damen und Herren! Wenn mir uns nun
den Zahlen aus den Neberweisungen zuwenden —
Steuern, Dotationen nnd Prouinzial-Umlagc ^, dann
finden nur auch hier eine Steigerung: >92^ rund
5>1 Millionen, im Vorjahre ^!1 Millionen und davor
W Millionen,

Meine Damen nnd Herren! Das ist außerordentlich
betrüblich, (5s beweist nämlich, daß das Gleichgewicht,
das mit vieler Mühe in den Haushaltsplänen zustande
gebracht worden ist, immer nur dadurch möglich ge¬
wesen ist, daß die Ueberweisungcn stärker geworden
sind, daß, mit anderen Worten, das Mchraufkommcn
an Steuern restlos dazu verwandt worden ist, um die
laufenden Ausgaben zu decken, statt daß man einen
Weg gefunden hätte, diese Mehreinnahmen an Stenern
dazn zu verwenden, die Prouinzialumlagc zu ver¬
mindern uud damit auf eine Erniedrigung der Neal-
stcuern in den Gemeinden hinzuarbeiten.

Meine Damen und Herren! Wir stehen dem An¬
trag ans Aufnahme einer Anleihe von 15> Millionen
wenig sympathischgegenüber. Wie der Herr Landes¬
hauptmann bereits ausgeführt hat, betragen die An¬
leihen annähernd fo viel wie in der Vorkriegszeit. Wir
sind der Auffassung, daß dieses Tempo ein viel zu
starkes ist, und wenn wir ja auch bei der Provinz an¬
erkennen müssen, daß im großen und ganzen die An¬
leihen in einer sachgemäßenund vernünftigen Weife

verwendet worden sind, so müssen wir doch auf der
anderen Seite auch wieder sagen, daß wir uns doch
noch mehr nach der Decke strecken müsseu, und daß es
jedenfalls mit der Aufnahme von Anleihen so, wie bis¬
her, nicht weitergehen kann. Dazu kommt noch, daß die
Ausgaben für die Verzinsung nnd Tilgung der An¬
leihen heute doppelt so hoch sind wie früher.

Von den Einzelposten, aus denen sich der Betrag
zusammeusctzt,für die die Aulcihe aufgenommen wer¬
den kann, steht ja im Vordergrund der Straßenbau;
daneben kommt die Landesbank, Wir sind der Auf¬
fassung, daß wir das uns doch sehr überlegen sollten,
ehe Nur für diese Zweckeweiteres Geld aufnehmen,
gerade von dem Gesichtspunkt aus, daß eine weitere
Erhöhung der Anleihen nach der ganzen Lage der
Sache nicht tragbar ist, und daß wir es auch hier in der
Provinz lernen müssen, uns nach der Decke zu strecken.
Darüber wird aber ja in den Ausschüssen noch die
Rede sein.

Hinsichtlich der Aufwendungen für den Straßenbau
müssenwir nns ganz besonders vorsehen, daß wir nicht
Ttraßenllnlagen macheu, die nicht mehr in dem Ver¬
hältnis zn unserer wirtschaftlichenLeistungsfähigkeit
stehen. Dazu kommt noch, daß die Aufnahme von An¬
leihen, wie Ihnen allen bekannt ist. heutzutage außer-
ordeutlich erschwertist. Die Aufnahme einer Ausländs¬
anleihe ist unmöglich, da der Herr Reichsbantprnsident
erklärt hat, eine Anleihe für den Straßenbau sei eine
nicht produktive. Man kann über die Berechtigung
dieser Auffassung geteilter Meinung sein. Es liegt aber
hier die Sache genau so wie bei den Ausgaben für den
Wohnungsbau. Auch die Kommunen können keine
Auslandsanleihe für den Wohnungsbau bekommen,
weil der Herr Reichsbantpräsident erklärt, der Woh¬
nungsbau fei uicht produktiv.

Meine Damen und Herren! Der Gruud für die
Verweigerung diefcr Anleihen liegt, wie Ihnen be¬
kannt ist, auf eiuem gauz anderen Gebiete, Er liegt
darin, daß die RcichsbankBefürchtungen — nnd gauz
mit Recht — hat, daß sie die Devisen nicht schaffen
kann, die nötig sind, um diese Anleihen zu verzinsen
und zu tilgeu, und daher können diese Anleihen uicht
aufgenommen werden. Wir sind da in der Lage, einen
Ausweg zn zeigen. Unsere Vorschläge, die wir nicht
nur hier, sondern auch an anderen Stellen gemacht
haben, gehen dahin, darauf hinzuarbeiten, daß die
Kosteu der öffentlichen Verwaltung gesenkt werden,
daß damit die Steuerlasten niedriger werden, und so
der Exportindustrie der ErPort erleichlert würde. Auf
diese Weise könnten wir vielleicht Devisen bekommen,
mit denen wir derartige Anleihen fiir Wohnungsban
und Straßenbau verzinsen könnten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Abge¬
sehen von diesen Beanstandungen, hat meine Fraktion
gegen die Anfstellnng des Haushaltsplans keine großen
Bedenken. Insbesondere bin ich beauftragt, hervor-
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znycben, daß >oir die Art der Geschäftsführung des
Herrn Landeshauptmanns in jeder Beziehung aner¬
kennen. Wir müssen uns in dieser Beziehung dem¬
jenigen anschließen, was hier von meinen Vorrednern
ausgeführt worden ist. Der Herr Landeshauptmann
zeigt im Gegensatz zn den Leitern anderer Verwal-
tnngen ein weitgehendes Verständnis für die Leistungs¬
fähigkeit der Wirtschaft, Wenn su weiter in der Pro¬
vinz gearbeitet wird, können hier die Sorgen geringer
sein als sonstwo.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dies
alles hält uns aber nicht daUon ab, daß wir einzelne
Puutte hervorheben, die die Kritik herausfordern. Wir
haben in den Ausführungen des Herrn Landeshaupt¬
manns aber auch jegliches Wort darüber vermißt, wie
die Sache denn eigentlich mit dem von verschiedenen
der Herren Vorredner angezogenen Nürburg-Ring
steht. Wie Ihnen bekannt ist, ist über die Frage ein
Artikel in der „Kölnischen Zeitung" erschienen, der sehr
viel Aufsehen erregt hat. Der Herr Landeshauptmann
hat wohl gedacht, daß damit, daß diese Artikel in der
Kölnischen Zeitung gestanden haben, genügend gesagt
wäre, und er hat sich offenbar das, was in der Köl¬
nischen Zeitung gestanden hat, zu eigen gemacht und
gibt uns zu verstehen, daß eine weitere Stellungnahme
seinerseits nicht erfolgen wird.

Meine Damen und Herren! Wir müssen dieser
Katastrophe mit dem Nürburg-Riug gegenüber dar¬
auf hinweisen, daß wir von Anfang an die schärfsten
Gegner dieses unglücklichen Projettes gewesen sind.
Ich möchte noch hervorheben, daß diese Art von pro¬
duktiver Erwerbslosenfürsorge, wie uns die Sache da¬
mals frisiert worden und wie sie auch schließlich in
diesem Hohen Hause durchgegangen ist, das unglück¬
lichste ist, was man sich vorstellen taun. Wenn man
dieses Geld den Erwerbslosen geschenkt hätte, wäre es
l^sser angewendet gewesen, als daß man ein derartig
unglückliches Unternehmen in die Welt gesetzt hat. Es
ist das eine ganz unglückliche Vctätigung der öffent¬
lichen Hand in einer Frage, wo man doch lieber die
Priuatinitilltiue hätte vorgehen lassen sollen. Dann
wäre die Sache, wenn sie überhaupt gemacht worden
wäre, jedenfalls nicht so teuer geworden, und es würde
nicht so viel Geld in dem Abgrund verschwunden sein.
(Zuruf links: Dann hätte es noch mehr gekostet!)

Meine Damen und Herren! Ls hilft ja gar nichts,
wen» Herr Abgeordneter Haas hier erklärt, daß etwas
derartiges sonstwo, namentlich bei den großen Kom¬
munen, nicht möglich wäre und daß man so spricht,
als wenn in dem Kreis eine ganz besondere Mißwirt¬
schaft getrieben worden wäre.

Meine Damen und Herren! Damit kommen wir
nicht daran vorbei, daß die großen Parteien des
Hauses — und dazu gehört auch die Partei des Herrn
"lbgcurdneten Haas — diese Sache mit vollen Segeln
mitgemacht haben. Sie sind daher dafür verantwortlich.

Heute sollten diese Parteien nicht versuchen, sich aus
der Sache herauszuredeu. Wir siud der Auffassung,
und wir werden eventuell einen solchen Antrag stellen,
daß aus diese,» Hohcu Hause heraus eiu Unter-
suchungsausschuß für diese ganze Angelegenheit ge¬
wählt wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Von der
Nürburg-Sache komme ich auf eine andere Angelegen¬
heit, die in diesem Hause bei den Verhandlungen noch
nicht berührt worden ist, worüber wir uns außer¬
ordentlich gewundert haben. Vs betrifft dies die An¬
gelegenheit der Wcstcrwald-Steinbrüche A.-G. Sie
werden sich vielleicht entsinnen, daß die Provinz mit
anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts — ich
glaube, die Provinz Westfalen, der tommuuale Kreis
Wiesbaden, und noch andere öffentlich-rechtliche
Korporationen — an dieser Aktiengesellschaft beteiligt
ist, nnd zwar mit l!> Prozent. Wir haben vor zwei
Jahren den Antrag gestellt, die Provinz sollte
diese Beteiligung verlaufen; aber das Hohe Haus hat
dies abgelehnt. Ich möchte daran erinnern, daß der
Referent des ersten Fachausschusses damals ausgeführt
hat — dieser Verlauf sollte mit anderen Beteiligungen
zusammen erfolgen —, daß der Fachausschuß nicht in
der Lage wäre, den Verlauf dieser wertuollen Beteili¬
gung zu empfehlen. Man mag darüber urteilen wie
man will; aber jedenfalls haben wir allmählich er¬
fahren, was diese Steinbrüche wert sind. Wir haben
dann noch im vergangenen Jahr, al» bereits ein großes
Defizit da war, trotz eines großen Darlehns von IllUwü
Mart, das die Aktiengesellschaft von' der Provinz er¬
halten hatte, gewarnt und nochmals angeregt, hier
abzustoppen. Mein Freund Vatcrrodt hat damals aus¬
geführt -^ und ich möchte mir gestatten, seine Aus-
sühruugen hier wörtlich vorzulesen ^:

„Deshalb sind wir, wenn wir auch unsern Antrag
nicht wiederholen" -^ es war der Antrag vom vorigen
Jahr — „heute wie vor Jahresfrist der Ausicht, daß
die Verwaltung ihre Beteiligung an derartigen Unter¬
nehmen so schnell wie möglich abbauen soll. Sie kann
nicht mehr Geld verdienen, als wenn sie es lieber heute
wie morgen tut."

Meine Damen und Herren! Wie ist denn die
Situation heute? Ich führte vorhin aus, daß die
öffentliche Hand !9 Prozent des Aktienkapitals hat.
Die übrigen 51 Prozent hat inzwischen die große
Linzer Basnlt-A.-G. erworben. Ja, meine Herren, daß
Linz-Basalt das Wert nicht ausbeuten wird, ist doch
ganz klar; denn diese Gesellschaft hat ja so viele Stein¬
brüche. Sie wird doch nicht weiteres Geld hinein¬
stecken, um diesen Steinbruch in Gang zn bringen, an
dem sie doch nur mit der Hälfte beteiligt ist. Wie die
Sache weiterlaufen wird, können wir uns denken. Die
Rationalisierung wird dieses Unternehmen stillegen
und damit ist das ganze Geld, das darin gesteckt worden
ist, wie man schon heute voraussagen kann, verloren.
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Meine sehr geehrten Namen und Herren! Einen
breiten Nahmen in den Ausführungen meiner Herren
Vorredner hat die Notlage der Landwirtschaft ge¬
funden. Der Herr Landeshauptmann hat hinsichtlich
der Landwirtschaft zugeben muffen, das) er sich im ver¬
gangenen Jahr in einem Irrtum befunden hat und
das; die Krisis noch lange nicht überwundeu Ware. Der
Herr Landeshauptmann hat auch weiter richtig aus¬
geführt, daß die Notlage der Landwirtschaft auf drei
Ursachen zurückzuführenWare, Einmal auf die Steige¬
rung der landwirtschaftlichenProdultionslosten, dauu
auf deu Tiefstaud der Preise und schließlich auf die
schlechte Ernte des letzten Jahres. Er hat ebenfalls
treffend ausgeführt, daß die Wiederherstellung der
Rentabilität der Landwirtschaft die dringendste Auf¬
gabe wäre. Mehr hat der Herr Landeshauptmaun uicht
gesagt, und mehr hat zu meiner größten Ueberraschuug
auch der Redner des Zentrums nicht gesagt, der sich
selbst als Landwirt vorgestellt hat.

Meine Damen und Herren! Woran liegt es denn,
daß sich die Landwirtschaft nicht rentiert? Es liegt
daran, daß die Schutzzölle,wie sie heute besteheu,uicht
ausreichend sind. Diese Schutzzöllehaben mit der Ent¬
wertung des Geldes nicht Schritt geualteu, uud heute
sind sie für unsere Landwirtschaft nicht mehr aus¬
reichend. Ich verstehe es -^ offen gestanden — nicht,
warum man sich darüber uicht offen ausspricht. Eiu
weiterer Umstand ist der, daß die Steuern uud Zinsen
yeute viel höher sind, als sie der Landwirt früher be¬
zahlen mußte. Es geht den Landwirten gerade wie
allen anderen Berufsstäuden, und infolgedessen ist
natürlich die Spanne, die für fein Verdienst übrig
vleibt, viel zu gering geworden, und wir stehen vor
der allerbedenllichstenKrisis in der Landwirtschaft.

Meine Dameu uud Herren! Wir von der Wirt¬
schaftlichen Vereinigung haben immer auf die Not der
Laudwirtfchaft hingewiesen. Tatsächlich ist aber nichts
geschehen, und eigentlich ist alles das, was an Hilfs¬
mitteln und Anreguugen gebracht wird, nichts weiter
als die bekannte weiße Salbe, die schließlich deswegen
llnfgeschmiertwird, damit der Patient gtaubl, es ge¬
schehe etwas zu seiner Hilfe.

Meine Damen uud Herren! Als der Redner der
suzialdcmolratischen Fraktion sich hier ebenfalls als
Sachkenner vorstellte, war ich zuerst der etwas trüge¬
rischen Hoffnung, wir würden aus feiuem Muude
etwas Vesondercs hören, nachdem der Redner des Zen¬
trums uns im Stich gelassen hatte. Ich gesteheoffen,
daß ich mir dabei die Sache nicht richtig überlegt hatte.
Nenn wenn ich bedente, wie Landwirtschaft und Sozia¬
lismus zueinander stehen, so tomme ich dazu, daß
Landwirtschaft und Sozialismus sich überall verhalte»
wie Wasser und Oel: Die lassen sich nicht mischen.
Daher taun nimmermehr etwas Brauchbares dabei
herauskommen, wenn ein überzeugter Sozialist zu
Fragen der Landwirtschaft Stellung nimmt und Vor¬

schlägemacht. Was hat denn der Redner der sozial-
demokratischenFraktion gesagt? Er hat eine Unmasse
Zahlen anfgetischt, von deueu die uotleideude Land¬
wirtschaft keinen Groschenin die Taschen bekommt, uud
schließlich ist er darauf hiuausgetommen, daß eine Ver¬
bindung der landwirtschaftlichen Genossenschaftenmit
den Konsumgenofscnschaftcndas Allheilmittel für die
Landwirtschaft sei. Ja, meine Damen und Herren, das
ganze Shstcm der Konsumgenosseuschafteu,wie wir es
bei uns aufgezogen haben, beruht in erster Linie auf
deu sehr starken steuerlichenBegünstigungen derselben
gegenüber dem Zwischenhandel,und in zweiter Linie
beruht es darauf, daß die Kuusumgenosseuschaftcnmil
Geldern finanziert sind, die die private Wirtschaft
durch Steuern aufbringen muß. Ich glaube, wenn Sie
das mal überlegen, werden Sie sich darüber klar sein,
daß die Konsumgenossenschaftenauch in Verbindung
mit deu landwirtschaftlichenGenossenschaftengar nicht
in der Lage sind, die Vermittlung zwischen der bäuer¬
lichen Produttion und deu Kousumcnten billiger zu
überuehmcn, als es jetzt geschieht, so daß für den Bauer
dabei etwas herumkommt. Auch die Vorschläge hin¬
sichtlichder Förderung der Siedlungen können der
heute notleidenden Landwirtschaft nichts helfen. Im
Gegenteil, wir müssenbefürchten,daß mau lediglichdie
Baucrnsöhne des Westens nach dem Qsten schickt,wo
sie dauernden Hungerlureu ausgesetzt sein werden.
(Zuruf links: Machen Sie doch Vorschläge!)

Meine Damen und Herren! Vorschläge für die
Landwirtschaft habe ich doch bereits gemacht. Da haben
Sie nicht genau zugehört, Sie waren vielleichtdraußen.
Aenderung der Handelsvertragspolitit, bei der die
Landwirtschaft außerordentlich schlecht abgeschnitten
hat, darauf kommt es hinaus, uud daun Senkung der
Steuern. Ich bin selbst kein Landwirt, aber ich sage
mir das als Kaufmann. Darin erblicke ich den Kern-
Punkt der Frage.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dem
städtischenHandwerk und dem städtischenKleinhandel
geht es in seiner Weise ebenfalls schlecht. Es sind zum
Teil auch hier dieselbenGründe, in erster Linie die un¬
geheure» Eteuerlasteu. Trotzdem stellen wir fest, daß
der städtische Kleinhandel nnd das städtische Handwerk
bereit sind, die Landwirtschaft in ihrer heutigen Not¬
lage zu unterstützen.

Ich komme dabei uoch auf eiue Frage, die das Hand¬
wert der Städte besonders beschäftigt. Es sind dies die
Klagen über die außerordentliche Kouturrcnz, die ihm
die Handwerksbetriebe iu den Fürsorgeanstalten be¬
reiten. Diese Betriebe sind in einer derartigen Weise
ausgebaut uud mit Maschinen versehen worden, wie
es sich das Handwert nicht leisten kann. Wir stehen
sicher auf dem Standpunkt, daß die Fürsorgezöglinge
etwas Gescheites lernen sollen. Daß es dazu aber nötig
ist, derartige fast fabrikmäßige Betriebe heraus¬
zubilden, wie es vielfach geschehen ist, möchten wir doch
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ganz energischbestreiten. Das Geld der Steuerzahler,
das doch sür die ganze Fürsorgeerziehung aufgewendet
wird, ist nicht dazu da, daß auf diese Weise einem Teil
der Ausbringer des Steueraufkommens Konkurrenz
gemachtwird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit den
Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns über die
Verwaltuugsreform können wir uns in mancher Be¬
ziehung einverstanden erklären. Auch wir bedauern
dieses außerordentliche Anwachsen der Berliner
Stellen, und auch wir haben die Hoffnung, daß da eine
Wandluug kommt, bevor es zu spät ist.

Aber das Schlimme ist das, meine Damen und
Herren: Wir, die wir nicht Beamte sind, die wir nicht
in das Getriebe der Verwaltungen so hineinsehen
löuneu, sehen nirgendwo, da» ernstlich angefangen
wird. Wir haben heute die Befürchtung, daß, wenn
man sagt: „Wir fangen hier und dort an", daß dann
schließlich bei der Sache letzten Endes eine weitere Ver¬
größerung der Verwaltung herauskommen wird. Es
ist dringend nötig, daß in diesen Fragen endlich etwas
mehr geschieht, als es bisher der Fall gewesen ist,

Damit zusammen hängt auch die Klage des Herrn
Landeshauptmanns über die Konzentration des Geld¬
wesens. Auch wir halten es nicht für richtig, daß das
gesamte Geld in Berlin konzentriert wird. Wir halten
es allerdings auch nicht für richtig, wenn das ganze
Geld der Provinz bei der Landesbank konzentriert
wird, sondern wir wünscheu, daß auch die Sparkassen
ihre Bewegungsfreiheit behalten; denn sie sind doch
schließlich diejenigenStellen, auf die es örtlich ankommt.

Aber, meine Damen und Herren, wenn wir diesen
Fragen auf den Grund gehen, so sehen wir,
daß der letzte Zweck dieser Konzentration immer
die versteckteAbsicht ist, eine Sozialisieruug herbei¬
zuführen. Und das ist dasjenige, was uns auf so vielen
Gebieten den Aufstieg erschwert, weil immer die —
nicht zugegebene, aber deutlich erkennbar dahinter¬
steckende — Absicht der Sozialisierung jegliche ver¬
nünftige Behandlung der Angelegenheit verhindert,
^ch erinnere Sie nur an das Wohnungswesen, da liegt
die Sache genau so.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich
möchte mich zum Schluß der Frage der Eingemein¬
dungen zuwenden. Meine Damen und Herren! Es ist
bisher noch nicht der Beweis erbrach! worden, daß die
beabsichtigten Neueinteilungen eine wesentliche Ver-
billigung der Verwaltuug herbeiführen werden, im
Gegenteil sind erfahrene Kommuualpolitiker anderer
Ansicht. Im allgemeinen ist es unrichtig, zu behaupten,
baß ein größeres kommuuales Gebilde billiger ver¬
waltet werden kann als ein kleines, lind was soll denn
auch schließlich dabei herauskommen? Die Leiter dieser
Gebilde, die dort entstehen sollen, stehen ja so weit ab¬
seits von der Bürgerschaft, von dem Leben, wie es
unten pulsiert, daß sie vielleicht mit den Fürstlich¬

keiten der früheren Zeit verglichen werden können,
aber sicher nicht mehr dasjenige darstellen, was wir von
Beamten der Selbstverwaltung verlangen. Diese Leiter
der in der Entstehung begriffenen Wammntgcbilde
dürflen Potentatc darstellen, die au Stelle der Fürst¬
lichleiten der früheren Zeit trete», ohne die Gewähr
dafür zu geben, daß sie deren kulturelle Bcdeutuug
haben. Wir erblicken in diesen Eingcmeinduugsver-
suchen und in diesen Gedankenan Eingemeindung nur
wieder Säulen und Träger für die Hochburgdes sozia¬
listischen Systems, das wir von unserem Standpunkt
aus mit aller Energie bekämpfenmüssen. (Zuruf des
Abgeordnete» Dundcr: Davon kennen Sie ja gar
nichts, Herr Dr, Stein!) Ach, Herr Dunder, davon
glaube ich doch etwas zu verstehe». Ich habe mich schon
mit den, Sozialismus beschäftigt,als Sie noch in den
Windeln lagen. Ob gerade Sie mir uun Vorwürfe
machen,darauf kommt es nicht an.

Meine Damen und Herren! Bevor ich zum Schluß
komme,möchte ich namens meiner Fraktion mich den
Ausführungen anschließen,die hier hinsichtlich der be¬
setzten Gebiete gemacht worden sind. Auch wir leiden
mit unsere» Brüdern im besetzten Gebiet, auch wir
habe» die Hoffnung, daß ihnen endlich der Tag der
Freiheit erscheinenmöge. (Bravo!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Pohl.

Abgeordneter Pohl: Meine Damen und Herren!
Wie mehrfach anerkannt worden ist, wollen auch wir
zugeben, daß bei der Aufstellung des Etats das Be¬
streben vorherrschend gewesen ist, die Ausgaben zu be¬
schränken und eine Erhöhung der Umlage zu ver¬
meiden. Was wir vermissen,ist der Ausweis des Ver¬
mögens der Provinz. Gs genügt nicht, daß man eine
Forderung stellt und Anleihe» fordert, wenn man nicht
die Deckung durch das Vermögen nachgewiesen hat. Wir
haben ebenso wie andere Parteien diese Forderung der
Vermögensangabe bereits im vorigen Jahre erhoben
und wiederholen sie bei diesen Beratungen.

Wenn Sie die Etats der letzten sechs Jahre neben¬
einander betrachten, so werde» sie nicht ohne ernste
Bedenken Kenntnis davon nehmen müssen, daß die Aus¬
gaben dauernd gewachsensind. Diese Steigerung der
Ausgaben hat sicher Gründe für sich gehabt; denn sonst
hätte der Landtag sie nicht bewilligt. Das Anwachse»
der Ausgaben, meine Damen uud Herren, muß aber
ciumal aufhöre». Einmal müssen wir wieder zu stabilen
Verhältnissen kommen.

Nun wird man uns vielleicht entgegenhalten, daß
die Ausgaben der letzten Jahre nicht mehr gestiegen
wäreu als die Einnahmen. Meine Damen und Herren!
In der Tat haben die Einnahmen die Ausgaben nicht
gedeckt. Hätten sie das getan, so wäre die neue schnelle
Verschuldungder Provinz, die dauernde Aufnahme von
Anleihen, nicht nötig gewesen. Die Einnahmen haben
die Ausgaben in der Tat um rund 45 Millionen
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Reichsmark nicht gedeckt. Während wir im Jahre 192?
zur Verzinsung und Tilgung der Anleihen noch mit
einein Betrag von rund !t,7 Millionen auskommen
konnten, sind im Jahre !928 schon über 5 Millionen
Mark hierfür vorgesehen, Run soll noch eine neue
15-Millionen-Anleihe dazukommen, die wir in dieser
Tagung bewilligen sollen, Tann wird sich die Zinsen-
und Amortisationslast um rnnd 1,5, Millionen auf
rund über 0 Millionen Reichsmark erhöhen.

Meine Freunde wolle» diesen Weg der Verschul¬
dung nicht mehr mitmachen, Sie wollen das im be¬
sonderen nicht, weil die Anleihen im Auslande gedeckt
werden sollen. Nnsere Verschuldung im ganzen Reich
an das Ausland beträgt heute schon gegen l0 Milliarden,
und wir zahlen gegen 1 Milliarde jährlich daran für
Tilgung und Verzinsnng, oder, praktisch gesprochen:
Jeder Teutsche arbeitet heute schon, wenn wir die
Taweslasten mit in Betracht ziehen, jeden fünften bis
sechstenTag für die Ausländer. Wie die deutsche Kauf-
traft im Inlande mit der Aufwertungsgesctzgcbung
zerschlagen wurde, wissen Sie alle. Wenn wir nun
fortgesetztdie Kaufkraft, oder, richtiger, den Fleiß und
Schweiß der schaffendenFrau und des schaffenden
Mannes dem Auslande zuführen, verstehen wir nicht,
wohin Sie unser armes deutsches Volk und unsere
Wirtschaft hinführen wollen, (Zurufe,) Wir bedauern
daher, jede Forderung, die durch Ausländsanleihen ge¬
deckt werden soll, ablehnen zu müssen.

Ein weiterer Punkt, in dem meine Freunde ihre
Zustimmung versagen, sind die vorgesehenen Anläufe
von Grund und Boden, Die öffentliche Hand besaß
vor dem Kriege von 300 Milliarden des deutschen
Voltsllermögens nnr ruud 25 Milliarden Goldmark.
Heute hat dle öffentliche Hand schon für 5,5, Milliarden
Goldmark des Volksvermügens an sich gerissen, wenn
man die Hauszinssteuerhypotheten nur mit 3 Mil¬
liarde» bewertet. Wenn man dann noch bedenkt, daß
das Volksvermögcn von 300 auf 250 Milliarden ver¬
mindert ist, so ergibt sich, daß dem Liegenschaftsver-
mögeu der öffentlichenHand mit einem Zwölftel vom
Ganzen vor dem Kriege heute ein solche«, von mehr
als ein Fünftel vom Ganzen entgegensteht. (Zuruf des
Abgeordneten Dunder: Das ist »och zu wenig!)

Meine Damen und Herren! Auch das muß auf¬
hören. Das ist eine Sozialisierung im Schncllzugs-
tempo, die wir nicht mitmachen tonnen. Krieg, In¬
flation und Aufwertungsgesetze haben nicht nur die
Geschulten ini Sinne des Aussprnchs von Dr, Schacht
bereichert, sondern auch die öffentliche Hand. Diese
Bereicherung wird jedem erst recht klar, wenn man be¬
denkt, daß bei der Provinz neben dem Vermögens¬
zutuachs in Liegenschafteneine Schuldenstreichung um
mindestens '/« uud mehr eingetreten ist.

Meine Damen und Herren! Was die Ausgaben
für die Beamten und Angestellten angeht, so wollen

wir gerne zugeben, daß hier keine neue» übermäßige»
Fvrdcruun.cn eingetreten sind.

Wir können aber nicht umhin, hier eine Frage zu
berühren, über die uns viele Beschwerden aus Be¬
amten- und Angcstelltentrciscnzugegangen siud. Schon
im alten Staate und auch bei den kommunalenVerwal¬
tungen war man sich vor dem Kriege darüber klar, daß
jeder für seine Beamten- und Angestelltenlaufbahn
eine gewisseVorbildung mitbringen mußte und dann
innerhalb dieses Rahmcns nach Fleiß uud Können
seinen Aufstieg machte. Damals konnte es z, B. auch
der mittlere Beamte noch zu dem Ratstitel bringen.
Im neuen, angeblich demokratische»Staate, geht das
für diesen Beamten nicht mehr, wenn er als fleißiger
Beamter tntig bleibt. Die Dcmulratie beschränkte ihnen
die Aufstiegsmöglichkeit, sie schuf Amtmänner und
andere Titel, und mau fchuf strenge Titel- und Auf-
sticgsgrenzen. Meine Damen und Herren! Es gibt
nur einen demokratischenStaat in der Welt, der einen
solche» Begriff von Demokratie hat, und das ist
Teutschland. Wie bei Reich und Staat, so muß auch
bei der Provinz der strebende Beamte erst Gewerk-
schaftssetretär werden, dann stehen ihm die höchsten
Aemter und die höchsten Gehälter offe». (Hört, hört!
Zuruf des Abgeordneten Dnnder: Vor dem Kriege
mußie er mindestens Leutnant sein! Inruf des Ab¬
geordneten Effert: Wie viel haben wir denn?)

Im ordentlichen Haushalt finden nur das höchste
Mehr gegen den vorjährigen Etat mit 4149 000 Mark,
Diese Steigerung von rund 2! auf rund 28 Millionen
Mark ist begründet durch die Steigerung des Verlehrs
und den vermehrten Ncbergang von Straßen auf die
Provinz. Den vorgesehenen Bau von Umgehungs¬
straßen für die von der Autoraferei gequälten Orte
vegrüßcn wir sehr; deu» es stud schon jetzt der Opfer
„u viele, die diese Autoraferei gefordert hat. Bei der
geforderten 10-Millionen-Anleihe für diefe Zwecke
yaben wir uns zu fragen, was glücklicherist, neue
Schuld oder neue laufende Lasten, 10 Millionen er¬
fordern jährlich t Million an Zi»s und Tilgung,
10 Millionen lassen sich auch nicht in eiuem Jahre
zweckentsprechend verbauen. Soll diese Summe in fünf
Jahren verwandt werden, so erscheint es uns zweck¬
mäßiger, den laufenden Haushalt mit 2 Millionen
mehr hierfür zu belasten.

Wenn der Herr Landeshauptmann betonte, daß ein
Mehr von den Geldern, die das Rheinland dem Staate
gibt, in das Rheinland zurückfließen müßte, so be¬
grüßen wir diesen Mahuruf fehr. Wenn die Herren
Minister auf ihren Befichtigungsrcifen im Rheinland
nicht so gute Straßen finden würden, würden sie sich
zn einer vermehrten Rückgabeuuscrcr Stcuergroschen
aus dem Rheinland bequemen.

Wie an anderer Stelle, so müssen wir auch hier be¬
tonen, daß wir jede Anleihe, wenn sie eine Auslands-
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anleihe sein soll, aus den geschildertengrundsätzlichen
Erwägungen heraus ablehnen müssen.

Wenn nun ferner im ordentlichenHaushalt bei dein
Abschuitt der Anstaltsfürsorge für Geisteskranke ein
Mehr von 2,8 Millionen gegen das Vorjahr erforder¬
lich wird, so zeigt das, daß die Wirkung der ver¬
fehlten Inflations- nnd Aufwcrtungsgesetzgebungnoch
dauernd in, Steigen ist. Wir müssen es bedauern, meine
Damen und Herren, daß die Redner um diesen Punkt
vorsichtig herumgegangen sind. Es ist ein Glück und
ein Segen für diese armen Menschen,daß sich die Pro¬
vinz ihrer annimmt. Aber deshalb darf nicht über¬
sehen werden, daß es christliche Mitmenschen gewesen
sind, die die Mehrzahl dieser Armen in die Narren-
Häuser gebracht haben. Neben diesem Heer der geistig
Verwirrten zieht dasjenige der entnervten und ent¬
rechteten Kapitalrentner. Nachdem Reich und Staat
versagt haben, wird es schließlich Aufgabe der Provinz
werden, hier einzugreifen.

Meine Damen und Herren! Ueber den Nürburg-
ring zu reden, erübrigt sich für uns. Wir lehnen jede
Bewilligung ab, wie wir es bisher auch getan haben.

Der Landwirtschaft zu helfen, ist jedes Deutschen
Pflicht. Ob die Mittel, die man jetzt anwenden will,
zum Ziele führen werden, erscheint uns zweifelhaft.
Zunächst gebe man der Landwirtschaft alle Liegen¬
schaften zurück, die die öffentliche Hand an sich gerissen
hat. Für unsere rheinische Landwirtschaft kommt hinzu,
daß wir fordern müssen,daß der ehemaligeFeindbund
wertvolle Geländeteile räumt. Entweder wird in Genf
Theater aufgeführt, oder am Rhein Gewalt- und Feind-
Politik getrieben. Die Landwirtschaft wurde mit der
Aufwertungsgesetzgebungzerrisse». Die eine Hälfte ist
verschuldet und die andere Hälfte ihres Kapitals und
ihrer Zinsen beraubt. Wie bei keinem Zweig des Wirt¬
schaftslebens, so ist es auch hier nicht zum Segen ge¬
worden. Ferner leidet die Landwirtschaft unter einer
falschen Zollpolitik, die diesseits und jenseits der Greilz-
Pfähle getrieben wird. Bringen wir den Erzeuger dem
Verbraucher näher, so wird beiden Teilen geholfen
werden. Ebenso wie die Senkung der Umsatzsteuer
vom Großtllufmann und Großkapitalisten verschlungen
wurde, wird die Verminderung der Gefrierfleischeinfuhr
lediglich diesen Kreisen eineil Gewinnzuwachs und der
Landwirtschaft keinen Nutzen bringen. (Sehr richtig!
links.) Man sollte das Wort „Verschuldungder Land¬
wirtschaft" richtig umschreiben. Nicht die Höhe der
Schuld, sondern die Höhe der Zinsen binden dein Land¬
wirt die Lebensader ab. Wenn wir nun eine Um¬
schuldungder Landwirtschaft erzielen wollen, d. h. daß
wir die heutigen Verzinsungen und Amortisierungen
mit 10 bis 20 v. H. beseitigen wollen, so kann das nie¬
mals auf dem Wege der Ausländsanleihen erreicht
werden, es sei denn, daß man aus Mitteln der All¬
gemeinheit die Zinsen teilweise abdeckt. Dann aber,
meine Damen und Herren, werden alle anderen Stände

die gleiche Forderung stellen. Die Riesenkundgebung
des Mittelstandes aus den Kreisen des Handwerks und
der Gewerbetreibenden am verflossenen Sonntag am
Niederrhein gibt einen deutlichen Beweis für die
Richtigkeit dieser Ausführungen. Meine Damen und
Herren! Stellen Sie Treu und Glauben wieder her,
dann wird das Inlaudskapital ebenso verfügbar sein,
wie es früher verfügbar war, und zwar zu erträglichen
und nicht zu Wucherzinsen.

Meine Damen und Herren! Es ist in allen Reden
zum Ausdruck gekommen,daß wir hier eine Art von
Notetat berate». Die grüßte Not aber, die uns drückt,
ist der Feindcsfuß im rheinischenLand. Wir rufen zur
Vernunft und rufen nach Entlastung. Unsere rhei¬
nische Bevölkerung will frei sein, wie die Väter waren.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Dame»
und Herren! Wenn ich in meiner Einleituugsrede dar¬
auf hingewiesenhabe, daß die Kommunen vielleichtmit
Neid auf die Art der Aufstellung des Haushaltsplanes
der Provinzilllvcrwaltung und die Stcucrdeckungblicken
tö»»eu, so werde» vielleichtauch niauche der Kommunen
mit Neid auf den Verlauf der Haushaltungsberatung
an dieser Stelle blicken. (Sehr richtig!)

Die großen Fraktionen des Hauses, Zentrum, Ar¬
beitsgemeinschaftund Sozialdemutratic, haben sich im
wesentlichen mit der Politik und der Art der Ver¬
waltung, wie sie von der Provinzialverwaltung be¬
trieben worden ist, einverstanden erklärt. Ich glaube
das darauf zurückführen zu köunen, daß eben die Pro-
uinzialverwaltung als reine Selbstverwaltungsbehürde
bemüht ist, ihre Haushaltspläne und ihre Vorlagen so
auszustellen,daß sie nach Möglichkeitmit den Ansichten
des Kollegiums, mit dem sie zu arbeiten hat, nämlich
mit Pruvinzialausschuß und Provinziallandtag, über¬
einstimmen. Wenn das der Fall ist, ist eben nicht mehr
viel Gelegenheit für Provinzialausschuß und Pro-
uinzillllandtag, diese Vorlagen wesentlichumzuändern.

Es sind zwar auch grundsätzliche Einwendungen ge¬
macht wurden, und zwar hat vor allem Herr Abgeord¬
neter Haas die Finanzpolitik grundsätzlich nach der
Richtung hin kritisiert, daß er es nicht für richtig halte,
das Defizit der vergangenen Jahre zunächst ungetilgt
zu lassen. Ich muß zugeben,daß dieser Finanzgrund¬
satz durchaus gesund und folgerichtig ist. LaufendeAus¬
gabe», durch die die Defizite der Vergangeile» Jahre
entstandeil sind, müssen aus laufenden Einnahmen ge¬
deckt werden. Wenn dazu andere Quellen nicht vor¬
handen sind, so müssen die Mittel eben durch Steuern
und eventuell durch Erhöhung der Steuern aufgebracht
werde». Das ist aber in der Praxis nur durchführbar,
wenn man sich vorstellen würde, daß der Provinzial-
verband und seine Steuerträger, die engerenKommunal-
verbände, sich beide fremd und unabhängig gegenüber¬
standen. Dann wäre es allerdings richtig, daß der
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Provinzialverband von seinen Steuerzahlern soviel ,
wie irgeudmöglichherauszuholen sucht und soviel, als z
sich irgendmöglich mit gesunden Finanzgrundsätzen !
rechtfertigen laßt.

In Wirklichkeitist es aber so, daß doch beide eng
zusammengehören und beide auf Gedeih und Verderb
miteinander verbunden sind und darum auch beide sich
in ihrer Finanzgebarung nacheinander richten müssen.

Wenn es den engeren Kommunalverbänden, Stadt-
und Landkreisen, möglich wäre, das Defizit vergange¬
ner Jahre mit einem Male im nächsten Jahre zu
decken, so tonnten Sie das mit Recht auch bei der Pro-
vinzialverwaltung verlangen und könnten verlangen,
daß dieser die entsprechendenBeträge in Form von
Steuern zugeführt würden. Gs ist aber wohlbekannt,
daß dies den Stadt- und Landkreisen nicht möglich ist.
Infolgedessen können wir diesen Grundsatz an dieser
Stelle ebenfalls nicht durchführen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Haas: Darüber gehen die Meinungen ausein¬
ander!) Herr Haas, die Meinungen darüber, daß es
den Stadt- und Landkreisen nicht möglich gewesen ist,
gehen nicht auseinander. Daß Wohl in Veschlußkürper-
schaftender Stadt- und Landkreiseeinzelne Fraktionen
anderer Ansicht gewesen sind, das gebe ich zu. Aber
Tatsache ist, daß die Stadt- und Landkreise auch das
Defizit vergangener Jahre nicht mit einem Male decken
lünucu, und im vorigen Jahre wollten wir uns damit
begnügen, wenn jedes Jahr zur Deckungdes Defizits
üUU U0U Mark in den Haushaltsplan eingestellt würden.
Ich habe Ihnen aber schon gesagt, daß infolge glück¬
licher Umstände in diesem Jahre sogar 1500 000 Mark
gedeckt werden können. Infolgedessen bleiben wir also
auch den Grundsätzen des vorigen Jahres im wesent¬
lichen treu. Wir müssen die Zukunft abwarten und
sehen, wieweit wir dann weitere Mittel zu diesem
Zweck aufwenden können.

Gs sind dann auf dem Gebiet der Finanzgebarung
noch Einwendungen seitens der Abgeordneten Stein
und Pohl gegen die Aufnahme der Anleihen geltend
gemachtworden.

Vor allem Sie, Herr Abgeordneter Pohl, haben aber
früher mit solchem Nachdruckschon die unhaltbaren
Zustände auf den Landstraßen vorgetragen, wie der
Fußgänger nur noch geduldet ist und wie hier un¬
bedingt etwas geschehen muß, um diesem Notstand ab¬
zuhelfen. Ohne Geld ist das nicht möglich. Wenn Sie
glauben, daß wir die Sache nicht im Wege der Anleihen
machen können, müssen Sie schon zustimmen, daß wir
um den entsprechendenBetrag die Steuern erhöhen.
Ich weiß nicht, ob das Ihrer Absichtmehr entspricht.
Infolgedessen bleibt nichts anderes übrig, als den auch
von mir vorgeschlagenen gemischten Weg zu gehen:
einerseits zur Verbesserung dieser Zustände aus Steuer¬
mitteln soviel zu nehmen, als irgendwiemit der Finanz¬
lage verträglich ist, dann aber auch für den Rest eine
Anleihe in dem hier vorgeschlagenen Umfange von

zehn Millionen für Straßenzwcckeaufzunehmen.
Es sind dann im einzelnen zahlreiche sachliche Ein¬

wendungen gegen den Haushaltsplan oder die Vor¬
lagen gemacht worden. Sie werden ja alle in den Aus¬
schüssen geprüft werden, und es wird sicherlich dort
nicht daran fehlen, daß einer Anzahl dieser Wünsche
auch Rechnung getragen werden kann. Ich will nur
auf einige grundsätzlich eingehen, und zwar zunächst
auf unser wichtigstes Gebiet, die Straßenverwaltung.

Von mehreren der Herren Redner ist bei allgemeiner
Billigung des Programms verlangt worden, es müsse
in bezug auf die Umgehungsstraßen mehr geschehen als
bisher. Uns ist auch die Nut wohlbekannt, die vor
allem in den enggebauten Ortschaften besteht, in denen
täglich 500 bis 1000 und 2000 Autos hindurchsausen.
Auf der einen Seite ist es in vielen Fällen recht schwer,
hier zu helfen, besonders in engen Ortschaften, die ein¬
geklemmtliegen zwischen Gebirge und Rhein, wo allein
schon der Raum für eine solche Umgehungsstraße fehlt.
Gs kommt dann aber auch hinzu, daß die Grund¬
erwerbskosten und die Kosten der Anlage solcher
Straßen recht hohe sind und auch hier mit Rücksicht
auf die Finanzlage nur vorsichtig vorgegangen wer¬
den kann. Dankbar begrüßen wir die Anregung des
Herrn Abgeordneten Heuser, durch enge Zusammen¬
arbeit mit den Umlegungsbehörden in allen Fällen, wo
eine Umlegung geplant wird, gleich mit bei der Hand
zu sein, um dort auch schon eine Umgehungsstraße
wenigstens mit ausweisen zu lassen, auch wenn sie vor¬
läufig noch nicht angelegt wird. In mehreren Fällen
haben wir das übrigens bisher auch schon gemacht.

Der Wunsch, Wegebaumaterial, wenn möglich, nur
aus der Provinz zu beziehen, wird befolgt werden.
Schon heute werden Pflastersteine und Schotter nur
aus der Provinz bezogen. In bezug auf die anderen
Wegeuaumaterilllien, wie Bitumen und Teer, ist das
nicht in diesein vollen Umfange möglich, aber unsere
eigentlichenVerbesserungen und Aufwendungen liegen
ja auch im Steinmaterial.

Der Wunsch, die Untersuchungsstellefür Straßen-
baumaterial bei der Provinzialverwaltung auch den
Kommunen zur Verfügung zn stellen, kann ebenfalls
befolgt werden.

Der Abgeordnete Kaiser hat dann noch auf einen
recht wunden Punkt hingewiesen. Das ist die wirt¬
schaftliche Verwendung der Zuschüsse, die wir den Ge¬
meinden zur Unterstützung des Kreis- und Gemeinde-
Wegebauesgeben. Gs ist richtig, daß hier manches im
argen liegt und daß diese Zuschüsse vielfach wörtlich in
den Dreck geworfenes Geld sind. Die Straßen werden
danach nicht sachgemäß unterhalten und verwaltet, und
nach fünf bis sechs Jahren haben wir denselben Antrag
für dieselbe Straße wieder vorliegen. Wir sind zu
diesein Zweck fchon — auch auf Anregung der Land-
wirtschaftstammer — mit den Landkreisen in Ver¬
bindung getreten und Wir hoffen, hier eine Organi-
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slltion zu gründen, um eine sachgemäße Verwaltung
und Ueberwachung herbeizuführen, teils durch die
Kreise, die die entsprechenden Beamten zu dem Zweck
haben, teils stellen wir zu diesem Zweck unsere eigenen
Provinzialbeamten zur Verfügung,

Der Schutz der Fußgänger und Radfahrer, den der
Herr Abgeordnete Haas besonders betont hat, ist sicher¬
lich ebenso wichtig wie der Schutz der Automobilisten,
Er deckt sich auch vielfach; denn gerade die Radfahrer
sind auch für die Automobilisten andauernd eine große
Gefahr, und wenn es möglich ist, die Nadfahrer von
der Straße zu bringen, so wird beiden geholfen.

Dazu ist die Anlage von Radfahrwegen nötig. Auch
dazu hat der Provinzialausschuß zu den bisherigen
Fonds zunächst den Betrag von 150 00N Mark zur Ver¬
fügung gestellt. Die Kostenfrage ist hier auch recht
schwierig, da der Grunderwerb für Grundstücke, die
unmittelbar an der Landstraße liegen, sehr teuer ist.
Wir werden aber auf Hiesem Gebiet weiter vorangehen,
ebenso in der Anlage von Fußsteigen für Fußgänger.
Auch da haben wir den früheren grundsätzlichen Stand-
Punkt, daß das nicht Sache der Provinz, sondern der
Gemeinden ist, schon aufgegeben und geben teils schon
Zuschüsse zu solchen Fußsteigen, teils — in besonders
dringlichen Fällen — legen wir sie selbst an.

Bei der Kritik der Wohlfahrtspflege haben besonders
die Kosten der Fürsorgeerziehung und die Anstalts-
pflegetosten einen Gegenstand der Auseinandersetzung
gebildet. Bei der Wohlfahrtspflege müssen wir sicher¬
lich in erster Linie das Ziel im Auge halten, dem Hilfs¬
bedürftigen, der uns übergeben wird, in bester Weise
zu helfen, (Sehr richtig!) Die Kostenfrage kommt erst
dahinter. Wenn aber das gleiche Ziel auf teuerem und
billigerem Wege zu erreichen ist, so ist es selbstverständ¬
lich, daß wir versuchen müssen, den billigeren Weg zu
gehen. (Abgeordneter Heuser: Sehr gut!)

Es ist zutreffend, daß die Unterhaltungskosten in
den Provinzialanstalten allmählich eine Höhe erreicht
haben, die kaum noch tragbar erscheint. Der Sah von
5,88 Mark ist genannt worden, allerdings etwas irr¬
tümlich, wenn man ihn mit dem Satz von 8,09 Mark bei
den Privatanstalten vergleicht. Vielmehr muß in der¬
selben Weise, wie bei den Privatanstaltcn, bei den
5,88 Mark der Ertrag der eigenen Wirtschaft abgezogen
werden. Es bleiben dann 5,85 Mark, ein Satz, der
gegenüber den 3,09 Mark immerhin noch hoch genug
ist. Wir dürfen allerdings zugunsten der Provinzial-
cmstalten auch nicht vergessen, daß erfahrungsgemäß
die am schwersten erziehbaren Fälle in die Provinzial-
nnstalten kommen. Wir haben Provinzialanstalten nur
für schulentlassene Männliche, erfahrungsgemäß die¬
jenigen, die die größten Aufwendungen verlangen. Daß
dafür größere Aufwendungen in der Anstalt notwendig
sind, als für schul- und vorschulpflichtigeKinder, ist
klar. Aber die Aufwendungen sind auch pro Kopf gegen¬

über der Vorkriegszeit absolut und relativ bedeutend
gestiegen.

Wenn Herr Abgeordneter Heuser gesagt hat, man
hätte doch bei üer Höhe der Personaltosten das Ge¬
fühl, als ob hier eine gewisse Beamteninflation vor¬
läge, so muß ich sagen: Absolut ist allerdings die Zahl
der Beamten bedeutend gewachsen. Aber das liegt
wiederum an Gründen, die von der Verwaltung un¬
abhängig sind. Es ist z. B. einmal die viel längere
Urlaubszeit, die den Beamten und Angestellten nach
den allgemeinen Reichs- und Staatsgrundsätzen zu¬
gebilligt werden muß. Das macht so viel Tage, daß
etwa drei bis vier Beamte iu einer Provinzialanstalt
dadurch mehr notwendig sind. Es ist ferner die ver¬
kürzte Arbeitszeit gegenüber der Vorkriegszeit. Es ist
aber auch hier und da eine geringere Leistungsfähig¬
keit, die auf die Folgen des Krieges zurückzuführeil ist,
beispielsweise die Notwendigieit, Schwerbeschädigte eiu-
zustellen. Das muß im Interesse der Kriegsbeschädigten
durchgeführt werde»; daß diese aber weniger leistungs¬
fähig sind als volle Arbeitsträfte, werden Sie auch ver¬
stehen. Aber unser Ziel muß sein, durch Untersuchungen
und Feststellungen zu versuchen, doch mit deu Kosten
herunterzulümmen. Wir sind für jede Anregung nach
dieser Richtuug dankbar.

Herr Abgeordneter Kaiser hat uns dann die Privat¬
anstalten noch besonders ans Herz gelegt und darüber
geklagt, daß diese Anstalten darunter zu leiden haben,
daß sie nicht voll belegt sind. Das liegt eben an einem
Grunde, den Sie, Herr Abgeordneter Kaiser, auch selbst
hervorgehobeil haben, Sie haben selbst empsohle», daß
doch, soweit als möglich, die Familienpflege durch¬
geführt werden soll. Die Folge davon ist, daß, wie Sie
es aus den Vorberichten des Haushaltsplanes sehen
tonnen, die Zahl der in den Anstalten untergebrachten
Zöglinge von 8186 im Vorjahre auf 7120 zurück¬
gegangeil ist. Nun können Sie verstehen, daß wir in
erster Linie doch unsere Provinzialanstalten besetzt
halten müssen, denn sonst würden die Kosten Pro Ner-
pflcgungstag doch noch viel größer werden, und daß
infolgedessen Schwierigkeiten entstehen, um alle Privat-
anstalten, mit denen wir bisher gearbeitet haben, zu
belegen. Wir erkennen aber an, daß die Privatanstalten
in Zeiten großer Zeit, als wir nicht wnßten, wohin
mit den Zöglingen, uns geholfen haben, auch durch
Neubauten, und daß infolgedessen auch eine innere Ver-
pflichtuilg für uns besteht, diese Privatanstalten am
Leben zu halten, da wir ja auch nicht wissen, wann
wir sie mal wieder in dieser Weise nötig haben. (Sehr
richtig! rechts und im Zentrum.) Ich taun deshalb
auch hierzu sagen, daß von unserer Seite alles ge¬
schehen soll, um den Privatanstalten über die jetzigen
wirtschaftlichen Schwierigkeiten hinwegzuhelfen und vor
allem dafür zu sorgen, daß keine von ihnen zum Er¬
liegen kommt.

4»
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In diesem Zusammenhange kann ich der Anregung
des Herrn Abgeordneten Heuser nur zustimmen, daß
von der Gründung weiterer Provinzialanstalten in
jeder Weise abgesehenwerden muß, (Bravo! im Zen¬
trum.) Es entspricht das auch durchaus der Reichs¬
gesetzgebungin der bekannten Fürsurgepflichtverord-
nung, die für die gesamte Wohlfahrtspflege gilt und
ausdrücklichim ß 5, Absatz 3, bestimmt: „Die Fürsorge-
verbände sollen eigene Ginrichtungen nicht neu schaffen,
soweit geeignete Ginrichtungen der freien Wohlfahrts¬
pflege ausreichend vorhanden sind." Dieser Grundsatz,
der vom Reich für die gesamte Wohlfahrtspflege auf¬
gestellt worden ist, muß selbstverständlichauch für uns
gelten.

Ich freue mich auch über die Betonung der Not¬
wendigkeit der vorbeugenden Fürsorge. Gerade hier
kann gewiß noch vieles geleistet werden. Aber wir
müssen doch immer in: Auge behalten, daß der Schwer¬
punkt hier bei den örtlichen Stellen liegen muß, denen
gesetzlich diese Aufgabe» übertragen find. Es ist doch
nur immer etwas Sporadisches und auf der Peripherie
liegendes, was wir hier von Provinz wegen tun
können. Die gesamte vorbeugende Fürsorge von uns
aus in die Hand zu nehmen, würde ich für vollständlg
verfehlt halten.

Im Zusammenhang damit hat Herr Abgeordneter
Kaiser gewünscht, daß das Äandesjugendamt auf dem
Gebiete der Gesundheitsfürsorge, vor allem in dem be¬
treffenden Fachausschuß,noch mehr tun möge und daß
ihm auch Mittel zur Verfügung gestelltwerden sollen.
Es wird das ja in der Sitzung des Landesjugendamtes
zu beraten sein. Aber auf einem Gebiet hat das Landes-
jugeudamt jetzt schon einen Schritt getan — ich beant¬
worte damit gleichzeitig eine Anfrage des Abgeord¬
neten Henser —, auf dem Gebiete der Schulzahnpflege.
Da hat der Fachausschuß II des Landesjugendamtes
nach einem Vortrage des bekannten Bonner Professors
Dr. Kantorowitz einstimmig beschlossen, daß die Plan¬
mäßige Schulzahnpflege als Teil der Iugendgesund-
heitsfürsorge in den Arbeitsplan des Landesjugend-
amtes mit aufgenommen werden soll.

Es ist beabsichtigt, den Bezirlsfürsorgeverbänden,
die die planmäßige Schulzahupflege durchführen
wollen, die Schaffung der hierfür notwendigen ersten
Einrichtungen durch Zuschüsse des Landesjugendamtes
zu erleichtern. Insbesondere denken wir hier an die
Förderung der Schulzahnpflege in den ländlichen Be¬
zirken, wo die Durchführung naturgemäß viel schwie-
irger ist als in den Städten, und zwar durch Be¬
schaffung der bekannten fahrbaren Schulzahnllimt.
Das würde ein Gegenstand sein, mit dem der Ausschuß
des Landesjugendamtes sich zu befassen haben wird und
wofür ihm aus den allgemeinen Mitteln des Landes¬
jugendamtes auch die nötigen Geldmittel zur Ver¬
fügung gestellt werden müssen.

Ich freue mich besonders über die Anerkennung, die
die einzige Vorlage, die über Kulturpflege gemacht
worden ist, gefunden hat, nämlich die Vorlage über
Heimatmuseen und Volksbildungsbestrebungen. Den
Wunsch des Herrn Abgeordneten Kaiser, auf diesem
Wege etwas mehr Planmäßigkeit in die Gründung
und den Betrieb der Heimatmuseen zu bringen, teilen
wir vollkommen. Das soll ja auch der Zweck unseres
ganzen Vorgehens sein. Es gibt sicher auf diesem Ge¬
biete Uebertreibungen, die zurückgeschnittenwerden
müssen. Auf der anderen Seite gibt es aber auch gute
Ansätze, die eine Förderung verdienen. Da hat der
vorige Provinziallandtag und insbesondere der Fach¬
ausschuß mit Recht beschlossen, daß wir nicht nur für
die Provinzialmuseen etwas tun müssen, sondern auch
für diejenigen Orte, die weit von den Provinzialmuseeu
und weit von jeder Möglichkeit, ein Museum zu be¬
suchen, entfernt liegen. Das sind eben die Heimat¬
museen. Der Anregung, die Mittel für Heimatmuseen
und Volksbildung zu trennen, wird wohl entsprochen
werden können. Wir werden uns darüber im Fach¬
ausschuß näher unterhalten können. Ebenso wird im
Fachausschuß die Notwendigkeit dargelegt werden
müssen, in bescheidenemUmfange wenigstens für die
Förderung der Heimatmuseen, die Förderung ver¬
dienen, Mittel zur Verfügung zu stellen.

Der Herr Abgeordnete Haas hat dann noch einen
besonderen Punkt berührt, der zwar nicht Gegenstand
einer Vorlage an den Provinziallandtag gewesen ist,
aber ungefähr geworden wäre, nämlich die Frage,
bei der Landesversicherungsanstalt einen Landes-
verwaltungsrat zum Landcsrat zu befördern. Ich
möchte dazu grundsätzlich sagen: Herr Abgeordneter
Haas hat sich dabei in eingehender Weise mit der
ülludesvevsicherunllsllnstaltbeschäftigt und dargelegt,
daß die Landesversicherungsanstalt viel zu wenig Be¬
amte habe und viel mehr Beamte haben müsse. (Zuruf
des Abgeordneten Haas: Das habe ich gar nicht ge¬
sagt!) Diesen allgemeinen Grundsatz, besonders in
dieser Art der Begründung, kann ich für meine Ver¬
waltung hier in keiner Weise anerkennen. Wenn er
zum Beweise dafür darlegt, daß der Haushaltsplan der
Landesversicherungsanstalt gegenüber der Vorkriegszeit
nm das Dreifache gestiegen ist und daraus indirekt fol¬
gert, es müßten auch dreimal so viel Beamte da sein
(Zuruf des Abgeordneten Haas: Das ist mir gar nicht
eingefallen!), fo müßten bei der Provinz fünfmal so
viel Beamte da sein als in der Vorkriegszeit. Er hat
dann die Höhe der Renten dargelegt. Ich kann auch
nicht einsehen,daß nun für die Festsetzuugder Renten,
die jetzt im Durchschnitt30 Mark betragen, während sie
früher durchschnittlich15 Mark betrugen, nun doppelt
so viel Beamte notwendig wären. (Zuruf des Abgeord¬
neten Haas: Das habe ich auch nicht behauptet, die
Anzahl der Fälle habe ich angegeben!) Ebenso kann ich
nicht einsehen, daß zur Kontrolle der Beitragszahlun-
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gen — wo Herr Abgeordneter Haas hervorgehoben
hat, daß weit mehr geschehen müsse — Beamte der
Gruppe 13, um die es sich im vorliegenden Falle han¬
delt, erforderlich wären. Das Mehr, was da geschehen
soll und muH, kann ganz gut durch mittlere Beamte
geleistet werden.

Ader ich möchte grundsätzlich noch sagen: Es hat
doch etwas Mißliches an sich, wenn wir hier als von
der Lllndcsversichcrungsanstalt völlig getrennte Be¬
hörde in dieser Weise die Angelegenheiten der Landes-
uersicherungsanstalt behandeln. (Abgeordneter Kaiser:
Sehr richtig.!) Ich höre hier das Sehr richtig von der
Rechten. Ich hätte angenommen, ich hätte das Sehr
richtig von der Linken gehört, denn augenblicklich
kämpft gerade die Linke, kämpfen gerade die Vertreter
der Arbeiter beider Richtungen gegen diese auch m. E.
ganz rückständige Ginrichtung, daß der Provinzial-
landtag die Beamten für die Landesversicherungs-
anstlllt zu wählen und zu bestellen hat, (Zuruf bes
Abgeordneten Haas: Das sagen Sie aber erst seht, das
haben Sie früher nicht gesagt!) Diese Ansicht habe ich
stets vertreten, vom ersten Augenblickean, daß ich hier
gearbeitet habe. Die Bestrebungen, die mit Recht im
Gange sind, die Landesvcrsicherungsanstalt zur wirk¬
lichen Selbstverwaltungsbehörde zu machen, werden in
erster Linie damit beginnen müssen, daß der Provinzial-
laNdtllsi ausgeschaltetwird und daß die Landesversiche-
rnngsllnstlllt, wie jede Selbstverwaltung, selbst be¬
stimmt, wieviel Beamte sie haben will, wer bei ihr Be¬
amter werden soll und selbst diesen Beamten zu wählen
hat. (Sehr richtig! rechts.) Es ist nicht ausgeschlossen,
daß schon in nächster Zeit eine entsprechendeGesetzes-
ändcrung zustande kommen wird. Ich würde es für
sehr bedenklich halten, wenn nun kurz vor Toresschluß
der Provinziallandtag schleunigst noch mal dazu über¬
gehen würde, dieser neuen Selbstverwaltungsbehörde
Beamte aufzudrängen, die sie vielleicht nicht einmal
haben will. Das Richtige ist deshalb, jetzt unter allen
Umständen zu warten, wie es auch der Vorstand der
Landesversicherungsllnstalt Ihnen jetzt vorgeschlagen
hat, und den neuen Vorstand abzuwarten, der da jetzt
gewählt wird. Der jetzige Vorstand der Landesversiche-
rungsanstalt bleibt, selbst, wenn keine Aenderung der
Gesetzgebungkommt, nur noch ein bis zwei Monate in
seinem Amt. Dann haben wir auch drüben einen
neuen Vorstand. Nun kurz vor Ablauf der Tätigkeit
des jetzigen Vorstandes, kurz vor Gintritt der Gesetzes¬
änderung noch wichtige personelle Aenderungen zu
treffen, das halte ich für grundsätzlichverkehrt.

Im übrigen hat aber der Vorstand der Landes-
versichcrungsanstalt bei der Beratung sich ausdrücklich
auf den Standpunkt gestellt,daß, falls weitere Beamte
erforderlich sind, in erster Linie an Vertreter der Ar¬
beiterschaft im Vorstande der 2andesversicherungs-
anstalt zu denken ist.

Meine Herren! Das sind die Punkte, die ich an
dieser Stelle schon klarstellen wollte. Aber, wie ich
Ihnen schon sagte, glaube ich, daß in der Fach¬
kommission sich die übrigen Einwendungen, die hier
an dieser Stelle gemacht worden sind, auch noch er¬
ledigen werden und wir dann wieder zu einen: Haus¬
haltsplan und zu Vorlagen der Provinzialverwaltnng
kommen werden, mit denen wir bis zum nächsten Jahre
zum Wohle der Provinz arbeiten werden.

Stellvertretender VorsitzenderDr, Saaßen : Das
Wort hat Herr Landesrat Wingender.

Lllndesrat Wingender: Meine Damen und
Herren! Von verschiedenenFraktionsrednern ist die
Angelegenheit der Bekämpfung von Schmutz- und
Schundliteratur angeschnitten worden. Es klang dar¬
aus der Wunsch, daß das Landesjugcndamt möglichst
intensiv auf diesem Gebiete arbeiten solle, um unsere
Jugend vor der Fülle der ungeeigneten Schriften zu
bewahren. (Abgeordneter Heuser: Sehr richtig!)

Ich darf Ihnen doch zu bedenken geben, daß die erste
Sitzung der Prüfstelle erst im Dezembervoriaen Jahres
stattgefunden hat, daß alfo zwischendem Heraus¬
kommen des Gesetzes und der ersten Tätigkeit der Prüf¬
stelle ungefähr ein Jahr vergangen ist, ehe man sich klar
darüber geworden war, wer die finanziellen Lasten zn
tragen hatte und in welcher Weise die Prüfstelle zu¬
sammengesetzt werden sollte.

Die bisherige Tätigkeit der Prüfstelle hat gezeigt,
daß wahrscheinlichnicht soviel Erfolg aus dem Gesetz
herauskommen wird, als manche Kreise sich denken. Das
liegt in der Hauptsachedaran, daß die Bildwerke nicht
unter 'das Gesetz fallen, auch nicht die Annoncen, die
sich in Zeitschriften befinden. Es wird nur der reine
Text der Zeitschriften unter die Lupe genommen. Dar¬
aus erklärt sich, daß eine ganze Anzahl von Anträgen,
die von den Landesjugendämtern bisher gestellt worden
sind, von den Prüfstellen abgelehnt würben.

Ich darf Ihnen aber sagen, daß das Landesjugend-
amt der Rheinprovinz mit als erstes in dem Kampf
auf dem Plan erschienen war, denn wir waren die
ersten, die die Antrage bei der Prüfstelle in Berlin
eingereichthatten. Leider sind unsere Anträae bisher
restlos abgelehnt worden. In einen, Falle schwebt noch
eine Beschwerdebei der Oberprüfstelle in Leipzig.

Das Landesjugcndamt hat eine Sonderkommission
gebildet, die sich aus den verschiedenen Weltanschauungen
zusammensetzt und die sich bisher in zwei Sitzungen so¬
wohl mit der negativen als auch mit der positiven Seite
der Schundbekämpfung befaßt hat. Die Sonder¬
kommission hat fünf Sachverständige mit der Prüfung
der einzelnen Schriften beauftragt, und die Sach¬
verständigenkommissionhat bisher in 13 Fällen die
Prüfung durchgeführt und Gutachten zu den einzelnen
Schriften abgegeben.

Bei der Prüfstelle in Berlin schweben zur Zeit noch
acht Fälle, die noch nicht entschiedensind, für welche
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Sitzungen aber zum Teil schon angesetzt sind. Weitere
zehn Schriften befinden sich zur Zeit noch im Vor-
prüfverfahrcn bei den Sachverständigen.

Es war aber fest',nstellcn, das; die Sachverständigen die
große Arbeit, das Durchlesen der vielen Schriften und
das Ausarbeiten von Gutachten, nicht allein vollständig
bewerkstelligen konnten. Aus diesem Grunde hat die
Eondcrkommission des Landcssugendamtcs beschlossen,
eine zweite Sachverständigenkommission einzusetzen, die
voraussichtlich am 5!, April ihre Tätigkeit aufnehmen
wird. Niese Sachverständigenkommission wird als erste
Arbeit acht Schriften bekommen, die sie einer Vor¬
prüfung zu unterziehen hat.

Vs ist dann von der Sonderkommission beschlossen
wurden, daß alle die Schriften einem Vorprüfvcrfahren
durch das Landesjugendamt unterzogen werden, die auf
Gründ des Strafgesetzbuches oder der Gewerbeordnung
von den Polizeibehörden der Rheinpruvinz beanstandet
worden sind. Eine Beschlagnahme dieser Schriften ist
nicht erforderlich, um das Vorprüfverfahren einzuleiten.

Ich darf aber, weil ich doch glaube, daß ein gewisser
Vorwurf gegen die Tätigkeit des Landesfugendamtes
aus den Ncdcu herausklang, darauf hinweisen, daß es
nicht allein aus die Tätigkeit des Landcs'jugendamtcs
ankommt, sondern hauptsächlich auf die Tätigkeit der
Prüfstellen, und zwar darauf, was sie als Schmutz- und
Schundliteratur ansehen werden. Bisher tonnten wir
feststellen, daß es voraussichtlich mit dem jetzigen Gesetz
nicht möglich sein wird, die zahlreichen sexuellen „Auf¬
klärungsschriften" zu erfassen, die mit vielen Nuditäten
„geschmückt" sind. Vielmehr sind diesbezügliche An¬
träge von der Prüfstelle bisher abgelehnt worden. Wir
'Nüssen die am Mittwoch stattfindende Sitzung der
Oberprüfstclle in Leipzig abwarten, um zu erfahren,
ob es möglich ist, derartige Schriften unter den Begriff
von Schmutz und Schund zu setzen.

(5s ist zuzugeben, daß das Ergebnis bisher spärlich
gewesen ist. Es sind bisher nur sieben Schriften auf
die Schmutz- und Schundlistc gesetzt worden. Im übri¬
gen scheint mir doch 'der Augenblick noch verfrüht zu
sein, um endgültig über die Wirksamkeit des Gesetzes
zu urteilen. Man muß zunächst einmal abwarten,
welche Linie besonders bezüglich der zu beanstandenden
sexuellen Schriften von der Oberprüfstellc eingeschlagen
wird.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Koenzgen.

Abgeordneter Koenzgen: Meine Damen und
Herren! Wir können uns ganz kurz fassen, indem wir
vielleicht nur auf einige Gedanken eingehen, die im
Laufe des heutigen Tages zum Ausdruck gekommen sind.

Es ist soviel von der Not der Landwirtschaft ge¬
sprochen worden, und zwar haben gerade die Herren
aus,dcn Kreisen der Landwirtschaft stark die allgemeine
Not der Landwirtschaft betont. Wir stehen auf dem
Standpunkt, daß man gut daran täte, nicht nur von der

Not der Landwirtschaft zu sprechen, sondern den Grün¬
den nachzugehen, woraus, zu einem Teil wenigstens,
die Not der Landwirtschaft entsteht.

Es ist schon darüber gesprochen worden, daß die
hohe Verzinsung, die hohe Verschnlduug mit dazu bei¬
trägt. Aber ich glaube, daß man viel besser tut, ein¬
mal von dieser Volksnot, die die Not der Landwirt¬
schaft sein soll, umgekehrt zu sprechen und zu sageu,
daß die heutige Volksnot in weiten Kreisen der Be¬
völkerung mit der tiefgehendste Gruud ist für die Not
der Landwirtschaft überhaupt. Die große Masse der
Bevölkerung, auch der rheinische» Bevölkerung, ist nicht
mehr in der Lage, die Produtte der Landwirtschaft,
namentlich die hochwertigen Produkte, zu kaufen, weil
der Bevölkerung dafür die Mittel fehlen. Weite Kreise
der Arbeiterschaft, namentlich auch auf dem Lande, sind
nicht mehr in der Lage, nebenher zum Bauernhof zu
gehen und sich aus erster Quelle zu kaufe», was sie für
ihren Lebensunterhalt notwendig haben. Das trifft
noch viel mehr zu bei weiten Kreisen der Bevölkerung
in der Stadt. Es ist Wohl anzunehmen, wenn sich die
Landwirtschaft in viel stärkerem Maße mit den Ver¬
brauchergenossenschaften der Großstädte zusammensetzt
— Herr Kollege Haas hat schon darauf hingewiesen —,
namentlich auch mit den mittclständischcn Verbrnuchcr-
organisatiunen sich in Verbindung setzt, daß die Mög¬
lichkeit geschaffen wird, insoweit der Handel un¬
produktiv ist — ich betoue das ausdrücklich, dcnu
schlechthin kann man den Handel nicht als unproduktiv
darstellen —, ihn auszuschalten und damit eine ver¬
nünftigere Grundlage für die Behebung der Not der
Landwirtschaft auf der einen und der Not der Arbcitcr-
trrise aus der anderen Seite zu gebe».

Wenn die Not der Landwirtschaft Volksnot ist und
die Volksnot wesentlich aus der Not der Arbeiterschaft
herauswächst, dann muß aber auch die gesamte rhei¬
nische Bevölkerung dafür sorgen, daß in den schweren
Kämpfen, die gerade augenblicklich der rheinischen Ar¬
beiterschaft bevorstehen, der rheinischen Arbeiterschaft
wenigstens die öffentliche Sympathie zuteil wird, die sie
notwendig hat, um dieses gewaltige Ringen nicht als
Kampf, sondern im letzten Ziel mit der Wirkung, auf
friedlichem Wege eine Lösung zu finden, durchführen
zu können.

Eine zweite Frage ist behandelt worden, die Frage
der Wohnungsnot. GK unterliegt keinem Zweifel, daß
sowohl die Kommunen als auch die Kreise und die
Provinz versuchen, auf diesem Wege etwas zu tun.
Aber die Landesbank der Rheinprovinz scheint mir auf
diesem Wege etwas mehr tun zu können, als bisher
geschehen ist, namentlich für kinderreiche Familien, für
Familien, die nicht im Rahmen einer großen Bau¬
genossenschaft usw. bauen können. Wir stehen sicherlich
auf dem Standpunkt, daß die Baugenossenschaften, die
die Gewähr bieten, rationell zu arbeiten, unterstützt
werden müssen. Aber es gibt auch eine ganze Reihe
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Einzelpersönlichkcitcn, einzelner Menschen, die bauen
wollen, die kinderreich sind, die eine große Familie
halben, die sich nicht im Rahmen einer Genossenschaft
betätigen können, und zwar aus ganz besonderen
Gründen: Entweder ist in größeren ländlichen Be¬
zirken keine Genossenschaft da oder es liegen sonstige
schwerwiegende Gründe vor. Die Leute haben heute
leine Möglichkeit zum Bauen, weil eine Rentabilität
nicht mehr gegeben ist, weil zwischen der Hauszinssteuer
und den endgültigen Gestehungskosten eine so starke
Spanne liegt, daß die Zinsen nicht zu ertragen sind
und nam-ntlich die kinderreichen Familien nicht mehr
mitkommen können. Wir möchten entweder — in dem
Bericht steht das ja auch —, daß die Landesbank stärker
darauf eingeht oder, wenn das nicht möglich ist, daß
dann die Provinz wenigstens einen Teil aus der
Summe, die sie als Schuldendeckung aus dem allge¬
meinen Titel herausnimmt, um Zinsverbilligung für
iolche Fälle zu schaffen, wo selbstverständlich die Ren¬
tabilität genau geprüft werden muß, um auch den
kinderreichen Familien, die als einzelne Bauherren da¬
stehen, die Möglichkeit zum Bauen zu geben.

Die Frage der Invalidenversicherungsanstalten ist
in gerade vom Herrn Landeshauptmann eben noch ein¬
mal angeschnitten worden. Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Es fällt auch uns nicht ein, jekt zu rufeu:
„Schafft neue Beamte um jeden Preis, schafft neue
Stellen nur deshalb, weil sowohl die christlicheArbeiter¬
schaft ^ oder sagen wir im Rahmen dieser Betrachtun¬
gen: die Zentrumsarbeiterschaft — als auch die links¬
stehende Arbeiterschaft einfach Stellen um jeden Preis
haben will, sondern wir sagen: Gerade die Landes-
versicherungsaustalt ist eine so bedeutungsvolle Gin¬
richtung für die Gesundheit, das Leben und das Wohl
weitester Kreise der Arbeiterschaft, daß wir auch einen
dauernden Einfluß auf die Verwaltung haben wollen,
»richt indem jetzt dort schlechthin um jeden Preis neue
Stellen geschaffen werden, sondern indem, wenn solche
Stellen frei werden oder im Rahmen des Gcfamtetats
neu besetzt werden müssen, oder aber, wenn es wirklich
notwendig ist, neue Stellen zu besehen, dann auch die
Arbeiterschaft an der Verwaltung dieser wichtigen Ein¬
richtung, einer der sozialsten Einrichtungen, die der
moderne Staat geschaffen hat, mitwirkt. Das ist es,
Meine sehr verehrten Anwesenden, worauf wir dringen.

Ich habe nicht den Herrn Kollegen Haas zu ver¬
teidigen, das ist seine Sache. Aber ich glaube, so wie
der Herr Landeshauptmann eben die Dinge dargestellt
hat, hat Herr Haas sie heute morge» in seiner Rede
nicht dargestellt. (Abgeordneter Haas: Sehr richtig!)
Ich glaube, wir sind uns da im wesentlichen einig.

Dann hat Herr Abgeordneter Haas eine halbe
Stunde heute morgen gebraucht, um über das Flug¬
blatt zu reden, das irgendein Geistlicher irgendwo in
einem Orte herausgegeben hat. Meine verehrten An¬
wesenden! Ich glaube, es war nicht der Mühe wert,

mit einem solchen Flugblatt dieses Haus eine halbe
Stunde zu beschäftigen. So etwas haben wir hüben
und drüben im Laufe der Zeit schon reichlich gelesen,
daß es wohl kaum irgendeinem aus diesem Hause etwas
Neues ist. Es liegen doch die Dinge in der Praxis so,
daß, wie man in den Wald hineinrnft, auch wieder das
Echo herausschäln. Unb Sie, meine verehrten Herren
von der Linken, Sie arbeiten draußen auf 'dem Lande
auch mit anderen Mitteln als hier in diesem Hohen
Hause, wo Sie in Ihren Behauptungen viel vorsichti¬
ger sein müssen. Es ist natürlich, daß, wenn dort auf
Dinge zurückgegriffen wird, die zwanzig Jahre zurück¬
liegen, die Leute in diesem Sinne anch entgegnen
müssen; sie müssen sich eben Ihrer Agitation draußen
auf 'dem Lande anpassen. Wir haben doch auch im Laufe
der letzten Jahre etwas Erfahrungen auf diesem Ge¬
biete gesammelt. Wenn wir jetzt umgekehrt jedes Flug¬
blatt herausholen wollten, um vor diesem Hause damit
Agitation zu treiben, dann könnte die Geschichte heute
noch sehr heiter werden.

Dann aber möchte ich mich noch gegen eins wehren.
Ich weiß nicht, ob einer der Herren Kleriker sich heute
noch mit der Frage befaßt. Herr Haas hat die Dinge
fast so dargestellt, als wenn derjenige, der Geistlicher
ist, gar nichts anderes zu tun hätte, als in der Kirche
zu liege». Meine sehr verehrten Anwesenden! Der
Geistliche ist eine freie Person in unserer freien deut¬
schen Demokratie, in unserem freien deutschen Volks¬
staat, und er hat das Recht, ini politischeu Leben, selbst¬
verständlich mit anständigen Mitteln, genau so, wie wir
es von jedem anderen wünschen und verlangen, seine
Meinung zu sagen. Diese freie Meinungsäußerung
werden Sie unserem katholischen Klerus nicht verweh¬
ren können. lZuruf des Abgeordneten Haas: Es kommt
darauf an, wie er seine Meinung sagt!) Wir Laien
aus den katholischen Kreisen werden Ihnen nie ge¬
statten, diese freie Meinungsäußerung dem katholischen
Klerus zu nehmen. Auch der katholische Klerus ist
mündig in unserem freien deutschen Volksstaat, und
diese Mündigkeit wird er sich von niemanden! nehmen
lassen. Das ist selbstverständlich, deshalb brauchen wir
nicht weiter darauf einzugehen. Das war die grund¬
sätzliche Seite. Daß der eine oder andere einmal in der
Form und der Art, wie er politisch tätig ist, nicht so ist,
wie diejenigen, die sich ständig mit diesen Dingen ab¬
geben, ist ebenso selbstverständlich. Aber das passiert
auf der audcrcn Seite mindestens ebenso oft, wie es
unseren Leuten passiert.

Dann, meine verehrten Anwesenden, muß ich noch
auf eiuigc Gedanken zurückkommen, die Herr Abgeord¬
neter Pohl eben ausgesprochen hat, indem er von Auf-
stiegmöglichkeiten sprach, die nur dann gegeben wären,
wenn irgendwie ein Gewerkschafts- oder Arbeiter-
sekretär sich um die Stelle bemühte. Ach, Herr Pohl,
wollen Sie nicht einmal eine Statistik machen, wieviel
Arbeiter- und Gewerkschaftssekretäre im deutschen Be-
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amtenstand tätig sind? Meine sehr verehrten Freunde,
dann würden Sie sehen, wie verschwindendgering diese
Zahl ist. Aber daß Sie heute in einer Zeit, wo bereits
zehn Jahre seit der Revolution vorbei sind, wo der
neue Staat zehn Jahre lebt, in dieser Form auf diese
Dinge zurückkommen,ist ein Zeichen dafür, wie not¬
wendig es ist, daß auch die Leute aus der Bevölkerung
langsam hineindringen, in die Verwaltung des Deut¬
schen Reiches,von oben angefangen bis unten, nicht um
die anderen zu beherrschenoder um die Beamtenschaft
zurückzudrängen— es ist praktisch ja gar nicht möglich,
daß es soweit kommenkann —, sondern um den neuen
Geist, den Geist des neuen Staates in die Verwaltung
hineinzubringen und sie tatsächlich zu einer Volks¬
verwaltung zu machen.

Ich komme dann zum Schluß — um nicht zuviel Zeit
in Anspruch zu nehmen — noch kurz auf das zurück,
was Herr Abgeordneter Theißen gesagt hat. Ich habe
auch hier nicht die Person zu verteidigen, die er an¬
gegriffen hat, indem er die Herren Adenauer, Hagen
und Iarres nannte. Aber wenn er sagt, daß 90 Pro¬
zent der Bevölkerung im kapitalistischenInteresse das
Rheinland hätten fallen lassen wollen, so schätzt er die
Kommunisten nur mit IN Prozent der Bevölkerung.
Das ist immerhin ein Zeichen dafür, daß Sie im Laufe
der Zeit auf diesem Gebiete schon etwas gelernt haben.
Nach den Ausführungen des Hervn Theißen hätten
also alle anderen einschließlichder Sozialdemokraten
im kapitalistischen Interesse das Rheinland fallen lassen
wollen. Ich beschränke mich darauf, daß ich sage, daß
wir uns von Ihnen nicht die Treue zu unserer rheini¬
schen Heimat nehmen, aber auch nicht bestreiten lassen
und daß die Kreise, von denen Sie sagen, daß sie das
Rheinland im Interesse kapitalistischerAnschauungen
hätten fallen lassen wollen, gerade in den letzten zehn
Jahren bewiesenhaben, daß nur deshalb das Rhein¬
land beim DeutschenReich bleiben konnte, weil sie ihm
in schwerster Zeit, in den schwersten Stunden, hie Treue
bewahrt haben. Ich weise diese Anwürfe des Herrn
Abgeordneten Theißen, namentlich auch im Namen
meiner Fraktionskollegen, auf das allerschärfstezurück.
Wir werdeu uns von ihm und von keinem an Treue
zu unserer rheinischenHeimat übertreffen lassen. (Bei¬
fall. Zuruf eines kommunistischen Abgeordneten: Das
kostet nichts!)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter von Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Meine Damen
und Herren! Einen besonders breiten Raum in den
Ausführungen der heutigen Etatsredner der ver¬
schiedenen Fraktionen nahm die Notlage der Land¬
wirtschaft ein. Meine Freunde halten es für besonders
wünschenswert,zu prüfen, ob, wo und in welchem Um¬
fange das Notprogramm der Reichsregierung zur
Stützung der Landwirtschaft mit provinziellen Mitteln
unterstützt und vielleicht auch ergänzt werden kann.

Ohne auf die einzelnen Vorlagen, die zunächst in den
Fachausschüssen beraten werden müssen, einzugehen,
möchte ich einige Godantengänge aufführen, die in der
Fraktion der Arbeitsgemeinschaft als besonders be-
sprcchenswert für den V. Fachausschußbezeichnetwor¬
den sind.

Wir glauben, daß in Verbindung mit den ländlichen
Kreditverhältnisscn die Goschäftsgebarung der Kreis¬
sparkassen und der städtischen Sparkassen im Sinne
einer Zurückführung derselben auf ihre ursprüngliche
Aufgabe, die Pflege des Realkredits, einer Erörterung
bedarf.

Weiter: Wenn man anerkennt, daß die steuerliche
Belastung der läudlichcn Gemeinden untragbar ge¬
worden ist, dann mnß man auch Mittel angeben, wie
>dicscm Ucbclstllnde abgeholfen werden kann. Neben der

! bereits mehrfach geförderten anderweitigen Verteilung
! der Kraftfahrzeugsteuer zur Entlastung auf dem Ge-
! biete des Wegebaus sehen meine Freunde als wich-
! tigstes Mittel zur Entlastung der Landwirtschaft auf
^ steuerlichem Gebiete die Beseitigung jeder einseitigen

Vorausbelllstung der Landwirtschaft und die Wieder¬
einführung des Zuschlagrechtes auf die Einkommen¬
steuer an.

Zweifellos verdienen alle Bestrebungen zur Hebung
und Verbesserung der Absatzmöglichkeitenbesondere
Förderung. Gerade hier in der Nhcinprovinz, deren
landwirtschaftliche Betriebe weitgehend auf Spezial-

^ kultur und Spczialerzeugnissc angewiesen sind, wird
! es lohnend sein, mit Provinzialmittcln die Qnalitäts-
^ stcigcrung, die Vermehrung des Verbrauchs gesundheit-
. lich so wichtiger Erzeugnisse, wie Milch, Molterei-

produktc, Obst und Gemüse, zu unterstützen.
Hand in Hand mit der Hebung der Absatzmöglich¬

keiten hätte eine Aussprachezu erfolgen über das Miß¬
verhältnis zwischenden Preisen beim Erzeuger und
den Preisen, die der Konsument zu zahlen hat.

Meine Damen nnd Herren! Die Landwirtschaft
steht den Gcdllnkengäugen, die Herr Abgeordneter
Haas hier in die Debatte geworfen hat, nnd den ge¬
machten Vorschlägen durchaus nicht ablehnend gegen¬
über. (Sehr richtig! rechts.) Es wird sich lohnen, den
Anregungen des Herrn Abgeordneten Haas auch ein¬
mal in der Fachkommissionnachzugehen.

Weiter wird sich der V. Fachausschuß mit der so
wichtigen Frage des Ausbaues der Selbstverwaltung
des landwirtschaftlichen Berufsstandes in Verbindung
mit dem Etat der landwirtschaftlichenBerufsgenossen-
schaft zu befassen haben. Ich glaube, den Herrn Landes¬
hauptmann in dem Sinne verstanden zu haben, daß
auch er der Selbstverwaltung solcher Institute jetzt
durchaus das Wort redet.

Meine Damen und Herren! Meine Freunde haben
Anträge, die eine weitere Etatsbelastung naturgemäß
mit sich bringen müßten, bisher für die Landwirtschaft
nicht gestellt. Wir behalten uns je nach deni Verlauf der
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Verhandlungen des Fachausschusses vor, unsere
Wünsche in die Beschlüsse des Fachausschusseshinein¬
zuarbeiten.

Nun gestatten Sie mir, daß ich einige Ausführungen
zu der Gtatsrcde des Herrn Abgeordneten Haas mache,

Herr Abgeordneter Haas hat einige Gegenüber¬
stellungen gemacht, die meiner Ansicht nach durchaus
abwegig sind. Herr Abgeordneter Haas stellte z. B.
den Leistungen der Landwirtschaft auf steuerlichemGe¬
biete die Mittel gegenüber, die der Staat und das
Reich für die Landwirtschaft aufbringen. Dabei hat
Herr Abgeordneter Haas ganz übersehen, daß die Land¬
wirtschaft in erster Linie durch die kommunalen
Steuern belastet wird. Diese sind es, welche die Laud¬
wirtschaft zu ruinieren imstande sind. Ich möchte weiter
daran erinnern, daß letzten Endes Hausbesitz,Grund¬
besitz und Gewerbe allein die Zuschüsse für die Schulen,
für ,dic Verwaltung, für die Polizeilasten tragen, an
denen auch die Arbeitnehmerschaft in erster Linie be¬
teiligt ist, ohne auch nur das geringste zu diesen
kommunalen Lasten beizutragen,

Meine Damen und Herren! Wenn mau schon solche
Gegcnüberstcllungeu machen will, dann wäre es viel
richtiger, die Leistungen für die Landwirtschaft den
Leistungen gegenüber zu stellen, welche Reich und Staat
auf dem Gebiete des Wohuuugsbaues, auf dem Ge¬
biete der sozialen Fürsorge, auf dem Gebiete der Nr-
beitslosenfürsorgc, auf dem Gebiete der Ausgaben für
Gehälter usw. macheu. Meiue Dameu uud Herren!
Wenn man diese Gegenüberstellung macht, dann wird
sich das Bild wesentlich zugunsten der Landwirtschaft
andern.

Meine Damen und Herren! Weiter hat Herr Abge¬
ordneter Haas einen Vergleich gezogen zwischen der
Landwirtschaft vor .'10 bis 40 Jahren und heute, und
er kommt zu dem merkwürdigen Resultat, daß es der
Laudwirtschaft heute besser ginge als der Landwirt¬
schaft vor 30 bis 40 Jahren. Meine Damen und Herreu,
so kann man doch die Parallele nicht ziehen. Wenn ich
schon den heutigen Lebensstandard der landwirtschaft¬
lichen Bevölkerung an ihrem untersten Ende vergleichen
will, so kann ich ihn doch nur vergleichenmit der Lage
eines städtischenArbeiters, oder ich könnte ihn sogar
mit der Lage eines Erwerbslosen vergleichen. Wenn
Sie das tun, Herr Abgeordneter Haas, werden Sie
denn doch sehen, daß der Vergleichwesentlich zugunsten
der Arbeiterschaft nnd der Erwerbslosen und zu un-
guusteu der Landwirtschaft ausfallen wird. (Sehr
richtig! rechts.)

Meine Damen und Herren! Die Angaben über das
Verhältnis der Verschuldung beim Kleinbesitz und beim
Großbcsitz,die Herr Abgeordneter Haas hier angeführt
hat, stimmen mit den statistischenUnterlagen, die wir
in den letzten Wochen und Monaten nicht einmal, son¬
dern mehrfach in der Landwirtschaftskmumer,in der
Preußischen Hauptlandwirtschaftskammcr und im

DeutschenLaudwirtschaftsrat nachgeprüft haben, durch¬
aus nicht übercin. Es ist in allen drei Körperschaften
ganz einwandfrei festgestellt und bewiesen worden, daß
die Verschuldung des landwirtschaftlichenGroßbesitzes
und des landwirtschaftlichen Kleinbesitzes prozentual
auf etwa genau derselben Stufe steht.

Herr Abgeordneter Haas machte den Versnch,einen
Keil zwischen demKlein- uud dcmGroßbesitzzu treiben.
Das ist ein Versuch,wie ihn in ähnlicher Richtung die
Preußische Regierung gemacht hat, indem sie Gegen¬
sätze zwischen dem Großbcsitz und dem Kleiubesitzzu
konstruieren suchte. Meine Damen und Herren, ich
glaube, daß ich namens der rheinischen Landwirtschaft
feststellenkann, daß wir nicht gewillt sind, uus einen
Keil zwischen Klein- und Großbesitz treiben zu lassen.
Das ist eine Anschauung, die nicht bloß vom größeren
und mittleren Besitz, sondern in allen größeren land¬
wirtschaftlichen Versammlungen gerade auch vom
Kleinbesitz auf das allerentschiedenstebetont worden
ist. Wir betrachten uns als eine Schicksalsgcmeinschaft,
die unter allen Umständen zusammengehört. (Zuruf
eines kommunistischen Abgeordneten: In Eurem
Interesse!) Jetzt soll auf einmal für die Landwirt¬
schaft etwas geschehen. Ich bin der Ansicht, wenn wir
eine ganze Reihe von Regierungen mit einem starten
Linkseinschlagnicht gehabt hätten und wenn diese Re¬
gierungen nicht so viel Wirtschaft^- und Stenerexperi-
mente gewacht hätten, dann wäre die Not, wie sie heute
ist, wahrscheinlichnicht vorhanden. (Zuruf des Ab¬
geordneten Gerlach: Jetzt haben wir doch einen
Bürgerblock! Die Experimente werden doch jetzt ge¬
macht!) Herr Abgeordneter Verlach, «da sind Sie im
Irrtum. Wenn Sie darauf exemplifizieren, daß hente
im Reich eine Rechtsregierung oder eine Nechts-
koalition ist, so bitte ich, doch zu berücksichtig?!!,daß wir
heute alles das auszufrcssen haben, was in früherer
Zeit gesündigt worden ist. (Zuruf des Abgeordneten
Gerlach: Wie haben Sie 1919 auf die Sozialdemotraten
geschimpft!)

Meine Damen uud Herren! Die Notlage des land¬
wirtschaftlichenNerufsstandes ist nicht von heute auf
morgen entstanden. Seit Iahreu haben die Berufsver¬
tretungen, hat die üandwirtschaftstammer, haben die
freien berufsständischcnOrganisationen, wie der Rhei¬
nische Baueruvcrein, und nicht zuletzt auch meine poli¬
tischen Freunde hier in diesem Hause, immer und immer
wieder auf den steigendenErnst der Lage hingewiesen.
Es muß aber mit Bedauern festgestellt werden, daß
insbesondere die Preußische Staatsregierung nicht bei¬
zeiten eingegriffen hat, um uns vor den heutigen Zu¬
ständen zu bewahren. (Zuruf des Abgcordueten Hoff¬
mann: Beweislose Behauptung!)

Meine Damen uud Herren! Wenn heute sogar der
Etlltsrcdner der Sozialdemotratie so eingehend sich mit
der Notlage des landwirtschaftlichenBerufsstandes be¬
schäftigt hat, dann ist das ganz sicher ein Beweis da-
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für, das; es der Landwirtschaft schlecht geht. Warum?
Meine Herren, es ist heute schon mehrfachbetont wor¬
den, die Wahlen stehen vor der Tür und die Sozial-
demokratie lebt bekanntlich von der Unznfriedenheit
und sucht ihreu Zuzug, ihre Rekrutierung bei den Un¬
zufriedenen. (Lachen bei den Sozialdemokraten.) Weil
es nun heute dem landwirtschaftlichenNcrufsstand so
schlecht geht, spielt sich hier bei der Sozialdemokratie
der Kampf um die Seele des rheinischen Bauern ab.
(Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Haben Sie eine
Ahnung! Antwort des Abgeordneten Kaiser: Ls ist
aber so! Zuruf des Abgeordneten Gerlach: (5in Kampf,
bei dem wir die Sieger bleiben!)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Freiherr von Los.

Abgeordneter Freiherr von L o i> : Meine geehrten
Herren! Herr KollegeHaas war so liebenswürdig, auch
meiner zu gedenken und mich sehr deutlich zu inter¬
pellieren. Ich bin gerne seinem Wunsche gefolgt und
stehe hiermit zu seiner Verfügung.

Meine Herren! Herr Abgeordneter Haas hat hier
mit einer Statistik operiert. Ein größerer Mann als
Herr Abgeordneter Haas — er wird mir das nicht übel
nehmen — hat gesagt, mit Statistiken könne man alles
beweisen; es war dies Otto von Bismarck. Meine
Herren, mit einer Statistik, wie sie Herr Abgeordneter
Haas aufgemllchi hat, kanu man allerdings alles be¬
weisen.

Zunächst einmal ist es ein kleiner Ueberfall, mit
einem solchen falschen Material plötzlich in der gegen¬
wärtigen Debatte hier herauszurücke». (Zuruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: Sie kommen beim Ueberfall
direkt mit Hengabcln! Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Die Zahlen wissen Sie schon längst, Sie
vergessen bloß, sie den Bauern zu sagen!) Nnr Ge¬
duld! Ich komme in der Abwehr der Sache schon
näher. Im übrigen sind die Bauern in der Rhein-
Provinz gewohnt, auch selber ihre Dinge zu vertreten.
(Zuruf links: ehrenamtlich!) Herr Abgeordneter Haas
hat eine Stenerstatistit aufgemacht und gefugt, hier im
Westen sei auf den Hektar Land so und so viel Steuer
zu zahlen, im Osten käme nnr so und so viel auf den
Hektar. Aber, mein verehrter Herr Abgeordneter
Haas, ich glnnbe, die Grundlage einer solchen Parallele
ist doch wohl die Qualität des Bodens, Höhenlage, die
Verkehrs- und Absatzmöglichkeiten usw. (Abgeordneter
Haas: Das ist mir alles bekannt!) Dann müssen Sie
auch nicht solche Vergleiche ziehen: diese Vergleiche
hinken nicht nur, sondern sind gänzlich falsch. (Zuruf
des Abgeordneten Hoffmann: Die Großbauern be¬
zahlen doch keine Steuern!) Das sind falsche Schlag¬
worte, damit kommen Sie nicht durch.

Dann hat Herr Abgeordneter Haas die sozialen
Taten des Staates von früher und von heute gegen-
übergcstellt und hat dauu Monarchie und Republik
gegeneinander abgewogen. Meine Herren, so ist die

Rechnung doch nicht zu machen. Sie, Herr Abgeord¬
neter Haas, haben in Ihrer Rechnung zunächsteinmal
vergessen, was früher eine Mark wert war und was sie
heute wert ist. Sir können diese Zahlen so ohne
weiteres, ohne die Valuta-Differenz zu berücksichtigen,
überhaupt nicht gegenüberstellen.

Zweitens aber möchte ich Herrn Kollegen Haas
sagen, daß in früherer Zeit, vor der Revolution, der
Preußische Staat dem landwirtschaftlichen Stande
gegenüber freiheitlich und fortschrittlich eingestellt war
und daß unter der Führung Ihres Fraktionsgcnosscn
Braun die Dinge im Preußischen Staatsministerium
gänzlichanders lauten. (Zuruf des Abgeordneten Hoff¬
mann: Der damalige Fortschritt war die Weiter-
führuug der Leibeigcuschaft!) Meine Herren! Ich will
Ihnen auch sage», worin der frciheitfeiudliche Cha¬
rakter der heutigen Regierung liegt. Ich habe das öfter
schon öffentlich ausgeführt, Herr Abgeordneter Haas
hätte das Nüssen können. Der Ministerpräsident
Braun hat im Jahre 1920 nns einen Kammer-
gesetzentwnrf vorgelegt, in dem vorgesehen war,
daß der ganze Kammcruorstand unter das Bc-
amtendisziplinarrrcht des Preußischen Staates ge¬
stellt wurde. (Hört, hört! rechts.) Mit anderen
Worten: Diese freie Standcsvertrctung wäre da¬
durch abhängig geworden vom Preußischen Staats¬
ministerium. Meine Herren! Ist das freiheitlicher
Fortschritt? Herr Abgeordneter Haas, bitte, lesen Sie
einmal die Motive, die im Jahre 1894 vom Staats¬
ministerium dein ersten Gesetz für Laudwirtschafts-
t'ammern uutcrlegt worden sind. Da wurde gesagt, der
Staal wolle einen großen und bcdeutfamen Stand auf
freiheitlicher Grundlage entwickelnhelfen. Und heute
ist die Entwicklungstendenz in Preußen gcnan umge-
tchrt: Mau null dcu landwirtschaftliche« Berufsstand
binden und nntrr die politische Knntc bringen, und
das ist unrichtig. Kollegen von Ihrer Fraktion haben
mir gesagt, sie wären für die Gntpolitisiernng der
Wirtschaft. Ich glaube, daß der Weg, der heute in
Preußen gewählt wird, nicht der Gntpolitisiernng der
Wirtschaft dient, sundern gerade den gegenteiligen
Weg einschlägt, und dagegen wehren wir nns. (Sehr
richtig! rechts. Znrnf des Abgeordneten Gerlach:
Sagen Sie das doch Herrn Steiger! Sehr gut! links.)
Den Gesetzentwurfhat Herr Braun im Jahre I92N ein-
gebracht, er ist der Träger und Ansarbciter des Ge¬
setzes. Neuerdings hat allerdings das Staatsministe¬
rium den alten Gesetzentwurf als Unterlage für eine
Berichterstattung wieder vorgebracht. Also man
kokettiert immer noch mit dem Gedanken. (Zuruf des
Abgeordneten Hoffmann: Und Sir mit den National¬
sozialisten! Zuruf des Abgeordneten Haas: Trotz
Steiger!)

Meine Herren! Dann möchte ich auf eins hin¬
weisen. Herr Hnas hat sich belehrend an unsere Seite
gewandt »nd gesagt, Nur müßten sehen, daß die
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Zwischenspannc zwischen Konsumenten und Produ¬
zenten verkürzt würde. Wir stehen lange schon auf
diesem Standpunkt, Herr Haas. Wir haben diese Ten¬
denz schon seit langer Zeit auch in Köln praktisch be¬
trieben. In Köln gibt es einen sehr großen Viehmarkt.
Wir haben vor dem Kriege 15 Jahre gebraucht, um
langsam die Auswüchse des damaligen Großhandels
am Viehmarkte zu bekämpfenund auszugleichen, Es
war so weit, daß wir vor dem Kriege ein Drittel des
Kölner Viehmarktes in unserer Hand hatten und da¬
mit eine Beruhigung der geschäftlichenSpekulation
nach oben und unten herbeiführten. Diese Beruhigung
brachte auch die Verkleinerung der Zwischenspannc.
Nur so ist die Sache zu machen, baß wir auf dem Wege
der Konzentration, der genossenschaftlichen Erfassung
der Dinge, wieder eine Stabilisierung herbeiführen.
Ich frage Sie, meine Herren: Wenn heute die Schweine
am Kölner Markt 50 Pfennig kosten und Sie müssen
1,30 Mark bezahlen, sind das nicht unerhörte Zustände?
(Zuruf eines sozialdemokratischenAbgeordneten: Die
bürgerlichen Parteien sind schuld daran!) Wir sind
doch nicht schuld daran, daß wir nur diese 50 Pfennig
bekommen. Wenn man etwas behauptet, muß man es
auch beweisen. Meine Herren, beweisenSie es, so bin
ich der erste, der sich bekehren wird. Entwickeln Sie
die landwirtschaftlicheBranche so, daß wir uns wirt¬
schaftlich konzentrieren können, dann können wir uns
auch durchsetzen. Der Weg dazu ist die Genossenschaft,
auf der wir bisher aufgebaut haben.

Meine Herren! Die Art, wie zur Zeit die Genossen-
schaft bevormundet wird, zeigt sich auch in folgendem:
Herr Haas hat von 740 Millionen gesprochen, die der
Industrie nach dem Ruhreinbruch zugeflossen sind. Von
den 30 Millionen, die später kamen, haben die Arbeiter
10 Millionen, die Kommunen 10 Millionen und tue
Landwirtschaft 2^ Millionen bekommen. Alle anderen
bekamenihr Geld zur freien Verwendung; wir haben
es heute noch nicht. Wir stehen unter der Kontrolle
des Staates. Uns wird alles vorgeschrieben,was wir
zu machen haben. Das ist keine Parität in der Behand¬
lung von Verufsständen.

Meine Herren! Dann hat Herr Haas sich auch Per¬
sönlich an mich gewandt und gesagt, ich fei nicht der
Vertreter ,der Bauern. Ich darf Herru Haas, der wohl
auf demokratischemBoden steht, daran erinnern, daß
der RheinischeBauernvcrein schon seit 25 Jahren auf
dem Boden der Selbstverwaltung steht. Ich bin selbst
derjenige gewesen, der die Vorlage zwecks Selbst¬
verwaltung im RheinischenVauernverein gemachthat.
Bei uns wird von unten herauf gewählt. Und wer
an der Spitze steht, ist der Vertreter auch der Klein¬
bauern. (Sehr richtig! rechts; Lachen links; Zuruf
eines kommunistischen Abgeordneten: Das glauben die
Hühner!) Ich konstatiere es ausdrücklich,daß in der
Rheinprou luz eine kleinbäuerliche Bewegung überhaupt

nicht die Füße auf die Erde bekommen kann, weil eben
auch die Kleinbauern alle erfaßt sind durch unsere
Organisation und durch die Selbstverwaltung, ,die wir
haben. Bei uns hat jeder das gleiche Stimmrecht. In
der Kreisbauernschaft, in den Ortsverbänden, sind auch
die Kleinbauern und die landwirtschaftlichenArbeiter.
Sie erkennen öen Aauernverein als ihre Vertretung
an; sie arbeiten darin mit und fühlen sich Wohl dabei.
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Es ist nur schade,
daß die Bauern deu Schwindel noch nicht erkannt
haben!) Herr Haas, bis heute haben Sie noch nichts
für die Kleinbauern getan. Aber wir haben den
Bauernverein gegrünbet im Interesse der kleinen und
mittleren Bauern. (Zuruf des Abgeordneten Hosf-
mann: Und haben sie mit Füßen getreten!) Sie haben
doch das gleiche Stimmrecht, sie haben doch die Mehr¬
heit bei uns, sie können uns vollständig majorisieren.
Aber wir sind nicht bange vor unseren Kollegen, auch
wenn sie klein sind. (Zuruf des Abgeordneten Hoff-
inann: Aber Sie haben sie trotzdem mit Füßen ge¬
treten!) Ich Machte,daß dieses Hohe Haus auf einem
höheren Niveau stände und daß man, wenn man hier
etwas behauptet, es auch beweist. (Abgeordneter Hoff¬
mann: Sehr richtig!) Wenn wir auch das Genossen¬
schaftswesenentwickelt haben, in dem wir, groß und
klein, mit unserem ganzen Vermögen für die Gemein¬
schaft haften, so sind das soziale Auffassungen, und
Ihre Schlagworte können daran nichts ändern. (Zu¬
ruf t>es Abgeordneten Hoffmann: Wenn Sie das Ge¬
nossenschaftswesen ausbaue», müssen Sie mit den Kon¬
sumvereinen anfangen! Lachen rechts.) Mein geehrter
Herr Kollege, geben Sie uns einmal einen Vortrag
über die Wege, die Sie für richtig halten. Wir stehen
auf einem anderen Standpunkt. Wir sind nicht ab¬
geneigt, mit den Konsumvereinen zu gehen. Ich darf
Ihnen auch noch sagen, daß in dem neueren Kampf
der dcutscheuGenossenschafte,! gegen die Dinge, üie in
der Preußentasse passiert sind, Ihre Vertreter au un¬
serer Seite gekämpft haben. (Beifall rechts und im
Zentrum.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Wesenfeld.

Abgeordneter Dr. Wesenfel'd: Meine Damen
und Herren! Ich habe namens meiner Freuude eine
kurze Erklärung abzugeben.

Herr Abgeordneter Theißen von der kommunisti¬
schen Fraktion hat es für notwendig gehalten, hier noch
einmal in einigen Sähen die Frage des sogenannten
Separatismus anzuschneiden. (Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Unangenehm!) Wir sind der
Meinung, daß nach den Klarstellungen der letzten Mo¬
nate, Gott sei Dank, von rheinischemSeparatismus im
Rheinischen Proviuziallandtage überhaupt nicht mehr
geredet zu werden braucht und deshalb auch nicht mehr
geredet werden sollte.
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Aber, wenn Herr Thcißen es gewagt hat, in einem
Sah mit dem Wort Separatismus auch den Namen
unseres Fraktionsfreundes, des Herrn Dr. Iarres, zu
nennen, so verbitten wir uns etwas derartiges und
weisen es mit Entschiedenheitzurück, (Bravo!)

Herr Theißcn, wenn Sie behauptet haben, W Pro¬
zent der Bevölkerung wären bereit gewesen, das Rhein¬
land zu verraten, so sage ich Ihnen: Wenn irgcnd-
ctwas aus diesen schweren Jahren uns als erhebendes
Moment in aller Zeit in Erinnerung bleiben wird,
dann sind es die Beschlüsse der Provinziallandtage hier
in Düsseldorf und Barmen, durch die wir einmütig von
de» Sozialdcmokraten bis zu den Dcutschnationalen
für die Freiheit der Nhcinlande und die Erhaltung des
Deutschtums eingetreten sind. Und wer stand damals
zur Seite? Wer hat sich keinem dieser Beschlüsse an-
geschlossen?Das waren Sie und Ihre Freunde. (Sehr
richtig! rechts.)

Um der historischenWahrheit willen stelle ich hier
fest, daß das ganze Rheinland einmütig war in der
Zurückweisung dieser Angriffe und daß nur Sie und
Ihre Freunde sich damals von uns getrennt haben.
Gott sei Dank, es sind keine IN Prozent gewesen; soviel
haben Sie in: Rheinland nicht zu sagen.

Das festzustellen,hielten wir doch für notwendig.
(Starker Beifall; Zuruf des Abgeordneten Dnnder:
Wer hat denn die Separatisten bekämpft?)

Stellvertretender VorsitzenderDr. T nahen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas : Meine Damen und Herren!
Einiges zu deu Ausführungen des Herrn von Steoman.
Herr von Stedman hat gesagt, ich hätte lediglich das,
was an Staatssteuern zu zahlen wäre, dem gegenüber¬
gestellt, was der Staat für die Landwirtschaft aus¬
geworfen hätte. Die kommunalen Steuern wären aber
in der Lage, die Landwirtschaft zn ruinieren. Ich
möchte darauf hinweifen, daß ich ausdrücklichdie Ein¬
kommensteuerund die Beträge genannt habe, die ins¬
gesamt an Einkommensteuer aufkommen,und das, was
die Landwirtschaft davon aufbringt. Bei der Ein¬
kommensteuersind aber doch drei, Reich, Staat und
Kommunen, beteiligt, Es ist also nicht richtig, wenn
hier gesagt wird, ich hätte lediglich das gegenüber¬
gestellt, was beim Staat an Steuern einkommt.

Das ist bei der Grundsteuer der Fall gewesen. Ich
habe bei der Grundsteuer gesagt, daß dabei die Staats-
steucr gemeint ist, und habe dann gesagt, was bei der
Grundsteuer alles aufgebracht wird.

Weiter hat der Kollege Stedman gesagt, endlich soll
etwas geschehen. Meine Herren! Ich habe schon in
meinen ersten Ausführungen darauf hingewiesen, daß
die Sozillldemutratie seit 1N20 nur drei Monate iu
acht Jahren in der Reichsregierung gewesen ist. Sie
haben also fast volle acht Jahre rein bürgerliche Reichs¬
regiernng gehabt. (Hört, hört! links; Zuruf des Ab¬

geordneten Gickmann: Preußen!) Diese rein bür¬
gerlichen Reichsregierungen haben nach
Ihren Worten nichts für die Notlage
der Landwirtschaft getan. Es kommt hinzu,
daß Sie seit einem Jahre eine ausgesprocheueRechts¬
regierung mit einem Fachminister für Landwirtschaft
au der Spitze haben. Gerade der hat Experimente auf
Experimente gemacht, gerade der hat sich neuerdings
von den preußischenMinistern sagen lassen müssen, daß
es so, wie er es vorgeschlagenhat, nicht geht, sondern
daß man die Länder einschaltenmuß, um die bewährten
Fachleute der Länder bei der großen Frage der land¬
wirtschaftlichenNot mit heranzuziehen.

Nun hat Herr von Loe gesagt — ich darf nur kurz
sprechen, weil ich nur wenige Minuten habe (Zuruf des
Abgeordneten Dr. Kaiser: Sie haben schon etwas zu
viel gesagt!) —, ich sollte gesagt haben, mit Statistiken
könne man alles beweisen. Den Ausdruckhabe ich nicht
gebraucht. Ich gebe zu, es ist ein alter Ausdruck, der
sehr oft angewandt wird. Sie haben, wie ich höre,
selbst zitiert, woher er kommt. Es ist mir Wohl be¬
wußt, daß es bei Steuern auf die Qualität des Bodens
ankommt; trotzdem ich vom Lande bin, kenne ich das.
(Heiterkeit.) Ich habe ausdrücklich auf Ostpreußen,
Mecklenburg,Pommern und Thüringen verwiesen, das
werden Sie zugeben müssen. Wenu ich lediglich einen
Vergleich gezogen hätte mit dem wesentlichschlechteren
Boden Ostpreußens und den demBoden desRheiiTandes
und des Westens gegenübergestellt hätte, dann Ware
das falsch gewesen. Aber ich habe einen Vergleich
zwischen Ostpreußen, Mecklenburg,Thüringen gezogen,
und die Bodenverhältnisse in Pommern und Mecklen¬
burg gehören durchaus nicht zu den schlechtesten.Ich
habe weiter gesagt: Ich stelle in diesen Bezirken
gegenüber das, was der Großgrundbesitzaufbringt, uud
das, was der Kleiubesitz aufbringt, und da, bin ich der
Auffassung, sind die Bodenverhältnisse des Großgrund¬
besitzes und des Kleinbesitzes in diesen Bezirken ziemlich
dieselben. (Widerspruch.) Es mag der Fall sein, daß
unter Umständen der Großgrundbesitz mit seinen Tau¬
senden von Hektaren etwas schlechtere Qualitäten hat
als derjenige, der nur wenige Hektar hat. Unter Um¬
ständen können sie ursprünglich gleich gewesen sciu;
aber durch viel Arbeit und Pflege mag der Kleinbesitz
mit der Zeit besser geworden sein als der Großbesitz.
Die Dinge sind jedoch so, daß es steuerlichkein großer
Unterschiedist.

Nun einige Worte zum Herrn Landeshauptmann.
Ich setze mich gerne mit den Rednern der einzelnen
Parteien auseinander, ganz gleich, ob der einzelne ein¬
mal ein ziemlich gewagtes Kunststück in der Diskussion
macht oder nicht. Aber ich muß doch sagen, was der
Herr Landeshauptmann sich in der Polemik gegen
Redner des Hauses leistet, ist mir bisher in meinem
parlamentarischen Leben noch sehr selten vorgekommen.
(Sehr richtig! links.)
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Ich habe im vergangenen Jahre auf Seite 175 des
Protokolls das schon einmal scharf zurückgewiesen.Ich
muß es heute nochmals tun und muß sagen, daß ich
eine solche Polemik in der Zukunft, selbst auf die Ge¬
fahr hin, daß ich Ordnungsrufe bekomme,mit Aus¬
drücken zurückweisenwerde, die nicht parlamentarisch
sind.

Es ist mir beileibe nicht eingefallen, Herr Landes¬
hauptmann, davon zu sprechen,daß deshalb, weil die
Durchschnittsrente nun von 3U auf 50 Mark gestiegen
ist und dadurch höhere Renten ausgezahlt werden,
mehr Arbeit ist. Das, was ich vorgetragen habe, steht
hier — ich stelle Ihnen das unkorrigierte Stenogramm
zur Verfügung. Ich sprach fortwährend von Fällen und
sagte: Im Jahre 1913 sind 98 666 Falle bearbeitet
worden und im Jahre 1926 234 936 Fälle. (Abgeordneter
Verlach: Hört, hört!) Ich sprach dann von 14 771 und
820U Heilverfahren; ich sagte dann, Trinkerfürsorge
und Schwangerenfürsorge hätten lange Zeit geruht
und seien nun wieder in Kraft getreten, und das würde
wieder soundso viel neue Fälle hervorrufen. Je mehr
Fälle ich aber habe, je mehr Arbeit habe ich doch. Ich
habe dann weiter gesagt, daß soundso viele Millionen
heute mehr an Ginnahmen da sind. Und ich habe
am Schluß gesagt: Durch die Kontrolle bei einem
Fünftel der Versichertenhat man 1,5 Millionen herein¬
geholt. Sie wissen als Verwaltungsbeamter so gut
wie ich: Je mehr Fälle, je mehr Akten sind zu be¬
arbeiten und desto mehr Arbeit ist vorhanden. Na, ich
will den Ausdrucknicht gebrauchen,der hier notwendig
ist. Aber daß man hier Gegenüberstellungen macht,
die ich nicht gemacht habe, die mir nicht eingefallen
sind, um einen Redner geradezu lächerlichZu machen,
das muß ich ganz entschiedenzurückweisen. (Weifall
links.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat der Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen
und Herren! Ich bedauere, daß Herr Haas auf den
grundsätzlichen Punkt meiner Ausführungen mit
keinem Wort eingegangen ist. Dieser grundsätzliche
Punkt meiner Ausführungen bestand darin, ob hier
der Provinziallanotag sich zum Vormund des Vor¬
standes der Lllndesversichernugsanstalt auswerfen soll
oder nicht. Das habe ich zwar nicht als nach dem
Gesetze unzulässig, aber zum mindesten als untunlich er¬
klärt. Infolgedessen konnte ichdem sachlichen Wunsche
des Herrn Abgeordneten Haas, daß wir hier einen
Landesrat gegen den Wunschder Landesversicherungs-
anstalt wählen sollten, nicht beipflichten.

Dann hat Herr Haas gesagt, er hätte von Fällen
geredet. Herr Haas hat angefangen, mit Summen zu
reden. Ich habe mir in der Eile noch die Summen
notiert, die er angegeben hat. Er hat die Gesamt¬
summe der Ausgaben für Renten und die Gesamt-
suüimcu der Einnahmen angegeben. Herr Haas, wenn

Sie zur Begründung Ihres Vorschlages,mehr Beamte
zu nehmen, die Summen angeben, so muß ich an¬
nehmen, daß Sie aus diesen Summeu Schlüsse für die
größere Zahl der Beamten ziehen wollen.

Was die grundsätzlicheFrage angeht, so muß ich
nochmals betonen, daß ich hier im Sinne der christ¬
lichen und freien Gewerkschaftengeredet habe, die sich
stets in den letzten Jahren gegen die Bevormundung
durch den Prouinzillllandtag gewehrt und immer ver¬
langt haben, daß der Vorstand der Laudesversicherungs-
anstalt selbständig sein soll. In diesem Sinne werde
ich auch für diese Wünscheeintreten, wenn ich amtlich
zu einer Aeußerung darüber aufgefordert werde. Ich
kann mich dann nicht dem hier propagierten Grundsatz
anschließen, daß der Provinziallandtag sich in diese
Wahl einmischensoll.

Im übrigen habe ich ausdrücklich erklärt, daß ich
grundsätzlichmit den beiden Rednern übereinstimme—
ich habe das im Vorstand der Landesversicherungs-
anstalt als Vorsitzender ebenfalls zum Ausdruck ge¬
bracht —, daß bei neuem Bedarf an Beamten bei
der Landesversicherungsanstalt in erster Linie Ver¬
treter der Arbeiter zu berücksichtigen sind. Ich
stehe auf diesem Standpunkt mit großem Nachdruck,
mit größerem Nachdruck, als beispielsweiseder doch den
Sozilllisten uahestehendePreußische Miuister des In¬
nern. Wenn wir einmal den Prozentsatz von Beamten,
die aus dem Arbeiterstande hervorgegangen sind, im
PreußischenMinisterium des Innern mit seinen Unter¬
behörden bis zum letzten Regierungspräsidenten mit
der Provinzialverwaltung vergleichen würden, so
Würde, glaube ich, die Provinzialverwaltung sehr gut
abschneiden.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Schrüer, Essen.

Abgeordneter Schröer, Essen: Als der Herr
Landeshauptmann gestern seine Etatsrede hielt, mag
er wohl geglaubt haben, daß die Zuhörer über kein
politischesDenken mehr verfügen. Sonst wäre die Rede
des Herrn Landeshauptmanns unmöglich gewesen,
wenigens in der Form, wie er gegen die Maßnahmen
zu polemisieren beliebte, die von seiten der Regierung
bzw, ihrer Treiber vorgenommen werden. Der Herr
Landeshauptmann hat an die dunklen Zeiten erinnert,
die vielleichteinmal bevorstehen,und er hat damit auch
die Frage der Reorganisation der Verwaltung und an¬
dere Dinge in Verbindung gebracht.Der Herr Landes¬
hauptmann ist sich nicht bewußt, daß die Reformen,
die vorgenommen werden sollen, nicht etwa vom
Himmel gefallen sind. Diese Dinge bilden doch jeden¬
falls ein Ganzes, ob es sich um den Dawesplan, ob es
sich um die Verwllltungsreform usw. handelt. Der
Landeshauptmann wird doch wissen, daß die Lasten des
Dawesplanes mit der Reform in Verbindung gebracht
werden müssen, die von seiten der Regierung und des
Schwevkapitals betrieben wird. Der Herr Landes-
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hauptmann steht sicherlich auch zu dem Notprogramm,
das von der Nürgerblockregierung sowie den schwer¬
industriellen Kreisen eingesetzt wurde. Das sind natür¬
lich Begleiterscheinungen der aus dem Kriege entstan¬
denen Ereignisse. Deshalb berührt es uns sehr eigen¬
tümlich, daß der Herr Landeshauptmann hier gegen
eine derartige Zentralisierung seitens der höheren Re-
gierungsinstanzen redet. Gr hätte ebenso gut sagen
können: Diese Dinge stehen nun einmal mit den Lasten,
die wir zu tragen haben, in Verbindung und infolge¬
dessen ergeben sie sich ganz von selbst. (Zuruf des Ab-
geordeten Dr. Kaiser: Was wollen Sie damit eigentlich
sagen?) Ich will damit sagen, daß der Herr Landes¬
hauptmann in Widerspruch steht mit den Tendenzen,
denen er selbst zugestimmt hat: den Daweslasten, dem
Bürgerblockprogramm usw., wenn er Kritik daran übt,
daß von feiten der höheren Regierungsinstanzen der¬
artige Reformen vorgenommen werden sollen. Diese
Reformen bezwecken doch lediglich eine Ersparnis an
Verwaltungsausgaben. Im Bürgerbloctprogramm ist
besonders auf diese Dinge hingewiesen. Der Hansa-
bund fordert z. B., daß durch das Programm Aus¬
gaben in Höhe von 10 Milliarden, die sonst durch
Steuern aufzubringen wären, erspart weiden sollen.
Den Wog dazu sieht eben die kapitalistische Negierung
mit ihren Hintermännern auf dem Gebiete der Re¬
form. Die Ausgaben sollen prozentual in einem großen
Maße eingeschränktwerden. Von diesem Gesichtspunkt
aus betrachtet, ist uns deshalb die Rede des Herrn
Landeshauptmanns zunächst unverständlich.

Der Herr Landeshauptmann will sparen, sparen an
allen Ecken. Er hat auch zum Ausdruckgebracht— wo¬
für er dann auch von den einzelnen Parteien seinen
Dank ausgesprochenerhielt —, daß er im vorigen Haus¬
haltsplan bereits Einsparungen vorgenommen hat, ob¬
wohl er zugeben mußte, daß große Aufgaben nament¬
lich auf dem Gebiete des Straßenbaues, unberücksichtigt
geblieben sind; aber weil er einmal sparen muß, des¬
halb war es nicht möglich, aus diesem Gebiete mehr
zu leisten.

Meine Damen und Herren! Die einzelnen Redner
haben auch das Gebiet der Fürsorgepolitit gestreift.Im
Notprogramm sehen wir auch, daß alle Elemente recht
viel Wert darauf legen, die Sozialpolitik abzubauen
und einzuschränken. Ich erinnere an die Herren Silvcr-
berg, Norsig usw., die in ihreni Programm bereits die
Linie festgelegthaben, wie insbesondere auf dem Ge¬
biete der Sozialpolitik gespart werden kann. In Ver¬
bindung mit der Reorganisation bzw, Zentralisation
sind wir der Meinung, daß auf dem Gebiete der Sozial¬
politik unzweifelhaft Einsparungen zugunsten der
breiten Masse, insbesondere der Arbeiterschaft, gemacht
werden tonnen. Das ganze System der Sozialversiche¬
rung ist in die verschiedenstenInstitutionen zer¬
splittert. Unsere Forderungen sind darauf gerichtet,
daß ein einheitlichesFürsorgeshstem für alle Notstände

- ob das Krankheit, Invalidität, Alter, Unfall oder
Erwerbslosigkeit ist — geschaffenwird. Wir sind da¬
für, daß eine Zentralisierung in dieser Beziehung vor¬
genommen wird, aber nicht so, wie Sie es wünschen.
Wir sind vielmehr der Meinung, daß auf dicfem Ge¬
biete eine wirkliche Selbstverwaltung durch die Für-
surgeberechtigtcneintreten muß und daß die Beiträge
für diese Zwecke von den Unternehmern aufgebracht
werden müssen, daß die Arbeiter einen vollen Rechts¬
anspruch auf die Unterstützung haben und daß ihnen
auch dann, wenn sie einmal arbeitslos werden oder in
andere mißliche Verhältnisse geraten, eine Rente ge¬
währt wird, die ihnen die Lebcnsczistenzsichert. Es
ist selbstverständlich,daß eine derartige Zentralisation,
eine solche wirkliche Selbstverwaltung der Fürsorge¬
berechtigten, ein ganz anderes Bild darstellt, als es
von der kapitalistischenGesellschaftvorgeschlagenoder
befürwortet wird.

Meine Damen und Herren! Auf dem Gebiete der
Fürsorge, das in der Debatte eine Nulle gespielt hat,
ist nicht etwa alles so in Nutter, wie es der Herr
Landeshauptmann und die Vertreter der bürgerlichen
Parteien in ihren Reden zum Ausdruckgebrachthaben.
Wir finden, wenn wir uns den Bericht ansehen, der
uns als Vorlage zugegangen ist, die Mängel der Für¬
sorge und auch der allgemeinen Institutionen sehr gut
charakterisiert. Vs ist z. B, in dein Bericht erwähnt,
daß ein großer Teil der Fürsorgezöglinge es ablehnt,
von der Verwaltung untergebracht zu werden. Das
hat natürlich seine Ursachen, Wir kennen diese Ur¬
sachen. Wir wissen, daß die Fürsorgezöglinge in den
Anstalten von der Fürsorge, die in den Provinzial
anstalten und den anderen Anstalten betrieben wird,
die Nase voll haben bis obenhin. Wenn die Fürsorge-
zöglinge der Meinung wären, daß sie es wirtlich schön
gehabt hätten, daß sie von der Verwaltung wirtlich
ideal untergebracht, verpflogt und behandelt würden,
so würden sie auch das Vertrauen zur Verwaltung
haben, daß die Verwaltung, wenn sie aus der Fürsorge
entlassen werden, ihnen auch eine Unteriunft bzw. eine
Stellung sichert, die ihnen das Leben möglich macht.
Aber daß die Fürsorgezöglinge es kurzerhand ablehnen,
untergebracht zu werden, deutet darauf hin, daß sie von
derartigen Methoden nichts wissen wollen. Meine
Damen und Herreil! Daß das seine Berechtigung
hat, erkennen Sie aus den Klagen, auf die ich aber hier
nicht weiter eingehen will; darauf werden meine
Kollegen im Fachausschußbzw. bei den Beratungen der
einzelnen Positionen noch eingehen. Besonders ist uns
aufgefallen, daß in einzelnen Anstalten, insbesondere
in der Anstalt Brauweiler, eine Reihe uon Unfällen
zu verzeichnenist. Wir sind der Meinung, daß es bei
sorgfältiger Beobachtung der Arbeitsniethoden wie auch
der Arbeitsmittel möglich sein muh, derartige Unfälle
zu vermeiden. Aus dem Bericht ist auch zu erseheu,
daß mehrere Prozesse geführt worden sind, daß ein
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Prozeß für die Verwaltung verlorengegangen ist und
daß ein paar andere Prozesse noch schweben. Wenn ein
Prozeß verlorengegangen ist so weist das darauf hin,
daß die Verwaltung hier im Unrecht war, daß also
nicht alles so in Ordnung war, wie es von der Ver¬
waltung dargestellt wird.

Was uns aber besondersaufgefallen ist, das sind die
verschiedenen Krankheitsfälle, die in den einzelnen Heil-
und Pflegeanstalten zu verzeichnensind. Es wird da
berichtet, daß in einzelnen Heil- und Pflegeanstalten
Thphusepidemien, Ruhr usw, in die Erscheinung ge¬
treten sind. Dabei wird die Bemerkung gemacht:
„Ziemlichhäufig waren in den einzelnen Anstalten die
in den Sommermonaten immer wieder auftretenden
ruhrähnlichen Durchfälle, die allerdings immer nur
körperlich Sieche und altersschwache Kranke befallen,
bei diesen aber nicht selten zum Tode führen." Es
sind 41 Fälle angeführt, darunter 11 Todesfälle. Meine
Damen und Herren! Wenn das immer wieder auf¬
tretende Erscheinungen ein und derselben Krankheit
sind, dann, Herr Landeshauptmann, muß man der Mei¬
nung sein, üaß hier etwas nicht in Ordnung ist. Viel¬
leicht liegen die Ursachen darin, baß die Wassereinrich¬
tungen oder die hygienischenEinrichtungen im allge¬
meinen einen alten Schaden haben, durch den derartige
Erscheinungen, wie das Auftreten ein und derselben
Krankheit, bewirkt werden, Gs muß schon etwas faul
sein, weil es sich immer um ein und dieselbe Krankheit
handelt. Wir verlangen, daß hier die Provinzial-
vcrwaltung einmal nach dein Rechten sieht und fest¬
stellt, ob derartige alte Schäden vorhanden sind, die
solche Erscheinungen hervorrufen. Gs kann aber auch
noch eine andere Ursachevorliegen, uud zwar die, daß
die Ernährung und die Unterbringung der Nnstalts-
Pfleglinge nicht so ist, wie es zur Erhaltung der Ge¬
sundheit notwendig ist, daß infolgedessender Körper
so schwach ist, daß die Krankheit ihn sehr leicht anfassen
kann.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß unsere
Kritik, wenn wir uns den Bericht betrachten,unzweifel¬
haft berechtigt ist. Um so dringender muß es sein, daß
die Verwaltung hier nachsieht; vielleicht kann sie uns
dann im nächstenJahre die erfreuliche Mitteilung
»lachen, daß derartige immer wieder auftretende Krank¬
heitserscheinungen nicht wieder vorgekommen sind.
Dann Ware die berechtigteKritik, die wir hier ansehen,
wenigstens fruchtbar gewesen, und wir würden uns
freuen.

Wir wünschen — was wir auch in einem Antrage
zum Ausdruck gebracht haben —, daß die Provinzial-
verwaltung dafür sorgt, daß Zöglinge, die in Familien¬
fürsorge untergebracht werden, nicht in elende Ver¬
hältnisse kommen und daß ihnen für ihre Arbeit auch
der Lohn gezahlt wird, den sie zu beanspruchenhaben,
der Tariflohn, wie er für jeden anderen Arbeiter gilt,
vielfach haben Wir zu verzeichnen,daß die Kinder als

billige Ausbeutungsobjekteaufs Land geschickt und dort
ausgepreßt werden. Unter diesen Umständen ist es
natürlich zu verstehen,daß die Kinder kein Bedürfnis
fühlen, irgendwie untergebracht zu werden. Meine
Damen und Herren! Wir glauben kaum, daß die Ver¬
waltung, obwohl wir diese Anträge schon in anderen
Tagungen gestellt haben, allerdings mit wenig Erfolg,
jetzt diese Uebelständebeseitigen wird. In dem Bericht,
der uns vorliegt, sagt die Verwaltung, daß es not¬
wendig wäre, die Pflegesätzein den einzelnen Anstalten
zu erhöhen. Aber die Pflegesätze sollen nicht etwa bei
der ersten Klasse erhöht werden, sondern die Erhöhung
soll lediglich bei der zweite» Klasse eintreten. Wir sind
natürlich der Meinung, daß eine derartige Heranf-
setzung der Pflegesätze in der zweiten Klasse unter
keinen Umständen vorgenommen werden darf, sondern
daß, wenn schon irgendwelcheErhöhungen der Pflege-
sätze vorgenommen werden sollen, dann die belastet
werden, die auch wirklich in der Lage sind, diese Un¬
kosten zu tragen.

Meine Damen und Herren! Nun etwas zu den Aus¬
führungen, die die einzelnen Redner, zum Teil auch
mit Protest, gegen unseren Genossen Theißen zu,» Aus¬
druck gebracht haben. lZuruf lints: Das war nur
Schein, das kennen wir ja!) Es wurde bei den Aus
führungen der Separatismus angeschnitten, und die
Herren vom Zentrum fühlten sich bemüßigt, an den
Bemerkungen meines Kollegen Theißen Anstoß zu
nehmen. Nun, meine Damen und Herren, diejenigen,
die im alten Provinziallandtag waren, werden wissen,
wie sich die Dinge abgespielt haben. Ich war ja einer
derjenigen, der damals im engsten Kreise, und zwar
im 21er-Ausschuß,tätig gewesen ist. Ich kenne also die
Dinge ziemlich genau. Ohne näher auf die Dinge ein¬
zugehen,will ich nur bemerken, daß das Zentruni wirk¬
lich keine Berechtigung hat, gegen unseren Genossen
Theißen in der Beziehung einen Vorstoß zu unter¬
nehmen.

Wenn »rein Kollege Theißen von 90 Prozent ge¬
sprochen hat, so ist ihm nicht im geringsten eingefallen,
90 Prozent der rheinischen Bevölkerung damit zu
nieinen. Vielmehr hat mein Kollege Theißen zum Aus¬
druck bringen wollen, daß 90 Prozent des Bürgertums
in diese seParatistischenAngelegenheitenverwickeltwaren.
Es wird mir der Zuruf gemacht, auch das sei noch
zweifelhaft. Ich will mich mit Ihnen darum nicht
streiten, ob ein Prozent mehr oder weniger dabei her¬
auskommt. Wir wissen ja, wie sich die Dinge in der
damaligen Zeit abgespielt haben.

Die Arbeitsgemeinschaft Protestiert heute dagegen,
daß mein Kollege Theißen Herrn Iarres niit den
Dingen in Verbindung gebracht hat. Mein Kollege
Theißen wollte Herrn Iarres nicht etwa unterschieben,
daß er mit dem Zentruni gemeinschaftlichdieselben
separatistischenBestrebungen gepflegt habe, sondern er
hat »ur die Stellungnahme des Herrn Iarres in der
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damaligen Zeit mit der Separatistenbewegung in Ver¬
bindung bringen wollen. Wir haben ja schon zu An¬
fang der diesjährigen Tagung eine Erklärung ab¬
gegeben, die diese Versackungspolitit des Herrn
Dr. Iarres betrifft. Eben weil Herr Dr, Iarres da¬
mals diese Stellung eingenommen hat, hat mein
Kollege Theißen heute diese Polemik in bezug auf die
Separatistenbewegung zum Ausdruck gebracht. Es ist
eine etwas andere Art des Separatismus gewesen, aber
auch eine Art Separatismus, wenn man einfach die Ge¬
schichte dem Feind überlassen will, d. h. demjenigen,den
Sie als Feind betrachten. Damit glaube ich die Sach¬
lage so dargestellt zu haben, wie es mein Freund
Theißen zum Ausdruck bringen wollte. Ich will darauf
nicht weiter eingehen.

Wenn Sie es wünschen, kann ich es freilich tun. Ich
habe noch die Erklärung da, die Herr Knab in dem
damaligen Provinziallandtag abgegeben hat, wo er
Sie aufforderte, gegen ihn Klage zu erheben. Wenn
Sie wollen, lese ich sie Ihnen vor. Aber ich will mich
mit der Erklärung, die ich bisher zu dieser Angelegen¬
heit abgegeben habe, begnügen.

Meine Damen und Herren! Nun noch etwas zum
Herrn Baron von Los. Schade, daß er nicht hier ist.
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Kaiser: Ich kann es ihm
auch sagen!) Wenn Sie hier sind, ist es ja dasselbe.—
Herr Baron von Lo« glaubte hervorheben zu müssen,
mit welcher Herzlichkeit er sich der kleinen Bauernschaft
angenommen habe. Er leistete sich dazu den Witz, zu
bemerken, daß die Bauern in dieser Bereinigung ja die
Mehrheit hätten und eutsprechenbbeschließen tonnten,
daß aber die Mehrheit der Bauern mit der Leitung
des Herrn Barons von Loe absolut einverstanden sei.
Nun, meine Damen und Herren, wir wissen, auf welcher
Basis die Dinge beruhen, und Sie schätzen auch die
Bauern danach ein. Sie wissen, daß «der kleine Bauer,
der auf seiner Scholle sich mühselig Plagt, natürlich
nicht so eingestellt ist, wie die akademischgebildeten
Herren, die im Borstand sitzen. Das wissen wir, das
wissen auch Sie, und Ihr Mehrwissen nutzen und
beuten Sie dazu aus, den armen Bauern bei der Be¬
handlung irgendwelcher Fragen die Dinge von einem
andereil Gesichtspuntt begreiflichzu machen,als sie in
Wirtlichkeit aussehen. Sie machen ihnen die schönsten
Illusionen auf Grund Ihres besseren Wissens. Der
kleine Bauer ist nicht so intelligent, daß er Ihnen ant¬
worten kann. Er kennt nicht die einzelnen Regierungs¬
instanzen,nicht die verschiedenen großen wirtschaftlichen
Organisationen, er kennt nicht die Zusammenhänge, er
kennt nicht die ganze Politische Materie, wie sie von
unten bis hinauf zum Reiche geplant, geschmiedet und
durchgeführt wird, Sie aber stecken darin, Sie kennen
es und Sie nutzen es aus. Wenn wirtlich die armen
Bauern einmal zusammen sind, dann zeigen Sie ihnen
die andere Seite; dann sagen Sie ihnen bestimmt nicht
das, was Sie tun wollen. Daraus erklärt sich, warum

die kleinen Bauern in ihrer HilflosigkeitIhnen bis fetzt
noch nicht gehörig auf die Finger geklopfthaben. Aber
das Erwachen der Bauern, das der Herr Landeshaupt¬
mann angedeutet hat, spricht dafür, daß sich die Bauern
dessen, was mein Freund Theißen hier dargelegt hat,
bewußt werden und daß sie in Zukunft eine etwas
lautere und deutlichere Sprache reden werden, als sie es
bisher getan haben. Es wird Ihnen deshalb noch der
Schreckenvon den Tagen in den Knochen liegen, wo
arme Bauern das Finanzamt gestürmt haben. Daraus
erklärt sich wohl auch die scheinbareFürsorge, die Sie
fetzt den Bauern gegenüber zur Anwendung bringen
wollen. Sie haben also absolut keine Berechtigung,
hier hervorzuheben, daß Sie für die Bauern irgend-
etwas getan haben. Wir Kommunisten haben in allen
Parlamenten von oben bis unten in wcitestgehender
Form immer und immer wieder die Forderung gestellt,
den Bauern in jeder Art und Weise zu helfen. (Zuruf
des Abgeordneten Dr. Kaiser: Zum Beispiel in Ruß¬
land!) Ja, Herr Dr. Kaiser, in Rußland wird den
Bauern anders geholfen als in Deutschland. (Lachen.)
Verlassen Sie sich darauf. (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Kaiser: Da sind sie verhungert!) Meine Herren!
Ich versteheIhr Lachen. Sie lachen deshalb, weit in
Rußland das Proletariat den Großen alles nimmt und
es den Kleinen gibt. Ihr Lachen ist darauf gemünzt,
daß Sie es allgemein so darstellen wollen, als ob die
russische Negierung nicht die großen und auch nicht die
kleinen Bauern unterstütze. Aber wir verstehen Sie,
wir tenncn auch Ihre Schmerzen. Aber lassen Sie!
einmal einen Bauern von Rußland einen Bericht er¬
statten, (Zuruf von rechts: Herrn Haas!) Er wird
Ihnen beweisen, daß jeder Baner in weitestgehendem
Maße von feiten der russischeu Negierung unterstützt
wird, und, je kleiner er ist, desto mehr wird er unter¬
stützt. (Zuruf rechts: Deshalb produzieren die russi
schen Bauern auch nichts!)

Ihre Vertreter im Reichstag und Landtag hätten
die Macht dazu, den Anträgen der Kommunisten, die
dort gestellt werden, zuzustimmen. Dann würde mit
einem Schlage den Bauern wenigstens in etwa geholfen
werden können. Warum lehnen Sie dies jetzt oben
ab? Hier unten stellen Sie sich hin und dreschen
Phrase», als ob Sie Wunders was für die kleinen Leute
übrig hätten. Aber wenn Sie in den anderen Parla¬
menten Ihre Tätigkeit wieder aufnehmen, dann zeigen
Sie das wahre Gesicht. Meine Herren! Wir kennen
Ihre Methoden. Wir kennenauch alle die Mittel, die
Sie zur Anwendung bringen. Deshalb werden wir bei
jeder Gelegenheit dafür eintreten, daß den Bauern und
der Arbeiterschaft das möglichste gegeben wird, un¬
geachtet dessen, ob die Verwaltung sparen will oder
nicht. Wenn Sie nun die von uns gestelltenAnträge
unterstützen, so haben Sie Positiv etwas getan und
nicht nur etwas versprochen,was Sie in Zukunft dock
nicht halten. Auf dieser Basis ist Ihre ganze Politik
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eingestellt, auf dieser Basis beruht auch die Politik der
Verwaltung: nur mit schönen Redensarten die Massen
zu speisen und in Wirklichkeit nicht daran zu denken,
das, was man verspricht, auch durchzuführen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter von Detten.

Abgeordneter von Detten: Meine Herren!
Wenn Nur die Ausführungen uns vergegenwärtigen,
die die einzelnen Parteien bezüglich der Not der Land¬
wirtschaft gemacht haben, so müssen nur zunächst fest¬
stellen, daß sie alle um den Kern der Sache herum¬
gegangen sind. Der Herr der Sozialdemokratie hat
zwar ausgeführt, wieviel Steuern die Landwirtschaft
zn zahlen hat und was sie andererseits bekommt. Wir
stehe» hier auf dem Standpunkt des Herrn von Lu<-
uud des volksparteilichcn Redners, des Herrn von
Stedman, und köuueu dazu uur sagen, daß die Haupt¬
sache der Zollschutz ist uud die Stellung der einzelnen
Parteien zu diesem Zollschutz, ferner zu der Frage,
daß die Laudwirtschast nach dem Kriege im allgemeinen
denselben Zollschutz genießt wie vor dem Kriege, wäh-
reud die Industrie das Doppelte oder Dreifache an
Zullschutz bekommen hat. Meine Herren, daß der Ver¬
treter der Suzialdemulrntie auf diesen Punkt nicht
eingeht, ist sehr verständlich und bedarf wohl keines
Kommentars. Aber, daß dasselbe auch beim Zeutrum
der Fall ist, daß mau diesen Punkt ängstlich vermeidet,
weil durch die Stellungnahme zu ihm erst das wahre
Gesicht herauskommt, das hat die sonst so außerordent¬
lich wertvollen Ausführungen des Fraktionsführers
des Zentrums, des Herrn Heuser, stark beeinträchtigt.
Aber das gleiche sehen wir auch bei der Volkspartei;
auch sie berührt diesen Kernpunkt der landwirtschaft¬
lichen Not nicht. Will man den Zollschutz erhöhen oder
will man den Forderungen der Bauern nachkommen,
dafür zu furgeu, daß der Abbau der Industrieprodukte
bezüglich ihrer Preislage erfolgt? Das ist das, was
die Naueru fordern. Alles andere, auch das gauze Not-
Programm — das ist ganz richtig von unserem Etats¬
redner llusgeführt wurdeu, ist nichts weiter wie eine
Salbe, die auf die krebsartigen Wunden der Bauern-
Verschuldung, der Bauernnot und des Vaueruuieder-
gnngs gelegt wird.

Meine Herren! Wir haben die große Empfindlich¬
keit des Herrn Haas gegenüber den Ausführnugen des
Herrn Landeshauptmanns nicht ganz verstanden. Wir
sind llußerordeutlich erstaunt über diese gewaltige
Empfindlichkeit. Das war bisher doch gar nicht so der
Fall. Es scheint aber, daß die Sozialdemokratie, wrun
sie erst richtig im Sattel ist, es versteht, auch Fraktur zu
redeu. (Zuruf links: Das geschieht von Ihnen!). Von
uns wohl nicht, denn so lange sind wir noch nicht da;
aber vielleicht werden wir eines Tages länger da sein
als sie. (Zuruf links: Oder Sie verschwinden!) Viel¬
leicht mit Ihnen (Zuruf eines sozialdemokratischen Ab¬
geordneten: Wir bleiben dauernd und werden uuch

viel stärker!) Das nächste Mal wird es der Fall sein,
da werden Sie nach aller Ueberzeugung mehr be¬
kommen; aber dann wird die Katastrophe der Wirt¬
schaft kommen, und dann fragen Sie sich, was übrig
bleibt. Für die Gesamtpolitic bleiben Sie in erster
Linie verantwortlich.

Nun, meine Herren, aber etwas anderes. Die Ren¬
tabilität der Landwirtschaft ist so außerordentlich not¬
wendig, daß sie bei der Brtämvfung der landwirt¬
schaftlichen Not in die vorderste Linie gestellt werden
muß; von ihr ist alles abhängig. Siedlung zu treiben
ohne Rentabilität — das ist ganz richtig von unserem
Frattiunsridncr ausgeführt wurden — bedeutet uuscre
guten Bauersleute im Westen iu die Huugersnot der
östlichen Siedlung treiben

Meine Herren! Znm Schluß noch das, was an¬
scheinend der Herr preußische Landwirtschaftsminister
nach den neuesten Nachrichten zur Behebung der
Bauernnot vor hat: Er stiftet 5N Ehrenpreise in Form
von Medaillen. (Zuruf: Das- ist doch ganz schön!)
Meine Herren! Das dürfen Sie alle mitnehmen, um
Ihreu Bauern zu erzählen, wie der augenblickliche
preußische Finanzminister im Preußenkabinett die
Vauernnot zu beheben gedenkt.

Meine Herren! Noch eine kurze Bemerkung. Es ist
ja dieses dunkle Kapitel des Separatismus angeschnitten
wurden, dazu möchte« wir kurz folgendes sagen.

Wir können der Anschauung des Herrn Staats-
kommissars nicht zustimmen, daß das Urteil des Kölner
Gerichts erheblich zur Kläruug der Frage des Separa¬
tismus beigetragen oder, wie er sich ausgedrückt hat,
wie ein reinigendes Gewitter gewirkt hätte. (Zuruf
des Abgeurduetcu Hoffmann: Was muß dann erst
kummen?) Warten Sie ab, es kommt alles. Wir möch¬
ten vielmehr das Gegenteil feststellen, weil das Gericht
sich mit der bekannten Ertläruug auf das Gebiet der
Politik bogeben und damit den Begriff des Separatis¬
mus uur weiter kompliziert hat. Wir haben nämlich jetzt
einen verbrecherischen, einen verächtlichen nnd einen
erlaubten Separatismus; nur haben Verhandlungen
mit uud ohne Auftrag Berlins, wir haben ferner einen
Separatismus vor dem 1. Juni 1919 und einen Sepa¬
ratismus nachher und, um Ihnen die Auswahl zu ver-
vullstäudigen, möchten wir nuch ans die neuere Abart
des Separatismus aufmerksam machcu, der seine Ent¬
stehung sogar in die Zeit vor dem l». November 1918
zurückverlegte. Das wäre der Separatismus Nr. 0, der
wohl nach gewissen Aeußerungen als Landesverrat an¬
gesehen werden kann. Meine Herren, es wird nicht
immer leicht sein, zu entscheiden, welche Abart von
Separatismus nun im einzelnen Falle vorliegt. Wenn
aber festgestellt werden sollte, daß irgend jemand auf
die Anklagebank gehört, so wird es jedenfalls nicht die
Wirtschaftspartei sein können. (Abgeordneter Dr.
Kaiser: Na, na! Lachen. Zuruf des Abgeordneten Hoff¬
mann: Das reinigende Gewitter war aber doch da!)
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Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Haas (Zuruf: Nicht da!),
dann Herr Abgeordneter Herrmann.

Abgeordneter Herrmann : Meine verehrten
Damen und Herren! In unseren Verhandlungen ist
immer wieder die Klage über die derzeitige Wirtschafts¬
lage laut geworden, und die mißliche Wirtschaftslage
ist mit Recht verantwortlich gemacht wurden für eine
Fülle von llebelstnnden und Mißständen, die wir „u
beklagen haben. Mehrfach hat man auch das Dawes-
Ablommeu mit seinen unerträglichen Lasten für den
traurigen Stand unserer Wirtschaft verantwortlich ge¬
macht, und es ist deshalb immer wieder darauf hinge¬
wiesen worden, daß das Dawes-Abkummeu einer Re¬
vision unterzogen, die Lasten erträglich gestaltet werden
müßten.

Gewiß ist das ein Ziel, mit allen Mitteln nnd mit
aller Macht zu erstreben. Ab^r notwendig ist auch,
daß man sich klar wird, in welcher Weise denn diese
Dawes-Lasten eigentlich zustande kamen. Die Unein¬
geweihten, und dazu gehören ihrer sehr viele, sind
immer nuch der Meinung, als seien die Dawes-Lasten
das Wert unserer siegeLbewnßtcn und übermütigen
Feinde. So ist die Sache nicht. Die Dawes-Lasten sind
uns vielmehr von unseren eigenen Landsleuten be¬
schert, von den Männern in der Regiernng, die damals
am Ruder waren, als dieses Abkommen t92>l getroffen
wurde Wer das nicht weiß oder es nicht glauben will,
dem empfehle ich die Lektüre jenes Gutachtens, das den
Nameu des Generals Dawes trägt. Da steht klipp und
klar, daß die DeutscheRegierung erklärt habe, daß sie
onrch die Inflation ihre innere Schuld losgeworden
sei. Und nun folgern die ausländischen Gutachter:
Wenn Deutschland leine Innenschuld mehr hat, dann
kann es auch tüchtig bezahlen,weil ja sonst Deutschland,
das den Krieg verlor, günstiger dastäudc, als die
Staaten, die den Krieg gewonnen haben. Da heißt es
u. a. weiter, die deutsche Industrie hätte nurmalerweise
jährlich soundso viele Milliarden an Zinsen zu zahlen;
da sie nun ihre Schulden losgeworden sei, könne sie
eine Last zugunsten der Feinde, der Sieger in dem
großen Kriege, ans sich nehmen. Dasselbe wird aus¬
geführt von der großen Landwirtschaft, von der Eisen¬
bahn; kurzum, es steht in dem Abkommen ganz deut¬
lich, und zwar an soundsovielen Stellen ausgesprochen:
Deutschland kann zahlen, weil es durch die Inflation
seine Innrnschuld losgeworden ist. Nnd Herr General
Dawes hat zum Ueberfluß noch folgendes erklärt:
An der Feststellungder inneren Entschuldung Deutsch¬
lands haben wir Ausländer nicht mitgewirkt, sondern
das ist eine Tat der Deutschen Regierung. Wir hätten
Deutschland nicht eine so große Reparationslast auf¬
bürden tonnen, wenn es nicht erklärt hätte, es sei im
Innern entschuldet. Er führte treuherzig aus: „Wir
hätten uns auch mit weniger begnügen müssen." Weil
also die Deutsche Regierung erklärt hat, Deutschland

habe keine Schulden mehr, so hat das Ausland mit
Recht gesagt: „Dann müßt Ihr auch bezahlen, denn
wir können nicht dulden, daß wir, die wir die Sieger
sind in diesem Kampfe, schlechterdastehen sollen als
Ihr, die Ihr den Krieg verloren habt."

Meine Damen und Herreu! Verweilen Sie eiuen
! Augenblick bei dieser Tatsache, um die ganze Tragik

und das Erschütternde zu empfinden, ums in der Fest¬
stellung liegt: die DeutscheRegierung habe erklärt, die
Innenschuld sei getilgt, und habe damit fertig ge¬
bracht, daß man uns jetzt auf die Dauer 2^ Milliarden
jährlich abknöpfen will!

Meine verehrten Damen und Herren! Das war
ein schweres Unrecht, das war ein Verbrechenam deut¬
scheu Volk. Und wenn einmal llntersuchungs-
lommissionenzu empfehlen gewesen wären, wenn ein¬
mal der Ttnatsgerichtshof eine Aufgabe gehabt hätte,
so war es die Aufgabe, hier die Schuldigen festzustellen,
die dem deutschen Volke eine derartig unverantwort¬
liche Last aufgebürdet haben. Wenn wir da weiter¬
kommen wollen, so ist meines Erachtens der Weg nur
der, daß die Deutsche Regierung in sich geht, pater
peccavi sagt uud es ausspricht: Wir haben damals ge¬
logen oder wir haben uns geirrt, als wir glaubten, die
deutsche Innenschuld wäre getilgt. In Wirklichkeitbe¬
steht ja die Schuld noch, denn all die treuen Landes¬
tinder, die den letzte» Gruschen ans den Altar des
Vaterlandes hintrugen, aus heißer vaterländischer Ge¬
sinnung heraus, und denen man immer »nieder ver¬
sprach, niemals werde eine Deutsche Regierung oder ein
Deutscher Reichstag es wagen, an die Kricgsanlcihe zu
tasteu, sie alle stehen ja noch da und warten darauf,
daß sie das wiederbekommensollen, was sie dem Vater-
lande in schwerer Zeit geliehenhaben. Die Deutsche Ne¬
gierung und der Deutsche Reichstag müssen deshalb
den Mut und die Ehrlichkeit aufbringe!!, zu sagen:
Wir haben unrecht getan an unserem Volk, wir
haben unser Volk bestohlen und es um sein sauer er¬
spartes Eigentum gebracht. Dann wird mich der Feind
von ehemals mit sich reden lassen.

Nie Amerikaner sind auf dem besten Wege, ehrlich
zu werden Deutschland gegenüber nnd ihm das zu un¬
recht beschlagnahmte (Eigentum zurückzugeben. Die
Engländer haben schon starte Beklemmungen, daß sie
das gleiche tun müßten. Da ist zu hoffen, daß schließ¬
lich auch Deutschland ehrlich wird gegenüber seinem
eigenen Volk, und daß es den Schimpf von sich ab¬
wischt, den die Engländer als „äizKunezt^" bezeichnet
haben. Also, meine Damen und Herren, wir »vollen
wünschen und fordern, daß der Dawes-Vertrag revidiert
wird. Aber wir wollen vor allen Dingen den Herren
ins Gewissen reden, die oben am Ruder sind und die
Verantwortung tragen für dieses gewaltige, unsag¬
bare Unrecht,das dem deutschen Volk mit diesen Dawes-
Lasten zugefügt worden ist.
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Und einen zweiten Gedanken gestatten Sie mir noch
zu unterstreichen. In diesem Hause ist niemand, der
nicht den engsten Zusammenhang zwischenHaus und
Familie und Kultur und Sittlichkeit kannte. Wir
haben in unserer Taguug jetzt manchmal Gelegenheit,
von der gefährdeten Jugend uud der gefährdeten Sitt¬
lichkeit unseres Volkes überhaupt zu sprechen. Meine
Damen nnd Herren! Wir reden viel über diese Dinge,
fassen aber das Uebel nicht an der Wurzel au, wcu»
wir uicht den Quellen der Unsittlichkeitund der Ge¬
fahren, die unserer Jugend drohen, nachgehen. Da
kommen wir wieder einmal auf das Wohnungselend,
das nachgeradegen Himmel schreit. Wer auf dem Ge¬
biete nicht bewandert ist, den bitte ich, von Zeit zu Zeit
eine Mieterzeitung in die Hand zu nehmeu und nach¬
zulesen, was für liebliche Wohnungen es in Deutsch¬
land noch gibt, wo acht, zehn, zwölf Menschenin einem
Zimmer Wuhnen,essen, schlafen, oft mehrere Ehepaare
zusammen, Das sind Dinge, die schreien zum Himmel,
Nun hören wir ja die Klagen alle Jahre, und es heißt
immer wieder: Da muß etwas geschehen.Aber es ge¬
schieht nichts Spürbares, obwohl jährlich Millionen
und aber Millionen in Form von Hauszinssteucrn er¬
hoben werden, die doch in erster Linie eigentlich zur
Förderung des Wohnungsbaues dienen sollten.

Die Hauszinssteucr ist die ungerechteste und un¬
moralischste Steuer, die es jemals gegebenhat, denn sie
ist eine Steuer für geraubtes Gut. Der Staat hat deu
Hausbesitzern gestattet, in der Inflation ihren Gläu¬
bigern drei Viertel und mehr ihres guten Geldes zu
nehmen. Dann kommt der Staat und sagt: Ihr habt
ein Bombengeschäft gemacht, weil ich euch den Dieb¬
stahl an euren Gläubigern erlaubt habe; nun laßt mich
aber auch an dem Raub teilhaben und zahlt mir Haus¬
zinsstener! Meine verehrten Damen und Herren!
Nenn diese Hauszinsstener schon erhoben werden soll,
so gehört sie dem Gläubiger, der die Hhpothet auf das
Gebäude gegeben hatte, denn sein Geld ist es doch,
das diese Zinsen bringt. Wie kann da der Staat sich an¬
maßen, diese Steuer für sich einzustecken?Die Haus¬
besitzer haben die Steuer in der ersten Zeit nicht un¬
gern gezahlt, weil sie in dieser Steuer eiucn Schutz
gegen eventuelle Forderungen ihrer Gläubiger sahen,
Sie sagten sich: So lange nur Hanszinsstcuer zahlen,
können wir die gerechten Forderuugcn unserer Gläu¬
biger ablehnen, nnd die Hauszinsstener wird ja schließ¬
lich eines Tages verschwindenmüssen, Sir verschwindet
aber nicht, sie wird vereinigt. Man erklärt an allen
Ecken und Ende», man tonne das Geld nicht entbehren,
und man stopft allerhand Lücken damit nnd erfüllt
allerhand Zwecken nur fördert mau den Wohnungsbau
nicht so, wie es notwendig wäre.

Meine Damen und Herren! Sie können sagen, das
gehöre nicht in den Prouinziallandtag, das gehöre in
den Reichstag. (Sehr richtig!) Aber ist es denn nicht
richtig, daß die deutschen Politiker — nnd eigentlich

sollten ja alle wahlberechtigtenMänner uud Frcmeu sich
verantwortlich fühlen für die Landespolitik — sei es,
wo es sei, ihre Stimme erheben und ihre Ideen und
Forderungen aussprechen. Wie sollen die in Berlin
denn zu einem guten Gedaukeu uud zur Einsicht
kommen, wenn nicht aus dem Lande heraus der Ruf
ertönt: Dies und das muß anders werden. Ich be-
daure es daher ganz außerordentlich, daß in diesem
Hause für die Aufwertuugssrage so wenig Sympathie
zu finde» ist. Sie hören ja ruhig zu, das haben Sie
auch im uorigen Jahr getan, aber . . . lGlocke des
Vorsitzenden,)

VorsitzenderDr, Iarrcs: Herr Abgeordneter, ich
muß darauf aufmerksam mache», daß die für Ihre
Gruppe vorgeseheueRedezeit von einer halben Stunde
abgelaufen ist.

Abgeordneter Herr mann: Ich muß also
schließen, meine Damen uud Herren! Ich tue es mit
der Bitte, daß Sie alle diese wichtige Sache zu einer
eigenenHerzensangelegenheit machen wollen, im Inter¬
esse unseres Landes und Volkes.

Herr Instizrat Kaiser sagte heute morgen mit
Emphase: Deutschlaud ist doch ein Rechtsstaat. Ja, ver¬
ehrter Herr Instizrat, ist es das wirklich? (Zuruf des
Abgeordneten Dr. Kaiser: Sie müssen es ja besser
wissen!) Ist Deutschland heute ein Rechtsstaat? Hat
nicht der Präsident des Reichsgerichts recht, der gesagt
hat: Unsere Nachtriegsgesetzgebungist so, daß die deut¬
schen Nichter nicht mehr Recht sprechen können, sundern
mehr oder miuder Unrecht sprechen müssen! Das sagt
der höchste deutscheRichter. Aber, meine Damen und
Herren! Wir wollen alle arbeiten am Wiederaufbau
unseres Vaterlandes. Man kann indes nnr bauen,
wenn ein festes Fundament da ist. Dieses feste Fuuda-
meut muß das Recht sein, und das Recht ist heute in
Deutschland zertrümmert. Darum helfen Sie mit der
Wiederherstellung des Rechts die Grundlage schaffen,
auf der sich wiederaufbauen läßt, (Bravo! bei der
Wirtschaftlichen Vereinigung,)

Vorsitzender Dr, I'arres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas,

Abgeordneter Haas : Meine Damen nnd Herren!
Trotzdem der Herr Landeshauptmann nicht im Saale
ist, muß ich au seiue Adresse noch eine Bemerkung
richten, Cr hat in seiner Replik gesagt, daß ich an die
Spitze meiner Ausführungen Zahlen über dir Ein¬
nahmen bei der Lnndesvcrsicherungsanstalt gestellt
hätte. Ich möchte diese Zahlen hier wiederholen. Ich
habe gesagt, >!)i:! wären 32WL0N0 Mark eingekommen
und l028 W Millionen. Der Herr Landeshauptmauu
weiß noch besser als ich, daß es eine Zeit gegeben hat
— »nährend der Inflationszeit —, wo die Landesver-
sicherungsanstaltenüberhaupt keine Mittel mehr hatten.
Damals war man allgemein der Meinung, daß man
beim Personal abbauen müsse. Ich habe daher an die
Spitze meiner Ausführungen diese gewaltigen Mehr-

5»
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einnahmen gestellt, um zu beweisen,daß man es heute
nicht notwendig hätte, an Personal zu sparen.

Weiter habe ich alle die Angelegenheiten angeführt,
bei denen durch die größere Zahl von Fällen
Mehrarbeit entstanden ist. Darauf hat der Herr Landes¬
hauptmann nichts geantwortet, sondern nur gesagt,
ich hätte zu der grundsätzlichenFrage nicht gesprochen.
Zu der grundsätzlichenFrage brauchte ich mich weniger
zu äußern aus dem einfachenGrunde, weil es mir dar¬
auf ankam, die Art und Weise der Polemik des Herrn
Landeshauptmanns zu keunzeichnen.(Sehr richtig! bei
den Sozialdemokratin.)

Ich möchte aber jetzt, weil ich noch eine halbe Minute
habe (Zuruf des Vorsitzenden: eine viertel!), kurz aus¬
führen, daß er sagte: Toll man bei der Landesversiche-
rungsanstlllt etwas anderes tun, als der Vorstand will?
Ich weise aber darauf hin, daß in dem Vorstand der
!>.'andesvcrsicheruugsanstalt fünf Beamte der Provinzial-
Uerwaltung sind, daß man also sehr gut in der Lage
wäre, auf dicfe eiuzuwirken, daß sie einen Standpunkt
einnehmen, wie ihn der Herr Landeshauptmann uns
hier dargelegt hat, als er sagte, er begrüße es mit
Freuden, wenn die Leute aus den Arbeiterkreisen mit
in die Verwaltung hineinkämen.

Nun hat er noch weiter gesagt: In der preußischen
inneren Verwaltung sähe es bezüglichder Vertretung
der Arbeiter noch schlechter aus als in der Provinzial-
perwllltung, dabei stände der Minister des Innern doch,
soviel er wüßte, den Socialdemokraten sehr nahe. Nein,
er ist Sozialdemokrat, das hätte er doch ruhig sagen
sollen. Aber ich muß darauf hinweisen, daß doch heute
die inneren Verwaltungen Preußens sich weit eher
mit den Provinzinlverwaltungen messen können, wie
es vor einigen Jahren möglich war. Dabei weiß der
Herr Landeshauptmann, wie schwieriges ist, auch aus
Maugel an geeigneten Persönlichkeiten, in dieser Be¬
ziehung Fortschritte in der inneren Verwaltung des
Landes zu machen. Bei der Landesvcrstcherungsanstalt
ist das Arbeitsgebiet aber ein ganz anderes. Da können
wir zu jeder Zeit genügend Leute als Beamte stellen,
weil wir da vorgebildete Leute nach jeder Richtung hin
haben.

VorsitzenderDr. Iarres: Damit ist die Redner¬
liste erschöpft.

Meine Damen und Herren! Der Aeltestenrat schlägt
Ihnen vor, morgen die Ausschußsitzungenstattfinden
zu lassen, und zwar:

I. Fachausschußum 10^ Uhr in Zimmer 36,
II. ,. „ 9^. „ „ „ 38,

HI- „ ,, 10 „ „ „ 6,
IV. „ „ 9X 5
V. „ '„ 9^> I I I 5

Die Einladungen zu den Sitzungen der Fachaus¬
schüsse sind Ihnen zugegangen. Ich nehme an, daß Sie
damit einverstanden sind, daß die anf diesen Einladnn-
den verzeichneten Gegenstände den Fachausschüssen

überwiesen werden. — Damit sind Sie einverstanden.
Es ist eine große Anzahl von Anträgen eingegangen,
und zwar zunächst Anträge der socialdemokratischen
Fraktion unter Nr. 36—44 der Drucksachen.

Ich bitte, diese Anträge wie folgt zu überweisen:
Drucksache 36 dem FachausschußII,

Drucksache 3« den FachausschüssenII und III,
39 dem Fachausschuß I,
49 „ „ V,
41 , V,

„ 42 „ „ I,
43 I I III^
44 ., .. IV.

Dann die Entschließungen und Anträge der Zen-
trumsfrattion:

Druckfache 45 dem Fachausschuß I,
„ 46 „ „ II,

47 „ „ IV,
48 I

I 49 I I IV
50 ., „ V,
51 den Fachausschüsse» V und I,
52 „ „ V und I.

Dann die Anträge der kommunistischen Fraktion auf
Drucksache 53 bis 75. Es ist zu überweise» die Druck¬
sache 53 deu Fachausschüssen II und I, und zwar gehören
znr Mit-Zuständigkeit des Fachausschusses I die
Nummer uuter I der ersten Seite nnd unter Nummer 2
der zweiten Seite, die übrigen Puntte dieser Druck¬
sachen gehören lediglich zur Zuständigkeit des Fachaus¬
schusses II.

Es ist zu überweisen:
Drucksache 54 dem Fachausschuß II

55 „ „ II
56 den Fachausschüssen II und III
57—59 dem Fachausschuß II
6U „ „ III
61 „ „ II
62 „ „ III
63 „ „ II
64 und 65 „ „ III
«6 „ 67 „ „ I
68—7N „ „ III
71 und 72 „ „ I
?3 ,. 74 „ „ V

" <>^ „ « I.
In diesem Augenblicke werden mir nun weitere An¬
träge vorgelegt, ,die noch nicht haben umgedruckt wer¬
den können; ich muß sie also verleseu.

Zunächst ein Antrag der sozialdemotratischen
Fraktion:

„Die sozialdemukratische Fraktion des Rheinischen
Provinziallandtllgs begrüßt die vom Landesjugrudamt
i» die Wege geleitete Unterstützung einer planmäßigen
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Schulzahnpflege. Sie schließt sich der einmütigen Auf¬
fassung der Mitglieder des FachausschussesII beim
Landcsjugendamt an, daß für diese Zwecke besondere
Mittel zur Verfügung gestellt werden müssen.

Aus diesem Grunde wird beantragt: Provinzial-
landtag wolle beschließen, die Mittel der Kindergesund¬
heitsfürsorge im Haushaltsplan des Landesjugendamts
um 50 000 Mark zu erhöhen,"

Dieser Autrag würde dem FachausschußII zu über¬
weisen sein (Zuruf des Abgeordneten Dr. Kaiser: und
I!), also den Fachausschüsse» II und I.

Dann ein Antrag der kommunistischenFraktion:
„Die Reichsregierung hat im Nahmen des soge¬

nannten Notprogramms, das den Aufgabeukreis des
derzeitigen Reichstags umfaßt und das mit Duldung
aller bürgerlichen Parteien einschließlichder Sozial-
demotratcn aufgestellt wurde, das Kontingent für zoll¬
freies Gefrierfleisch auf 5,0 Tonnen fahrig herabgesetzt.
Der Provinziallandtag erblickt darin eine erneute Be¬
lastung der Arbeiterschaft, dir untragbar ist. Die Pro-
vinzialverwaltung wird beauftragt, mit allem Nach¬
druck darauf hinzuarbeiten, daß der Einfuhrzoll für
Gefrierfleisch aufgehobcu und die Einfuhr freigegeben
wird."

Dieser Antrag würde dem FachausschußV zu über¬
weisen sein.

Dann eiu weiterer Autrag der KPD.:
„Provinziallllndtag wolle beschließen: Die Pro-

uinzialverwaltuug wird beauftragt, bei der Neichs-
regicrung sich mit aller Energie dafür einzusetzen, daß
die Kriscnfürsorge für Arbeiter aller Kategorien über
den 31. März hinaus bis zur Behebung der Arbeits¬
losigkeitverlängert wird. Die nach den bisherigen Be-
stimmnngen aus der Arbeitslosenversicherung bzw.
Kriscnfürsorge Ausgeschiedenenmüssenbeim Vorliegen
von Erwerbslosigkeit wieder in die Fürsorge einbczogcn
werden. Diese Maßnahme muß um so dringender ge¬
fordert werden, als die Kommunen infolge der neuen
Belastung ihrer Wohlfahrtshauslialte unfähig gemacht

werden, ihren sozialen Aufgaben gerecht zu werden."
Ich schlage vor, diesen Antrag dem FachausschußI

zu überweisen.
Dann folgender Antrag der KPD.:
„Die Anleihe von 10 Millionen Mark für Straßen¬

bau wird erhöht auf 20 Millionen Mark. Von den zu
WegebauzweckeuUorgcseheneuAnleihemitteln werden
? Millionen Mark bereitgestellt zur Unterstützung des
Wegebaues der Landgemeinden. Für Umgehungs¬
straßen werden hiervon 5 Millionen Mark bereit¬
gestellt."

Ich schlage vor, diesen Antrag den Fachausschüssen
IV und I zu überweisen.

Mit diesen Vorschlägen sind Sie einverstanden.
Es ist anzunehmen, daß es gelingen wird, morgen

die Nusschußberatungen zu Ende zu führen. Ich schlage
deshalb vor, die nächste Vollsitzung auf Donnerstag-
Vormittag, 11 Uhr pünktlich, zu berufen und mich zu
ermächtigen,auf die Tagesorduuug dieser Sitzung alles
das zu stellen, was nach den Vorbereitungen der Aus¬
schüsse spruchreifgeworden ist. — Mit dieser Ermächti¬
gung sind Sie einverstanden

Ich habe dann noch mitzuteilen, daß sich für die
Tagung noch entschuldigt hat Herr Abgeordneter Zell,
sowie wegen Erkrankung der Herr Abgcorduete Maus.

Dann, meine Damen uud Herren, habe ich Ihnen
eine traurige Mitteilung zu machen. Es ist soeben
telephonischmitgeteilt worden, daß der frühere Alters¬
präsident dieses Hauses, der von 1900 bis 1920 Mit¬
glied des Provinzinllandtags war, Herr Bürgermeister
Guiubcrt in Zülpich, der gleichzeitigauch Ehrenbürger
seiner Vaterstadt war, gestern im hohen Alter von
93 Jahren gestorben ist. Ich bitte Sie, das Andenken
dieses von uns verehrten Mannes durch Erheben von
den Sitzen zu ehren. — Ich danke Ihnen!

Wird weiter noch das Wort gewünscht? Das ist
nicht der Fall. Dann schließe ich die Sitzung.

(Schluß 16 Uhr 45 Minuten.)

Dritte Sitzung
im Etiindehause zu Düsseldorf, Donnerstag, den 39. März 1928.

(Beginn 1 > Uhr 10 Minuten.)

Tages-Ordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht des

Provinzialausschusses über die Ergebnisse der
ProUinzialuerwaltung für das Rechnungsjahr vom
1. April 1926 bis 31. März 1927.

3. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Hlluptverwaltuug für das Rechnungs¬
jahr 1928.

1. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts-
plau über Ruhegehälter und Hinterbliebenenrenten
für das Rechnungsjahr 1928.
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5. Antrat, des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für das Provinzinstitnt für Arbeits- und Ve-
rufsforschung für das Rechnungsjahr 1928,

6. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan über die Verwaltuugskusten der Landesbank
der Rheinprouinz für das Kalenderjahr 192«.

7. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Prouinzialausschusses, betreffend Er¬
höhung des Stammkapitals der Landesbank um
U> Millionen RM.

8. Antrag des I. Fachausschusses zu dein Bericht
und Antrag des Prouinzialausschusses, betreffend
Aenderung der Satzung der Landesbank.

9. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
SPD.-Fraktion, betreffend Zurverfügungstellung
eines Betrages bis zu 10 Millionen RM. an
Zwischenlrediten und an Hypotheken seitens der
Landesbank zur Förderung des gemeinnützigen
Wohnungsbaues im Jahre 1928.

IN. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan über die Förderung von Kunst und Wissen¬
schaft für das Rechnungsjahr 1928.

11. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Prouinzialausschusses, betreffend
Aufteilung der uuter Titel V I des Haushalts-
plaus über die Förderung von Kuust und Wissen¬
schaft für 1928 vorgesehenen Mittel im Betrage
von 200 000 RM.

12. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Prouinzialausschusses, betreffend
Förderung der Rheinischen Heimatmuseen.

13. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht
und Antrag des Prouinzialausschusses, betreffend
die Ausführung des Beschlusses des 73. ProUinzial-
landtllgs über die Unterstützung kultureller Be¬
strebungen, die auf dem Gebiete der Volksbildungs-
arbeit liegen.

1L Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Provinzialmuseen für das Rechnungs¬
jahr 1928.

15. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für gewerbliche Zwecke für das Rechnungs¬
jahr 1928.

16. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Perwaltungskosten des Geuossenschafts-
vorstandes der RheinischenlandwirtschaftlichenBe-
rufsgenossenschastfür das Kalenderjahr 1928.

17. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts-
plllu für die Besoldungen und anderen persön¬
lichen Ausgaben der Provinzialbeamten bei der
Landrsuersicherungsllnstlllt„Rheinprouinz" für das
Kalenderjahr 1928.

18. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Verwaltuugskosten der Pruvinzial-

FeuerUersicherungsanstalt der Rheinprovinz für
das Kalenderjahr 1928.

19. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Verwaltungskosten der Provinzial-
LebensUersicherungsanstaltder Rheinprouinz für
das Kalenderjahr 1928.

20. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Prouinzialausschusses, betreffend
die Wiederbcsetzuugder beiden durch Tod erledigten
Landesbauratsstellen in der Huchbauabtcilung.

21. Autrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht
und Autrag des Proviuzialausschusses, betreffend
Förderung der rheinischenWirtschaftsgeflügelzucht.

22. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der landwirtschaftlichen Angelegenheiten für
das Rechnungsjahr 1928.

23. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan des Rittergutes Desdorf für das Rechnuugs-
jllhr 1928.

24. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts-
plau, betreffend Provinzialgut Nhlerward für das
Rechnungsjahr 1928.

25. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Haushalts-
plllu, betreffend Prounizialdumiine Üammersdorf
für das Ncchnuugsjahr 1928.

26. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan, betreffend Viehseuchcncntschndigungeufür das
Rechnungsjahr 1928.

27. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Prouinzialausschusses, betreffend
Erwerb von Grundbesitz für die Prouinzial-Qehr-
austalt für Weinbau. Obstbau uud Landwirtschaft
in Trier.

28. Antrag des V. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Proviuzial-Lehraustalten für Weinbau,
Obstbau und Landwirtschaft in Trier, Krcuznach
und Ahrwcilcr für das Rechnungsjahr 1928.

29. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Prouinzialausschusses, betreffend
Bewilligung eines Zuschusses zur Auswandcrer-
bcratuugsstcllc für Rheinland uud Westfalen.

30. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Prouinzialausschusses, betreffend
Bewilligung eines Zuschussesvon 15 000 RM. an
das Institut für Konjuukturforschung, Abteilung
„Westen", in Essen.

31. Antrag des I. Fachausschusseszur Resolution der
Zcntrumsfraktion, betreffend Notlage der westlichen
Grenzgebiete.

32. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage
der SPD.-Fraktion, betreffend Beseitigung der
durch die Massenentlassung von Bergarbeitern
seitens der französischenBergbauvcrwaltung im
Sanrgrenzgebiet entstandenen schweren wirtschaft¬
lichen Schaden.
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33,

I!«

36,

37,

38,

39,

«!,

,,,

l^.

43.

!5.

40.

Antrag des II. Fachansschusses zu dem Haushalts¬
plan über das Taubstnmmenwrsen: Provinzial-
Taubstunimenaustaltcn (Schulen) für das Rech¬
nungsjahr 1928.
Antrag des II. Fachausschusses zu,dem Haushalts¬
plan, betreffend das Provinzial-Taubstummenheim
in Euskirchcn für das Rechnungsjahr 1928.
Entschließung des II. Fachausschusses, betreffend
die Ausbildung der Lehrkräfte für die Rheinischen
Provinzial-Tanbswmuieuanstalten.
Antrag des II. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
das Ergebnis der Prüfung der Frage, ob ein Be¬
dürfnis für die Schaffung von Einrichtungen für
sehschwacheKinder besteht.
Antrag des II. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über das Blindenwesen für das Rechnungs¬
jahr 1928.
Antrag des II. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über blls Hebammenwcscn für das Rechnuugs-
jahr 1928.
Antrag des II. Fackausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Aenderung der Satzungen der Ruhegehaltskasse
der Landbürgcrmcistercicn und Landgemeinden der
Nheinprovinz.
Antrag des II. Fachausschusses zu dem Hanshalts¬
plan, betreffend dir Fürsorgeerziehung Minder¬
jähriger für das Rechnungsjahr 1928.
Antrag des II. Fachansschusses zu dem Haushalts¬
plan, betreffend die Provinzial-Erziehungsheime
für das Rechnungsjahr 1928.
Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrag der
SPD.-Fraktion, betreffend sexuelle Aufklärung der
Knaben und Mädchen in den Fürsorgecrziehnngs-
anstalten der Nheinprovinz.
Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betreffend Schaffung von
dissideutischen Vorasylen und Erziehungsheimen
zur Gewährleistung freier weltanschaulicher Er¬
ziehung der Fürsorgezöglinge.
Antrag des II. Fachausschusses zu den Anträgen der
KPD.-Fraktion, betreffend Durchführuug der Für¬
sorgeerziehung.
Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrag der
Ientrumsfraktiou, betreffend Schutz der Iugeud
durch ein nachdrückliches Vorgehen des Landes¬
jugendamtes als Antragsbehörde ans Grund des
Gesetzes zur Bekämpfung von Schmutz und Schund
usw.
Antrag des II. Fachausschusses:
2) zu dem Antrage der SPD.-Fraltion, betreffend

Heranziehung der örtlich zuständigen Jugend¬

ämter bei der Durchführung der Fürsorge¬
erziehung,

K) zu dem Antrage der KPD.-Frattion, betreffend
Aufsicht über die Fürsorgezöglinne.

47. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrag der
KPD.-Fraktion, betreffend Zulassung des dissiden-
tischcn Fürsorgcverbandes als Iugendpflegeorgani-
sation an den Arbeiten des Landesjugcndamts und
seiner Kommissionen.

48. Antrag des II. Fachausschusses
a) zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬

ausschusses, betreffend Bereitstellung von 250 000
RM. zum weiteren Ausbau des Iugendherbevgs-
netzes in der Rheinprovinz,

K) zu dem Antrag der KPD.-Fraktion auf Ein¬
setzung eines Betrages von 500 N00 RM. in den
Haushaltsplan des Landesjugendamtes zum
weiteren Ausbau des Ingendhcrbergswertes.

49. Antrag des II. Fachausschusses
-l) zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-

ausschusses, betreffend Unterstützung der rheini¬
schen Gebirgs- und Wandervereine aus Pro-
vinzialmitteln,

b) zu dem Antrag der KPD.-Fraktion auf Bewilli¬
gung eines Zuschusses von 25 000 RM. für die
rheinischen Gebirgs- und Wandervereine zum
Ausbau und zur Unterhaltung der Wege¬
markierung,

50. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusscs, betreffend
Vornahme der Neuwahl von Mitgliedern des
Landesjugendamts der Rhciuprovinz.

51. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrag der
KPD.-Frattion auf Verleihung eines Sitzes im
Landcsjugendamt für die jetzige Wahlperiode nebst
Eventualantrag, betreffend Teilnahme eines Mit¬
gliedes der KPD.-Frattion mit beratender Stimme
an den Sitzungen des Landesjugeudamtes.

52. Antrag des II. nnd III. Fachausschusses zu dem
Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Ausarbei¬
tung einer Denkschrift seitens der Provinzialver-
waltung über den Gesundheitszustand der Pfleg¬
linge und Zöglinge in den Heil- und Pflcgc-
anstalten und Erziehungsanstalten sowie in Fa-
milienpflege.

53. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Anstaltsfiirsorge für Geisteskranke usw. für
das Rechnungsjahr 1928.

54. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
bauliche Veränderungen in der Provinzial-Heil-
und Pflegennstalt in Bonn.
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55. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht und
Autrag des Provinzialausschusses, betreffend Neu¬
bau eiuer Waschkücheuud Bäckerei und Umbau des
jetzigen Wasch- und Kücheugebäudes zu einer mo¬
dernen Kuchküche in der Provinzial-Heil- und
Pflegeaustalt Grafrnberg.

56. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Provinzial-Heil- nnd Pflcgeaustalteu, ein¬
schließlich der Pruuinzilll-Kindcranstalt für seelisch
Abnorme und des Provinzial-Fürsorgeheims für
psychopathische Mädchen (Fürsorgczöglinge) für das
Rechnungsjahr 1928.

57. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrag der
KPD.-Fraktion, betreffend Heranziehung der In¬
sassen der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten zu
Arbeiten.

58. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht uud
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Be¬
schluß des 73. Provinziallandtags bezüglich einer
Aufstellung über die Grüße der landwirtschaftlichen
Flächen bei den einzelnen Provinzialanstalten.

59. Antrag,des III. Fachausschusses zu dem Bericht uud
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Ent¬
wicklung der Prouinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler
uud ihre Beciuflussung durch die neuere Gesetz¬
gebung.

6«. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler
für das Rechnungsjahr 1928.

61. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrag der
KPD.-Frattion, betreffend Besichtigungen der
Prouinzial-Arbeitsanstlllt Brauweiler.

«2. Antrag des III. Fachausschusses zu dem A»trag des
ZwcckUcrbandcs Rheinischer Alkoholgegner in
'Düsseldorf, betreffend Bereitstellung von '«««« NM.
zur Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs.

63, Autrag des III. Fachausschusses zu dem Antrag der
KPD-Fraktion, betreffend Halten von Zeitunge»,
Zeitschriften und Büchern jeder politischen Richtung
seitens der Insassen der Arbeitsanstalt,

61. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan ,dcs Landesfürsorgewcsens für das Rechnungs¬
jahr 1928, in Verbindung mit dem Zusatzcmtrag der
KPD,-Fraktion auf Einstellung von IN«««« RM,
für jugeudliche Wanderer in den Haushaltsplan.

65. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die
Durchführung ,der Kindcrspeisung in der Rhein-
Provinz, in Verbindung mit den Zusatzanträgen
der SPD-Fraktion und
der KPD.-Fraktion.

66. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Fest¬
setzung der Pflcgcsätze in der orthopädischen Kinder-
Heilanstalt Süchteln.

67. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Krüppelfürsorge für das Rechnungs¬
jahr 1928.

68. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Hanshalts-
pllln der Orthopädischen Provinzial-Kiuderhcil-
anstalt in Süchteln für das Rechnungsjahr 1928.

69. Antrag des III. uud I. Fachausschusses zu dem Be¬
richt und Antrag des Provinzialausschusses, be¬
treffend
1. Uebernahme von Bürgschaften auf Grund der

dem Provinzialausschuß durch den 73. Pru-
vinziallandtag erteilten Ermächtigung;

2. nachträgliche Genehmigung von Bürgschaften
in Höhe von 25 9«« RM.;

3. Uebernahme neuer Bürgschaften für das Rech¬
nungsjahr 1928;

!. Ermächtigung des Provinzialausschusses, im
Rechnungsjahre 1928 nochmals Bürgschaften in
Höhe von 4««««« NM. zu übernehmen.

7«. Antrag des III. und I. Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Aufnahme von Darlehen beim
Preußischen Ministerium für Volkswohlfahrt zur
Wciterleitung an Einrichtungen der privaten
Wohlfahrtspflege in der Rheinprovinz.

71. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Fürsorge für Kriegsbeschädigte und
Kriegshinterblicbene für das Rechnungsjahr 1928.

In Verbindung hiermit:
Antrag der KPD -Fraktion, betreffend Einstellung
weiterer Mittel in den Haushalt der Fürsorge für
Kriegsbeschädigte und -Hinterbliebene für Beihilfen
an Altvcterancn nnd Kapitulanten der ehemaligen
Wehrmacht sowie für allgemeine Fürsorge der
Kriegsbeschädigten pp.

72. Antrag des IV. Fachausschusses zur Denkschrift
über die Entwicklung des Landstraßcuwesens in
der Rheinprovinz, insbesondere die Anpassung des
Straßennetzes an den Kraftwagenverkehr seit
Kriegsende.

73. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Bericht des
Provinzialausschusses über den Stand des Aus¬
baues und der Uebernahme weiterer Straßen in
die Unterhaltung uud Verwaltung des Provinzial-
verbandes nebst
Antrag der Zcntrumsfrattion hierzu.

71. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der ProUinzialstraßenvcrwaltung für das
Rechnungsjahr 1928.

75. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Haushalts-
plau über die Unterstützung des Gemeinde- und
Kreiswegebaues für das Rechnungsjahr 1928.

76. Antrag >dcs IV. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Unterstützung zum Bau und Netrieb
von Kleinbahnen für das Rechnungsjahr 1928.
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77. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Antrage der
Zentrmusfrattion, bei Ausführung der geplanten
Straßenbauten das Material der Rheinischen
Hartstein- und Vasaltlavaiudustrie in besonderer
Weise zu berücksichtigen.

78. Antrag,des IV. Fachausschusses zu dem Antrag der
SPD.-Frattiuu auf jährliche Vereitstellung Uon
2 Millionen RM. für Neuanlage von Radfahrer-
und Fußgängcrwegen an den Straßen.

79. Antrag des IV. Fachausschusseszu dein Antrage
der Industrie- und Handelskammer Krcfeld u. a.
auf Beschleunigung des Ausbaues des zur Zeit
schon im Ausbau begriffenen Straßenzuges Aachcn-
Grkelcnz-Gladbach- Krcfeld-Niep- Ruhrgebiet über
Hombcrg und Orsoy.

80. Antrag des IV. Fachausschusseszu den Anträgen:
-r) von Landwirten des Leppetales,
d) Uon Anwohnern der ProUinzialstraße Engels¬

kirchen—Marienheidein Nickentmch und
c) des gemeinnützigen Vereins Wickenbach a»f so¬

fortige Pflasterung der ProUinzialstraße Engels¬
kirchen—Marienheide von Engelskirchen bis
Km 4,5.

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Die Niederschrift über die zweite Plenarsitzung
liegt auf dem Tische des Hauses zur Ginsicht offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren
Abgeordneten Elfes und Dr. Kirchner.

Nach unserer letzten Sitzung sind noch folgende An¬
träge eingegangen:

Antrag der KPD. zn dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses,betreffend Förderung der bäuer¬
lichen Ansiedlungcn (Drucksache 80), geht au den Fach¬
ausschuß V,

Zusatzantrag der KPD. zur Drncksache 1! auf Er¬
richtung von Freistellen bei den landwirtschaftlichen
Berufs- und Fachschule»(Drucksache 81), geht an den
FachausschußV,

Antrag der KPD. zur Drucksache 12, betreffend Be¬
hebung der Winzernot (Drucksache 82), geht an den
FachausschußV,

Zusatzantrag der KPD. zur Drucksache 28 auf
kostenlosenUnterricht der Söhne von Kleinwinzern in
den Weinbaulchranstlllten (Drucksache 8,1), geht an den
FachausschußV,

Zusatzantrag der KPD. zur Drucksache .'!2, betreffend
Rotlage der Landwirtschaft (Drucksache 84), geht au die
FachausschüsseV uud I,

Antrag .der KPD. zur Drucksache 18, betreffend
Eindeichungsprojekt Ncuwied (Drucksache 85), geht an
FachausschußV,

Antrag der SPD.-Fraktion, betreffend Antrag an
die Staatsrcgierung auf Beseitigung der Mißstände
im rheinischen Vraunkohleurevier (Drucksache 96), geht
nn Fachausschuß I.

Diese Eingaben sind Ihnen im Umdruck zugegangen.

Nicht im Umdruck sind Ihnen angegangen folgende
Anträge:

„Zusatzantrag zu Drucksache 51 namens der kommu¬
nistischen Fraktion:

Der Provinziallandtag beschließt, dem Absatz I zu¬
zufügen: „. . . . der rheinischenLandwirtschaft jähr¬
lich auf mindestens fünf Jahre - 200 000 RM."

Dann ein Antrag Uon Dr. Stein und den übrigen
Mitgliedern der WirtschaftlichenVereinigung:

„Der Provinziallandtag möge beschließen, einen aus
Angehörigen aller Frattionen zusammengesetzten Unter¬
suchungsausschußzu wählen, der den Auftrag erhält,
die Verwendung der bei Erbauung des Nürburgringes
investierten Provinzgelder nachzuprüfen."

Der Antrag geht an FachausschußI.
Zusatz zur Entschließung der Zentrumsfraktion über

die Lage der Landwirtschaft, unterzeichnet von sieben
Mitgliedern des Hauses:

Hebborn und Genossen:
„Ferner muß die Lebenshaltung der breiten

Volksschichtenso gestellt werden, daß sie in der Lage
sind, auch hochwertige landwirtschaftliche Produtte,
«sei es als Einzelpersonen, sei es durch Vermittlung
der großen Verbraucherorganisationen, zu kaufen.
Durch die Stärkung der Kaufkraft der breiten
Massen des Volkes werden die Bestrebungen der Land¬
wirtschaftnachhaltig unterstützt. Die gegenwärtige Lage
namentlich der Arbeiterschaft entspricht in weitgehen¬
dem Maße leider nicht dem allgemeinen Kulturstaud
der gesamten Bevölkerung." Geht an den Fachaus¬
schuß V.

Antrag der Zentrnmsfraltiun zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialansschusses, betreffend die Fort¬
entwicklungdes landwirtschaftlichenSchulwesens in der
Rheinprovinz:

„Zu deu Maßnahmen, die zur Hebung der wirt¬
schaftlichenLage der kleinbäuerlichen Bevölkerung in
den Höhengebietcn der Eifcl und des Hochwaldes mit
am dringlichstenerforderlich sind, gehört in erster Linie
eine bessere Schulung der Landfrancn. Gerade der
wirtschaftliche Erfolg dieser tlcinbäuerlicheu Netriebe
hängt in ausschlaggebendemMaße Uon,dcr Tüchtigkeit
und sachkundigen Mitarbeit der Bäuerin ab. Ihre
Tätigkeit in Haus und Hof, in Küche und Keller, im
Garten, anf dem Feld und im Weinberg, im Stall und
auf der Weide, in der großen Kleintierzucht, ist in
starkem Maße ausschlaggebend für das Gedeihen der
kleinbäuerlichen Betriebe.

Für die beruflicheSchulung der Laudfrauen ist bis¬
her in vollkommenunzureichendemMaße gesorgt. Mit
großer Mühe ist erst vor kurzer Zeit in den letzten
Kreisen die Errichtung ländlicher Fortbildnngsschulen
für die männliche Ingeud gelungen. Die Durch¬
führung einer gleichen Maßnahme für die weibliche
Jugend scheitert vor allem an der Möglichkeit,geeignete
Lehrkräfte in ausreichender Zahl bereitzustellenund zn
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bezahlen, Anch die landlvirtschaftlichcn Schulen des
Regierungsbezirks Trier können aus den» gleichen
Grunde iu absehbarer Zeit noch nicht für die berufliche
Schulung der weiblichenLandjugend in ausreichenden!
Maße dienstbar gnuacht werden.

Es wird deshalb vorgefchlagcu,zunächst für den ge¬
samten Regierungsbezirk bei der ProUiuzial-Lehranstalt
für Weinbau, Obstbau uud Landwirtschaft eine be¬
sondere Väuerinnentlasse einzurichten, die nicht nur
den Interessen des LandkreisesTrier, sondern darüber
hinaus des gesamten Bezirkes zu dienen bestimmt sein
soll. Insbesondere dieser letztere Umstand rechtfertigt
die Errichtung einer solchen Klasse im Anschluß an die
genannte Proviuzialaustalt.

Um die Durchführung dieses Planes mit möglichster
Beschleunigung sicherzustellen, wird deshalb beantragt,
Provinziallandtag woll? den Provinzialcmsschnß er¬
mächtigen, im Benehmen mit der Landwirtschafts-
lammer der Nheinprovinz und dem Landkreis Trier in
Verbindung mit der Provinzial-Lehranstalt für Wein¬
bau, Obstbau und Landwirtschaft in Trier eine
Bänerinnenklasse einzurichten und die zu diesem Zwecke
erforderlichen baulichen und sonstigen Maßnahmen zn
treffen. Dem nächsten Provinziallandtag ist ein Be¬
richt über das Veranlaßte zu erstatten,"

Geht an FachausschußV,
Ferner ein Antrag der Zcntrumsfraltion:
„Der Provinzialansschuß wird ermächtigt, einen

Betrag bis zu 100 NN0 NM, — einhunderttaufend
Reichsmark ^ aufzuwenden zur Verbilligung von
Darlehen für Wohnungen minderbemittelter kinder¬
reicher Familien," Gcht an Fachausschuß I,

Dann ist eine telegraphische Eingabe vom Bunde
der Viehhändler Deutschlands gekommen, folgenden
Inhalts:

„Im Namen unserer rheinischen Mitglieder pro¬
testieren wir gegen die fortdauernde Ausschaltung des
Viehhandels bei der Belieferung der Provinzial-
anstaltcn mit Vieh, Die Erfahrung hat gelehrt, daß
auch das Prouinzialgut Bhlcrward nicht in der Lage
ist, den nötigen Bedarf selbst zu erzeugen, weshalb für
die Netätigung des Viehhandels immer noch die nötigen
Voraussetzungen bestehen, Als Reichsorganisation des
deutschen Vichhandels ersuchen wir den Piovinzial-
landtag, den freien Wettbewerb wicdcrherzustcllcu."

Diese Eingabe geht an FachausschußV.
Da ein Widerspruch sich nicht erhebt, stelle ich fest,

daß Sie mit der Ucberwcifung der Anträge an die
genannten Fachausschüsse einverstanden sind.

Meine Damen nnd Herren! Der Acltestenrat hat
sich soeben mit der geschäftlichen Behandlung der Vor¬
lagen, die auf der Tagesordnung der heutige» Voll¬
sitzung stehen, beschäftigt. Er schlägt Ihnen bor, wie
im vorigen Jahre, die Punkte, die zusammengehören,
z» gemeinschaftlicherErörterung und Beschlußfassung
zu verbinden und gleichzeitigentsprechendder Wichtig¬

keit der Puuktc eine Höchstredezeitfiir jede Fraktion
festzusetzen.

Demgemäß bitte ich, die Tagesordnung der heutigru
Sitzung in die Hand zu nehmen nnd folgendes zu
notieren und gutzuheißen:

Es sollen verbunden werden:
die Punkte 6 bis 0, Redezeit für jede Fraktion

10 Minuten,
„ 10 „ 11 ebenfalls 10 Minuten,
„1« u. 1!) 10 Minuten,
„ 21 bis 28 10
„ 31 U, 32 10
„ 33 bis 35 10
„ 30 U, 37 10

„ „ ^0 bis 52 und 01, zusammen für jede
Fraktion 10 Minuten,

53 „ 5)7, Redezeit 10 Minuten,
„ 59 „ 03, „ 10

„ „ l!0 „ 08, „ 10 „
„ 09 U, 70, „ 10
„ 72 bis Rest, d. h, bis ciuschlicßlich!"0,

Redezeit 15 Minuten.
Diese Vorschlägedes Aeltestenrats bedürfen der Zu¬

stimmung des Landtags, Ich bitte diejenigen, die mit
diesen Vorschlägen einverstanden sind, sich zu erhebeu,
Das ist die erforderliche Mehrheit,

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Dunder,
Abgeordneter Dunder: Meine Damen und

Herren! Die kommunistischeFraktion hat für die
heutige Tagung einen Entfchließungsautrag bezüglich
der Stillegung der Willichcr Stahlwerke nnd einen
Lntschließnngsantrag bezüglich der Amnesticrung der
proletarischen politischen Gefangene!: eingebracht. Der
Aeltcstenrat steht auf dem Standpuntt, daß der Pro¬
vinziallandtag für die Beratung dieser Anträge nicht
zuständig sei, (Sehr richtig! rechts.) Ich möchte aber
darauf hinweisen, daß gestern morgen der I, Fachaus¬
schuß sich über eine Zentrumsentschließnng, die auf den
Abbau der OberpustdirektiuusbczirkcAacheu uud Trier
Bezug uimmt, unterhalten hat, und die Kompeteuzfragc
ist in dem Sinne geklärt worden, daß der Provinzial¬
landtag sich mit dieser Angelegenheit befassenund sein
Veto einlegen will. Ich bin der Meinung, wenn man
auf der einen Seite einer Fraktion zugesteht, eine An¬
gelegenheit zu beraten, für die der Provinziallandtag
nach der Auffassuug einer Reihe von Fraktionen nicht
zuständig ist, kann man auch auf der anderen Seite
einer anderen Fraktion das gleiche Recht nicht ab¬
sprechen. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Ich
beantrage daher, die beiden kommuuistischcn Ent-
schlicßungsllnträgc auf die Tagesordnung der jetzigen
Vollversammlung zu setzen.

VorsitzenderDr. Iarrcs: Nach § 1! Absatz 2 der
Geschäftsordnung bestehen darüber folgende Be¬
stimmungen:



74. Rheinischer Provinziallandtag, :!, Sitzung am 29. März !928. 75)

„BestehenZweifel darüber, ob der Gegenstand einer
Vorlage, einer Eingabe oder eines Antrages zur Zu¬
ständigkeitdes Provinziallandtags gehört, so beschließt
der Aeltestenrat darüber, ob die Angelegenheit auf
die Tagesordnung gesetzt werden soll. Entgegen einem
Beschlussedes Ältestenrats ist die Angelegenheit auf
die Tagesordnung zu setzen, wenn ein Drittel der Ab¬
stimmenden dieses «erlangt, Eine Erörterung ist mir
im Rahmen der Geschäftsordnungsbcsprrchnng zu¬
lässig,"

Entsprechend diesem Absatz der Geschäftsordnung ist
der Antrag gestellt worden, die beiden Vorlagen über
Stillegung des Wertes Willichund Amnestieder prole¬
tarischen politischenGefangenen auf die Tagesordnung
zu sehen.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Haas,
Abgeordneter Haas: Ich möchte ausdrücklichfest¬

stellen, daß ich grundsätzlichden Standpunkt vertrete,
den Herr Dunder vertreten hat, daß man, wenn man
die Stillegung der Willicher Stahlwerke nicht auf die
Tagesordnung setzen will, weil der Landtag nicht zu¬
ständig sei, dann auch eigentlich die Verlegung von
Obcrpustdirektionen nicht auf die Tagesordnung setzen
darf, denn das ist eine reine lokale Angelegenheit,für dir
das Reich zuständig ist.

Ich möchte weiter erklären, daß wir im Aeltesten¬
rat und auch hier deshalb nicht gegen oder für den
Antrag der Kommunisten stimmen, weil ja nicht die
Frage der Stillegung der Stahlwerke auf die Tages¬
ordnung gesetzt werden soll, sondern der formulierte
Antrag der Kommnuisten, und da sind wir der Auf¬
fassung, daß wir, so wie der Antrag jetzt formuliert ist,
ihn nicht auf die Tagesordnung setzen können,

Vorsitzender Dr, Iarrcs: Das Wort zur Ge¬
schäftsordnung hat Herr Abgeordneter Schröer, Essen.

Abgeordneter Schröer, Essen: Der Herr Vor¬
sitzende hat sich auf den § II der Geschäftsordnung be¬
rufen. Die kommunistische Fraktion nimmt auf den ß 49
Bezug, worin es heißt: „Bei der Beratung von An¬
gaben in den Ausschüssenlautet der Antrag des Aus¬
schusses in der Regel entweder: 6) sie für ungeeignet
zur Verhandlung im Provinziallandtag zu erklären."
Das trifft auf die Anträge der Kommunisten zu.

Weiter heißt es im letzten Absatz! „Im letztgenannten
Falle wird der Antrag des Ausschusses dem Provinzial¬
landtag mitgeteilt. Wenn 5 Abgeordnete die Verhand-
luug verlangen, geht die Eingabe nochmals an den
Ausschnß znr Prüfung und zum Bericht, andernfalls
gilt der Antrag des Ausschussesals genehmigt. Eine
sachlicheErörterung findet in beiden Fallen nicht statt."

Vorsitzender Dr. Iarres: Bei dem 8 49 handelt
es sich nur um die Beratung von Gingaben in den
Ausschüsseu. Der maßgebende Paragraph für das
Plenum ist der 8 11, wo es heißt: Bestehen Zweifel
darüber, ob etwas auf die Tagesordnung des Pro-
vinziallandtags gefetzt werden soll usw.

Ich lasse im Sinne dieses Paragraphen abstimmen
uud bitte diejenigen, die für den Antrag des Herrn
Abgeordneten Dunder sind, sich zu erheben. — Ich bitte
um die Gegenprobe. Die erforderliche Drittelminder¬
heit war nicht vorhanden. Der Antrag ist abgelehnt.
Die beiden Pnntte kommen nicht auf die Tagesordnung
des Pruvinziallaudtllgs.

Ich habe dann noch mitzuteilen, daß Herr Abgeord¬
neter Dr. Adenauer sich wegen Erkrankung für die
nächsten Tage entschuldigt hat.

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein.
Punkt2: Antrag des I. Fachausschus ses zu

dem Bericht des Provinzialausschu sses
über die Ergebnisse der Provin z ialver-
waltung für das Rechnungsjahr vom
1. A p r i I 1 9 2 « b i s 3 1. M ä r z 19 2 7.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Saaßen
Abgeordneter Dr. Saaßen : Meine Damen und

Herren! Der I, Fachausschuß beantragt, den Bericht
durch Kenntnisnahme für erledigt zu erklären.

Ich darf hierbei bemerken, daß der I. Fachausschuß
der Provinzialverwaltnng und insbesondereder» Herrn
Landeshauptmann seine Anerkennung für die vorbild¬
liche Führung der Geschäfteder Provinzialverwaltuug
zum Ausdruckgebracht hat.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort wird dazu
nicht gewünscht. Es ist nach dem Antrage des Herrn
Berichterstatters beschlossen.

Punkt 5): Antrag des I, Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan der Hauptver¬
waltung für das Nechuuugsjahr 1928.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Saaßen: Es wird unveränderte

Annahme beantragt,
Vorsitzender Dr. Iarres: Auch hier wird das

Wort nicht gewünscht. Es ist so beschlossen.
Punkt 4: Antrag des I. Fachausschusses

zu dem Haushaltsplan über Ruhegehäl¬
ter u n d Hin t erblieb c u c u rc u te u für das
Rechnungsjahr 1928.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Saaßen : Auch hier schlägt der

I. Fachausschußunveränderte Annahme vor.
VorsitzenderDr. Iarrcs: Es ist dementsprechend

beschlossen.
Punkt 5: Antrag des I. Fach a ns s ch nsses

zu dem Haushaltsplan für das Provin -
zialinstitut für Arbeits- und Berufs¬
forschung für das Rechnungsjahr 1928.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Saaßen: Der Fachausschuß

schlägt wiederum unveränderte Annahme vor.
Vorsitzender Dr. Iarrcs: Es ist demgemäß be¬

schlossen.
Die Punkte 6 bis 9 werden verbunden.
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Punkt C: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan über die Verwal¬
tungskosten der Landesbant der Rhein-
Provinz für das Kalenderjahr ! 9 2 8,

Punkt 7: Antrag des I, Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zia I ausschusscs, betreffend Erhöhung
des Stammkapitals der Landesbant nm
, 0 M illionen R M,,

Puutt 8: Autrag des I, Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Proviu-
zialausschusses, betreffend Aenderung
der Satzung der Landrsbank,

Punkt 9: Antrag des I, Fachausschusses
zu dem Antrage der 2 PD. - F rnkti o n ,
betreffend Zurverfügungstellung eines
Betrages bis zu I« Millionen NM, a»
Zwisch cntrediten uud an Hypotheken
seitens der Landesbaut zur Förderung
des gemeinnützigen Wohnungsbaues i in
Jahre 1928,

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Ar, Hagen,
Abgeordneter Dr. Hagen: Meine Damen, meine

Herren! Ich möchte mich nicht darauf beschränke», Sie
nur zu bitten, Uou diesen vier Vorlagen Kenntnis zu
nehmen, sondern ich möchte auch ein Wort der Aner¬
kennung für die Leistungen der Landesbant der Rhein-
Provinz bei dieser Gelegenheit zum Ausdruck bringen

Unter den vielen Nachwirkungen des Krieges gibt
es Wohl kaum eine,, die so start in unser ganzes staat¬
liches Leben uud namentlich iu unsere Wirtschaft ein¬
greift, wie die Gelduerhältnissc iu Deutschland, Die
Landesbanten der verschiedenen Provinzen sind speziell
berufen, im großen und im kleinen den vielen Schwie¬
rigkeiten, die sich täglich, turmhoch häufig, anstürmen,
entgegenzutreten, (iine der größten Landesbanten und
wahrscheinlichWohl die allergrüßte, im DeutschenReich
ist die Landesbant derRhciuProvinz.Vs ist für unsVer-
treter im Rheinischen Provinziallandtag eine Freude,
feststellenzu können, daß die Landesbant der Nhcin-
Provinz ihre Aufgabe richtig erkannt hat und in der
Durchführung der ihr gestellten schwierigenAufgaben
das Möglichsteleistet. Wir haben vorläufig keine Aus¬
sicht, eine wesentliche Veränderung auf dem Geldmarkt
zu erhoffen, <3s ist eine wichtigeTatsache, die ich fest¬
stellen niöchte, daß die Landesbant der Rheinpruvinz
vorsorglich und beizeiten den jetzigen Zeiten begegnet
ist, indem sie mit weiser Vorsichtund der ihr gebotenen
Zurückhaltung Kredite bewilligt hat, die sie in ihrem
gcwöhulichen Geschäftsverkehrnicht hindern.

Dazu gehört aber auch, meine Damcu uud Hcrreu,
daß bie Anforderungen, die seitens der Kommunen, der
Bezirke usw, an die Landesbant gestellt werden, so zu¬
rückgeschraubtwerden, daß die Hilfe t>er Landesbaut
wenigstens in notwendigen Fällen erfolgen kann, Vs
wird allzuviel noch ini ganzen Reiche der frühere Maß¬

stab angelegt, daß Neuerungen und Verbesserungen an
zn vielen Stellen gleichzeitig eintreten sollen. Wir
müssen uns nnbedingt daran gewöhnen, anch in der
Beziehung überall zu rationalisieren. Ebenso wie die
Nnfovdcruuge» rationalisiert werden müssen, so muß
auch die Landesbant dasjenige rationalisiercu, was sie
bewilligen kann.

Ich glaube, ich kann mich darauf beschränken,vor
dem vor mir sitzenden Auditorium in dieser Beziehung
nur das anzudeuten, was ich hier ausgesprochen habe.
Aber ich kann nicht umhin, nochmalsanzuerkennen, daß
die Leitung ber Landesbant schon seit Jahr und Tag
vorsichtig war in der Beschaffung der Mittel, die sie
der Provinz zur Verfügung stellen kann. Und ich kann
nicht umhin, anzuerkennen, daß das Ansehe»der Landes¬
bant der Rheinprovinz in allen Fällen, wo es sich
darum handelt, Kredit sich zu verschaffe», ein gutes ist,
und uns zu der Hoffunng berechtigt, daß die Landes¬
bant in den: Rahmen, den sie sich gestellt hat, die An-
forderungeu, die an sie gestellt werden, auch zukünftig
befriedigen kann. Das ist eine große Beruhigung, die
wir hegru dürfen. Wir dürfen aber diese Beruhigung
-- das muß ich nochmals wiederholen — nur deshalb
hegen, weil nach und nach sich auch bei allcu Kredit-
fordcrungcn immer mehr die Erkenntnis eingestellthat,
daß eine weise Zurückhaltung bezüglich dieser Forde¬
rungen stattfinden muß.

Die lkrhöhnng des Kapitals der Landesbant, die
Vcrändernngen, die in dem Statnt dadurch nutwendig
sind,, werden von Ihnen, wie ich annehme, stillschweigend
genehmigt.

Zu dem vierten Antrage Nr. 9, 'Antrag des I. Fach¬
ausschusseszu dem Antrage der SPD-Frattiou, be¬
treffend Zurverfügungstellung eines Betrages bis zu
IN Millionen RM, an Zwischcntrediten und an Hypo¬
theken seitens der Landesbant zur Förderung des ge¬
meinnützigen Wohnungsbaues im Jahre 1928, kann
ich erklären, daß in der Beziehung bereits :!X> Mil¬
lionen Mark von der Landesbant bewilligt sind, weitere
1X> Millionen zugesagt sind und für den Nest die Be¬
mühungen der Landesbant unverändert eingesetzt
werden, auch diesen zu bewilligen,

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hoffmann.

Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und
Herren! Die sozialdemotratischeFraktion freut sich,
daß ihr Antrag in entsprechender Form Annahme
findet. Die Wohnungsnot ist ja anch so groß, daß all¬
gemein aus sittlichenwie aus gesundheitlichenGründen
verlangt wird, den gemeinnützigenWohnungsbau mehr
noch als bisher zu fördern. Hier darf nicht rationali¬
siert werden, und die Bestrebungen der Landesbant,
in umfangreicher Form für die Geldbeschaffung zu
sorgeu, siud nur zu begrüßen. Hier darf die Landes¬
bant auch uicht irgendwie zu sparsam sein. Wir legen
Wert darauf, daß die Wohnungsnot schneller, als es
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bisher geschehen ist, behoben wird. Die Zahl der Ex¬
mittierten steigt in den Gemeinden ständig. Die grüße
Zahl der Obdachlosenunterzubringen, ist für jede Ge¬
meinde schwer; die staatliche Polizei hat sehr viel zn
tun, um die Exmittierten in entsprechender Form
unterzubringen, und die Obdachpflichtder Gemeinde
ist sehr in Frage gestellt, weil eben die Wohnungsnot
so groß ist.

Wir legen Wert darauf, daß auch gute und billige
Wohnungen geschaffen werden. Da möchte ich bemerken,
daß es notwendig ist, gegen die Trnsts der Bau-
materialicnfllbritanten vorzugehen. Ich habe schon in
der Stadtverordnetenversammlung mehrfach vorge¬
schlagen, daß die Oberbürgermeister mit der Provinz
Veranlassung nehmen müßten, eine Aktion gegen diese
Monopolstellung der Baumaterialienfabritanten ein-
znleiten. Eine solche Aktion ist notwendig, um eben
gegenüber den enormen Monopolpreisen für die Bau¬
materialien «ine Aenderung Platz greifen zu lassen.
Der Wohnungsbau wird durch diese Monopolisten so
enorm verteuert, daß es deu Mietern später kaum noch
möglich ist, die hohen Mietpreise aufzubringen. Die
Mietpreise werden enorm steigen, wenn man nicht dafür
sorgt, daß gute und billige Wohnungen hergestellt
werden. In dieser Richtung möchte ich auch hier
wünschen, daß die Oberbürgermeister mit der Pro-
viuzialverwaltung gemeinsam eine Aktion znr Ver-
billigung der Baumaterialien einleiten und überhaupt
den gemeinnützigen Wohnungsbau in entsprechender
Form weiter fördern.

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Schröer, Essen.

Abgeordneter Schröer, Essen: Meine Damen und
Herren! Wir stimmen dem Antrage zu, uicht nur aus
deu Gründen, die Herr Hoffmann eben ausgeführt hat.
Wir Nüssen sehr gut — das dürfte auch Ihnen bekannt
sein —, daß gerade die Wohnungsnot mit der Frage
in Verbindung steht, über die wir bereits beim Etat
gesprochen haben, der Frage der Fürsorge. Aus der
Bedrängnis der Wohnungen ergibt sich natürlich, daß
ein großer Teil von Familien mit ihren Kindern nicht
so untergebracht ist, wie es erforderlich ist. Dabei er¬
leben >vir die allerschönsten Dinge. Vielmals haben
wir zu verzeichnen,daß derartige Familien, wenn sie
sich für eine Wohnung melden, von den einzelnen Ver¬
waltungen mit der Bemerkung abgetan werden: Line
Wohnung ist nicht vorhanden. Die Kinder müssen in
diesen kleinen Räumen untergebracht werden, und
später greift die Fürsorge ein. Wenn die Polizei dann
die Kinder in die Fürsorge gebracht hat, lehnt man
eine Entlassung der Fürsorgezöglinge mit der Be¬
gründung ab, daß die Familie keine ausreichende
Wohnung hat. So werden die Familien hin- und her¬
gezogen, und es ist auf keiner Seite möglich, diesen
Dingen gerecht zn werden.

, Wir möchten dabei betonen, daß die sozialdemo-
kratischrFraktion sich in den oberen Parlamenten nicht
gerade sehr rühmlich in diesen Dingen gezeigthat. Sie
wissen sehr gut, daß die Sozialdcmokratie auch in
bczug auf die Hauszinssteueruerteilung dort oben einer
Verteilung zugestimmt hat, die immer dazu angetan
war, nicht das Gute, sondern das Böse zn schaffen. Wir
glauben, die U> Millionen, die gefordert sind, sind
durchaus erforderlich, wem, man einigermaßen der
Notlage gerecht werden will. In allen Städten sehen
Sie, daß die Baracken immer mehr und mehr zu¬
nehmen, weil nicht genügend massive Bauten vor¬
handen sind. Dabei ist noch zu berücksichtigen,in
welchen Zuständen die in diesen Baracken Unter¬
gebrachten leben. Wir sehen, daß in den Baracken
nicht etwa nur bie Räume eng, klein nnd schlecht sind,
sondern daß dort meistens auch uoch die armen Leute
um ihr bißchenVermögen gebracht werden. In diesen
ungesunden Baracken verfaulen den Leuten die Ein¬
richtungen. Gs ist selbstverständlich,daß diese Zustände
nicht länger geduldet werdeu können. Wenn Sie auch
nur etwas auf die Unterbringung der Familien be¬
dacht sein wollen, können Sie diesen Antrag nicht ab¬
lehnen. Wir bitten Sie deshalb, diesem Antrage Ihre
Zustimmung zu geben.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Loscnhausen.

Abgeordneter Dr. Losenhausen : Meine Damen
und Herren! Der Herr Berichterstatter hat bereits ein
so hervorragendes Werturteil über die Leitung der
Landesbaut gefällt, daß ich dem nichts mehr hinzu¬
zufügen habe. Gerade diese meine Einstellung wird
mich aber des Vorwurfes der Nörgelei überheben, wenn
ich in einem Punkte mich mit der Leitung der Landes-
bllnk ständig weniger einverstanden erklären kann. Ich
meine hier die einseitige Bevorzugung des öffentlichen
Versichernugswesens, die sich täglich stärker geltend
macht und sich nach meiner Auffassung zu einer direkten
volkswirtschaftlichenGefahr auszuwachscn droht. Ich
verstehees durchaus, daß eine öffentlich-rechtlicheOrga¬
nisation sich in gewissem Umfange verpflichtet fühlt,
den öffentlich-rechtlichenGedanken auch auf einem
Wirtschaftsgebietzu stärken, auf welchem sie selbst nicht
direkt wirkt. Aber gerade ihr öffentlich-rechtlicher
Eharakter legt ihr nicht minder die Pflicht auf, sorg¬
sam darüber zu wache», daß nicht weit wichtigereVolts¬
interessen nicht wiedergutzumachendenSchaden leiden.

Zwar wird man es nicht von vornherein ablehnen
können, daß die Landesbank, wenn sie zur Verleihung
eigener Mittel schreitet, die Versicheruugsuahme bei
der RheinischenSocietät zwingend verlangt. Zweifel¬
haft bleibt es immerhin, ob die insoweit übernommeneu
Methoden der meisten kreditgebendenPrivatbanken ge¬
rade wegen öes öffentlichenEharakters der Landesbank
ohne weiteres richtig sind, ob es nicht besser wäre, hier
lediglich die Empfehlung eintreten zu lasse«. Aber
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direkt bedenklich wird die Anwendung dieser Methoden,
wenn sie -^ das sind jetzt die meisten Fälle — auf die¬
jenigen Fälle erstreckt wird, in denen es nicht zur Aus¬
leihung eigner Mittel der Landesbank kommt, sondern
in denen die Landesbank lediglichals die Vermittlerin
für die Ausleihung von Steuer- und öffentlichen
Mitteln tätig wird, womit andere Stellen sie beauf¬
tragen. Insbesondere kommenhier die Hauszinssteue»
Mittel und die Reichszwischcnkreditmittelin Frage.
Nicht nur bestehen Erlasse des Wohlfahrtsministers und
allerdings keine klare Linie ausweisende Erlasse des
Reichsarbeitsministers, die sich übereinstimmend da¬
gegen cmssprechen, daß der solche Mittel in Anspruch
nehmende Nanherr unter den Versicheruugszwcmgbei
einer bestimmten Feuerüersicherungsanstalt gestellt
wird-, sondern diese Handhabnng ist auch vom Stand¬
punkte der Gerechtigkeit aus zu bedauern, weil sie
Bohkott denjenigen gegenüber bedeutet, die zur Be¬
reitstellung dieser Mittel in besonderem Maße bei¬
getragen haben, Das wird auch gefühlt, wen» seitens
der Landesbank auf die in solchen Fällen manchmal
erfolgende Zusatzkreditbewilligungaus eigenen Mitteln
hingewiesenwird. Aber das ist eine sehr schwache Recht¬
fertigung, die nicht allein in den Kreisen der Inter¬
essenten lediglichals eine recht geschickte Umgehung der
bestehendenministeriellen Erlasse angesehen wird. Bei
der gegenwärtig fast uolltommeneu Sperre des privaten
Hypothetenmarttes, die zweifellos auch noch eine
längere Zeit anhalten wird, bedeutet das Ganze nichts
anderes, als daß das Gebäudeversicherungsgeschäftder
Rheinprovinz geradezu zum Munupolbetrieb der Rhei¬
nischenSocietät ausgebaut wird, eine Entwicklung, dir
nach den Erfahrungen, die wir mit unseren Monopol-
bctrieben gemacht haben, kein ernstzunehmender Volts-
wirtschaftlrr gutheißen kann, weil sie sich letzten Endes
nicht gegen die lapitalstarten Versicherungsgesellschaften,
sondern die kapitalschwachen Versicherungsnehmer
lehren wird, auf die heute dieser Zwang ausgeübt wird.

Ich habe das felsenfesteVertrauen zu den Leitern
der Landesbank, daß sie die von mir angeschnittene
Frage nochmals mit dem Ernst und dem Verant¬
wortungsgefühl prüfeu wenden, das eine solche grund¬
sätzliche Frage verdient. Das voltswirtschaftlicheWert¬
urteil über die Laudesbauk wird sich meines Vrachtens
noch weit günstiger gestalten, wenn sie vom Zwang
möglichst absieht und die Entschließungsfreiheit des
Versicherungsnehmers mehr zu ihrem Recht tommeu
läßt. Daß die Versicherungsnahmenur bei solchen Gr-
sellschafteuzugelaffen werdeu kanu, deren Garantie-
mittelbereitschaft die nötige Sicherheit für die hin¬
gegebenenKredite bietet, ist selbstverständlich. Aber wer
die Lage unseres deutschen Versicheruugsgewerbes
keunt, muß ohne weiteres zugeben, daß diese Sicherheit
nicht nur bei der RheinischenSocietät, sondern auch bei
einer ganzen Reihe unserer großen Versicherungsgesell¬
schaften gegeben ist. Etwaige Bequemlichleitsgründe

dürfen bei der Behandlung einer solchen grundsätzlichen
Frage keine Rolle spielen. Auch scheiut es mir verfehlt
zu sein, das ganze Verfahren lediglich damit recht¬
fertigen zu wollen, daß die RheinischeSocietät die von
ihr erbetenen Versicherungennicht ablehnen kann.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich aber auch noch
eine Bitte an die Rheinische Societät richten, die mit
der heutigen Notlage der Landwirtschaft in engstem
Zusammenhange steht. Gerade unsere Landwirtschaft
ist es, die der RheinischenSocietät in besonderemMaße
als Versicherungsnehmerin gegenübersteht. Fast alle
Landwirte führen lebhaft Klage über die ihnen in der
heutigen Zeit erwachsendePrämienlast, die mit 2"/«,,
des Ginheitswertes als viel zu hoch und gegenwärtig
untragbar empfunden wird. Die Societät wird zn
prüfen haben, inwieweit sich dieser Satz wesentlich
senken läßt, damit die bei den Landwirten jetzt schon
einsetzende äußerst gefährlicheAbstcmdnahmevon jeder
Versicherung nicht noch weiter um sich greift.

VorsitzenderDr. Iarres : Das Wort hat der Herr
Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horiun: Meine Damen
und Herren! Hinter den Ausführuugeu des Herrn
Vorredners steht zunächst die grundsätzliche Frage,
ob überhaupt die öffentlicheuBehörden sich privatwirt-
schciftlich auf dem Gebiete des Bankweseus und der Ver¬
sicherungenbetätigen sollen oder nicht. Diese Frage ist
aber für die Provinzialverwaltnng nnd den Pro¬
vinziallandtag dadurch eutschiedcu, daß wir die Laudes¬
bauk und die Provinzial-Fcuerversicheruugsanstalt
haben, daß wir ihre Tätigkeit anerkennen und daher
auch nur den Wunsch haben tonnen, daß sie ihre Tätig¬
keit wie bisher zum Nutzen der Rheinprovinz in mög¬
lichst weitem Umfange ausüben, (Sehr richtig! im
Zentrum,)

Was die Frage angeht, ob die Landesbank berechtigt
ist, bei der Hergäbe ihrer Darlehen ans die Benutzung
der Provinzilll-Feuerversichcruugsaustalt hinzuweisen,
damit man dort die nötige Versicherung nimmt, so
findet selbstverständlichein enges Zusammenarbeiten
zwischen diesen beiden Instituten, genau wie iu der
ganzen Provinzialverwaltnng, statt. Die Provinzial-
Feuerversicherungsllnstalt gibt ihre ganzen Gelder zur
Verwaltung an die Landesbank. Die Landesbank hat
davon natürlich auch ihre Vorteile, uud die Provinzial-
Feuerversicherungsanstlllt kann, wenn sie in möglichst
weitem Umfange tätig sein kann, auch ihrerseits ihre
große gemeinnützige Aufgabe, z. V. die Unterstützuug
der Wasserleitungen, in weitem Umfange erfülle». Wie
weit hier im einzelnen ein unzulässiger Druck auf die
Darlehusnehmer ausgeübt worden ist, das wird im
Verwaltungsrat der Landesbaitt anf Grund der An¬
gaben des Herrn Vorredners nochmals nachgeprüft
werden.



74. Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung mn 29, März 1928. ?!!

VorsitzenderDr, IarreS: Das Wort hat der Herr
Generaldirektor der Provinzial-Feucrvcrsicherungs-
anstalt,

Generaldirektor Adams: Meine Damen und
Herren! Herr Losenhauscnhat auf die Not der Land¬
wirtschafthingewiesen und gebeten, daß die Pruvinzial-
Feuerversicherungsanstalt dieser Not auch Rechnung
tragen möge. Wir werden das selbstverständlichgerne
tun. Wir sind ständig bestrebt,dicPrämien gerade für die
Landwirtschaft möglichst billig zu gestalten. Das hangt
aber selbstverständlich von der Gefahr ab, die wir über¬
nehmen müssen. Wir handeln in der Beziehung genau
so wie die Privatanstalten, Da muß ich leider feststellen,
daß gerade in der Landwirtschaft die Brandgefahr ganz
außerordentlich groß ist und daß wir aus der Land¬
wirtschaft so viel Schäden haben, daß die anderen Ver¬
sicherungsnehmer bei uns dadurch vielleicht schon ge¬
schädigt werden. Aber es wird unser ständiges Be¬
streben seiu, einmal die Beiträge möglichst gering zu
halten und dann bei der Einziehung der Beiträge mit
aller Nachsicht, die möglich ist, vorzugehen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Witzler.

Abgeordneter Witz I er: Meine Damen und
Herreu! Namens meiner Freunde von der Wirtschaft¬
lichen Vereinigung habe ich zunächst zu erklären, daß
wir für die Vorlage eintreten werden.

Wir wollen aber nicht unterlassen, darauf hinzu¬
weisen, daß wir in der Förderung des gemeinnützigen
Wohnungsbaues und in dem Wohnungsbau, der mit
Mitteln der öffentlichenHand durchgeführt wird, »icht
das Allheilmittel zur Behebung der Wohnungsnot er¬
blicken. Die Erfahrung hat gelehrt, daß die öffent¬
liche Hand viel teurer baut als die private Hand, Die
Folge davon wird sein, daß die Wohnungen, die mit
diesen Mitteln hergestellt werden, die also dazu dienen,
Staat oder Kommune zu Monopolisten auf dem Woh-
nungsmarkt zu machen, in der Zukunft wesentlich
höhere Mieten erfordern werden als die Wohnungen,
die aus privater Hand hergestellt sind, (Lebhafter
Widerspruch links.) Meine Damen und Herren! In
Friedcuszeiten hat das private Baugewerbe stets seiner
sozialen Pflicht, für hinreichenden Wohuraum zu sorgen
(Zuruf des Abg. Görlinger: Für hinreichendeRente!),
in so nmfangreichcmMaße Genüge leisten können (Zu¬
rufe links) — einen Augenblick, meiue Herreu, Sie
kommen ja gleich dran —, daß bei der rapide ge¬
stiegenen Bevölkerung Deutschlands nicht nur hin¬
reichender Wohnraum, sondern allezeit Ueberfluß au
Wohnmum vorhanden war. (Lauter Widerspruch
links.) Jawohl, ein Ueberfluß a» Wohnungen; kein
Mensch war früher in Verlegenheit, wenn er wirklich
einmal genötigt war, aus irgendeinem Grunde aus¬
zuziehen, sich eine neue Wohnung zu beschaffe».

Meine Damen und Herren! Die außerordeutlich
gestiegenenBaustuffrohpreise sind ja zum Teil nur eine

Folge der ungeheuerlichen steuerlichen Belastung des
Mittelstandes, Diese außerordentlich hohen Rohstoff¬
preise sollten uns erst recht veranlassen, die billigste
Baumethodc zu empfehlen, aber nicht die teuerste, die
darin besteht, daß man den gemeinnützigenWohnuugs-
bau, soweit Mittel verfügbar sind, auch in diesem Falle
trotzdem dafür eintreten werden, daß der Wohnuugs-
bcm, soweit Mittel verfügbar sind, auch in diesemFalle
aus öffeutlicherHand gefördert wird, (Zuruf des Ab¬
geordneten Hollen: Sie haben 14 Jahre geschlafen!)

Vorsitzender Dr, Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Widerspruch gegen die Vorlage
habe ich nicht gehört. Ich darf feststellen, daß Sie mit
dem Antrage des Herrn Berichterstatters einverstanden
sind.

Jetzt kommendie Punkte IN bis 14 mit 10 Minuten
Redezeit.

Punkt 1«: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan über die Förde¬
rung von Kunst und Wissenschaft für das
Rechnungsjahr 1928,

Punkt 11: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Prob in -
zilllausschusfes, betreffend Aufteilung
der unter Titel V 1 des Haushaltsplans
über die Förderung von Kunst und
Wissenschaft für 1928 vorgesehenen
Mittel im Betrage von 200 0 0 N Mark.

Punkt 12: Antrag des I. Fa ch ans schuf ses
zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend Förderung
der rheinischen Heimatm u sc e u,

Punkt 13: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Pruvin-
zialllusschusses, betreffend die Ausfüh¬
rung des Beschlusses des ?:!. Provinzial-
landtags über die Unterstützung kultu¬
rell e r B e st r e b u n g e n, d i c n u f d e m G e b i e t e
der Volksbildungsarbeit liegen,

Punkt l<1: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan für die Provin-
zialmuseen für das Rechnungsjahr 1928.

Berichterstatter zu Punkt 10 ist Herr Abgeordneter
Dr. Taaßeu, zu den Punkten 11 bis 14 Herr Abgeord¬
neter Dr. Hnrtmann, Remscheid.

Herr Dr. Saaßen hat das Wort.
Abgeordneter Dr. Saaßen: Zu Punkt 10 wird

beantragt, den Haushaltsplan über die Förderung von
Kunst und Wissenschaft anzunehmen.

VorsitzenderDr. Iarrcs : Dann hat das Wort der
Berichterstatter zu den Punkten 11 bis 14, Herr Dr.
Hnrtmann, Remscheid.

Abgeordneter Dr. Hartmann, Remscheid: Zu
Punkt 11 empfiehlt der I. Fachausschußunveränderte
Auuahme.
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Bei Punkt 12 begrüßt der I, Fachausschußdie viel¬
fältige Gründung von Heimatmuseen, Er sieht darin
den Ausdruckder großen Liebe, die unsere Bevölkerung
zu ihrer Heimat hat, und auch «das wachsende Verständ¬
nis für die heimatliche Geschichte,Aber »nie bei allen
derartigen Bewegungen, ist auch bei dieser vielfach der
gute Wille stärker als dir Tach- und Fachkunde. Daher
hält der I. Fachausschußes auch für erwünscht, daß die
Heimatmuseen zu einem Verbände unter der Leitung
der Provinz zusammengeschlossenwerden. Er hält es
auch für erwünscht, daß eine beratende Stelle bei der
ProvinzialUerwllltung eingerichtet wird, die in diese
ganze Bewegung Plau uud Ordnung bringt und die
auch den einzelnen Heimatmuseen Sinn und Gehalt
geben kann.

Wir haben aber im I. Fachausfchußdie Mittel für
diese Zwecke begrenzt und bitten, für diese Zwecke UN UM
Mark zur Verfügung zu stellen und die übrig bleiben¬
den 40 000 Mark für die weiteren Zwecke der Volts-
bildungsarbcit, «die unter dem nächsten Punkte Er¬
wähnung finden, zu verwenden.

Hinsichtlichder Verwendung der Mittel ist darauf
hingewiesen worden, daß die Mittel in der Hauptsache
für die Beratungsstellen zur Verfügung stehen sollten
und daß wir es auch gutheißen tonnten, wenn eine pro¬
vinzielle Stelle für Abgüsse und derartige Dinge ge¬
schaffen würde, uud wenn auch besonders wertvolles
Ausstellungsgut mit provinziellen Mitteln beschafft
würde. Aber es ist gebeten worden, eine Zurückhaltung
dahin zu üben, daß man nun Heimatmuseen von der
Provinz aus subventioniert.

Es wird gebeten, der Bewilligung von Mitteln im
Betrage von 100 000 Mark zuzustimmen und die 10 000
Mark so zu verwenden, wie es unter Punkt 13 in der
Vorlage Nr, 20 ausgeführt ist.

Zu Punkt 11 sind keine Veränderungen eingetreten.
Die Erhöhungen sind die normalen Folgen der Ge-
hllltssteigernng. Auch da wird unveränderte Annahme
empfohlen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder : Meine Damen und
Herren! Soweit es sich um die Punkte 10, 11 und 14
handelt, stimmt meine Fraktion zu. Die Punkte 12 und
13 geben uns Veranlassung, folgendes auszuführen.

Die Rheinische ProUinzialverwaltung, die auf dem
Gebiete der Fürsorge, des Krüppelwesens und auf allen
möglichen anderen Wohltätigteitsgebieten ihren Auf-
gabentreis hat, hätte nach unserer Auffassung auch die
Aufgabe, zu erstreben, daß notwendige Krankenhäuser
in schwachen Landgemeinden usw. durch die Provinz
übernommen werden.

An Zuschüssen für konfessionelle Krankenhäuser sind
im vergangenen Jahre 1025 000 Mark verausgabt wur¬
de». Der Antrag fordert, daß in diesem Jahre weitere
Darlehen von 200 000 Mcirl gegeben werden solle», !

dazu ferner eine Summe von 400 000 Mark. Wir haben
kein Interesse daran, konfessionelle Krankenhäuser,
Diakonissen- usw. Anstalten, die über die ganze Welt
verzweigt sind, die an sich schon überall eine Sammel¬
aktion entfalten und ihre Heime durch diese Sammel¬
aktion unterstütze», durch Hergäbe öffentlicher Gelder
zn fördern; vielmehr sollen diese religiösen Gesell
schaften oder Kulturorganisationen die Heime, die sie
für ihre Zweckegeschaffenhaben, auch selbst nnter-
halten. Wir sind der Meinung, daß die Provinzialver-
waltung auch auf diesen« Gebiete langsam dazu über¬
gehen muß, derartige Einrichtungen in ihre eigene
Regie und ihre eigene Verwaltung zu übernehmen.
Wenn das auch in: Augenblick noch nicht geschehenkaun,
so besteht aber doch in einer längeren Vorarbeit die
Möglichkeit, auch diese Aufgabe zu löfcn.

Genau dasselbe habe» wir zu Puukt 13 hinsichtlich
der Znwendnngcn an Bestrebungen allgemeiner volks¬
bildnerischerArt auszuführen.

Meine Damen und Herren! Die heutige Volks¬
bildung ist nichts anderes als eine Volksbildung im
Sinne des kapitalistischenStaates, und wir Kommu¬
nisten haben tei» Interesse daran, Mittel zu bewilligen,
die auf dicfem Gebiete Verwendung finden sollen.

Ich erkläre deshalb namens meiner Frattions-
srcundc, daß wir diese beiden Punkte ablehnen. (Bravo!
bei den Kommunisten.)

VorsitzenderDr. Jarres: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Ich bitte dann diejenigen, die für die
Gesamtllnuahme der füuf Punkte sind, sich zn erheben
Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zu
Pmitt 15,: Antrag des I. Fachausschusses

zu dem Haushaltsplan für gewerbliche
Zwecke für das Rechnungsjahr 19 2 8.

Derselbe Herr Berichterstatter,
Abgeordneter Dr, Hartmann, Remscheid: Die

Summe, die hier für gewerbliche Zwecke angefordert
wird, ist dieselbewie im vorigen Jahre. Der I. Fach¬
ausschuß empfiehlt Ihne» deshalb unveränderte An¬
nähn«.

VorsitzenderDr, Iarres : Wortmeldungen liegen
nicht vor. Es ist so beschlossen.

Meine Damen und Herren! Ich darf einschalten:
Der Aeltestenrat schlägt vor, um 1 Uhr eine Pause Uou
einer Stunde eintreten zn lassen, weil sowohl der Pro-
vinzialausschuß wie der I. Fachausschuß noch tagen
muß. Ich nehme an, daß Sie damit eiuvcrstaudeu sind.
Das ist der Fall.

Puntt 10: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan für die Vermal-
tungskosteu des G e» ossenschaftsv orsta »-
des der Rheinischen landwirtschaftliche»
Berufsgenossenschaft für das Kalender¬
jahr 1928.
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Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Schäfer,
Essen.

Abgeordneter S ch äfer, Essen: Meine Damen und
Herren! Der Haushaltsplan enthält noch die Ge¬
hälter mit der alten Gruppenbezeichnung. Dagegen sind
die Mehrkosten, die durch die neue Bcsolduugsordnung
entstehen, schon in dem Haushaltsplan vorgesehen.

Im übrigen ist zu dem Hanshaltsplan nichts zu
bemerteu. Der I. Fachausschuß empfiehlt die unver¬
änderte Annahme.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kemmann.

Abgeordneter K e m m ann : Meine Damen und
Herren! Der Haushaltsplau über die Verwaltungs¬
kosten der landwirtschaftlichen Verufsgcnossenschaft ist
ein Haushaltsplan, der alljährlich zur Tagesordnung
steht, der aber bisher alljährlich ohne Aussprache abge¬
tan und genehmigt wurde. Wenn keine Veranlassung
vorlag, dazu zu sprechen, so liegt das zunächst daran,
daß der Provinziallandtag für die Verwaltung der Be-
rufsgeuosseuschaft als solche nicht zuständig ist, seine
Inständigkeit sich vielmehr lediglich auf die Regelung
der Personalien beschränkt. Es liegt weiter daran, daß
die Maßnahmen der Verwaltung zwangsläufig sind
und endlich an dem Umstand, daß keine Veranlassung
vorlag, zu der Materie zu sprechen, weil die interne
Leitung so sehr bestrebt ist, alle überflüssigen Ausgaben
zu vermeiden, daß auch die Landwirtschaft keine Ver¬
anlassung hatte, Kritik zu üben.

In diesem Jahre kann jedoch mit Rücksicht auf die
Lage der Landwirtschaft und mit Rücksichtauf die Aus¬
wirkungen des neuen Unfallgesctzes vom Jahre 1925
nicht ohne weiteres an deni vorliegenden Puult der
Tagesordnung vorbeigegangen werden, es bedürfen
vielmehr einige Punkte einer Besprechung vor der
Oeffentlichkeit.

Meine Damen uud Herren! Im Jahre 192,', wurde
das Unfllllgesetz erweitert, und diese Erweiterung legte
zwangsläufig der Landwirtschaft ».»eitere Belastungen
auf. Ich schicke voraus, daß die Landwirtschaft sich
durchaus uicht weigert, die Lasteu für die Berufs-
genusscuschllft aufzubringen, daß sie aber andererseits
auch bestrebt sein muß, dafür zu sorgeu, daß diese
Lasteu nicht über die Tragfähigkeit der Landwirtschaft
hinauswachsen. Heute sind die Lasten bereits so ge¬
stiegen, daß vielfach die Tragfähigkeit erreicht, wenn
nicht überschritten ist. Als Beweis dafür kann ich an¬
führen, daß die Beiträge des letzten Jahres noch bei
weitem nicht hereingebracht worden sind. Meine
Damen uud Herren! Der Provinzialausschnß hat in
seiner Sitzung vom Itt. März die Umlage auf einen
Betrag von 3 800 000 Mark festgesetzt. Diese Festsetzung
war zwangsläufig. Es bedeutet das aber gegenüber dem
Vorjahre eine Erhöhung um 300 000 bis 400 000 Mark.
Diese Erhöhung wird sich vorläufig von Jahr zu Jahr
weiter fortsetzen, und mau weiß uicht, wann wieder die

Stabilität eintritt. Dieser Zeitpunkt tonnte erst dann
gekommen sein, wenn die Tragfähigkeit der Landwirt¬
schaft überschritten ist. Ich will an der zwangsläufige»
Umlage selbst nicht mäkeln. Es wirft sich aber für die
Landwirtschaft doch die Frage auf: Wie besteht hier die
Möglichkeit, verbilligend zu wirken? Da gibt es meines
Erachtens zwei Wege. Der erste Weg ist der, daß man
die 10- bis 15 prozentigeu Renten beseitigt, deren Aus¬
wirkung in der Praxis jn der Praktiker kennt. Die
Auswirkung dieser kleinen Renten ist im allgemeinen
eine solch minimale, daß man ruhig von ihrer Ge¬
währung absehen kann. Sie rufen nur Unzufriedenheit
bei den Rentenempfängern hervor, weil sie klein sind
und uur klein sein löuneu, und deshalb die Renten¬
empfänger, die sich nicht damit bescheiden wollen, auf¬
regen. Wenn ich hier den Wunsch äußere, daß die 10-
bis 15prozeutigen Renten beseitigt werden, so befinde
ich mich dabei übrigens insofern in guter Gesellschaft,
als Rcichsarbcitsunnister Dr. Brauns in seinem Ent¬
wurf die Beseitigung dieser Reuten bereits vorgesehen
gehabt hat. er ist nur nicht damit durchgedruugcu. Die
Einsicht, daß es notwendig ist, diese Renten zu be¬
seitigen, ist also vorhanden.

Ein weiteres Mittel, Ersparnisse zu erzielen, liegt
in den Sektionen. Die Sektionen decken sich mit den
Stadt- und Landkreisen. Es gibt Sektionen — Stadt¬
kreise —, in denen sich vielleicht nur ein halbes Dntzend
Betriebe befinden. Diese Betriebe erfordern besondere
Vcrwaltuugskosten. Es wäre da doch zu erwägen, ob
nicht dahin zu strebe» ist, daß zur Erziclung von Er¬
sparnissen die Sektionen restlos wegfallen oder daß
wenigstens Sektionen zusammengeworfen werden.

Ich gebe hier nur riu paar Beispiele. Die Stadt
Düsseldorf, der Landkreis Düsseldorf, bilden je eine
Sektion. Diese beiden Sektionen ließen sich ohne Schä¬
digung der Verwaltung zusammenwerfen und einer
Verwaltuug überweisen. Aehnlich liegt es mit Barmen
und Elberfcld; anch diese Sektionen werden sich, ohne
irgendwelche Schädigung zu ciuer Sektion vereinigen
lassen, vielleicht sogar noch einem weiteren Kreise zu¬
geteilt werden können. Aehnlich liegt es mit der
Sektion Nemschcid, die, als Nemschcid Stadt wurde, als
eigene Sektion aus der Sektion Lennep heraus¬
genommen wurde. Ich tonnte da noch eine ganze Reihe
von Beispielen nennen.

Das Bestreben muß also dahiu gehen, entweder die
Sektionen als solche zu beseitigen und die Verufs¬
gcnossenschaft zu zentralisieren oder aber in weitgehen¬
dem Maße Sektionen zusammenzulegen. Das wären so
die Möglichkeiten, die heute dazu dieueu tonnten, die
auszubringende Umlage fühlbar zn verbilligen. Bei
ihrer heutigen Lage mnß aber unter allen Umständen
von der Landwirtschaft dagegen Stellung genommen
werden, daß Erörterungen über einen weiteren Aus¬
bau der Unfllllgesetzgebung stattfinden, der die Lasteu
noch weiter steigert.

6
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Meine Damen und Herren! Nenn ich nochmals ans
das, was ich eingangs sagte, zurüctlummc, so möchte ich
das, um Veranlassung zu nehme», der Leitung der land¬
wirtschaftlichen Berufsgenosseuschaft den wärmsten
Dank der Landwirtschaft dafür cmszusprecheu, daß sie,
nur auf sachlichen Erwägungen aufbauend, bestrebt ge¬
wesen ist, überall zu sparen und zu mildern, wo es ihr
möglich war. (Bravo! rechts.)

Meine Damen und Herren! Ich möchte dann noch
an einer weiteren Frage nicht vorbeigehen. Die Land¬
wirtschaft hat das Bestreben, die Leitung der Berufs¬
genosseuschaft i» ihre eigene Hand zu bekommen. Dieses
Bestreben ist an uud für sich durchaus berechtigt. Es ist
ohue weiteres von der Erwägung ans berechtigt, daß
die sämtlichen übrigen gewerblichen Bcrufsgeuossen-
schaften ihre Belange selbst verwalten dürfen und
tonnen. Nur allein die Landwirtschaft steht da außer¬
halb. Das Nestreben ist deshalb nur warm zu unter¬
stützen. Wie aber und zu welchem Zeitpunkt das zu
erreiche» ist, läßt sich heute uuch uicht entscheiden. Da
bedarf es einer Gesetzesänderung und anderer be¬
sonderer Maßnahmen! (Bravo! rechts.)

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort wird weiter
nicht gewünscht. Dann stelle ich fest, daß Sie mit dem
Vorschlag des Herrn Berichterstatters einverstanden
sind.

Punkt l7: Antrag des I. Fach anssch u s s es
zu d e m Haushaltsplan für die Besoldun¬
gen und anderen p e rsönli ch en Ausgaben
der P r o v i n z i alb eamt e u bei der Laudes-
v ers icherungsansta I t R h e i n p r o v i u z fü r
das Kalenderjahr 19 2 5.

Derselbe Herr Berichterstatter.

Abgeordneter Schäfer, Essen: Meine Damen und
Herren! Es gilt hier dasselbe, was ich über den andern
Haushaltsplan sagte hinsichtlich der Gruppen der alten
Besolduugsorduung uud die Vorsehung der neuen Ge¬
hälter in der Ausgabe.

Ls fällt bei dem Haushaltsplan auf, daß das Pcr-
fuual erheblich vermehrt ist. Aber bei einem genauen
Zusehen sieht man, daß in der Zahl, die um 5:> ver¬
mehrt ist, sich insgesamt 10 Anwärter für den Pru-
vinzialdicnst befinden. Im übrige» ist die Vermehrung
des Personals durch die erhöhte Arbeitslast begründet.

Der Fachausschuß empfiehlt unveränderte Annahme.

Vorsitzender Dr. Iarres: Es liegt keine Wort¬
meldung vor. Widerspruch erhebt sich nicht Es ist so
beschlossen.

Die Punkte 18 und 19 sind verbunden.
Punkt 18: Antrag des I. Fachansschusses

zu dem Haushaltsplan für die Verwal¬
tn u g s k o st e n der Provi» z ial - Feuerver -
sicherungsanstalt der Rheinprovinz für
das Kalenderjahr 1928,

Punkt 19: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan für die Verwal¬
te u n g s t o st e n der Pr ov inzia I - Lebensv er -
sicherungsanstalt der Nheinpruüinz für
das Kalenderjahr 1925.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Schäfer, Essen: Meine Damen nnd

Herren! Zu dem Haushaltspla» d.r Feurrversiche-
ruugsnnstalt bitte ich, bemcrkeu zu dürfcu daß der
I. Fachausschußauf Antrag der Prouinzialverwaltung
beschlossen hat, zu den !! Stellen eine weitere Stelle
für einen technisch vorgebildeten Bannten vorzusehen.
Im übrigen ist zn den: Haushaltsplau nichts zu be¬
merken.

Der Fachausschußbeautragt die uuveräuderte Nu¬
nahme.

Das gleiche gilt für den Haushaltsplan zu Punkt 19
für die Provinzinl-Lebensversichcrungsnnstalt

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Wildersprucherhebt sich uicht. Es ist so be¬
schlossen.

Punkt 2N: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht uud Antrag des Provin-
zialllusschusses, betreffend die Wieder¬
besetzung der beiden durch Tod erledig¬
ten Land e svau rat ssteil e u in der Hoch¬
bau a b t e i l u u g.

Berichterstatter ist Herr Abgcurduetcr Dr. Schüler.
Abgeordneter Dr. Schüler: Der I. Fachausschuß

schlägt vor, die Wahl nach dem vorliegeudeu Antrage
vorzunehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dnnder.

Abgeordneter Dunder: Ich habe namens meiner
Fraktion zu erklären, daß wir die Wiederbesctzungder
beideu Stellen der Oberbauriitc ablehnen, uud zwar
aus dem einfachen Grunde, weil nach unserer Auf¬
fassung die oberen Benmtengehälter in gar keinem Ver¬
hältnis zu ihren Dienstleistungen stehen. Wir sind der
Meinung, daß Nepräsentationsfigurcn uicht neuge¬
schaffen zu werdcu brauchen, da die Hauptarbeit von
den kleineren untercu und mittleren Beamten und An¬
gestellten geleistet wird. Wir bitten deshalb, diese
Stellen einzusparen.

VorsitzenderDr. Iarres : Ich lasse über den An¬
trag des I. Fachausschussesabstimme» und bitte die¬
jenigen, die für diesen Antrag sind, sich zn erheben. —
Das ist die große Mehrheit.

Es sind nun verbunden die Punkte 21 bis einschließ¬
lich 2«, Redezeit 10 Minuten. Es sind folgendePuutte:

Punkt 21: A ntrag des V. F achansschusses
zu dem Bericht und Antrag des Pruvin-
z ia I nusschusses, betreffend Förderuug
der rheinischen W i rt scha ftsg eflü g el -
zucht,
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Punkt 22: Antrag des V. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan der Inud wirt¬
schaftlichen Angelegenheiten für das
R echnungsjahr 19 2^,

Punkt 23: Antrag des V. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan des Rittergutes
Desdorf f ü r d a s R c ch u u u g s j a h r 19 2 8,

Punkt 24: Antrag des V. Facha u s schusse s
zu den, Haushaltsplan, betreffend das
Pr ov inzialg ut Bylerward für das Rech¬
nungsjahr 4 9 2 8,

Punkt 25: Antrag des V. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan, betreffend Pro-
vinzialdomänc Lammersdorf für das
Rechnungsjahr 4928,

Punkt 26: Antrag des V. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan, betreffend Vieh¬
seuche n c n tschä d i g u n g e n für das Rech¬
nungsjahr 4 9 2 8,

Punkt 27: Antrag des V. Fachausschusses
zu dem Bericht uud Antrag des Prob in-
zilllllusschusscs, betreffend Erwerb von
Grundbesitz für die Pr o v i nzial - L eh r -
llustlllt für Weinbau, Obstbau uud Land¬
wirtschaft in Trier,

Punkt 28: Antrag des V. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan der Provinzial-
Lehranstalten für Weinbau, Obstbau uud
Landwirtschaft in Trier, Kreuzn ach nnd
Ahrw eiler für das Rechnungsjahr 1928.

Berichterstatter zu Punkt 2! uud 22 ist Herr Ab¬
geordneter Krapoll, zu Puukt 23, 24 und 25 Herr Abge¬
ordneter Frisch, zu Punkt 26 Herr Abgeordneter
Schroer, Hochhalen, zn Puult 27 und 28 Herr Abge¬
ordneter Vergweiler.

Zunächst hat Herr Abgeordneter Krapoll das Wort.
Abgeordneter Krapoll: Meine Damen und

Herren! Der V. Fachausschußhat sich mit dem Haus¬
haltsplan der landwirtschaftlichenAngelegenheiten ein¬
gehend befaßt, uud er hat diesen Haushaltsplan ein¬
stimmig angenommen.

Im besonderen möchte ich hervorheben, daß im
Haushaltsplan erhöhte Mittel für die Zusammenlegung
vorgesehen sind. Dies ist durchaus zu begrüßen, und
zwar deshalb, weil die kleineren Zwerggcmeinden in
der Rheinprovinz in der Hauptsache in Frage kommen.
Wenn darüber Klage geführt worden ist, daß zu wenig
Beamte heute vorhanden sind, so möchte ich dazu sngeu,
daß dies Wohl einmal daran liegt, weil Beamte aus¬
gewiesensind, zweitens aber auch daran, weil seinerzeit
noch viele Gemeinden gegen das Zusammenlegungsuer-
fnhren waren; slo wußten eben nicht, daß hiermit ein
wirtschaftlicherVorteil verknüpft ist. Heute jedoch steht
mnu auf dem Standpunkt, die Zusammenlegung ein
für allemal durchzusetzeu. Infolgedessen glaubt der
V. Fachausschuß,hier darauf hinweisen zu dürfeu, daß

diejenigen Gemeinden, die nun an erster Stelle stehen,
auch dies zunächstdurchführe!!.

In dem Haushaltsplan der landwirtschaftlichenAn¬
gelegenheiten ist heute besonders zn bcgrüßeu, daß des
Gemüsebaues und der rheinischen Obstbanznchtznm
ersten Male mit 2N0N0 Mark gedacht ist. Ich glaube,
diese 20 999 Mark wirken im Sinne der Stärkung des
Inlllndmarktes. Der V. Fachausschuß hat hier mit
Freudeu zugestimmt.

Ferner finden Sie unter VI der Ausgabe 19NN9 Mark
zur Unterstützung des Saatzuchtbetriebes des Rheini¬
sche!! Naueruvrrcius in Auir, Kreis Bergheim. Ich
möchte hier besonders erwähnen, daß gerade die Saat¬
zucht besonders zu begrüßen ist, nm für klimatische,
Witteruugs- und Bodenverhältnisse ein Saatgut zu
fördern, welchesallen Ansprüchen der Nheinlande ge¬
nügt. Infolgedessen hat der V, Fachausschußmit Freu¬
deu festgestellt, daß hier zum erstcu Male für deu Zweck
auch Gelder eingesetztwurden sind. Ich möchte daher
dringend bitten, daß von der Landwirtschaft uud be¬
sonders von den kleinen Landwirten von der Benutzung
und deni Ankauf dieses Saatgutgctreides besonders Ge¬
brauch gemacht wcrdeu möge.

Der V. Fachausschußhat zu den Druckschriften4:!,
ll nnd 15 einstimmig seine Zustimmung gegeben, und
zwar unter Hinweis daraus, daß besonders das Ab-
deichnngsprojektNcnwicd zu empfehlenwäre unter Be¬
rücksichtigung der Katastrophe, die wir in den Jahren
192«, 1924 und 19^4 bei Neuwied gehabt haben.

Ferner wünschtder V. Fachausschußbei Besprechung
des Titels V des Haushaltsplans für landwirtschaft¬
liche Angelegenheiten besonders betont, daß die Förde¬
rung des freiwilligen Viehversicheruugswesensbcsou-
ders mit Iinsvcrbilliguuge» bedacht wird. Damit kann
ich meine Ausführungen schließen.

Ich möchte bitten, den Haushaltsplan für landwirt¬
schaftliche Angelegenheiten, wie die Prouinzialverwal-
tung ihn vorgelegt hat, zu genehmigen,

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zu den
Punkten 23 bis 25 hat Herr Abgeordneter Frisch als
Berichterstatter,

Abgeordneter Frisch : Der V. Fachausschußhat zu
deu Einnahmen und Ausgaben des Rittergutes Des-
dorf, des Provinzialgutcs Bylerward und der Pro-
uinzialdomäne Lammersdorf Einwendungen nicht er¬
huben. (5r schlägt Ihnen Annahme vor,

VorschenderDr, Iarres : Das Wort zu Punkt 26
hat Herr Abgeordneter Schroer, Hochhalen,als Bericht¬
erstatter,

Abgeordneter Schroer, Hochhalen: Meine Dameu
und Herren! Der V, Fachausschuß bittet um uuvcr-
änderte Annahme des Haushaltsplans,

VorsitzenderTr. Iarres : Zu Punkt 27 uud 28 hat
Herr Abgeordneter Bergweiler das Wort als Bericht¬
erstatter.

6»
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Abgeordneter Berg Weiler : Meine Damen und
Herren! Nach Prüfung der Vorlage im Provinzialaus-
schuß (Drucksache 28) hat sich der V. Fachausschußfür
unveränderte Annahme der Vorlage ausgesprochen.
Die Gründe sind in der Vorlage ausgiebig dargelegt.
Ich kann deshalb davon absehen, weitere Erläuterungen
zu geben.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort zur Sache
hat Herr Abgeordneter Frisch.

Abgeordneter Frisch: Der Haushaltsplan für
landwirtschaftliche Angelegenheiten sieht in Titel Ha
Meliorationen sowie Wasserleitungen und deren Ar¬
beiten vor. Aber die Summen, die sich in den, Titel 11^
befinden, erschienen uns zu niedrig, besonders des¬
wegen, weil hier dauernd über die Rückständigkeitder
Provinz, namentlich in den ländlichen Gebieten, und
besonders auch in bezug auf diese Positionen, wie sie
hier in Titel Hl» angegeben sind, geklagt wird. Wenn
man weiter darüber hinaus Mittel von Staat und
Reich fordert, so sehen wir auch von unserer Fraktion
die Notwendigkeit der Unterstützung der Provinz hier
ein um endlich diese rückständigen Gegenden mit
Wasserleitung zu versorgen und sonstige Rückstände in
der Landwirtschaft zu beheben. Wir haben daher unter
diesem Titel Ha eine Erhöhung der Summe von
1172 209 Mark auf 1989100 Mark beantragt. Die
Summe erscheint mit 586190 Mark in dem Staats-
zuschuß und in derselben Höhe in dem Provinzial-
zuschuß. Wir habe» eine Erhöhung der Summe der
Proviuz um 813 999 Mark beantragt, und wir ersuchen
hier auf Grund all dieser Dinge, besonders auch mit
Rücksicht auf die Behebung der von den einzelnen Par¬
teien immer wieder betonten Rückständigkeit,den An¬
trag, den wir eingebracht haben, zur Abstimmung zu
bringen,
° „Die iu> Ntat für landwirtschaftlicheAngelegenheiten,
Titel II2, eingesetzten provinziellen Ausgaben für
Bodenmeliorationen werden um 813 999 RM. auf
1400 090 RM. erhöht. Der Mehrbetrag wird auf die
einzelneu Regierungsbezirke verteilt, wobei die Not¬
lage der einzelnen Gebiete besonders zu berücksichtige»
ist. Die Beträge weiden in erster Linie für die Melio¬
rationen und Wllsserlritungsllnlagen in kleinbäuer¬
lichen Wirtschaften verwandt."

VorsitzenderDr. Iarrcs: Es liegen keine weite¬
ren Wortmeldungen vor. Wird getrennte Abstimmung
beantragt? Das ist nicht der Fall. Dann bitte ich die¬
jenigen, die für die Punkte 21—28 entsprechend den Vor¬
schlägen der Herren Berichterstatter sind, sich zu er¬
heben. - Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Punkt 29: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend Bewilligung
eines Zuschusses zur Auswanderer-
bcratungsstelle für Rheinland und West-
f a I e n.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Gberle.
Abgeordneter Eberle: Es handelt sich hier um

die Bewilligung von 2199 Mark auf ^derzeitigen
Widerruf als Zuschuß für eine Beratungsstelle für
Rheinland und Westfalen, die in Köln zur Beratung
der Auswanderer aus der Rheinprouinz eingerichtet
werden soll. Der Fachausschußbeantragt unveränderte
Annahme.

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Widerspruch erhebt sich uicht. (3s ist so be¬
schlossen.

Punkt 39: Antrag des I. Fachausschusses
zu deni Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend Bewilligung
eines Zuschusses von 1 5 9 9 9 RM. an da 3
Institut für Konjunkturforschung, Ab¬
teilung Westen in Essen.

Berichterstatter an Stelle von Herrn Abgeordneten
Dr. Sllllßen ist Herr Abgeordneter Schäfer, Essen.

Abgeordneter Schäfer, Essen: Meine Damen und
Herren! Der I. Fachausschußhat sich die Begründung
des Provinzialllnsschusscs für die Bewilliguug eines
Zuschusses vou 15 900 Mark zu eigen gemacht und schlägt
Ihnen unveränderte Annahme vor.

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Widerspruch erhebt sich uicht. Es ist so be¬
schlossen.

Punkt 31: Antrag des I. Fachausschusses
zur Resolution der Zentrum sfraktion,
betreffend Notlage der westlichen Grenz¬
gebiete,

Punkt 32: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage der SPD. -Fraktion, be¬
treffend Beseitigung der durch die
Massenentlassung von Bergarbeitern
seitens der f r a n z ö fisch e n Ne rgbau v er-
waltung im Saargrenzgebiet entstande¬
nen schweren wirtschaftlichen Schäden.

Zu Punkt 31 ist Berichterstatter für Herrn Abge¬
ordneten Dr. Saaßen Herr Abgeordneter Schäfer,
Essen.

Abgeordneter Schäfer, Essen: Zu Punkt 31 emp¬
fiehlt Ihnen der I. Fachausschußdie unperänderte An¬
nahme.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zu Punkt 32 ist Be¬
richterstatter Herr Abgeordneter Hauck (Zuruf: Nicht
da!). Dann Herr Abgeordneter Gberle.

Abgeordneter Eberle: Ich beantrage an Stelle
des Herrn Abgeordneten Hanck unveränderte Annahme.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Frisch.

Abgeordneter Frisch: Zu der Drucksache 45 der
Zentrumsfraktion möchte ich einige Ausführungen
machen.
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Wenn wir an die vorjährige Beratung zurück¬
denken und wenn wir uns über die politischen Vor¬
gänge, besonders über die politischen Tribünen des
Reichs- und Landtages orientieren und die Tätigkeit
jener Fraktion uns ansehen, wenn es sich um Notlage
der Westgebietehandelt, so muß man sich doch wirklich
wundern, daß jene Leute mit einer solchen Aufforde¬
rung zur Unterstützung der Westgebiete,besonders der
Grenzgemeinden, au die Reichs- oder Staatsregierung
herantreten.

Meine Herren vom Zentrum! Wir verstehen, es,
wenn Sie an die ungeheure Erregung der Bevölke¬
rung derGrenzgcmeindcn anknüpfen. Wir verstehenes,
wenn man versucht, die Erregung so in sich aufzufan¬
gen, um nicht in den kommendenMonaten irgendwo
Ueberraschuugenzu erleben. Ich denke hier besonders
an die Stellungnahme des Herrn Regierungspräsiden¬
ten Dr. Saaßen von Trier in der Frage des kleinen
Grenzverkehrs, in der Frage der Luxemburggänger
und der Frage der Verkehrsverhältnissc der westlichen
Grenzgebiete.

Wir haben nicht bloß hier im Provinziallandtag im
vorigen Jahre Anträge auf Erschließung der westlichen
Gebiete, besonders des Grenzgebietes, gestellt. Wir
haben damals schon auf die Notwendigkeit des Baues
einer Bahn hingewiesen. Wir haben aber gesehen, daß
dort Pläne unterstützt worden sind, die den Interessen
einer kleinen Gruppe «der Großen entsprachen,aber für
die Kleinen in den Grenzgebieten nicht im geringsten
eine Hilfe bedeuteten.Ich erinnere an den Leiter eines
Klosters in Sinspelt, der dort erklärt hat: Was geht
uns die Bevölkerung an der Grenze an? Wenn auch
dort 600 oder 700 Leute einmal keine Arbeit haben;
die Hauptsacheist, daß die Butter und die Gier teurer
werden und daß wir die Bahn nach hier bekommen
Herr Pfarrer Jausen, das war ein Kollege von Ihnen,
der Leiter des Klosters dort oben ist. Und wie nutzen
Ihre Kollegen dort >die Armut der Landbevölterung
noch aus bei dem Verlauf von Kalendern und dem
Bitten nm Kartoffeln, um Saatgut und ähnliche
Dinge mehr. Wir rufen hier jener Landbevölkerung
in der Ocffentlichleit zu, sie möge sich hüten vor jenen
Leuten, die nachher dort ihre großen Ankäufe besorgen
und das elende Dasein der Landbevölkerungausnutzen,
um ihre Güter zu erweitern, namentlich wenn auch
dort, ähnlich wie im Kölner Gebiet und dessen Um¬
gebung, Leute am Ruder sind, an die ich hier nicht er¬
innern möchte. Aber wenn man solche Reden von
diesen Leuten hört, dann muß es eiucn doch
wuudern, daß sie es hier uoch wagen, auf diese
Notlage hinznwcisen. Dabei hättet Ihr in der
Provinzialverwaltung sowie in den Kreisen und Kom¬
munen schon längst auf Grund Eurer Macht auf die
masigebendenInstanzen einen schärferen Druck eintreten
lassen können. Wir haben Luch genügend Gelegenheit
gegeben im Landtag; zu all diesen Fragen haben wir

Anträge gestellt, und Ihr habt sie ständig abgelehnt.
Es wird unsere Aufgabe sein, in diesem Gebiet auch
Eure Stellungnahme im Landtag und Reichstag, wie
auch hier, klarzustellen. Wir werben nicht uersäumeu,
darauf hinzuweisen, daß wir Anträge zur Aus¬
schaltung der Gemeindezuschlägegestellt haben, was
eine reichs- oder landesgesctzliche Aenderung der Be¬
stimmungen bedeutet, die wir ebenfalls schon des öfte¬
ren beantragt haben, wo Ihr aber nicht zugestimmt
habt. Wir haben namentlich beantragt, billige Ver-
ichrstarife zu schaffen, um die erzeugten Agrar-
produktc auf den Markt bringen zu können. Im West¬
ausschuß haben Genossenvon uns schon oft solche An¬
träge formuliert. Und im 15er-Ausschußdes Land¬
tags haben wir mit allen Mitteln für die Beseitigung
des Elends der Grenzbevölkerung gearbeitet. Und Ihr
habt nichts getan. Deswegen können wir es nicht ver¬
stehen, wie sich Ihre Seite hier noch einen Hinweis an
die Reichs- und Staatsregicrung leisten kann.

Wir werden, trotzdem wir auch hier Anträge ge¬
stellt haben, «die weitergehend sind, im Interesse einer
Erlcichteruug der Notlage der Bevölkerung auch Eurem
Autrage zustimmen.Wir wünschenbloß, daß nun end¬
lich einmal Euren Reden und Euren Bitten auch Taten
folgen. Man wird Euch einst dazu zwingen, denn die
Bevölkerung wird sich auf die Dauer nicht mit dem
abfinden lassen, was Ihr ihr bisher immer nur ver¬
sprochen habt. (Bravo! bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. I a r res: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Miß.

Abgeordneter Miß: Meine Damen und Herren!
Wir von der SozialdemokratischenPartei begrüßen die
Entschließung der Zentrumsfraktion zu der Notlage
in den Grenzgebieten.

Wir wissen, daß nach jedem verlorenen Kriege die
Grenzgebiete auch Notstandsgebiete sind. Wir haben
darum auch unseren Antrag auf Druckfache 39 ein¬
gebracht, der eigentlich als eine Ergänzung zu der Ent¬
schließungdes Zentrums angesehen werden könnte, der
praktische Vorschläge macht, wie den Nutständen in
jenen Gebieten gesteuert werdeu könnte. Ich glaube,
es ist nicht nutwendig, hier das Elend in jenen Ge¬
bieten, seine Größe und seineu Umfang, im einzelnen
zu schildern. Dazu würde ja auch die Redezeit bei
weitem nicht ausreichen. Notwendig erscheintuns aber,
daß auch der Provinziallandtag seine Stimme erhebt,
und zwar recht nachdrücklich, nm Reich und Staat an
ihre Verpflichtung gegenüber diesen Grenzgebieten,
gegenüber diesen Notstandsgebieten zu erinnern. Gs
sind uus ja leider hier nicht die Möglichkeitenund die
Mittel gegeben,um selbst auf die Milderung und Lin¬
derung der Not in jenen Gebieten einzuwirken. Wir
müssen uns hier auf diese indirekteArt der Einwirkung
beschränken,indem wir Reichs- und Staatsregierung
immer wieder daran erinnern, welche Verpflichtungen
sie diesen Gebieten gegenüber haben. Ich habe mich
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gefreut, das; vorgestern Herr Abgeordneter Heuscr an¬
erkannt hat, daß die Ministerreise in jene Gebiete
schnelle Erfolge gehabt hat, soweit der Preußische
Staat, die Preußisch»'Negicrung in Frage kommt. Ich
bedanre auf der andcreil Seite, daß dasselbe von der
Reichsregicrung nicht gesagt werden kann, daß die
Reichsregicrnng dieses Zeugnis der schnellenund be
reitwilligen Hilfe für ,dic Grenzgebiete nicht in dem
Maße verdient, wie wir es wünschen und wie es die
Preußische Regierung an den Tag gelegt hat, (Zuruf
des Abgeordneten Verlach: Die schickt alles nach dem
Osten!)

Meine Damen und Herren! Wir sind der Auffassung,
daß wir uns heute uicht darauf beschränkenkönnen,
Entschließungen allein anzunehmen, sondern daß jede
Partei für ihren Teil auf ihre Fraktiou in den Reichs¬
und Stlllltsparlamenten einwirken mnß, damit diese
den Hebel an der Stelle ansetzt,wo er angesetzt werden
muß, und von dort aus für nachdrückliche Hilfe gesorgt
wird. Man kann uns nach den Vorgängen der letzten
Tage und Wochen nicht mehr mit dem Argument
kommen, daß man zwar ein warmes Herz für die
Grenzgebiete habe, daß aber die Mittel dafür fehlten.
Meine Damen und Herren! Nach dem, was wir mit
dem Phöbusstaudal erlebt haben, nach dem, was wir
in diesen Tagen über bic Nürburg-Ning-Sache gehört
haben, nach der Annahme der Kreuzcrtreditc, meine
Damen und Herren, können wir wirklich nicht mehr
davon reden, daß die Mittel nicht vorhanden sein
sollen, um den Greuzgebieteu zu helfen. Ich bin der
Auffassung, wenn Wir diese Mittel den Grenzgebieten
zugewendet hätten, dann hätten wir den Kanal von
Aachen zum Rhein baucu, vielleicht auch einen Teil
der Notlage an der Saargrenze lindern können. Wir
hätten vielleicht auch einen Teil der untragbaren und
unhaltbareil Vertehrsverhältuisse in den Grenzgebieten
bessern können. (Abgeordneter Gerlach: Sehr richtig!)
Wir tonnen aber hier nicht selbst die Hilfe bringen,
sondern wir können nur unsere Stimme erheben. Aber
wir sollen sie nicht nur hier platonischerheben, sondern
auch da, wo wir Ginfluß haben, in unseren Parteien,
und dafür sorgen, daß die Fraktionen in den Neichs-
und Staatsparlamenten das durchführen, was wir
wollen und was die Zentrumsentschließung heute hier
fordert. (Bravo! bei Heu Sozialdemokratcu; Zuruf
eiues kommunistischenAbgeordneten: Also mehr Mi¬
nisterreisen!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Sanßen.

Abgeordneter Dr. Saaßen: Meine Damen und
Herren! Ich kann zu meiner Freude feststellen,daß
die Aufklärungsarbeit, die alle Behörden der Grenz¬
gebiete in den letzten vier Jahren geleistet haben, ihre
Früchte zu trage» beginnt. Ich darf hier auf den
Tisch des Hauses für diejenigen Damen uud Herren,

die es interessiert, vier Denkschriftenzur Ginsichtnahmc
legen, in denen die Nezirksbehörden in den letzten vier
Jahren den Reichs- und Staatsbehörden von her kata¬
strophalen Lage, die sich im Grcnzbezirl entwickelt hat,
Kenntnis gegeben haben. Nun liegen die Dinge aller
nicht so, wie es der Redner der kommunistischen
Fraktion eben gemeint hat, als ob daraufhin nichts
geschehen sei. Ich lege ebenfalls zu Ihrer Kenntnis
hier einen Artikel nieder, den ich vor einigen Tagen in
der Presse veröffentlicht habe, in dem ich nachgewiesen
habe, daß die Reichs- und Staatsregierung sowie die
Provinz für den Regierungsbezirk Trier in den Jahren
492! bis 1927 nicht weniger als 35, Millionen Mark
bare Zuschüssezur Verfügung gestellt haben, die sich
verteilen mit 2 500 000 Mark ans Volks- und Fort¬
bildungsschulen, mit 470 000 Mark auf die Jugend¬
pflege, mit 19NN00N auf die Wohlfahrtspflege, mit
6 600 000 Mark auf bare Zuschüsse für ,die Saar- und
^uthringengänger, mit 5MAX)Mark auf gesundheit-
liche Zwecke, mit 4 300 000 Mark auf den Wegebau.

Bei dem letzten Betrage handelte es sich um rund
eine Million Mark Grnndfördcrun'g aus Mitteln der
produktiven Erwerbsluscufürsorgc, ferner um zwei
Millionen Mark für Meliorationen einschl. Wasser¬
leitungen und Flußrcgulieruugeu. Ferne» wurden gc
geben zur Förderung der Landwirtschaft einschl. des
Wcinbergwegebaues rund 700 00» Mark, für die
Winzcrfürfurge rund 600 000 Mark, für Hochwasser¬
schäden rund eine Million Mark, für besondereSchä¬
den der Gemeinden in den Jahren !92,'! nnd 1924 (Zeit
des passiven Widerstandes) rund 1000 000 Mark, zur
Förderung der Wirtschaft im Saargrenzgebiet rund
eine Million uud für sonstige Zwecke zusammen rund
I 400 000 Mark. Daneben hat der Bezirk Trier in den
Jahren 1924 bis 492? 26 Millionen verbilligte Dar¬
lehen von Reich und Staat erhalten, die sieh auf ähn¬
liche Zwecke verteilen.

Meine Damen und Herren! Vs wird Ihnen auch
uicht uuueklluut sein, daß zur Zeit gerade die neue
Grenzhilfsaktion in der Durchführung begriffen ist.
Vs handelt sich um iusgcfamt sechs Millionen, wovon
aus preußischen Mitteln >X> Millionen kommen. Ich
hoffe, daß es gelingen wird, mit Hilfe der sechs Milli¬
onen die Aufgaben anzufangen, die durchzuführen eine
dringende Notwendigkeit bedeutet. Ich weife aller¬
dings darauf hin, daß es nicht möglich ist, auch nur
die dringendsten Aufgaben hiermit zu Ende zu führen.
Gs ist deshalb zu begrüßen, daß, wie ich wohl sagen
darf, alle Parteien im Reichstag und im Preußischen
Landtag sich dahin schlüssiggeworden sind, die jetzt
begonnene Hilfsaktion nicht als eine einmalige zu be¬
trachten, sondern daraus eine Programmatische Hilfs¬
aktion für die Grenzgebiete zu machen, in gleicher
Weife, wie es für den Osten geschehen ist (Sehr richtig!),
und daß die beteiligten Reichs- uud Staatsbehörden
demnächst baran gehen werden, ein grundlegendes
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Sanicrungsprogramm für die Grenzgebiete aufzu¬
stellen. <

Meine Herren! Wenn wir eine Reihe von Jahren,
wie in diesem Jahre, einen Grcnzfonds in den Reichs¬
und Staatshaushalt einsetzen uud auch die Provinz
unterstützend eingreift, so hoffe ich, daß es möglichsein
wird, langsam uud allmählich -^ die Ursache» der
Grenznot sind zu zahlreich, als daß sie sich mit einem
Male behebe» ließen — die Grenznot zn beseitigen.Nur
wenn wir das Uebel an der Wurzel bekämpfe», können
wir mit einer nachhaltigen Hilfe rechnen. Nur da»»
tö»nen wir hoffen, daß auch für die arme Bevölkerung
der Grenzgebiete einmal eine bessere wirtschaftliche Zu-
tunst anfängt. (Beifall.)

Vorsitzender Dr. IarrcS: Weitere Wortmcldun-
ge» liegen »icht vor. Widerspruch ist nicht erhoben
wurden Ich darf feststellen, daß Sie nur den anschlagen
der Berichterstatter emvcrstandc» sind. Ich schlage
vor, vor der Pause noch die Punkte 33 bis 39 zu er¬
ledige».

Punkt 3.3: Antrag d e s II. F a ch a » s s ch u s s c s
zu b ? m Haushaltsplan über das Taub¬
st u m m cnwe se u: P r o v in z ial - T a u b -
st u »> m e » a n st a l t c n (Schulen) für dcisNech -
» u n g Bjah r 192.^,

Punkt 31: A » trag des II. F a ch auss ch usscs
zu dem Haushaltsplan, betr. das Pro¬
vinz i a l - T a u b st u in m cnhci m in Ens -
l i r eh e n f ü r dac! R e ll, n n n g s s a h r 19 2 !->,

Punkt 35,: Entschließung des II. Fach¬
ausschusses, betr. die Ausbildung der
Lehrkräfte für die Rheinischen Provin-
zial - Tau b stummen a »stalte n.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Kranz.
Abgeordneter Kranz: Der II. Fachausschußemp¬

fiehlt, die beiden Haushaltspläne unverändert anzu¬
nehmen

Zu der Entschließung zu Punkt 35 ist der II. Fach¬
ausschuß der Ansicht, daß man es bedauern muß, daß
die Ausbilduugslehranstalt für Taubftummenlehrer in
Köln durch staatliche Verordnung aufgehobenund nach
Berlin verlegt wurde. (Sehr richtig! rechts.) Er be¬
fürchtet, daß dadurch eine ganze Anzahl von rheini¬
schen Taubstummenlehrern nicht mehr ausgebildet
Werden könne, so daß es im Laufe der Zeit nicht mehr
möglichsein würde, eine genügende Anzahl rheinischer
Taubstummenlehrer zu finden Er befürchtet,daß «des¬
wegen die Ansbildung der armen Taubstummeu Scha¬
de» leiden müsse, weil landfremde Taubstummenlehrer
angestellt werden müßten.

Deswegen empfiehlt der II. Fachausschuß die An¬
nahme folgender Entschlicßnng:

„Der Provinziallandtllg bedauert, daß die Aus¬
bildung der Taubstummenlehrcr der Provinz ent¬
zogen werden und ferner an der staatlichen Taub¬

stummenanstalt in Berlin-Neukölln durchgeführt
werden soll.

Er beauftragt den Laudeshauptmann, bei der
Staatsregierung nochmals dahin vorstellig zu wer¬
de», daß die Ausbildung der Lehrkräfte für die rhei¬
nische» Provinzial Taubstunnnenanstalten wieder in
die Hand der rheinische»ProUinzialverwaltung ge¬
legt wirb." (Bravo!)
VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat die Ab¬

geordnete Frau Necker.
Abgeordnete Frau Necker: Meine Damen nnd

Herren! Zu der Entschließung betr. Ausbildung der
Taubstummenlehrcr tonnen wir unsere Stimme nicht
geben. Der Antrag kam gestern in der Ausschußfihnng
Plötzlich uud unerwartet. Ich glaube, wir waren uns
wohl alle im Moment nicht darüber einig, ob das
weittragende Folgen haben wird. Der Berichterstatter
hat gesagt, man käme dann in die Gefahr, landfremde
Lehrer hier in die Rhcinprovinz hineinzubekommen,
wenn die Ausbildung der Lehrer in Berlin vor sich
ginge. Wir stehen dem gar nicht so unsympathisch
gegenüber, wenn auch einmal Leute aus dem Osten
nach dem Westen kommen und hier unsere taubstummen
Zöglinge ausbilden. Wir glaube» a»ch. daß, wenn der
Staat dies in die Hand nehme» will, doch dafür be¬
sondere Gründe vorliegen müssen. Vielleicht soll die
Ausbildung der Taubstummenlehrer grußzügiger nnd
etwas einheitlicher gestaltet werden. Ans diese!»
Grunde müssen wir die Resolution ablehnen, die Ihnen
der Herr Berichterstatter empfohlen hat.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nccht.

Abgeordneter Necht: Wir können ebenfalls dieser
Entschließung unsere Znstimmung nicht geben. Wir
sehen nicht ein, daß es unbedingt notwendig ist, daß
lediglich die in der Rheinprovinz befindlichen Kräfte für
dies, "anvstummenschnlenherangezogen werden. Wir
sind vielmehr der Ansicht, daß man, wenn man wirk¬
lich Kräfte für das gesamte Taubstummenwesenheran¬
ziehen will, auch die gesamten freiliegenden Kräfte des
DeutschenReichesdazu heranziehen soll. Wir glauben,
daß dieser Entschließung die Befürchtung zugrunde
liegt, es könnte für gewisse Parteien die Gefahr vor¬
handen sein, daß ihre Partciangchörigen nicht mehr
als Lehrer in den Taubstnmmcnanstaltcn angestellt
werden. Aus diesem Grunde lehnen wir die Ent¬
schließungab.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Landcsrat Müller II.

Landesrat Müllcr II: Meine Damen und Herren!
Die Pruvinzialberwaltung winde es begrüßen, wenn
die Entschließung,dem Autrage des II. Fachausschusses
entsprechend,angcnummen würde.

Es handelt sich nicht allein darum, daß die Lehrer
aus der Rheinprovinz hier bei uns ausgebildet wer-
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den, sondern es sind hier auch noch andere Gründe
maßgebend. Wir bilden setzt schon Lehrer aus der
Rhrinpruvinz und auch andere aus oder stellen wenig¬
stens solche an, die aus anderen Landesteilen stammen.
Aber es würde im Laufe der Zeit zweifellos dahin
kommen, daß andere als außcrrheinischeuns nicht mehr
zur Verfügung standen, denn die Möglichkeit für die
Rheinländer, in Berlin ausgebildet zu werden, ist aus
finanziellen Gründen nicht so groß und so günstig, wie
hier. (5s sind aber noch weitere Gründe für uns maß¬
gebend: Weun wir die Kursisten zwei Jahre in Köln
in unserer Anstalt haben, so können wir uns ein ganz
anderes Urteil über die Geeignetheit bilden, als wenn
sie in Berlin ausgebildet werden, denn da sehen Wir
nur ihr Zeugnis, und auf Grund des Prüfungs¬
zeugnissesmüssen wir sie dann nehmen.

Endlich ein Grund, der Wohl der wichtigsteist: Die
praktischeAusbildung, die wir den Lehrern in Köln
zuteil werden lassen können, ist u. G. eine intensivere,
als sie in Berlin geschehen kann. Die Kölner Anstalt
unterscheidet sich von der Berliner kaum; sie hat acht
Massen, die Berliner auch nicht viel mehr. Wenn wir
nun in der Kölner Anstalt in den acht Klassen -^ es
kommt im wesentlichenauf die praktischeAusbildung
au — fünf oder sechs Lehrer im Jahre ausbilden, so
ist das leicht möglich. Es wird aber die praktische Aus¬
bildung in Berlin bei einer Anzahl von immerhin 40
bis 5N Kursisten längst nicht in dem Maße praktischer¬
folgen können, wie es in Köln möglich ist. Die Ver¬
waltung legt also Wert darauf, daß diese Entschließung
in dein Sinne zur Annahme kommt. Sie glaubt damit
dem rheinischen Taübstummenwefen zu dienen und es
weiter zu fördern.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Jausen.

Abgeordneter Iansen: Meine Damen und
Herren! Wir möchten besonders befürworten, daß
Sie der Entschließung zustimmen. Es ist bei der
Entschlnßfassung nicht etwa Absicht gewesen, jene
Lchrpersonen, die nicht aus dem Rhciulaude stammen,
vom Rheiulande auszuschließen. Wohl aber ist es
unsere Absicht, daß den rheinischen Lehrern die
Ausbildung nicht erschwert wird und sie nicht un¬
günstiger gestellt werden als die anderen Lehrer, die in
der größeren Nähe der Zentrale Berlin wohnen.

Die Sache liegt aber heute so, daß die Ausbildung
hier in Köln für die Lehrer wesentlich billiger ist, als
wenn sie in Berlin ihre Ausbildung nehmen müssen,
wo für die Kurse seitens der Regierung nur ein kleiner
Zuschuß gegeben wird. Das beweist schon die Tatsache,
daß noch eine Reihe von Anmeldungen von Personen
für diese Ausbildungsstelle vorlagen, die sich nach
Berlin nicht gemeldethaben, weil dort die Ausbildung
zu teuer ist. Die Ablehnung würde also bedeuten, daß
die rheinischen Lehrer von der rheinischenScholle von

der Taubstummenbildung ferngchaltcu werden und daß
wir eine größere Menge Personen, die dem Rhcinlcmdc
fremd gegenüberstehen, hier ins Rheinland hinein^
zögen. Das kann unsere Absicht nicht sein. Darum
bitten wir, der Entschließung zuzustimmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich darf feststellen, daß zu Punkt
33 und 3l Widerspruch nicht erfolgt ist und die Punkte
angenommen sind.

Zu Punkt 35, zu der Entschließung des II. Fach¬
ausschusses, wird Abstimmung uotwendig sein. Ich
bitte diejenigen, die für den Vorschlag und die Ent¬
schließungdes II. Fachausschussessind, sich zu erheben.
— Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlösse!:.

Punkt 36: Antrag des II. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Pro¬
vinz! a laus fchusscs, betreffend das Er¬
gebnis der Prüfung der Frage, ob ein
Bedürfnis für die Schaffung von Ein¬
richtungen für sehschwache Kinder be¬
steht,

Punkt 37: Antrag des II, Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan über das Blin¬
de nwesen für das Nechnuugssahr 1928.

Zu Punkt 3L hat als Berichterstatter das Wort Herr
Abgeordneter Stcinmeyer.

Abgeordneter Stein m eher : Der Fachausschuß II
empfiehlt die Annahme des Antrages.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zu Punkt 37 ist Be¬
richterstatterin Frau Abgeordnete Becker.

Abgeordnete Frau Becker: Meine Damen und
Herren! Der Fachausschuß II empfiehlt Ihnen un¬
veränderte Annahme des Etats für das Nlindcnwesen.

Ich darf vielleichtnoch einige Ausführungen machen.
Wir haben in der Sitzung der Kommission uns

davon überzeugt, daß für die Ausbildung unserer
blinden Kinder in den Anstalten alles möglichegetan
wird. Wir haben uns auch mit der Ausbildung und
der Beschäftigung dort befaßt. Der Nlindeuvcrein hat
ein Patent für Bürsten, Besen u. dgl. sich geben lassen,
uni einen größeren Absatz nach außenhin zu ermög¬
lichen. Es ist aber auch das Bestreben der Provinzial-
vcrwaltuii'g, wie bisher, so auch in der Zukunft, das
musikalische Talent bei den blinden Zöglingen zu wecken
und zu fördern. Es ist auch ein Gesuch an das Mini¬
sterium gemacht worden, den blinden Schülern «ine
höhere Ausbildung zukommenzu lassen, damit sie auch
die Mittelschulreifc erlangen können.

Wir bitten, den Antrag der Provinzialverwaltung
und des Ausschussesanzunehmen.

VorsitzenderDr. Iarres: Jetzt hat Frau Becker
als Abgeordnete das Wort.

Abgeordnete Frau Becker: Gestatten Sie mir
noch einige Worte. Die Ausbildung der Blindgebore¬
nen ist ja wohl nicht so schwer wie die Ausbildung der
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später Erblindeten. Diesen möchte ich einige Worte
hier widmen. Wir wissen, daß heute in den Anstalten
die Jungen und Mädel in verschiedenen Hanbwerks-
zweigcn — ich habe sie e!ben schon angedeutet: Bürsteu-
machen, Körbcnrachen, Mattcnslechten u. dgl. — aus-
gebildet werden. Wir wissen aber auch, daß bei der
großen Konkurrenz draußen durch die maschinellen und
technischen Einrichtungen und die Vervollkommnung
der Technik auf diesem Gebiete doch später der Absatz
gerade auf diesem Gebiete unserer Provinzialverwal-
tuug einige Schwierigkeiten machen wird. Deswegen
möchte sich doch einmal der Staat mit der Frage be¬
schäftigen, ob nicht einzelne Berufe oder Bcrufszweige
nur für die Blinden offengelassen werden sollen. Die
älteren Blinden, die nicht von der Blindenfürsorge er¬
faßt und nicht ausgebildet wurdeu, weÄ dieses Gesetz
erst seit 19ll besteht, sieht man heute ost der größte»
Not ausgesetzt. Gin typisches Bild sind die blinden
Orgelspieler und HäiMer, nicht zn vergessen die Blin¬
den, die an allen Straßenecken stehen, stnnden- und
tagelang, und anf die Mildtätigkeit der Vorübergehen¬
den angewiesen sind. Diese Orgelspieler müssen be¬
seitigt werden, aber auch das Unwesen der blinden
Händler. Ich sage nicht, das Unwesen an und für
sich, denn ich achte und schätze es, wenn die Blinden sich
noch einen Erwerb suchen. Aber die Begleitpersonen
dieser Leute müssen, wenn sie erwachsen sind, bezahlt
werden. Zum größten Teil sind es aber Kinder. Von
den verderblichen Einflüssen, die die Kinder ans.diesem
Wege in sich aufnehmcu, will ich hier nicht reden; das
würde einmal bei der Jugendpflege zu behandeln sein.

Man müßte sich damit befassen, auch in den Unter-
uehmerkreiscn mehr soziales Empfinden für die Blin¬
den zu wecken. Es müßte die Möglichkeit bestehen, daß
die Blinden, dle aus dcu Anstalten entlassen werden,
oder diejenigen, tue später erblinden, in der Industrie
Beschäftigung finden. Es wären da doch schon Mittel
und Wege zu finden. In der Metallindustrie z. N.
tonnten diese Leute mit dem Aussuchen von Schrauben,
Muffe» u. dgl. beschäftigt werdcu, in der Kolonial¬
waren- und Lcbensmittelbranche mit dem Einpacken
von gleichförmigen Paketen, Würfeln usw. Es ist ver¬
schiedentlich probiert worden und hat sich gut bewährt.
Die Behörden haben in den letzten Jahren schon viel in
der Beziehung getan nnd Blinde in ihre Grwcrbs-
zwcige aufgenommen. Aber in der Industrie ist es
doch noch zn verzeichnen, daß man Blinde nicht haben
will und sie nicht als vollwertige Arbeitskräste ansieht.
Aber wir müsseu doch zugestehen, daß der Blinde durch
sein feines Tastgefühl aus den angeführten Gebieten
gerade soviel leisten kann wie diejenigen, die sehen
können.

Ich möchte noch ein Wort zu denjenigen sagen, die
in der örtlichen Wohlfahrtspflege der Bczirtsfürsorge-
vcrbändc tätig sind, für diejenigen Blinden — ich habe
es voriges Jahr anch schon angeführt —, die nicht

tmrch die Kriegsrente gesichert sind, anch nicht durch
eine Unfallrcntc, sondern durch Krankheit erblindet
uud der örtlichen Fürsorge unterworfen sind, doch
mehr einzutreten, daß sie in die sog. gehobene Fürsorge
kommen und sie nicht mit dem kleinen Satz, den die
Richtlinien der Bczirksfürsorgevcrbände nnd der Kom^
munen vorsehen, auskommen müsseu. Ich möchte Sie
bitten, in diesem Sinne zu handeln. Ich glaube, es
wird draußen guten Widerhall finden, wenn wir hier
vom Provinziallandtag aus diese Meinung nach außen
hin vertreten,

Vorsitzender Dr. Iarres : Das Wort hat die Ab¬
geordnete Fräulein Otto.

Abgeordnete Fräulein Otto: Meine Damen nnd
Herren! Die Prüfung der Frage, ob es notwendig,
für sehschwache Kinder besondere Anstalten cinzurich
ten, ist u. G. nicht in dem Maße erfolgt, wie es eigent¬
lich gut wäre. Die Lehrer und Lehrerinnen, die die
Prüfung dieser Frage vorgeuommen haben, sind ja
eigentlich nicht die geeigneten Personen, um feststelle»
zu können, ob wirtlich Kinder sehschwach sind. Sie
tonnen aus ihrer allgemeinen Erfahrung heraus zu
dieser Frage Stellung nehmen; aber sie können nicht
feststellen, ob diese Kinder auch wirklich sehschwachsind.
Gs scheint uns doch notwendig, daß von der Ver¬
waltung dort andere Maßnahmen getroffen werden,
um das wirtlich festzustellen. Vor allen Dingen scheint
uns nutwendig, daß man auf die Kreise einen Druck
ausübt, daß vor allen Dingen Schulärzte und sonstige
Aerzte angestellt werden, die sich mit dieser Frage ganz
besonders befassen.

Da sich die Sehschwachheit znm großen Teil auch
aus Unterernährung ergibt, scheint es uns noch mehr
notwendig zu sein, daß man für die Kinder, die aus
diesem Grunde sehschwach sind, etwas Besonderes tnt,
nicht nur von den einzelnen Kreisen aus, sonder» daß
auch die Provinzialverwaltung Mittel und Wege
findet, um diesen Kindern zu helfen. Es gibt ja auch
sehschwache Kinder in den Blindenanstalten, wie der
Herr Landesrat gestern im Fachausschuß ausführte.
Es ist u. E. eigentlich nicht richtig, daß man diese Seh¬
schwache» in den Blindenanstalten läßt, sondern es
müßte diesen Leuten die Möglichkeit gegeben werden,
sich nicht nur mit den Berufen zu beschäftigen, die für
Blinde geeignet sind, sondern auch einmal einen an¬
deren Beruf zn ergreifen.

Nuu noch ein Wort zu den Nlnldenbibliotheten. Vor
Iahreu schon hat uns die Blindenbibliothek hier im
Provinziallandtag einmal 'beschäftigt. Ich viu nicht
genau im Bilde, wie weit die Fortschritte in diesen
Blindenbibliotheken gediehen sind. Aber es ist vor allen
Dingen notwendig, daß in diese Nlinbcn'bibliotheken
auch Werte hineinkommen, die sich mit den Strömuu-
geu der Zeit beschäftigen, so daß die Alinden nicht
von allem Verkehr abgeschlossen sind, sondern mit den
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Strömungen der Zeit Fühlung haben. Da ist es vor
allein notwendig, daß man Mittel und Wege findet,
um den Blinden auch die Tageslitcratur und die Tages¬
zeitungen zugänglich zu machen, damit sie sich auch mit
diesen Dingen befassen können,

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat .Herr
Abgeordneter Dr, Sondermann,

Abgeordneter Dr. Sonder m ann : Meine Damen
und Herren! Die Vorrednerin hat darauf aufmerksam
gemacht, daß die Statistik, die uor einigen Wochen hier
im Rheinlande über die Zahl der Sehschwache» vcr-
auslaltct woroeu ist. Wohl uicht ganz stimmen könnte,
da sie von Personen gemacht worden sei, die sachlich
uicht geuügeud Erfahrungen besäßen. Diese Bemerkung
der Vorrcduerin hat ihre Berechtigung, Neun man
es genau machen wollte, müßte es natürlich durch
Augenärzte geschehen. Trotzdem hat die Statistik, die
dort aufgenommen worden ist, ihren vollen Wert. Sie
hat im ganzen ergebe» daß im Rheinlande der Pro¬
zentsatz der Sehschwachen, die in der gewöhnlichen
Volksschule nicht die nötige Förderung erfahren können,
die sie fähig macht, sich im Leben in der geeigneten
Weise, ihren übrigen Kräften entsprechend, durchsehen
zn können, nicht nur etwa denselben Prozentsatz be¬
trägt wie in anderen Gegenden Deutschlands, sondern
auch wie in anderen Ländern. Das Ausland ist uns
zum Teil in der Versorgung der sehschwachen Kinder
vorausgegangen. In erster Linie ist die Sache in Eng¬
land gefördert morden, setzt aber ganz besonders stark
in Amerika. Nun sind diese Länder ja Pekuniär besser
gestellt als wir und können >dafür mehr auswenden;
trotzdem müssen wir ihnen allmählich folgen. Es ist
außerordentlich erfreulich, daß diese Nachfolge schon in
einzelnen Städten Deutschlands angetreten wurden ist,
so in Berlin und Hamburg. Dortmund wird mit dem
l, April d. I„ soweit ich informiert bin, folgen. Die
Statistik hat weiterhin gezeigt, daß diese sehschwachen
Kinder sich in der gleichen Weise über Land und Stadt
verteilen. Aus der Art Kiefer Verteilung ergibt sich schon,
daß die Provinz als solche wohl schwerlich diejenige
Behörde sein kann, die die Schschwachenschulen ein¬
richtet. Auf dem Laude, wo nur eiuzelne Kinder in
kleineren Bezirken vorhanden sind, läßt sich natürlich
keine Sehschwachenschule einrichten. Es müssen immer
eine ganze Anzahl zusammen sein, damit es regelrecht
durchgeführt werden kann. Infolgedessen kommen für
die Errichtung von Schschwachenschulen nur die grö¬
ßeren Städte in Betracht. Ich möchte diesen größeren
Städten von dieser Stelle aus dringend ans Herz legen,
dafür zu sorgcu, daß sie allmählich auch zur Einrich¬
tung solcher Schulen kommen. Die Kinder tonnen nun
einmal nicht genügend dem «ehrgang in den einfachen
Elementarschulen folgen. Es ist auch eine außerordent¬
liche Belastung für den Unterricht, wenn der Lehrer
sich mit diesen Kindern besondere Mühe geben muß.

Wenn er das aber nicht tnt, kommen sie zu keinen
Kenntnissen und zu keinem Wissen. Ich möchte frei¬
lich llnch wünschen, daß sich die Finanzen der Provinz
allmählich so gestalten möchten, daß sie den Städten
gewisse Zuschüsse gebcu könnten, denn ich glaube, daß
auf diesem Wege die Städte sich um so eher auch be¬
wogen fühlen, in diese ihre Pflicht wirklich hineinzu¬
steigen. Aber leider ist die Provinz vorläufig dazu
uicht in der Nage. Ich hoffe trotzdem, daß einzelne
Städte sich bewogen fühlen, dem Beispiele, das ihnen
zuletzt Dortmund bietet, recht bald nachzufolgen

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Landesrat Müller II.

Landesrat Müller II: Meine Dnmeu und Herren!
Von der Abgeordneten Fräulein Otto ist darauf hin¬
gewiesen wurden, daß in nnsercu Blindenanstalten eine
ganze Anzahl Sehschwache sind. Das ist richtig. Wi''
nehmen diese Sehschwachen deshalb auf, weil sie an¬
derswo nicht untergebracht werden können und es
keine Sehschwachenschulen gibt. Die Anregung, die
Sehschwachen in anderen Berufen unterzubringen, ist
zwar gilt, aber schwierig durchzuführen. Wir sind
fchun dabei andere Berufe zu fucheu. haben aber bis-
her nuch keine geeigneten gefunden Diese Frage wird
bei uns im Auge behalten,

Fräulein Otto hat dann weiter gebeten, daß wir
einen Druck auf die Vezirksfürsorgcverbäudc ausübe»
sollen, daß sie Schulärzte anstellen. Das wird nicht
gehen. Die Bczirksfürsorgeverbände werden sich vor¬
aussichtlich diesen Druck höflichst verbitten. Wir haben
also da gar keine Einwirkung mit Aussicht aus Erfolg,
Jedoch glauben wir, daß durch die beabsichtigte Ver¬
anstaltung einer Umfrage bei Auswertung des jetzt
vorliegenden Materials etwas herauskommt. Wir
werden den Fällen, wo nach.gew'icscncrmaßeu ein
Schüler dein Unterricht in der Volksschule nicht folge!',
kann, nachgehen und werden hier bitten daß eine noch¬
malige Untersuchung durch die NczirkKfürsorgcvcrbändc
bzw, den Schularzt oder, was noch besser ist, durch einen
Augenarzt erfolgt. Wenn dann nach fachärztlichern
Gutachten feststeht, ob der Betreffende dein Unterricht
folgen kann oder nicht, werden sich weitere Wege er¬
geben, wie die Frage zu lösen ist,

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Görlinger,

Abgeordneter Görlinger : Meine Damen und
Herren! Meine Freunde könueu sich mit der Auf¬
fassung des Fachausschusses, hier dem Vorschlage des
Provinzialausschnsses 'beizutreten nnd durch die Er¬
hebungen und die gemachten Feststellungen den Antrag
der Zentrumsfraktio» für erledigt zu erklären, nicht
einverstanden erklären. Sie sind vielmehr der Auf¬
fassung, daß, wenn auch die Erhebungen sehr über¬
stürzt vorgenommen worden sind nnd sicher nach Mi¬
seren Erfahrungen zu einem Teil unzuverlässig sind,
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duch das Ergebnis dahin deutet, daß mit dem, was in
dem Bericht vorgeschlagen wird, daß, wie Herr
Dr. Sundermann sagte, nnr die grüßen Städte für
die sehschwachenKinder Einrichtungen schassen, keines¬
falls der ganzen Sache Rechnung getragen ist, Viel¬
mehr müssen wir bestrebt sein, in ,dcr gesamten Pro¬
vinz alle die Kinder, für die eine Notwendigkeit be¬
steht, zusammenzufasseu und einen Kostenträger zu
finden, der wirtlich in der Lage ist, allen Kindern gc-
recht zu werden. Warum soll denn meinetwegen in
Köln oder Düsseldorf, wo bessere Voraussetzungen auf
finanziellem Gebiete gegeben sind, den Kinder,! das
gegeben werden, was den Kindern in den einzelnen
Landkreisen, die dasselbe Bedürfnis hallen, verweigert
wird? Ich habe da die Konseanenz bei Herrn Dr. Son¬
dermann vermißt. Ich frene mich, daß er anerkannt
hat, ,daß in den Städten, wo ein starker sozialistischer
Einfluß ist, wie in Berlin und Hamburg, man vor¬
bildlich auf dein Gebiete gearbeitet hat. Aber er
hätte, von dieser Erkenntnis ausgehend, sagen müssen:
Da hier in der Nheinprovinz ein anderer Träger, der
alle umfaßt, nicht gegeben ist, muß cüeu die Provinzial-
vcrwllltung Träger einer solchen Einrichtung werden.
Wir find der Auffassung, daß,dic Frage keineswegsals
geklärt erachtet werden kann, daß man Vielmehr die
Erhebungen vervollkommnen und dem nächsten Pro-
vinziallandtag eine entsprechende Vorlage unterbreiten
soll, die sicherstellt,daß alle sehschwachen Kinder, die
für solche Vinrichtnngen in Frage kommen, mit denen,
die hentc noch in den Blindenanstalten sind, zusammen¬
gefaßt werden, nm ihnen eine Ausbildung zu gellen,
die sie fürs Leben ertüchtigt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Allgeordneter Dr. Sondermann,

Abgeordneter Dr, S ondc r m ann: Eine tnrze Be¬
merkung zu dem letzten Vorredner. Selbstverständlich
muß es als unsere Pflicht anerkannt werden, daß für
alle Kinder etwas getan wird. Aber, meine Damen
und Herren, es sind bei der Einrichtung solcher Schulen
außerordentlicheSchwicrigkeiten vorhanden; das dürfen
wir nicht vergessen, Sie sind überall zutage getreten,
sie werden auch im Rhcinlande zutage treten. Deshalb
kann es sich nur darum handeln, daß die großen Städte
zunächst an die Sache herantreten. Nenn dort dann
die Schulen im Gange sind, wird allmählün auch dafür
gesorgt werden müssen, daß die in den ländlichen Be¬
zirken befindlichen Kinder, vielleicht internatswcisc
oder in sonstiger Form, diesen Schulen zugeführt wer¬
den. Aber beginnen müssen wir damit, daß die großen
Städte die Sachen einrichten, so daß wir in dieser
Weise allmählich weiterkommen,

Vorsitzender Dr. I a r r e s: Das Wort zur Ge
schäftsordnnng hat Herr Abgeordneter Gerlach,

Abgeordneter Gcrla ch : Meine Damen und Herren!
Mit Rücksicht auf die soeben geführte Debatte bean¬

trage ich namens der sozialdemutratischcu Fraktion,
den Antrag des II. Fachausschussesbzw. den Bericht
uud Antrag des Provinzialausschusses an den Pro
vinzialausschnßzur Vervollständigung der Erhcbuugeu
und zur Ncuuorlage an den nächsten Provinziallandtag
zurückzuverweisen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Lawdesrat Müller II.

Land srat M ü I lc r II : Meine Damen und Herren!
Die Gründung von Sehschwachenschulengehört nicht
zn den Aufgaben der Provinzialvcrwaltung. Sie finden
das schon in dem Bericht des ProvinzialaiiLsibusses
dargelegt. Die Provinzialverwaltung hat lediglichfür
die Unterbringung und Beschulung von blinden Kin¬
dern zu sorgen. Die Aufgabe, die ihr hier üvertragen
ist, beruht auf dem Beschuluugsgesetz, Wir sind gar
nicht in der Lage, Einrichtungen für Sehschwachezu
schaffen, namentlich nicht sie zum Besuch einer Sclmle
außerhalb ihres Wohnortes zu zwingen. (Zurnf des
Abgeordnete,! Görlinger: Die Voraussetzungen köuueu
doch geschaffenwerden!) Die Beschulung von Seh-
schwmllcn ist Sache der Gemeinden. Daran ist ohne
eine gesetzlicheAenderung nichts zu äuderu.

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht weiter vor. Die Besprechung ist geschlossen.Ich
darf feststellen,daß zu Punkt 37 Gegenanträge nicht
gestellt sind und Sie dem Autrage des Fachausschusses
zustimmen.

Zu Punkt 36 liegt einmal der Antrag >des II. Fach¬
ansschusses und des Provinzialansschnssca vor, zum
anderen >der Antrag der sozialdemokratischenFraktion,
die Angelegenheit noch einmal dem Prouinzialansschuß
zur weiteren Erhebung zu überweisen. Ich lasse üller
diesen letzterenAntrag zuerst abstimmen uud bitte die
jcnigen, die für den Antrag bes Herrn Abgeordneten
Gcrlach auf Zurückvcrweisuug au den Prouinzial-
ausschuß sind, sich zu erheben. -^ Das ist die Mehrheit.
Es ist so beschlossen.

Punkt ,18: A ntrag des II. F a ch a n s s ch « s s e s
zu dem Haushaltsplan über das Hcb -
a mm en Wesen für h^, Rechnungsjahr
1 9 2 6,

An Stelle des Herrn Abgeordneten Kurth ist Frau
Abgeordnete Wecker Nerichterstntterin.

Abgeordnete Frau Becker: Der II. Fachausschuß
beantragt unveränderte Annahme.

VorsitzenderDr. Iarres : Wortmeldungen liegen
nicht vor. Es erhellt sich kein Widerspruch. Es ist so
beschlösse».

Punkt 39: Antrag des II, Fa ch a n s s ch usse s
zu dem Bericht uud Antrag «des Provin
zialausschusses, betr. Aeuderuug der
Satzungen der Ruh e g eh a l t s k a s se >d c r
L a n d b ü r g e r m c i st e r c i e n und Land¬
gemeinden der Nhe inp rov i n z.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dörr.
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Abgeordneter Dörr : Meine Damen und Herren!
In Verbindung mit dem Antrage des Fachausschusses
verweise ich auf die Ihnen vorliegende Drucksache
Nr, 5: „Bericht uu,d Antrag des ProUinzialausschnsscs,
betr. Aenderung der Satzungen der Nuhegehaltstasse
der Landbürgermeistereien und Landgemeinden der
Rheinprovinz". Die II. Fachkommission empfiehlt
Ihnen einstimmig unveränderte Annahme des An¬
trages.

VorsitzenderDr. Iarres : Wortmeldungen liegen
nicht vor. Widerspruch erhebt sich nicht. Es ist so be¬
schlossen.

Meine Damen und Herren! Ich schlage nun vor,
die einstündigc Pause eintreten zu lassen und um
20 Minuten vor 15 sich wieder zur Sitzung einzufinden.
Zwischenzeitlichtagt der Fachausschuh I. Der Vor¬
sitzende des V. Fachausschussesläßt mitteilen, daß der
V. Fachausschuß unmittelbar nach der heutigen Voll¬
sitzung tagt. Also Fachausschuß I setzt und Fach¬
ausschuß V nach dem Plenum.

(Negünn der Mittagspause 15! Uhr 10 Minuten.)

(Wiederbeginn 11 Uhr 50 Minuten.)
Stellvertretender Vorsitzender Gberlc: Wir fah¬

ren «in der Beratung fort, und zwar bei Punkt 40, und
behandeln zusammengefaßt die Punkte 10 bis 52 und
den Punkt 61.

Ich möchte noch darauf aufmerksam machen, daß die
Herren Berichterstatter «der Reihenfolge nach zur Be¬
richterstattung aufgefordert werden. Erst wenn die
Berichterstattung zu allen znr Erörterung steheirden
Punkten erledigt ist, werden wir in die Aussprache
über alle Punkte eintreten. Die Redezeit für jede
Fraktion beträgt, wie heute bereits festgestellt worden
ist, 10 Minuten.

Der Berichterstatter zu P u ntt 1 0, Herr Abgeord¬
neter Iansen, hat das Wort.

Abgeordneter Ja n s e n : Weine Damen und Herren!
Sie haben den Etat für die Fürsorgeerziehung Minder¬
jähriger auf Seite 16/17 des Haushaltsplans. Der Fach¬
ausschuß II empfiehlt Ihnen unveränderte Annahme
des Haushaltsplans, der jn Einnahme mit 7,1 Millionen
Mark, in Ausgabe müt 11,01 Millionen Mark, also Mit
einen, Zuschuß von Z,L Millionen Marik abschließt.

Stellvertretender VorsitzenderEberlc : An Stelle
von Herrn Kurth berichtet Frau Abgeordnete Necker
zu Punkt 11.

Abgeordnete Frau Becker: Meine Damen und
Herren! Auch zu dem Haushaltsplan der Prouinzial-
Erziehungshrime empfiehlt der Fachausschuß Ihnen
die Annahme. Es wnrde allgemein anerkannt, daß die
Pruvinzialvcrwaltung gerade in den Provinzial-

anstaltcn alles tut, was im Interesse der Zöglinge not¬
wendig ist, auch in bezug auf die Beschäftigung. Man
hat in Solingen einen neuereu Industriezweig er¬
richtet; man verfertigt dort Schwemmsteine, und es
werden unsere Zöglinge dort in industrieller Arbeit
beschäftigt. Es kommt schon vor, daß fleißige und fpar-
same Zöglinge noch einen Betrag von ihrem Verdienst
ihren Eltern nach Hause schicken können. Der Absatz ist
dort gut, und die Preise sind natürlich auch wie in der
Industrie.

Wir haben mit Befriedigung davon Kenntnis ge
nommen, daß in der Anstalt Rheindahlcn die dort
befindlicheLuugenheilstätte für schulpflichtige Zöglinge
auf nachschulpflichtigeZöglinge erweitert werden soll.
Auch diese Heilstätte ist mit allem möglichen aus¬
gestattet: Höhensonne, Röntgenapparaten u. dgl. Wir
glauben, daß die Provinzialvcrwaltuug auf dem besten
Wege ist, in diesen Anstalten das Bestmöglichezn tun,
und bitten Sie, im Interesse der Sache den Hanshalts¬
plan zu genehmigen.

Stellvertretender VorsitzenderEberlc : Das Wort
zu den P u n kte n 4 2 b i s 16 hat Herr Abgeordneter
Iansen.

Abgeordneter Ja n scn : Meine Damen und Herren!
Zu Punkt 42 liegt ein Antrag der SPD.-Vrattion vor:

„Der Landeshauptmann wird beauftragt, für die
sexuelle Auftläruug der Knaben »nd Mädchen in
allen Fürsorgeerziehungsanstlllten der Rheinprovinz
durch geeigneteAerzte und Aevztinncn Sorge trage,!
zu wollen."
Im II. Fachausschuß war man sich darüber einig,

daß zunächst der Begriff „sexuelle Aufklärung" zu um¬
reißen fei. Die Art nnd Weife, wie er im Ausschuß
geklärt wurde, faud wohl allgemeine Zustimmung. Mit
Rücksicht darauf, daß sonstige Fragen noch zu klären
wären, wurde gebeten,den Antrag an den Provinzial-
ausschuß zu verweisen mit der Bitte, demnächst dar¬
über Bericht zn erstatten.

Zu Punkt 43 (Drucksachc 51) liegt ein Antrag der
KPD.-Frllktion vor:

„Zur Durchführung und Gewährleistung von
freier weltanschaulicher Erziehung der männlichen
und weiblichen Fürforgezöglinge in der Rheinprovinz
werden dem Bedarf entsprechenddissidentischeVor-
ashle und Erziehungsheime geschaffen."
Zu dem Antrage ist seitens des Ausschussesfolgen¬

des zu sagen: Die Errichtung von Vorasylen hat die
Provinz bisheran nicht als ihre Ausgabe betrachtet;
sie hat vielmehr dem Landesjugendamt Zuschüssege
gebe«, von wo aus sie den Organisationen zugeteilt
werden, die dann die Vorasyle errichten. In den Stadt¬
gebieten ist der Kreis der Vorashle im Rheinlande so
ziemlich geschlossen, so daß eine Notwendigkeit zur
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eigenen Einrichtung dieser Vorashle durch die Provinz
nicht besteht. Auch für Erziehungsheime für bissiden-
tischc Kinder besteht wegen Fehlens der diesbezüglichen
Objekte keine Notwendigkeit. Der FachausschußII war
'deshalb für Ablehnung des Antrages.

Zu Punkt 44 !Drucksllche U) haben wir einen
Sammelantrag der KPD.-Fraktion. Er umfaßt im
ganzen 16 und für die Familicnpflege noch einmal vier
Anträge, also insgesamt 20. Die Anträge, hie hier
gestellt sind, kehren in demselben oder einem etwas ver¬
änderte!! Gewände wieder, wie sie uns in den ver¬
gangenen Iahreu schon wiederholt vorgelegen haben.
Alle Anträge sind entweder zum Teil schon erfüllt, zum
Teil Wird schon mehr gegeben, als verlangt wird
lLachen bei den Kommunisten), zum Teil ist es auch
nach dem Gesetz nicht möglich,die Dinge einzurichten.

Nach der Aussprache wurde über die gesamten An¬
träge abgestimmt, mit Ausnahme des Antrages Nr. 11.
Sämtliche Anträge — also ll ausgeschlossen — wurden
abgelohnt.

Bei der Sonderabstimmung wunde auch der Antrag:
„Prügelstrafen, Haftstrafen sowie Kostentziehung

sind unzulässig, ebenso Entziehung der Arbeit als
Strafmittel. Strafen dürfe» nur mit Zustimmung
der Vertrauenstörperschaften der Fürsorgezöglinge
verhängt werden",

vom Fachausschußabgelehnt.
Zu Punkt 45 (Drucksache 46) liegt ein Antrag der

Zeutrumsfraktion vor, der das Jugendamt als An¬
tragsbehörde um nachdrückliches Vorgehen gegen
Schmutz uud Schund zum Schutze unserer Jugend
bittet. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß der An¬
trag durch die Erklärungen der Verwaltung als er¬
ledigt, d. h. als erfüllt, anzusehen sei.

Zu Punkt 46 liegen zwei Anträge vor (Drucksachen
-!6 und 55):

1. Gin Antrag der SPD.-Fraltion, der im wesent¬
lichen verlangt, daß der Landeshauptmann sich bei
der Durchsuchungder Fürsorgeerziehung der zur Er¬
ziehung in der eigenen Familie Entlassenen und her
aus der Fürsorge widerruflich entlassenenJugendlichen
sowie der in Familien befindlichenZöglinge der ört¬
lichen zuständigen Jugendämter zu bedienen habe.

2. Ein Antrag der KPD.-Fraktion, der beschlossen
haben will:

„Den konfessionellen Erziehungsvereinen wird die
Aufsichtüber die Fürsorgezöglinge entzogen uud den
Organen der Provinz übertragen. Der Landeshaupt¬
mann hat sich bei der Durchführung Her Aufsicht
der örtlichen zuständige» Jugendämter zu bedienen.
Diese wiederum dürfen Mit der Aufsicht nur ihre
eigenen Organe betrauen,"

Auch hierzu ist zu sagen, daß die Anträge zum Teil
erfüllt sind, zum Teil auch uns früher schon beschäftigt
und eine einmütige Ablehnung, gegen die Antrag¬
steller, gefunden haben.

Beide Anträge werden auch vom II. Fachausschuß
zur Ablehnung empfohlen.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Zu Punkt
, 7 ist Berichterstattern die Abgeordnete Fräulein Otto.

Abgeordnete Fränlein Otto: Meine Damen uud
Herren! Zu dem Antrage des II. Fachausschusseszu
dem Antrage der KPD.-Fraktion, betr. Zulassung des
dissidentischen Fürsorgeuerbandes als Iugendpslege-
organisatiuu zu den Arbeiten des üandesjugendamtes
und seiner Kommissionen, bittet der II. Fachansschuß,
die Angelegenheit als erledigt zu betrachten nnd sie
dem Landesjugendamt zu überweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu den
Punkten 4t-. und !9 ist Berichterstatter Herr Ab¬
geordneter Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Gs handelt sich hier
um deu Antrag und Bericht des Provinzsalansschusses,
250 uno Mark zum weiteren Ausbau des Iugend-
herbergsnetzes der Rheinprovinz zuzusteuern. Hierzu
liegt ein Zusatzautrag der KPD.-Fraktion vor, diesen
Betrag auf 500 000 Mark zu erhöhen.

Zu Punkt 49 liegt ein Autrag uud Bericht des
Provinzilllausschusscs, betr. Unterstützung der rheini¬
schen Gebirgs- uud Wandervereinc aus Pruvinzial-
mittoln in Höhe von 17 000 Mark, vor. Hierzu lsegt
ein weiterer Antrag der KPD. vor, diese Summe von
17 000 Mark aus 25 000 Mark zu erhöhen.

Der Ausschuß hat festgestellt, daß iu beiden Fällen
die von der ProUinzialverwaltuug vorgeschlagenenBe¬
träge zu den Zwecken, zu deneu sie benötigt werden,
das heißt zum Planmäßigen Ausbau der Jugend¬
herbergen nnd zum Ausbau und zur Unterhaltung
der Wegemarkierung, durchaus ausreichend
sind. Er hat in beiden Fällen dem Antrage der Ver¬
waltung zugestimmtund die beiden weitergehendenAn¬
träge der KPD, abgelehnt.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Zu Punkt
50 ist Berichterstatter Herr Abgeordneter Dörr.

Abgeordneter Dörr : Meine Dame!: und Herren!
Ich verweise auf die Ihnen vorliegende Drucksache 6:
„Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betr.
Vornahme der Neuwahl von Mitgliedern des Landes-
jngondamtcs der Rheinprovinz."

Die Wahlperiode der fetzigen Mitglieder des Landes¬
jugendamtes läuft Ende 1928 ab. Es haben demnach
bis zu diesem Zeitpunkte Neuwahlen zu erfolgen. Der
Provinzialllusschuß wird die von ihm zu tätigenden
Wahlen auf Grund einer noch zu ergehenden öffent-
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liehen Aufforderung zur Einreichung von Wahl-
uorschlägenvornehmen. Da zweckmäßig die vom Pro¬
vinziallandtag vorzunehmenden ergänzenden Wahlen
nach der vom Prouiuzialaucschuß zu tätigenden WM
erfolgen, empfiehlt es sich, daß ebenso wie bei der ersten
Wahl die II. Fachkommissiondes Prouinziallandtagcs
besonders zusammentritt und diese Wahl vornimmt.

Wie in der Drucksachc vorgesehen, bittet der Fach¬
ausschuß: „Der Probingillllandtag wolle die Vornahme
der von ihm zu tätigenden Wahl von Mitgliedern des
Landesjugendamtes der II. Fachkommission über¬
tragen. Ueber das Ergebnis der Wahl ist dem Pro-
uinziallandtage bei seiner nächsten Tagung zu be¬
richte»."

Dieser Antrag ist in der Fachkommission einstimmig
angenommen worden und wird anch hier zur Annahme
empfohlen.

Ein von der Abgeordneten Frau Becker gestellter
Antrag, die Wahlperiode um ein Jahr zu verlängern,
wurde vom Fachausschußabgelehnt.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Zu Punkt
.',1 ist Berichterstatter Herr Abgeordneter Steinmcher,

Abgeordneter Steinmeher: Ich verweise auf
die Drucksache Nr. 5,8. Die KPD. hat folgenden An¬
trag gestellt:

„Die KPD. erhält noch für die jetzige Wahlperiode
einen Sitz im Landesjugeudamt."
Der Fachausschuß II hat diesen Antrag abgelehnt.

Die KPD. hat für den Fall der Ablehnung dieses An¬
trages einen Eventualantrag eingereicht,der folgender¬
maßen lautet:

„An den Sitzungen des Landesjugcudamtes nimmt
das Mitglied der kommunistischenFraktion mit be¬
ratender Stimme teil."
Diesen Antrag hat der Fachausschuß II augenommen.

Er bittet, das Jugendamt zu ersuchen, ein Mitglied
der kommunistischenFraktion mit beratender Stimme
zu den Sitzungen zuzuziehen.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Zu Punkt
52 ist Berichterstatterin Abgeordnete Fräulein Otto für
den Fachausschuß II.

Abgeordnete Fräulein Otto: Der II. Fachausschuß
bittet, den Antrag der KPD.-Fraktion, betr. Ausarbei¬
tung einer Denkschriftder Provinzialverwaltung über
den Gesundheitszustand der Fürsurgezöglinge und
Zöglinge in den Heil- und Pflegeanstalteu und Er¬
ziehungsanstalten sowie in Familienpflege, anzu¬
nehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Vberle: Nl^ Be¬
richterstatter des III. Fachausschusseserteile ich Herrn
Vierwirth das Wort.

Abgeordneter Nierwirth: Dasselbe!

Stellvertretendem Vorsitzender Eberle: Wir
kommen nun zu dem Bericht zu

Punkt li!: Antrag des III. Facha u s s ch uf s e s
zu dem Haushaltsp lau des Laudes-
für so r g ew esens für das Rechnungsjahr
19 28, in Nerbinduug mit dem Zusatz-
antrag der KPD.-Fraktion auf Ein¬
stellung von 1 0 N 0 0 0 Mart für jugend -
liche Wanderer in den Haushaltsplan.

Berichterstattern! ist Fräulein Gosewiukel.
Abgeordnete Fräulein Gosewinkc I : Den Haus¬

haltsplan des Landesfürsurgewesens für 1928 wolle der
Provinziallandtag so, wie er vorliegt, annehmen.

Was den dazu vorliegenden Antrag der KPD. be¬
trifft, so ist dieser Antrag in der Ausschußsitzungzw
rückgezogen worden, da bereits eine große Summe zu
dem geuannteu Zwecke im Etat vorgesehen ist.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wir
kommen, da die Berichterstattung über die von mir
zuerst verlesenen Punkte beendet ist, nunmehr zur
Aussprache.

Als erster Redner hat sich zum Wort gemeldet Herr
Abgeordneter Nenner. Ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Nenner: Meine Damen und
Herreu! Bedauerlicherweisehat man uns die Redezeit
zn dieser Menge von Anträgen 'so beschnitten,daß es
mir »ur möglich ist, die wesentlichsten Punkte heraus¬
zugreifen. Gestatten Sie mir vorerst einige Bemer¬
kungen allgemeiner Natur.

Der Herr Landeshauptmann Dr. Horion hat vor
zwei Jahren hier vor dem Plenum den Ansspruch ge¬
tan, daß mit Bedauern festgestelltwerden müsse, daß
die dafür zuständigen Instanzen Kinder in Fürsorge¬
erziehung in einem Umfange überwiesen, der nicht
immer durchaus gerechtfertigt sei. Mau hat vor zwei
Iahreu bereits diesem Hohen Hause gelobt, daß das
in etwa eingeschränkt werden sollte. Mit Bedauern
aber mußten wir gestern im zuständigen Ausschußvom
Herrn Landesrat Dr. Bossen hören, daß die Ver¬
waltung auf die Instanzen, die die Fürsorgeerziehung
gen verhängen, keinerlei Einfluß ausüben könne. Wir
sind der Auffassung, daß das sehr wohl möglich ist.
Die Verhängung der Fürsorge bzw. das Vorgehen der
kirchlichen Privaten ErziehungVorganisationen uud die
Behandlungsmethoden der Anträge durch die zuständi¬
gen Gerichte können sehr Wohl von der Verwaltung
in diesem oder jenem Sinne beeinflußt werden. Wenn
man unseren Anträgen stattgäbe, die dahin gehen, daß
man den kirchlichen Erziehungsvereinen die Vorberei¬
tung zu der Erziehung aus der Hand nimmt, wenn
man also die klerikalenGinflüsse bei der Vorbereitung
der Durchführung der Fürsorgeerziehung nach Möglich¬
keit ausschalten würde und den gesunden Menschen-
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verstand und die Ursachen,die zu einer mangelhaften
Erziehung führen, etwas sprechen ließe, wenn man die
Proletarische,! Arbeiterorganisationen mehr, als das
bisher der Fall ist, bei der Prüfung, oo eine Fürsorge
erziohung notwendig ist, Heranzüge, bann sind Wir der
Auffassung, daß doch eine Reihe von Fürsorgc-
erziehuugsfälleu aus der Welt geschafft würde, (Zuruf
des Abgeordneten Hoffmanu: Was ist ein Dissident?)
Ich denke, daß Sie Dissident sind, (AbgeordneterHoff-
inann: Ich bin konfessionslos!) Ich habe keine Zeit,
auf den Unterschied einzugehen, Sie sind heute kon¬
fessionslos und morgen katholisch, wenn es sein muß.
(Heiterkeit,)

Etwas über die Fluktuation in den Anstalten, Wir
haben gestern in dein zuständigen Ausschuß gehört, daß
während der Kriegszcit ein gewisser Beharrungszustand
bezüglich der Zahl der Neueinlieferungcn zu konstatieren
war. Man hat gesagt: Damals ist eine große Reihe
fuuger Menschenzum Heeresdienst eingezogen würben.
Wir erlauben uns, hier die Auffassung anszusprechen,
daß man damals die Fürsorgezöglinge brauchte, um
Granaten herzustellen. Damals hat man auf ihre Er¬
ziehung recht wenig Wert gelegt; damals waren sie den
hohen Herren auf der rechten Seite des Hauses gerade
gut genug, Granate» zu drehen und 'in späteren Jahren
das Fronthccr zu verstärken. Aber wir stellen doch rein
sachlich fest, daß die Verwaltung zugeben mutz, daß die
Zahl der Neueinliefernngen auf je 10 00N Einwohner
im Rheimaude 3,12 beträgt, während die Durchschnitts¬
zahl im übrigen Preußeu nur 2,5,2 pro 10 009 Ein¬
wohner ausmacht, Herr Ianscu, wir siud der Mei¬
nung, daß sich darin der Ginflnß des Klerus, der Ein¬
fluß der christlich-katholischenund evangelischen Or¬
ganisationen im Rheinlande auswirkt, es sei Kenn,
daß man aussprecheu wollte, daß die rheinische Jugend
verdurbcucr sei als die Jugend irgendwo anders; der
Schluß ist ja auch noch möglich.

Nun weiter zur Fürsorgeerziehung in der Familie.
Vorgestern hat man tn dem zuständigen Ausschuß fest¬
gestellt, daß die Familienerzichung in vielen Fällen
wünschenswerter sei als die Erziehung in Heimen. Die
Vertreterin unserer Fraktion in der Kommission hat
dazu ihre Auffassung ausgesprochen,daß eiue Familien¬
erziehung nicht ohne weiteres besser sei, als eine Er¬
ziehung in Ihren Heimen. Sie hat die Forderung auf¬
gestellt,daß auch die Familie auf ihre Eignung unter¬
sucht werden müsse, einen Fürfornezögling aufzu¬
nehmen.

Hier liegen zwei besonders krasse Fälle vor, wo die
Prüfung der aufzunehmenden Familie in der Richtung
sinnfällig nicht mit der notwendigen Sorgfalt durch-
gchührt worden ist. Ich iese zu der ersten Sache zwei
Antwortschreiben der ProViirzialVerwaltung vor, zu¬
nächst ein Antwortschreibendes Herrn Landesinspektors
Schäfer ans Winnekendon'k:

„Bezugnehmend auf die dortigen Schreiben vom
39, Juni 1927 und 13. Juli 1927, betreffend O 1707,
Zögling Peter Dräger, teile ich ergebenst mit, daß
der Iuugc mir heute erklärte, er wolle bei Theodor
Martzeller als Gärtncrlehrling bleiben und dort
auch seine Lehrzeit beenden, Martzeller hat nämlich
in sein Haus eine Familie, bestehend aus Mann und
Frau, ausgenommen,und nimmt sich letztere setzt des
Jungen an. Martzeller uud der Zögling essen bei
den Leuten und die Frau führt auch die anderen
häuslichen Verrichtungen für Martzeller uud Drä¬
ger aus."
Wir haben hier einen Fall, wo die Provinzial.

Verwaltung einen Fürsorgczögling zwecks Erziehung
einem Witwer auslieferte, der ihn nach Strich und
Faden ausgebeutet hat, der nicht einmal in der Lage
war, dem Jungen seine Wäsche zu reinigen, weil er
keine Frau hatte. Der Junge mußte sich sein Gssen
selbst zubereite» oder er mußte sich, weun er Huugcr
hatte, eventuell von feinern Meister zwei oder drei
Groschengeben lassen, um sich irr einer Wirtschaft das
tägliche Essen zusammenzusuchen.Nun ist in das Haus
eine andere Familie gezogen. Nun soll die Familie
die Erziehung des Kindes garantiereu. Ob das ein
Zustand ist, der von der Verwaltung gedeckt werden
kann, das wage ich zu bezweifeln.

Nun ein anderer Fall: Gin Kind Frese ans Wald.
Das Kind ist mit 10 Jahren in die Fürsorgeerziehung
gekommen,also in einein Alter, wo mau normaler-
weisc nicht annehmen kann, daß die Verkommenheit
schon ziemlich weit vorgeschritten ist. Das Kind kommt
zu einem Naueru, wird bei dem Bauern entweder von
dem Sohn des Bauern oder einem Knecht geschwän¬
gert und gibt ciuem Kinde das Leben, Wochenlang
nach der Geburt hat mau den Eltern diese Tatsache
noch nicht einmal mitgeteilt. (Hört, hört! links.) Wir
legen Wert darauf, daß die Verwaltung in Zukunft
tue Familien, die Fürsorgczöglinge aufnehmen wollen,
auch nach der Seite hin einmal genau kontrolliert.

Wir legen aber auch Wert darauf, daß die Pflege-
sätzc, die mau den Familien zahlt, in einem Umfange
erhöht werden, daß diese Familien es nicht mehr not¬
wendig haben, die Fürsorgczöglinge als Ausbeutungs-
objette zu betrachte» und entsprechend zu behandeln.

Nun zu dem Problem der Privatanstalten. Es war
direkt auffallend, mit wie weuig Wärme der Herr
Landeshauptmann seine eigenen Prouinzialfürsorge-
erziehungsanstalten in seiner großen Etatsrede ver¬
teidigt hat. Aber in diesem Falle kann man bei ihm
auch feststellen: Zwei Seelen wohnen, ach, in seiner
Brust: die Verwaltungsseele und die fromme christ¬
katholischeSeele. Diese beide» Seelen haben sich in
dieser Frage gegenübergestanden.

Hier wird seit Jahr und Tag die Frage Privat-
anstalt oder Pruvinzialeigenanstalt immer nach der
Richtung ventiliert: Die Privaten Anstalten nehmen
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uns unsere Fürsorgezöglingc zu einem erheblichgerin¬
geren Preise auf. Es hat sich alier keiner hierhin ge¬
stellt und einmal das Problem aufgerollt: Wie ist es
denn diesen privaten karitativen, katholischen oder
evangelischenAnstalten möglich, überhaupt Fürsorge¬
zöglinge billiger zu ernähren, zu kleiden und zu er¬
ziehen? Die einzige Antwort, Herr Pfarrer Iansen,
bestand darin, daß man sagte: Die Löhne in diesen
Anstalten sind geringer, die Schwestern arbeiten billi¬
ger usw. Das hat man uns als einzige Ursachedafür
genannt. Es hat aber hier noch keiner sich hingestellt
und die Frage geprüft: Wie sehen denn eigentlich die
Gewiunguoten in diesen Privcitanstaltcn aus? Wie¬
viel saugen die privaten Anstalten aus ihren Für¬
sorgezöglingen heraus? Wir haben aber Privat-
anstalten, in denen der Ausbeutungszweck gegenüber
den Zöglingen sinnfällig in die Erscheinung tritt. Ich
erinnere an Niederseßmar. Da hat man ein Heini für
Fürsurgezöglinge gebaut, weil man billige Arbeits¬
objekte für die Weberei brauchte,die dort vor der An¬
stalt aufgebaut ist; das war der Zweck zur Errichtung
dieser Anstalt. So wird es Wohl überall sein, es sei
denn, daß man uns hier erzählen will, daß diese unter
dem Namen Gottes stehendenAnstalten ihre Zöglinge
mit dem Geiste Ehristi oder mit himmlischemManna
füttern.

Nun noch ein Gebaute. Ich glaube, daß die Ver¬
treter des Christentums in diesem Hohen Hause sich
auch einmal die Frage vorlegen dürfen: Wie wertvoll
ist uus deun die Waffe, die darin besteht,baß wir die
Fürsorgeerziehung in unserer Hand haben? Wir wissen
doch, daß Fürsorgeerziehung nicht aus karitativen
Gründen getrieben wird, noch viel weniger aus Er¬
wägungen, die auf christlicher Basis beruhen. Wir
wissen, daß die Fürsorgeerziehung Ihnen nur ein
Machtmittel in die Hand geben, soll, um Ihren
Koalitionsfreundcn, den Herren von rechts, namentlich
den Großindustriellen, billige, dämliche Ausbeutungs-
ubiekte zu liefern. (Sehr richtig! bei den Kommunisten;
Lachen rechts.) Sie sorgen auch dafür, daß diese Ob¬
jekte möglichstdämlich großgezogeu werden, denn Sie
verweigern ihnen das Lesen uud Halten jeder auf¬
klärendenSchrift. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Gestern noch hat man im Ausschuß gesagt: Die In¬
sassen dieser Anstalten sind in den meisten Fällen
Psychopathen; diesen Psychopathen taun man keine
radikalen, keine revolutionären, keine links- oder rechts¬
radikalen Schriften in die Hand geben, weil das ihren
Gesundheitszustand uugünstig beeinflußt und den Er¬
ziehungszweckder Anstalten gefährdet. Ich habe dar¬
auf geantwortet: Nenn man der Auffassung ist, daß
einem Psychopathen ein kirchliches Wochenblättchen
nicht schadet, dann in drei Teufels Nameu, laßt sie die
kirchlichen Wochenblätter leisen. Wenn ihr Inhalt
für Psychopathen besonders geeignet ist, dann wollen
wir damit einverstanden sein.

Nun etwas anderes. Aus diesem ganzen Fragen¬
komplex will ich zwei Fälle herausgreifen, den Fall
Niederseßmar, der uns im vorigen Jahre recht aus¬
giebig beschäftigt hat, und einen neuen eklatanten Fall.
Dieser neue Fall gibt mir Gelegenheit, die Berechti¬
gung sämtlichervon uns gestellten Anträge jedem denk¬
fähigen und urteilsfähigen Menschen zu beweisen, das
heißt nur ,dem urteilsfähigen Menschen, der auch den
guten Willen hat, zu helfen.

Ich erinnere daran, daß wir im vorigen Jahre
beschlossenhaben, eine dreiköpfigeKommission soll den
Fall Niederseßmar untersuchen. Ich lese nur den Be¬
richt dieser Kominissionvor, der von den Herren Pastor
Jausen, Peters, Steinbüchel vou der SPD. usw. un¬
terschriebenist:

„Die als Arrestzelle auf dein Speicher befindliche
Strafzelle, in der Hilde Kegelmann am 31. Oktover
1926, während die eigentliche Strafzelle anderweit
benutzt war, vorübergehend untergebracht war, ist
auf Veranlassung der Probinzialverwaltung beseitigt
wurden."

Damit ist zugegeben,baß unter dem Dach, in dem
Mansardenteil der Anstalt, ein Bretterverschlag vor¬
handen war, in den man Zöglinge eingesperrt hat,
uni sie ihre Haftstrafeu abbüßen zn lassen.

Dann sagt man: „Ein Kostentzug wahrend der
Arreststrafe hat nicht stattgefunden; lediglich der Brot¬
aufstrich war in Fortfall gekommen. Das Sprechverbot
in der Fabrik bezog sich nur auf ein Sprechen mit den
freien Arbeitern."

Nun etwas, was auch die christlichen Gewerkschafts-
sctretäre in unserem Hohen Hause vielleicht inter¬
essieren wird:

„Die Arbeitszeit beträgt, wie bei den freien Ar¬
beitern, in Heim II 54 Stunden wöchentlich, in Heim I
5l>X> Stunden während M Tagen im Jahr. — Das
soll wohl „Monat" heißen. — Nach der Arbeitszeit
erhalten die Mädchen noch eine Stunde Unterricht.
Nach Ostern dieses Jahres — also 1927 — wurde die
Arbeitszeit während 17 Tagen auf 1l>^ Stunden täg¬
lich auf Wunsch der freien Arbeiter verlängert, weil
durch Kesselrcinigungusw. drei Arbeitstage in Fort¬
fall gekommen waren." (Rufe: Hört, hört! Unerhört!
bei den Kommunisten.)
Wir stellen nach dieser Feststelluug der Kommission,

in der auch Ihre Herren, sitzen, fest, daß man diesen
Kindern normalerweise 9X> Stunden Arbeitszeit pro
Tag auferlegt hat, dazu noch eine Stunde Schulunter¬
richt. Ich stelle weiter fest, daß an 17 Tagen im Jahre
1927 diese Kinder gezwungen waren, 1U^ Stunden
werttäglich zu arbeiten. Wenn das nicht ein Skandal
ist, gegen den alle Vertreter des Hohen Hauses sich
wehren müßten, dann weiß ich nicht mehr, was man
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mit dem Wort Skandal überhaupt bezeichnen soll.
lZuruf rechts: Fragen Sie einmal, wie lange die Eife-
lcr Bauern arbeiten?) Daß die Eifeler Bauern lange
arbeiten müssen, ist mir bekannt. Aber daß die Eifeler
Banern so lange arbeiten müssen, ist zum Teil auch
ihre eigene Schuld. Wenn die Eifeler Bauern begriffen
hätten, daß sie zu den rheinischen Proleten gehören,
wenn sie ihre Ausbeuter zum Teufel gejagt hatten,
dann kämen sie sehr wahrscheinlich auch mit acht Stun¬
den Arbeitszeit aus.

Ich gehe nicht weiter auf die Frage ein, ob Selbst¬
mord oder Fluchtversuch bei dem Fall Kcgelman» vor¬
gelegen hat; die Kommission hat diese Frage auch offen
gelassen.

Nun zu einer anderen Anstalt. Ich will einmal
versuchen, den Besuch dieser Anstalt chronologisch zu
schildern und, daran anschließend, unsere Antrage be¬
gründen.

Es handelt sich um das Haus „Elim" bei Mors.
Zweck der Besichtigung? Ein Artikel im „Ruhr-Echo"
soll durch einen einheitlichen Beschluß desavouiert wer¬
den. Daraus ist nichts geworden. Der Artikel im
„Ruhr-Echo" war zwar nicht in allen Teilen zu halteu,
das habe ich damals auch offen zugegeben. Es war
nämlich nicht zu beweisen, daß auf das betreffende
Kind ein Druck in der Richtung ausgeübt worden ist,
daß eine religiöse Beeinflussung stattgefunden hat. Es
war auch an Hand der Aussage des Kindes nicht auf¬
recht zu erhalte», daß es bei jeder Gelegenheit gc-
schlagen worden sei. Aber es ist bei der Besichtigung
wesentlich Schwereres herausgekommen, als in dem
Artikel stand. Das ist nicht nur von kommunistischen
und sozialdemotratischen Vertretern in der Kommission
festgestellt worden, sondern die Gcsamtkommission hat
es festgestellt. Wir haben den Beweis, daß unsere Dar¬
stellung richtig ist.

Was haben wir nun gesehen? Wir kommeil hinein.
Das große übliche Bild Seiner Majestät Hindenburg,
natürlich in Uniform, das zieht mehr. Dieser Hinden¬
burg iu Uniform ist in diesen Häusern maßgebend,
nicht der hohe Generalsgeist, sondern der niedere Geist
eines Korporals, eines hauenden und schlagenden
Unteroffiziers beherrscht diese Anstalten. (Pfui! rechts.)

Dann die übliche Aussprache. Dabei ein solennes
Frühstück, damit die Geister des Widerspruchs ja ge¬
bändigt werden. Bei dieser Aussprache geht man leise
auf den Artikel ein. Man sagt: „Es ist da ein Ar¬
tikel erschienen. Die in dem Artikel geschilderte Arrest¬
zelle im Keller, ein Raum, nicht größer als ein be¬
quemes Klosett in einem Privathause, wird nur für
Kinder benutzt, die toben und wogen ihrer Tobsucht
isoliert werden müssen." Nachher haben wir heraus¬
bekommen, daß die Oberin dieses Hauses ohue Wissen
des Anstaltsleiters in diese Kellerräume, die rohe
Wände haben und die von außen nur durch ein kleines
Kellerfensterche» Licht empfangen, fast alltäglich Kinder

eingesperrt hat, ohne daß es durch das Strafbuch ging
und ohue daß der Herr Inspektor etwas davon wußte.
Weiter haben wir bei der Besichtigung festgestellt, daß
die dort inhaftierten, in der Zelle sitzenden Kinder,
wenn sie für irgendein Vergehen bestraft werden, zwei
komplette Mahlzeiten am Tage nicht erhalten. Der
Anstaltsinspettur hat sich mit der Begründung ent-
schuldigt, er habe das noch nicht gewußt, und die
Schwester hat auch erklärt, sie hätte nicht gewußt, daß
das uach der Hausordnung verboten sei. (Zuruf eines
konnnunistischen Abgeordneten: Das sind die geprüften
Erzieher!)

Eine weitere Episode: Wir sahen da eine Reihe von
Kindern, die mit Bubiköpfen herumliefen. Wir haben
die Mädchen gefragt: Ist das erlaubt? Antwort: Nein,
das ist uns nicht erlaubt; wen» wir deu Bubikopf uns
schneiden lassen, kommen wir dafür vier Tage in den
Keller oder auf unser Einzelzimmer, und weun der
Bubikopf wieder nachwächst und von neuem wieder ge¬
schnitten werden muß, dann kommen wir wieder vier
Tage in die Zelle. Dazu hat die Frau Abgeordnete
Becker die Bemerkung gemacht: Dann gehörte ich ja
eigentlich auch in die Arrestzelle. (Heiterkeit.)

Nun die reaktionäre Begründung für diese Straf-
maßnahme. Man hat gesagt: Die Kinder, die von uns
in Familien oder Heimen untergebracht werden sollen,
haben mit Bubitöpfen keine Möglichkeit, vorwärts¬
zukommen. Wir lassen also die Bubiköpfe nicht zu, um
das Fortkommen der Kinder nicht zu erschwere».

Jedenfalls stelle ich fest, daß in dieser Anstalt Elim
ein Geist herrscht, der Wider unsere eigeue Anstalts-
urdnung verstößt. Ich stelle weiter fest, daß das der
ganzen Kommission, die die Anstalt besichtigt hat, be¬
kannt ist. Ich erwarte, daß die Kommissionsmitgliedcr
entweder versuchen, mich der Auge zu zeihen oder die
Dinge hier klar und offen aussprcchen, um uns die
Möglichkeit zu geben, unsere Fürsorgczöglingc vor der
Ausbeutung in derartigen Heimen zu bewahren.

Nun zu unseren Anträgen. Unsere Anträge sind
voriges Jahr von uus nach allen Seiten lang und breit
begründet worden. Ich greife aus der Masse dieser
Anträge nur ein Problem heraus: die Prügelstrafe.
Im vorige» Jahr hat dieses Humaue Haus Aufhebung
der Prügelstrafe gegeuübcr den schulentlassenen Mäd¬
chen beschlossen. Ich erhebe hier noch einmal die For-
dcruug, auch bei deu schulentlassenen Knaben die
Prügelstrafe zu beseitigen. Es ist ein Huhn auf jode
Menschenwürde, wenn man diese Proletariertinder —
und nur Proletarierkinder kommen ja in diese Heime
hinein —, erwachsene, stämmige Burscheu durch einen
Beamten oder Angestellte» ihrer Anstalten verprügeln
läßt.

Nun noch zum Abschluß eiu Wort. Wir wissen,
aus welchen Gründen die Fürsorgeerziehung von
Ihnen und der Gesellschaft, die Sie stützen, verlangt



',« 74. Rheinischer Provinziallauotag, 3, Sitzung am 29. März 1928.

wird. Wir wissen aber auch, daß nur Proletarier¬
kinder die Nutznießer Ihrer Fürsorgeerziehung sind.
Wenn ein Kind aus Ihren Kreisen einmal etwas
pekziert,wird es mit dem Mantel der christlichen Näch¬
stenliebezugedeckt. Ich erinnere hier an den Fall 'der
Hilde Scheller. Als da das Problem auftauchte, soll
die Scheller in die Fürsorgeerziehung, da haben tief
religiöse bürgerliche Zeitungen gesagt, das hieße die
Sache nur noch verschlimmern,sie muß in der Familie
bleiben. Hätte aber ein Proletarierkind getan, was
die Hilde Scheller getan hat, sie wäre schon lange in
der Fürsorgeerziehung.

Wir wissen, daß wir von Ihnen keine Verbesserung
auf diesem Gebiete zu erwarte» haben. Wir wissen,
daß Sie Ihre Position in diesen Fürsorgecrziehungs-
anstalteu und Heimen mit allen Machtmitteln hoch¬
halten und schützen werden. Wir sagen aber der Ar¬
beiterklasse — darauf kommt es uns an, von Ihnen er¬
warten wir keine Besserung — draußen im Lande:
Sorgt dafür, daß eure Kinder aus diesen Zuchthäusern
und Gefängnissen herauskommen, die sich nur dadurch
von Gefängnissen unterscheiden, daß in Gefängnissen
nicht geschlagen uud nicht geprügelt wird, (Sehr gut!
und Bravo! bei den Kommunisten.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Landesrat Bussen.

Lllndcsrat Dr. V ossen : Meine Damen und
Herren! Der Herr Abgeordnete Renner hat zunächst
einen Widerspruch zwischen den Erklärungen des Herrn
Landeshauptmanns hier im Plenum im vorigen Jahre
und meinen Ausführungen in der zweiten Fach¬
kommission festzustellen versucht. Er sagte, baß der
Herr Landeshauptmann damals erklärt habe, sich da¬
für einsetzen zu wollen, daß die Anträge auf Fürsorge¬
erziehung eingeschränktwürden. Ich habe in >der Fach¬
kommission gestern erklärt, daß wir einen direkten Gin¬
fluß auf die Stellen, die den Antrag auf Fürsorge¬
erziehung stelle», namentlich auf die Vormundschafts-
richtcr, die die Beschlüssezur Fürsorgeerziehung er¬
lassen, nicht haben, daß wir aber einen indirekten Ein¬
fluß in dieser Beziehung auszuübcu versucht haben,
indem wir einmal mit fast allenVormundschaftsrichtern
der Rheinprovinz Konferenzen abgehalten und dort die
Grundsätze über die Anträge und die Beschlüsse durch-
beraten haben und daß wir auch an die Jugendämter
der Rheinprovinz ein Schreiben gerichtet haben, nur
diejenigen Fälle zum Antrag zu bringen, die wirklich
zur Erziehung und zur Besserung geeignet sind. Wir
haben also — ich möchte das auch in völliger Ueber¬
einstimmung mit dem Herrn Landeshauptmann hier
nochmals erklären — auf indirektem Wege sehr Wohl
dort reformierend zu wirken gesucht. Aber ich muß da¬
bei bleiben, daß alle Debatte darüber, ob nun in einem
Falle zu Recht oder zu Unrecht ein Zögling zur Für¬
sorgeerziehung überwiesen worden ist, uns hier nicht

weiter interessieren kann. (Hört, hört! bei deu Kom¬
munisten.)

Nun hat der Herr Abgeordnete Renner verschie¬
dene Fälle vorgebracht, Fälle, die wir zum Teil auch iu
der Kommission schon beraten haben. Aber ich will
doch kurz auf diese Fälle zurückkommen.

Er hat einen Fall Peter Dräger genannt, wo ein
Junge als Gärtnerlehrling in Familienerziehung
untergebracht war und wo die Frau im Hause gefehlt
haben soll und es infolgedessendem älteren Manne,
der den Haushalt dort führte, uicht möglich gewesen
sei, in der nötigen Weise für den Jungen zn sorgen.
Es ist richtig, daß vorübergehend dort in diesem Haus¬
halt die Frau gefehlt hat. Wir habe» aber sofort, nach'
den: wir von dieser Tatsache Kenntnis erhalten hatten,
dafür gesorgt, daß die Versorgung des Jungen in
keiner Weise litt. Es ist dort setzt wieder eine Hans¬
frau eingetreten, und ich kann mitteilen, daß gerade der
Junge außerordentlich zufrieden mit der Stelle ist und
sich dort noch befindet.

Sodann hat Herr Renner den Fall eines Mädchens
namens Fresc zur Sprache gebracht,das in der Stelle,
in der es war, von einem Jungen geschwängert sein
soll. Das ist richtig. Das Mädchen ist aber nicht von
dem Dienstherrn oder dem Sohn des Dienstherrn, son¬
dern von einein Knecht geschwängert worden. Das
Mädchen trifft in diesem Falle, wie die Ermittlungen
ergeben haben, die Hauptschuld. (Hört, hört! bei den
Kommunisten.) Es hat übrigens nachher in der Heb¬
ammen-Lehranstalt in Giberfeld einen: Kinde das
Leben gegeben.

Dann hat Herr Abgeordneter Renner noch einmal
es für nötig gehalten, auf den Fall Niedcrscßmar zu
rückzukommen. Der Fall Niederseßmar hat uns im
vorigen Jahre schon hier im Landtage, in den Kom¬
missionenund auch in »nsererProuinzialtommission für
die Fürsorgeerziehungsanstalten stundenlang beschäftigt.
Die Kommission ist zweimal dort gewesen, und wir
haben diesen Fall nach allen Richtungen hin auf das ein¬
gehendstegeprüft, und Ihre Kommission hat sich dort
davon überzeugen müssen, daß die Anstalt durchaus den
Anforderungen genügt (Hört, hört! bei den Kommu¬
nisten), die wir zu stellen berechtigt sind, daß allerdings
insofern ein Verstoß in der Anstalt vorgekommen ist,
als das Mädchen in eine Zelle gebracht worden war,
die wir schon damals für ungeeignet gehalten hatten,
daß diese Unterbringung aber nur eiue vorübergcheude
war, weil die eigentliche Strafzelle seinerzeit besetzt
war. (Zuruf des Abgeordneten Nuhl: Aber lange
genug, uni Selbstmord zu begehen!) Wir haben aus¬
drücklich diesen Verstoß gerügt, und ich glaube, garan¬
tieren zu können — die Zelle auf dem Speicher ist
längst abgeschafft—, daß eine derartige Sache nicht
mehr vorkommen wivd.

Außerdem ist auf die Arbeitszeit in den beiden
Heimen inGummersbach uuvNiederseßmar hingewiesen
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worden. Ich kann erklären, daß damals die Ar¬
beitszeit zwar sehr lang bemessenwar, daß sie aber
vollständig in Uebereinstimmung mit der Arbeitszeit
der freien Arbeiter, also der tarifmäßigen Arbeitszeit,
ausgeübt wurde. Trotzdem haben wir uns bemüht,
für unsere Zöglinge eine kürzere Arbeitszeit zu er¬
reichen, und ich kann mitteilen, daß nach schriftlichem
Bericht der beiden Anstalten in Gummcrs'bach und
Niederseßmar schon seit dem 2l. Juni 1927 in beiden
Anstalten die Mtündige Arbeitszeit eingeführt ist.
(Zuruf 'des Abgeordneten Schroer, Essen: Wenn das
nur wahr ist!) Meine Damen und Herren! Ich will
nun nicht weiter auf die Einzelfälle eingehen. (Zuruf
links: Wie steht es mit dem Fall Mim?) Ich komme
noch auf den Fall Mim.

Die Tatsache, daß von Herrn Abgeordneten Renner
»un wieder der Fall Niederseßmar hier vorgebracht
worden ist, scheiut mir doch aus eine verzweifelte Ma-
terialknappheit, was Fürsorgeerzichungsfälle anbe¬
langt, auf kommunistischerSeite zurückzuführen zu
sein. (Sehr richtig! rechts.) Es muß doch wunder
nehmen, meine Damen und Herren, daß bei den 14 500
Zöglingen, die wir haben und bei dem Meuschcu-
material, das wir dort haben —^ namentlich wenn wir
wissen, aus wie traurigen Verhältnissen sie kommen
und wie wenig Glauben man zum Teil ihren Berichten
schenken darf —, hier nicht mehr an Fällen vorgebracht
wird, wo solche Mißstcindc,wie sie «bestehen sollen, auch
einmal tatsächlichbewiesenwerden. Wenn ich bedenke,
daß gerade die Mitglieder der KommunistischenPartei
das ganze Jahr hindurch eifrig bemüht sind, alle un¬
sere Fürsorgeerzichungsfälle durchzuarbeiten, und
wenn wir ihnen auch bereitwilligst in vielen Fällen
an Hand unserer Atteu Auskunft gegebenhaben, un>d
wenn ich bedenke, daß dann doch so unendlich wenig an
PositivemMaterial herauskommt (Sehr richtig!), dann
muß mandoch wohl sagen, daß die Güte und der Er¬
folg der Arbeit über allen: Zweifel steht, die unsere
Anstalten und uusere Fürsorger draußen im Lande
leisten. (Zustimmung rechts und im Zentrum.)

Ich darf nun vielleichtkurz, weil es gewünschtwird,
auf den Fall der Anstalt Elim zurückkommen. Die Ver¬
hältnisse in der Anstalt Elim, «die dem evangelischen
Erziehungsvcrein in Neuntirchen, Kreis Mors, gehört
— das gebe ich unumwunden zu —, sind nicht so, wie
wir es gewünscht haben. Wir haben bereits, bevor
die Kommissionbort war, in ziemlich scharfer und nicht
wißzuverstehender Weise die Leitung der Anstalt auf
die Innehaltung der bcsteheudcn Borschriften hinweisen
müssen. Die frühere Leitung ,der Anstalt hat sich in
»milchenFällen Verstöße gegen die Strafor'dnung zu¬
schuldenkommen lassen. Namentlich war die Zelle im
Keller, von der eben gesprochenworden ist, ohne unser
Wissen von dem früheren Inspektor der Anstalt ein¬
gerichtet und zu Arrestzwcckenbenutzt worden. Nach¬
dem uns die Sache bekanntgeworden war, haben wir

die Benutzung der Zelle verboten. Ich habe die Neber¬
zeugung, daß »der neue Inspektor und der neue evan¬
gelische Pfarrer bemüht sein werden, unsere Vor¬
schriften in Zukunft auf das genauestezu befolgen.Ich
darf auch wohl sagen — vielleicht wird es auch noch
bestätigt werden —, daß die Mitglieder der Provinzial-
iommission,die dort gewesen sind, einen 'durchausguteu
Eindruck mit nach Hause geuommeuhaben. Ich habe
aber, wie gesagt, die Anstalt Elim nicht darüber im
Zweifel gelassen, daß bei neuen Verstößen gegen unsere
Strafurouung auf eiue weitere Ueberweisungvon Für-
sorgezöglingeu nicht gerechnetwerben darf.

Dann hat Herr Abgeordneter Renner noch die
Frage des Bubikopfes in den Fürsorgcerziehuugü-
llnstalten bzw. iu Elim zur Sprache gebracht. Meine
Damen und Herren! Die Frage des Bubitopfes hat
ja wohl zunächst eine ästhetische Seite. Ueber den Ge¬
schmack kann man ja nicht streiten. Dem einen gefällt
er, dem anderen nicht. Es kommt ja vielleichtauch auf
das Alter des Trägers an. (Heiterkeit.) Der Bubi¬
kopf hat aber auch eine ethische oder doch wenigstens
eine pädagogischeSeite. Diese Pädagogische Seite führt
zweifellos in gewissen Anstalten zu einer gewissen
Schwierigkeit in pädagogischer Beziehung, gerade bei
der Behandlung der Art Mädchen, die wir in diesen
Anstalten haben. Der Bubikopf hat aber auch eine
hygienische Seite (Zuruf des Abgeordneten Gürlinger:
Er hat auch eine lächerliche Seite!), die zweifellos da¬
für spricht, daß der Bubikopf aus Neinlichkeitsgründen
vielfach mit Recht empfohlenwerden kann. Er hat aber
auch eine wirtschaftliche Seite. (Heiterkeit.) Meine
Damen und Herren! Die wirtschaftlicheSeite ist ge¬
rade in unseren Anstalten nicht von der Hand zu
weisen Es wird mit Recht darauf hingewiesen, daß
die Unterbringung der Mädchen uach dem Verlassen
der Anstalt zuweilen auf Schwierigkeiten stößt, wenn
sie einen Bubikopf tragen. (Abgeordneter Haas: Hört,
hört! Zuruf links: Das ist die deutschnationalc Seite!)
Es gibt viele Familien, wie Wert darauf legen, ein
Mädchen ohne Bubikopf anzuuchmen Es wird daher
manchmal im Interesse des Mädchens liegen, das Haar
lang wachsen zu lassen. Es hat aber auch insofern eine
wirtschaftlicheSeite — ich mnß auch das zum Schluß
noch sagen —, als das Schneiden nnd Iustandhalten
des Bubikopfes natürlich eine gewisse Mehraufwen¬
dung für die Anstalten bedeutet.

Meine Damen und Herreu! Anschließendan diese
Frage möchte ich nur noch erklären: Wenn Anstalten
dazu übergegangen sind, das Tragen eines Bubikopfes
zu verbieten unt> bei Übertretung dieses Verbots das
betreffende Mädchen mit Strafe zu belegen, so hatten
wir das nicht für richtig. Ich habe auch der Anstalt
Elim gegenüber in dem eben erwähnten Schreiben zum
Ausdruck gebracht, daß eiue Bestrafung allein wegen
Tragens eines Bubikopfes oder wege» Abschneidens
der Haare nicht zulässig ist. Natürlich muß das in

7»
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Ordnung zugehen. Es darf natürlich nicht jedes Mäd¬
chen beliebig sich die Haare schneiden lassen, sundern
die Sache muß ordnungsmäßig und regelmäßig durch
dazu angestelltePersonen erfolgen. Im übrigen wollen
wir wie Frage des Bubikopfes doch noch einmal in
einer Konferenz unserer Anstaltsleiter besprechen.
(Heiterkeit. Zuruf ,des Abgeordneten Haas: Ich um
für einen Gutachterausschnß!) Ich hoffe, haß wir dann
auch über diese schwierigeFrage hinwegkommen wer¬
den. (Zuruf des Abgeordneten Görlinger: Vielleicht
beruft das Landesjugendamt einmal eine Konferenz!
Weiterer Zuruf: Oder man gibt eine Denkschrifther¬
aus!)

Meine Damen und Herren! Ich glaube, baß ich
auf alles, was Herr Abgeordneter Renner vorgebracht
hat, eingegangen bin. (Zuruf des Abgeordneten Haas:
Was den Bubikopf betrifft!) Ich möchte nochmals be¬
tonen, ,daß ich es begrüße, wenn die Herren Abgeord¬
neten, auch von der KommunistischenPartei, in allen
Fälleu, in denen sie etwas auf >dem Herzen haben, zu
mir kommen. Ich bin gerne bereit, ihnen die voll¬
ständigste Auskunft zu geben. Aber ich möchte auch
bitten, von Beschwerden,die nicht begründet sind, ab¬
zusehen, und namentlich den Angaben, die Sie von
Zöglingen oder deren Eltern empfangen, das nötige
Mißtrauen entgegenzubringen. Unsere Arüeit an der
verwahrlosten und gefährdeten Jugend ist eine so
schwere, daß sie nicht ohne ein gewisses Maß von Ver¬
trauen gemacht werden kann. Ich glaube, daß die
Mehrheit dieses Hauses auch uns und unserer Arbeit
dieses Vertrauen entgegenbringt. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Sa aßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Görlinger.

Abgeordneter Görlinger : Meine Damen und
Herreu! Bei den Hauptreden zum Haushaltsplau war
es interessant, daß die Vertreter der beiden größten
Gruppen des Hauses, der Vertreter des Zeutrums so¬
wohl als auch der Vertreter der Niberalen, Herr Iustiz-
rat Dr. Kaiser, die Frage der Fürsorgeerziehung —
der als einziger heute auf allgemeinem Wunsch des
Hauses eine längere Redezeit gewidmet wird —, rein
unter dem Gesichtspunkt des Pslegetustenfatzes ver¬
handelt haben. (Abgeordneter Dr. Kaiser: Oho!) Die
einzige Bemerkung, 'die dazu gemacht worden ist, war
die, daß Herr Heuser herausgestellt hat, daß in Her
Provinzilllanstalt der Pflegetag 5M Mark und in der
Privatanstalt 3,U9 Mark tostet. (Zuruf des Abgeord-
neten Heuser: Das stimmt doch!) Die Tendenz Ihrer
Ausführungen ging schon daraus hervor, daß Sie dies
unrichtig angegeben haben. Der Herr Landeshaupt¬
mann hat Sie schon dahin berichtigt — was Sie auch
selbst hätteu sehen können —, daß tatsächlich der Pflege¬
satz der Provinzilllanstalt nur 5,N Mark beträgt. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Heuser: Die Differenz ist doch
hinreichend groß!) Auch Herr Iustizrat Kaiser, der
sonst alle Sachen im Haushaltsplan findet, ist darauf

uicht gestoßen. Ich nehme infolgedessenan, daß er
keinen großen Wert darauf gelegt hat. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dr. Kaiser: Ich habe gesagt: Die finan¬
zielle Seite kommt für uus in zweiter Äinic.) Ich
schicke das nur voraus, weil es für die Behandlung
der Frage selbst charakteristisch ist.

Die Grundlage bildet ja jetzt der 8 l des Neichs-
jngendwohlfahrtsgcsetzes,der jedem deutschen Kind ein
Recht an die Gemeinschaftauf Erziehung zur leiblichen,
seelischenund gesellschaftlichenTüchtigkeit einräumt.
Dieses Recht ist als Grundsatz aufgestellt, und die Ge¬
meinschaft hat darüber zu wachen, wenn die Familie
ihm aus irgendwelchen Gründen dieses Recht nicht
gibt, daß es ihm auf alle Fälle gesichert wird. In der
Provinz kommt man dem Rechte des Kindes dadurch
nach, daß man es an die privaten Organisationen fast
llusschließllichnach dem Gesichtspunkt der Billigkeit
überträgt; wer es am billigsten macht, der soll es
haben. Wenn man dabei konfefsionelleBelange noch
besonders berücksichtigen kann, dann macht man es um
so lieber. (Sehr gut! links.) Welches die tieferen
Gründe sind: die konfessionellenGesichtspunkte oder
der Gesichtspunktder Billigkeit, das lasse ich im Augen¬
blick dahingestellt; ich komme darauf noch zurück. Aber
dieses Recht, das das Kind an die Gemeinschaft hat,
sollten Sie mit allem Ernste, soweit Sie dazu fähig
sind, herausstellen und versuchen, diesem Recht auch
wirklich nachzukommen. Denn nicht die Kinder sind
da »schuldig, sondern, wenn wir einmal die Ursachen
der Verwahrlosung uns ansehen, dann finden wir, daß
die heutige Wirtschaftsordnung schuld ist, die ja durch
die von Ihnen verteidigte Gesellschaftsordnung von
Ihnen erhalten werden soll, für die Sie kämpfen, die
die Arbeitskraft zur Ware macht, deren Wert von An¬
gebot und Nachfrage abhängt, die im Gefolge hat, daß
die Krisen sich mit den furchtbarsten Auswirkungen
auf die breitesten Schichten der Bevölkerung auswirken.
Wohnungsnot und Wohnungselend hangen damit eben¬
falls unmittelbar zusammen, weil ja auch die Wohnung
eine Ware ist, deren Preis von Angebot und Nachfrage
abhängt, wobei die Größe der Wohnung immer im
umgekehrten Verhältnis zur Größe der Familie steht,
weil der Teil des Einkommens, der für die Wohnung
aufgewandt werden kann, um so geringer ist, je grüßer
die Familie ist und somit gerade die kinderreichsten Fa¬
milien in den elendesten Wohnguartiercn Hausen
müssen, dank der von Ihnen so hoch gepriesenen Ge¬
sellschafts- und Wirtschaftsordnung.

In dem Ausschnitt, der jetzt zur Debatte steht,
haben Sie, wie gesagt, vou Ihren Hauptrednern vor
allen Dingen den Gesichtspunktder Billigkeit heraus¬
stellen lassen. (Abgeordneter Heuser: Neben anderen!)
Ich weiß, daß das Ihnen bei Ihrer finanziellen Gin¬
stellung und bei Ihrer Angst vor jedem Prozent Er¬
höhung der Prouinzilllumlage sehr viel wichtiger ist
als das Wohl dieser Kinder.
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Hier muß ich Herrn Landcsrat Bussen einen Aus¬
druck, den er eben bei der Polemik gegen die Kommu¬
nisten gebraucht hat, ins Gedächtnis zurückrufen. Er
sprach von „Menschenmaterial". Auch das war typisch
für seine Einstellung. (Sehr gut! links.) Ich weiß
wohl, daß das eine Formel ist, die Ihnen so geläufig
ist, daß Sie sich dabei im Augenblick nichts besonderes
gedacht haben. Aber aus dem Ausdruck Menschen-
Material geht so recht hervor, daß man diese Kinder
nicht als Subjekte, sondern als Objekte betrachtet, die
man eben je nachdem dahin oder dorthin tut. Es sind
überhaupt nicht lebendige Menschen, auf deren Er¬
ziehung man den größten Wert zu legen hat.

Der Grundsatz, bei der Erziehung vou den Be¬
dürfnissen des Kindes auszugehen, den man in dem
8 1 des Ncichsjugendwuhlfahrtsgesetzes. an dem Sie ja
mitgewirkt haben, aufgestellt hat, kliugt an sich sehr
schön. Aber ihn praktisch durchzuführeu. ihm Inhalt
und Leben zu geben, davon sind wir noch sehr weit ent¬
fernt. Immer wieder müssen wir die Frage in den
Vordergrund stellen, so lange wir noch nicht die not¬
wendigen Politischen Machtmittel haben, den Grundsatt,
das Kind namentlich als den Träger der kommenden
Generation zu betrachten, auch praktisch durchzusetzen.

Ich möchte trotzdem auf die Frage der Kosten der
Erziehung etwas näher eingehen, um einmal festzu¬
stellen, ob es denn wirklich wahr ist, daß die öffentliche
Erziehung i» den eigenen Anstalten der Provinz so
viel teurer ist als die Erziehung iu den Privat-
anstalten. Ich glaube, Sie haben sich im zuständige»
Ausschuß darüber eingehend unterhalten. Wie meine
Freunde berichtet haben, hat man sich auch darüber
auseinandergesetzt, daß zu ciucm Vergleich eine
Differenzierung der Kosten notwendig ist, eine Diffe¬
renzierung nach Personalkosten, Kosten der Betösti-
Nung, der Kleidung, der Unterhaltung der Gebäude,
der Heizung, der Reinigung des Hausrats usw., das
heißt, nicht nur nach dem äußeren Gebäude, sonderu
auch nach dem inneren Gehalt des Gebäudes, nach
seinen sanitären und hygienischen Einrichtungen, nach
der Qualität der Ausbildungspersouen, dcreu man sich
bedient usw. usw. Wenn man so einmal die Kosten
differenziert, wird man wahrscheinlich sehr schnell den
Dingen näherkommen. Wir haben bemerkt, daß ein
kommunistischer Redner schon zum Ausdruck gebracht
bat, daß der Ehef der Verwaltung sehr, sehr lau war
in der Verteidigung der Sätze der Povinzialverwal-
lung. Es wäre seine verdammte Pflicht gewesen, dar¬
zulegen, warum bei den viel größeren Leistungen, die
die Provinz vollbringt und die man mit Recht von
>hr fordert, auch ihre Selbstkosten und Pflcgesätzc höher
sein müssen als in den Privatanstalten. Er hat bei
seiner Haushaltsrede die Fondswirtschaft gerügt. Aber
?r weiß, was aus diesen Fonds den Privatanstalten
zufließt. Wir haben ja in etwa davon Kenntnis be¬
kommen, daß derartige Fonds bestehen. Aber wir

schmeicheln uns gar nicht, heute auch nur einen Bruch¬
teil dieser Fonds zu kennen. Wir weiden es versuchen
müssen, im Laufe der Jahre, alle diese osfcncu und ver¬
stecktenFonds, aus denen die konfessionellen karitativen
Organisationen gespeist werden, zu erforschen. Dann
kann man sich vielleicht auch ein Bild darüber machen,
warum in den Anstalten dieser Organisationen der
Selbstkostenpreis geringer ist. (Zuruf des Abgeord¬
neten Hoffmann: Die Provinzialanstalten sind also
tatsächlich billiger!) Bei einer Differenzierung der
Kosten betragen bei uns selbst die Personalkosten
2,68 Mark. Wenn ich die verbleibenden 2,67 Mark von
den 3,09 Mark abziehe, dann bleiben N/2 Mark an
Personalkosten für die Privatanstalten. Ich weiß
nicht, ob Sie damit auskommen. Es wäre einmal fest¬
zustellen, ob das richtig ist, und dann natürlich auch zu
sehen, welche Bezahlung diesen 12 Pfennig zugrunde
liegt, und vor allen Dingen, welche Nusbilduug bei
dem Personal hinter diesen Kosten steckt.

Es kommt dann noch eins hinzu, was schließlich
nicht ohne Bedeutung ist. Man kommt darauf bei
der Betrachtung der Gliederung der Zngängc. Wir
lesen in dem Bericht, den die Provinzialverwaltnng
uns vorgelegt hat, daß bei deu ucueu Zugängen 713
gegen 660 im Vorjahre auf Grund des 8 63, Abs. 1
objektiv verwahrlost sind, auf Grund des 8 !666 bzw.
§ 1838 des VGB., 1281 gegen l37l im Vorjahr, die auf
Gruud des 8 63, Abs. 2, der vou der subjektive» Ver¬
wahrlosung handelt, zur Beseitiguug einer eingetrete¬
nen Verwahrlosung zugegangen sind. Klarer wird das
Bild, wenn wir sehen, daß unter den neuen Zugnngcu
eine starke Steigerung der Zahl der Minderjährigen
im vorschul- und schulpflichtigen Alter zu verzeichnen
ist, und zwar von 46,77 auf 12,73 Prozent. 961 Kinder
im vurschul- und schulpflichtigen Alter sind als neue
Zugänge aufgeführt. Beachtlich ist dabei, daß die im
vorschulpsilichtigen Alter befindlichen Kinder ein Durch¬
schnittsalter von drei Jahren haben, wenn sie in die
Fürsorgeerziehung kommen, und die schulpflichtigen ein
Alter von 16,21 Jahren. Daraus ergibt sich, daß die
Tendenz der Fürsorgevcrbände dahin geht, sich ihrer
Verpflichtung dort zu entziehen, wo den Kindern das
Recht auf öffentliche Erziehung eingeräumt werden
muß, weil die Familie aus Gründen, auf die ich noch
näher eingehen werde, versagt. Sie entledigen sich dieser
Verpflichtung dadurch, daß sie die Firma Fürsorge¬
erziehung darüber sehen und die Kinder an die Pro¬
vinz abschieben. Dann sind sie als Kostenträger die
Sache los und sie haben die Provinzialverwaltnng da¬
für gefunden. Wir sind der Auffassung, daß Kinder,
die keineswegs als irgendwie verwahrlost gelten können,
die in dem Durchschnittsalter von drei Jahren noch
nicht einmal milieugefährdet waren, überhaupt nicht
in Fürsorgeerzichungsanstalten gehören. (Sehr richtig!
links.) Auch der weitaus größte Teil dieser Schul¬
pflichtigen gehört nicht in die Fürsorgeerziehung^
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anstatt. (Sehr richtig! links.) Wir kämpfen mit allen
ehrlichen und verständigen Menschen dafür, den Makel,
der >der Fürsorgeerziehung in der Bevölkerung noch
anhaftet, zurückzudrängen. AVer wir wissen, daß es
nvch einer langen Zeit bedarf, um hier das Notwendige
zu erreichen. AVer es ist wirklich nicht notwendig, voll¬
ständig schuldlose Kinder, vei denen nicht die geringste
Verwahrlosung vorliegt, mit den: Stempel «der Für¬
sorgeerziehung zu versehen. Für sie sind ganz andere
Typen von Heimen notwendig. Sie gehören ihrer Art
nach auch eigentlich nicht ins Waisenhaus, sondern,
wenn die Familie aus irgendwelchen Gründen vorüber¬
gehend der Erziehung der Kinder nicht nachkommen
kann, ist es notwendig, sie in Kinderheimaten unter¬
zubringen. Wir haben ähnliche Typen in der ergänzen¬
den Fllmilienfürsorge im Schulkindcrgarten, im Kinder¬
hort und in der Schule selbst. Das Bild braucht nur
vervollständigt zu werden, indem Schule uud Kinder¬
hort mit dem Heim Verbünde:: werden, damit die
Kinder ein Obdach haben und die Erziehung abge¬
rundet und vollständig wird.

Diese Kinder, die fast zn 99 Prozent aus dem pro¬
letarischen Milieu entstammen, werden, darüber müssen
sie sich klar sein, in.dieses proletarische Milieu mit all
seinen Gefahren und Wechsclfällen, nachdem sie aus
der Fürsorgeerziehung ausgeschieden sind, wieder zn-
rückkehren. Die Kinder müssen daher für dieses Leben
entsprechend ausgerüstet werden. Das kann aber nicht
in klösterlicher Abgeschiedenheit geschehen, sondern dazu
gehören Männer und Frauen, die selbst das Leben mit
all seinen Fährnissen kennen, die fachlich und sachlich
alle Voraussetzungen zur Erziehung solcher Kinder
mitbringe::. Nur sie tonnen ihnen in etwa das Rüst¬
zeug mitgeben, das die Ingendlichen brauchen, um den
Kampf mit dem Leben zu bestehen. Aber da ist, wie
gesagt, wieder der konfessionelle Gesichtspunkt der
stärkste, wie wir überhaupt sehen, daß gerade hier in
der Rheinprovinz zwei Primäre Gesichtspunkte bei der
Differenzierung der Kinder am stärksten hervortreten:
das ist die Verschiedenheit der Geschlechter und der
Konfession. Erst nach diesen beiden Primären Gesichts¬
punkten kommen die anderen, dann erst kommt die
Sichtung nach schwer Erziehbaren, Psychopathen usw.
Wir sind dagegen der Auffassnng, das; ,der erste und
Primäre Gesichtspunkt nnr der sein darf, der vom
Kinde ausgeht uud der dann eben von dem sachlich
vorgebildeten Manne oder der entsprechend vorgebilde¬
ten Frau beurteilt wird; er eutscheidct, welcher Er¬
ziehung das Kind zugeleitet werden soll (Abgeordneter
Hosfmann: Sehr richtig!), ohne Rücksicht ans die Ver¬
schiedenheit der Konfessionen.

Meine Damen und Herren! Wir wissen, daß wir
als Sozialdemvkraten uns in der Nheinprsvinz in den
letzten Jahren, vor allen Dingen nach dem Inkraft¬
treten des in einem

Stadium des umgekehrten Kulturkampfes befinden.
Gerade das Zentrum, das doch aus seiner eigenen Ge¬
schichte sehr Wohl in der Lage wäre, die Wirkungen
eines solchen Kampfes zn beurteilen, kämpft diesen
Kampf mit der größten Rücksichtslosigkeit. Und Herr
Landesrat Vossen ist ja mitführcud als Beamter der
Provinzialverwaltung, des neutralen, überparteilichen
Jugendamtes, in diesen: Kampf; im Schrifttum trägt
er wesentlich dazu bei, uutcr der Firma, daß der Tauf¬
schein einfach der fundamentale Beweis für die Zu¬
gehörigkeit eines Kiudes zu einer Konfession ist. Er ist
entscheidend für sein ganzes späteres Leben und, soweit
das Kind noch jugendlich ist und dem Gesetz unterliegt,
auch für die Zugehörigkeit oder Zuteilung zu einer
bestimmten Anstalt oder aber zu einem bestimmten
Vormund oder Betreuer. Nicht der Stand oder der
Wille der Eltern ist maßgebend. Wir wissen, daß wir
heute bei unseren Parteifreunden und bei den An¬
gehörigen der freien Gewerkschaften, die persäumt
haben, sich klar zu entscheiden, einen harten Kampf
kämpfen müssen, wem: wir das Kind, das katholisch
oder evangelisch getauft ist, im Geiste der Duldsamkeit,
im Geiste des Verstehens auch anderen Konfessionen
gegenüber erzogen haben wollen. Nnr zu leicht tritt
der Fall ein, baß ein solches Kind nach den: Tode der
Eltern von einem Erzieher engstirnigster konfessioneller
Richtung einseitig konfessionell eingestellt und seiner
Klasse vollständig entfremdet wird. Das ist natürlich
außerordentlich hart für diejenigen, die vielleicht aus
Zusammenhängen, die traditionell gegeben waren, in
bezug auf die Religion den Schritt nicht getan haben,
der geboten gewesen wäre, die aber nie den Willen ge¬
habt haben, ihr Kind eng zu erziehen, aber, wenn sie
verstorben sind, nicht mehr die Möglichkeit haben,
irgendeinen Einfluß darauf auszuüben.

Sie habe:: manchmal den Bogen start überspannt,
sind aber hente nicht mehr in der Lage, die von ihnen
vertretenen Grundsätze praktisch durchzuftthre». Ich
verweise dabei nur auf unsere Kölner Tätigkeit in der
Arbciterwohlfahrt. Wir haben einige lNN Fälle, wo
die Arbciterwohlfahrt katholische nnd evangelische Kin¬
der betreut. Die Konscgueuz Ihres Standpunktes wäre
die, daß Sie alle diese Vormuudschaftcn, alle diese
Schutzaufsichteu uns entziehen müßten. Das wagen
Sie schon nicht mehr. Sie sind auch nicht dazu in der
Lage; Sie können Ihren Grundsatz selbst nicht mehr
dnrchsetzeu. Das zeigt natürlich auch die «innere Halt¬
losigkeit dieses Grundsatzes. Wir müssen natürlich da¬
für Sorge tragen, daß wir die Kinder, die hier zu
betreuen sind uud ihrer Klasse nach zu uns gelhören,
die der Sozialdemokratie nahestehen, die den Schichten
angehören, die uns nahestehen, auch zur Betreuung
erhalten, damit wir, nachdem ihre natürlichen Erzieher
nicht mehr ln der Lage sind, für sie einzutreten, für
sie eintreten können, getragen von dem Geist der Soli¬
darität und der Brüderlichkeit, der unserer Bewegung
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inncwohnt, der sie treibt und ihre motorische Trieb¬
kraft ist. (Sehr gut! bei deu Suzialdemokraten,)

Wir werden es verstehen, auch diesen Kampf zu
kämpfen, und wir werden unter allen Umständen diesen
Kampf mit Ihnen ausfechten. Wir wissen, daß es Poli¬
tische Mnchtfragen sind. Wir kämpfen nicht zuletzt dar¬
um um die politische Macht. Je mehr Sie den Bogen
überspannen, um so mehr dienen Sie uns. Aber ge¬
rade aus diesem Gesichtspunktesind wir Gegner des
Antrages, dissidentische Fürsorgeerziehungsheime ein¬
zurichten. (Sehr richtig! bei den Sozialdcmukraten,)
Denn die Einrichtung von dissidentischen Erziehungs¬
heimen bedeutet die Anerkennung konfessionellerEr¬
ziehungsheime, (Sehr richtig! bei den Sozialdemo¬
kraten.) Sie (zu den Kommunisten) werden hier die
engsten Verbündeten beim Zentrum und bei den Pro¬
testanten finden, die selbstverständlich,wenn Sie be¬
antragen, daß dissidcntische Erziehungsheime geschaffen
werden, dann auch die Anerkennung katholischer und
evangelischerErziehungsheime verlangen. (Zuruf des
Abgeordneten Renner: Weil wir das nicht ändern
tonnen, verlangen Wir wenigstens für unsere Kinder
dissidentischeErziehungsheime!) Sie sind doch sonst
so zukunftsglänbig. Ich wundere mich, daß Sie hier
so kleingläubig sind. Wer von Ihnen etwas Tradition
in der Bewegung hat und nicht erst nach der Revo¬
lution in die Bewegung gekommenist, von dem dürfen
wir erwarten, daß er den alten Grundsatz, den die Be¬
wegung hat, nicht vergißt. Wir sind schon gezwungen,
konsegucnterweise auch dissideutischeFürsorgeerziehungs¬
anstalten abzulehnen. Wir verlangen, baß der Ge¬
sichtspunkt des Interkonfessionellen nach allen Rich¬
tungen Geltung behält (Sehr gut! bei den Sozial-
demotraten) und daß lediglich die Verschiedcnartig-
keit der Erzichungsnotwendigkeiten für 'das Kind die
Grundlage für die Zuweisung zu einer Anstalt dar¬
stellt.

Meine Damen und Herren! Ich bin am Schlüsse
meiner Ausführungen. Ich möchte aber nochmals be¬
tonen, daß Sie uns durch Ihr Verhalten zwingen,
immer und immer wieder diese Dinge herauszustellen.
Wir glauben zwar nicht, Ihr Gewissen dadurch auf¬
rütteln zu können. Aber wir halten es für notwendig,
diese Gesichtspunktein den Brennpunkt der Verhand¬
lungen zu stellen, um Sie wenigstens zu zwingen, hier
und da einmal darüber nachzudenken,ob Sie auf dem
richtigeu Wege sind. (Beifall bei den Sozialdemo¬
kraten.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Pattberg.

Abgeordneter Dr. Pattberg : Meine Damen und
Herren! Es ist verschiedentlich von der Anstalt Elim
gesprochenworden. Die Anstalt Elim l>iegt in meiner
engeren Heimat; ich kenne sie seit Jahrzehnten. Ich
möchte mich über die Ausführungen, die hier gemacht
worden sind, nicht auslasscn. Aber eins möchte ich doch

feststellen. Ich fühle mich verpflichtet,hier zu erklären,
daß !u unserer engeren Heimat, wie wir sie kennen,
das Pflegepersonal so gut wie auch die Anstalt selbst
bestens geschätztund geehrt wird. Ich kann mir denken,
daß man über die Erziehung der in dieser Anstalt
untergebrachten Mädchenzweierlei Meinung sein kann.
So muß man auch hier die Sachen, die vorgekommen
such, auffassen.

Stellvertretender VorsitzenderDr, Saaßen: Das
Wort hat die Abgeordnete Fräulein Otto,

Abgeordnete Fränlein Otto: Meine Damen und
Herren! Zunächst möchte ich einmal feststellen,daß
Herr Landesrat Nossen vom Herrn Reichspostminister ,
ungeheuer viel gelernt hat, der ja einen Erlaß bezüg¬
lich der Länge der Röcke — über das Knie — gegeben
hat. Ich möchte den Herrn Landesrat Bossen bitten,
über den Bubikopf eine Denkschrift auszuarbeiten, da
er auf diesem Gebiete ja allerlei Erfahrungen zu haben
scheint. (Heiterkeit.)

Dann hat Herr Landesrat Vosscn gesagt, wir hätten
bedenklich wenig Material, Herr Landesrat, da mnß
ich Ihnen sagen, daß wir wohl genug Material haben,
aber daß es die Verwaltung in ausgezeichneter Weise
versteht, wenn Untersuchungen in den Anstalten sind,
die wir beantragt haben, diese zu verschleiern,entweder
die Abgeordneten werden nicht zugezogeuoder aber in
geschickterWeise werden die Zeugen zu einer Stellung¬
nahme gebracht, die der Verwaltung angenehm ist.
Natürlich kann man, wenn man keine Ieugeu mehr
hat, zu den Fragen keine Stellung mehr nehmen, und
wir lehucu es ab, Herr Landesrat Vossen, wenn wir
das Material nicht ganz konkret bringen können, zu
diesen Fragen Stellung zu nchmeu.

Zunächst möchte ich uoch zu Herrn Abgeordneten
Görlingcr kommen, der hier erklärt hat, daß seine
Fraktion es ablehne, dissidcntische Heime zu schaffen.
Wir verstehendie Stellungnahme des Herrn Görlingcr
sehr gut aus seiner ganzen Anschauung heraus, die
keine klare Linie zu deu ganzen Fragen mehr ein¬
nimmt. (Abgeordneter Dr. Kaiser: Hört, hört!) Wir
verstehen es wiederum sehr gut, wcun Herr Abgeord¬
neter Görlingcr, als Sekretär der Arbeiterwohlfahrt,
glaubt, ihm gingen Felle schwimmen, wenn man
die dissidentischenFürsorgcvcreinc zur Mitarbeit im
Jugendamt zulasse. (Abgeordneter Dr. Kaiser: Hört,
hört!) Aber wir werden uns deswegen nicht beein¬
flussen lassen. Wir kennen die Stellung der Arbeiter-
Wohlfahrt zu diesen Fragen genau. Sie hat vor einigen
Jahren hier im Plenum auch solche Heime verlangt,
hat aber heute ihre Stellung schon so weit revidiert,
daß sie nicht mehr unterscheiden kann, was dissiden¬
tisch und Was konfessionell ist, wie auch Herr Abgeord¬
neter Hofsmllnn eben hier gefragt hat: Was ist ein
Dissident? Das hätte ich allerdings von Herrn Abge¬
ordneten Hoffmann nicht erwartet, da man immerhin
annehmen konnte, daß er bei seiner Stellung das ge-
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wußt hätte, Wenu er hier wäre, würde ich ihm den
Rat neben, noch einmal in eine Oberklasse der Volks¬
schule zu gehe», wo diese Begriffe sehr oft erklärt
wcrdcu, (Heiterkeit.)

Sehr verehrte Damen und Herren! Gin sehr wich¬
tiger Zweig, den das Landesjugcndamt zu bearbeiten
hat, ist die Grwerbsarbeit der Kinder, Gs ist in den
^tlltÖrcdcn dcr Redner einzelucr Fraktionen sehr
uiel von dem Schutz der Grenzgebiete gesprochen wor¬
den. Ich möchte vor allen Dingen einmal bezüglich
der Kinderarbeit in diesen Grenzgebieten zu sprechen
kommen, Es wäre eine dankbare Aufgabe für das
Landesjugendamt, wenn es sich diesen Zweig der
Kinderarbeit einmal etwas näher ansehen würde. Da
haben wir z, B. das Grenzgebiet Aachen. In Aachen
selbst ist eine große Fabrik, die Prhmschc Druckknopf-
fabrik. Diese Fabrik, die allerdings sehr christlich ein¬
gestellt ist, hält es mit der Würde des Christentums
vereinbar, Kinder zehn bis zwölf Stunden für einen
Stundeulohn von 3^ bis 5 Pfennig in der Heimarbeit
zu beschäftige», (Hört, hört! bei den Kommunisten,)
Wir wissen ganz genau, daß sich die Ortsjugendämter
oft bemühen, diese Heimarbeit zu bekämpfen. Aber sie
machen es nicht in der richtigen Weise. Sie stecken nicht
den Fabrikanten in Fürsorge, sondern sie nehmen immer
die Kinder und stecken sie in Fürsorge und machen den
Gltern, weil sie gezwungen sind, die Kinder in der
Heimarbeit mitzubeschäftigcn, Vorwürfe, daß sie den
Bindern ihre Jugend nehmen. Das kann man doch wohl
den Glteru dieser Kinder nicht zum Vorwurf machen,
sondern das muß man denjenigen zum Vorwurf
macheu, die es wagen. Jugendliche in dieser Weise zu
beschäftigen und auszubcuteu.

Meine verehrten Damen und Herren! Gs ist eine
Uncrhörthcit, wenn man bedenkt, daß die Vertreter
derjenigen Parteien, die die Besserung der Lage der
Bevölkerung in den Grenzgebieten in ihren Gtatsreden
wünschen, unter allen Umständen ein solches System
aufrechterhalten wollen.

Dann die Tuberkulose uuteu im Trierer Gebiet, um
die sich auch der preußische Innenminister gekümmert
hat, der damals eine große Reise in das Trierer Grenz¬
gebiet gemacht und hier festgestellt hat, daß ine Tuber¬
kulose gerade in diesem Grenzgebiet so ungeheuer ver¬
breitet ist, wie in keinem anderen Gebiet des deutscheu
Vaterlandes, (Ls wäre eine dankenswerte Aufgabe des
Landesjugendamtcs, sich mit diesen Fragen einmal
etwas mehr zu beschäftigen.

Die kommuulllpulitische» Blätter des Zentrums
haben auch darauf hiugcwiesen, daß in den Grenz¬
gebieten der Hocheifel Wanderliegckuren veranstaltet
werden. Da möchten wir die Vertreter der Partei, die
hauptsächlich aus diesen Kreisen ihre Stimmen bei den
Wahlen holen, doch bitten, mehr noch dafür zu tun
und nicht nur Wcmderlicgeturen einzurichten, sondern
vor allen Diugeu für diese gefährdeten Kinder der

Grenzgebiete mehr Gelder zu bewilligen und das Geld
lieber in die Fürsorge für dicfe Grenzgebiete zn stecken,
als es für Panzerkreuzer auszugeben.

Man beklagt sich von selten der Behörden immer
wieder darüber, daß die Fürsurgcerziehuugsmaßnah-
meu von der Bevölkerung nicht richtig erkannt werden.
Man sagt vor allen Dingen, daß in den Vevölkerungs-
schichtcu, die gerade von dieser Fürsorge betroffen wer¬
den, immer wieder der Gedanke einer Strafmaßnahme
austaucht. Wir müssen schon zugeben, daß bie ganze
Fürsorgeerziehung diesen Charakter einer Strafmaß¬
nahme hat. Die Zöglinge selbst, die ja nicht dafür
können, daß sie der Fürsorgeerziehung überwiesen wer¬
den, die aus sozialen Gründen in die Fürsorgeerziehung
kommen, haben gerade das Empfinden, daß die Für-
surgcerzichung einen Strafcharaktcr trägt. Wenn diese
Meinung in der Bevölkerung nicht mehr herrschen
soll, dllun muß man vor allen Dingen dafür sorgen,
daß der Fürsorgeerziehung der Strafcharakter ge¬
nommen wird und sie eine wirkliche Fürsorge wird.

Hier möchte ich auf einen Fall eingehen, der sich in
Köln ereignet hat. In diesem Falle hat eine Fürsorge-
damc einmal gezeigt, mit welchen Mitteln die kunfessio-
nelle Fürsorge arbeitet. In Köln ist ein Junge l8 Jahre
lang von einer Tante erzogen worden. Wir wissen
genan, daß die Mutter dieses Jungen nicht einwand¬
frei ist. Aber der Junge ist >8 Jahre nicht bei der
Mutter gewesen. Und jetzt ist der Junge bei seiner
Mutter kurze Zeit gewesen, und danu hat mau ihn in
die Fürsorge gesteckt,und die katholische Fürsorgedamc
hat der Mutter erklärt: Vs ist gut, daß der Junge in
Fürsorgeerziehung kommt, der Junge ist ja tommu-
nistisch verseucht! Ich möchte hier noch betonen, daß
der Lehrmeister dieses Jungen ausdrücklich erklärt hat,
daß es ein sehr anständiger Junge sei. Wir haben das
Zeugnis des Jungen, Wir sehen an der Aenßernng
dieser Fürsorgedamc, daß man hier aus pulitischeu
Gründen handelt. Wir müssen uns es auf das ent¬
schiedenste verbitten, daß diese Damen, die von kon¬
fessioneller Seite als Schnüffler angestellt sind, aus
Politischeu Gründen die Kinder in Fürsorgeerziehung
stecken. Selbstverständlich verlangen sie dann noch, daß
die Mutter und die Verwandten entzückt sein sollen,
daß der Iuugr in Fürsorgeerziehung kommt; man soll
womöglich der Verwaltung noch dafür die Hände
küssen.

Und was für Pädagogen haben wir manchmal in
den Anstalten! Ich möchte sagen, wir haben überhaupt
keine. Ls sind ja meistens Sekretäre, es sind Juristen,
die die ganzen Dinge vom bureaukratischen Stand-
punlte aus beurteilen (Zuruf eiues kommunistischen
Abgeordneten: Und Pfaffen!), die nach dem Schema?
die ganze Sache registrieren, und es siud Bureaubeamte,
aber keine Pädagogen. Was soll man beispielsweise
dazu sagen, wenn eine Mutter ihreu Jungen besucht
und der Direktor der Anstalt erklärt: Sie brauchen sich
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leine Mühe zu geben, das ist gar nicht notwendig; Ihr
Junge bleibt ein Jahr hier. Wuhlgcmcrkt, ohne daß
ein Beschluß des Landgerichts >da ist; da ist erst eine
vorläufige Fürsorgeerziehung vom Herrn Landes-
hauptmaun verhängt. Das ist eine direkte Provokation.

Nenn man bei solchen Methoden noch verlangt, daß
die Bevölkerung die Erziehungsanstalten begrüßen
soll, so braucht man sich wirklich nicht zu Wundern,
daß man sie nicht noch mehr zum Teufet wünscht.

Meine verehrten Damen und Herren! Nicht allein
das Proletariat wird mit seinen Kindern nicht mehr
fertig, sondern auch der Mittelstand und die sogenann¬
ten besserenStände werden mit der Erziehung ihrer
Kinder nicht mehr fertig. Ich erinnere nur an den
Fall der Hilde Scheller in Berlin; ich erinnere an
diesen großen Sensatiunsprozeß. Wir haben in Köln
den Fall erlebt, daß eine Mutter sich gegen den Polizci-
beamtcn, der ihre Tochter zur Fürsorgeerziehung ab¬
führen wollte, gewehrt hat, nnd zwar gegen einen
Polizeibeamtcn, der in Polizeikleiduug erschien, was
nach dem Reichsjugendwohlfahrtsgesetzuicht gestattet
ist. Mau kann eine solche Abwehr ans psychologischen
Momenten verstehen, wenn ein Beamter der Polizei
kommt und direkt provozierend auf die Leute einwirkt.
Aber die Mutter der Hilde Schcller hat dafür, daß sie
ins Bad gereist ist, keine Strafe bekommen. Diese
Mutter dagegen ist bestraft worden, weil sie sich für ihr
Kind gewehrt hat. Ich möchte das hier nur in Pa¬
rallele stellen. Wir können das noch beliebig erwei¬
tern. (Zuruf rechts: Nicht nötig!) Ich weiß sehr genau,
daß Ihnen das, was wir hier sagen, nicht angenchm
ist. Sie verlangen von uus, daß wir in der Presse
diese Fälle nicht besonders herausschälen sollen. Sie
verlangen von uns, daß wir in die Bevölkerung den
Gedanken hineintragen sollen, daß die Fürsorge¬
erziehung keine Strafmaßnahme ist. Sie müssen uns
erst einmal den Beweis erbringen, daß die Jugend¬
ämter und diejenigen, die über die Kinder als Für¬
sorger und Erzieher bestellt sind, auch tatsächlich in
der Lage sind, die Kinder zu erziehen und wirkliche
Fürsorger sind. Dann wollen nur die Sache erst
einmal untersuchen. Aber bei diesen Methoden, mit
denen man heute vorgeht, kann mau wirklich die Dinge
nicht bejahen und nicht gutheißen.

Nun noch ein Wort zur Schwemmstein-Industrie,
die uns ja auch im FachausschußII beschäftigt hat. Wir
stellen fest, daß es gerade in unserer schönenHeimat-
Provinz am Rhein, wo man die Burgen nnd all die
schöne Romantik des Rheins bewundert, an diesem
Rheinstrom ungeheuer viel Schwcmmsteinfabritcngibt,
wo Kinder mit ihren Müttern zusammen arbeiten, wo
sehr viel Handbetrieb ist. Dort reicht der Akkordlohn
der Arbeiter absolut nicht aus, um die Familie ge¬
nügend zu ernähren. Sie sind infolgedessen gezwungen,
ihre Kinder mit in die Fabrik hineinznnchmen. Es
wäre selbstverständlichauch eiue Aufgabe des Landes-

iugendamtcs, den Jugendämtern Nureguugcu zu geben,
daß diese Arbeit dort für die Kinder verboten wird.
In den Pruvinzilllllnstalten hat man auch eine solche
Schwemmsteinfabril eingerichtet. Wir hatten gestern
im Ausschuß nach den Tariflöhnen und der gewerk¬
schaftliche» Organisation gefragt. Da Passierte etwas,
was wir feststellen müssen: Der Herr Abgeordnete
Kurth und die Frau Abgeordnete Becker von der So-
zialdcmokratischcnPartei lächelten zu dieser Anfrage.
Aber die Verwaltung war sozialer als die Sozialdemo
traten, die in diesem Ausschuß saßen. Die Ver¬
waltung erklärte nns. daß das Recht der freien
Koalition gewährleistet sei und daß die Jungen ent¬
sprechend ihrer Arbeitszeit nach dem Tarif entlohnt
würden. Wir möchtendas hier ausdrücklichin, Plenum
festgestellt haben.

Nun zur Neuwahl des Landcsjngcndamtcö. Wir
haben uns dem Antrage angeschlossen,daß dies die
II. Fachkommissionmachen solle. Aber wir stehen ans
dem Standpunkt, daß es nicht wieder gehen darf, wie
e? das letztemal gegangen ist, daß die Kommunisten
kein Mitglied hineinbekommenhaben. (Zuruf des Ab¬
geordnete» Dr, Kaiser: Die haben falsch geschoben!)
Herr Abgeordneter Kaiser, Sie wissen doch, wie das
damals gegangen ist. Wir stehen auf dem Standpunkte,
daß es notwendig ist. die Kommunisten in das Landes-
junendamt aufzunehmen. Der II. Fachausschuß hätte
vielleicht ganz gut getan, wenn er sich auch mit dieser
Frage einmal näher beschäftigtuud die Aufnahme der
Dissidenten in das Landesiugendamt befürwortet
hätte. Vs ist unbedingt notwendig. Wenn auch Herr
Abgeordneter Görlinger dagegen gesprochen hat, so
müssenwir doch sagen, daß der Herr Minister hier auf
unsere!» Standpunkte steht uud daß es gesetzlich richtig
ist. weun wir verlangen, als dissidentischcrFürsorge ^
ve>band in das Landesjugendamt aufgenommen zu
werden. Wir haben bereits einen solchen Antrag an
das alte Landesiugendamt gestellt; aber mau hat uns
eine abschlägige Antwort gegeben. Wir hoffen aber,
daß die Zusammensetzung des neuen Uandesjugend-
nmtes so wird, zumal die gesetzliche Grundlage im
Artikel 187 der Neichsverfassuugdafür da ist, daß auch
die Dissidenten dort vertreten sind, um für ihre Welt-
anschauung zn wirken und das zu tun, was für die
Binder der Dissidenten notwendig ist, (Beifall bei den
Kommunisten.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaß e u : Das
Wort hat die Frau Abgeordnete Becker.

Abgeordnete Frau Becker: Meine Damen nnd
Herren! Ich werde mich in eine Polcmii mit Frau
lein Otto nicht einlassen. Ich kann ihr aber nur sagen,
daß mir ein Lächeln im Ausschuß nicht bekannt ist; da¬
für ist mir die Lage der Jugend viel zu ernst. (Zuruf
des Abgeordneten Huffmann: Konimunistische Ver¬
leumdung! Zuruf eiueö kommunistischen Abgeordneten:
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Selbstverständlich habt Ihr gelächelt!) Wenn ich ge¬
lächelt habe, dann habe ich über etwas anderes ge¬
lächelt, und dazu brauche ich die Abgeordneten der
Linken nicht zu fragen. Ich bin kompetent, das Lächeln
zu unterlassen; ich bin aber anch kompetent, zu 'lächeln.

Meine Fraktion hatte nicht den Willen, über die
Angelegenheit von Niederseßmar noch zu reden. Aber
da sie nun in die Debatte geworfen worden ist, muß ich
doch einige Ausführungen dazu machen.

Ich war bei der ersten Untersuchung und habe vori¬
ges Jahr hier im Plenum unseren Standpunkt dar¬
gelegt. Bei der ersten Untersuchung hat man uns
die Zelle nicht gezeigt, von der im Protokoll die Rede
ist. Die dreigliedrige Kommission hat nachher eine
Zelle ans dem Speicher gefunden, in die dieses un¬
glückliche Mädchen, das zu Tode gekommen ist, gesperrt
worden war. Diese Zelle ist nachher beseitigt worden.

Was uns aber am wenigsten Paßt, ist die lange Ar¬
beitszeit. Auch das ist voriges Jahr schon betont wor¬
den. Ebensowenig paßt uns die Verbindung von Für-
sorgcerziehungshcimen und Betrieben. Das können wir
,licht gutheißen. Wir können auch nicht gutheißen, daß
der Besitzer dieses Betriebes mit in dem Kuratorium
der Fürsorgeerzichungsanstalt ist. (Abgeordneter Haas:
Sehr richtig!) Er ist an dem ganzen Netrieb Profit-
interessiert; infolgedessen können wir das nicht gut¬
heißen.

Man muß auch bedenken, daß nach der Arbeitszeit
diese Mädchen noch Fortbildungsschulunterricht ge¬
nießen; daß sie dann nicht mehr aufnahmefähig sind,
braucht man wohl nicht zu erörtern. (3s muß durch¬
geführt werden, daß der Schulunterricht in die Ar¬
beitszeit fällt und die Mädchen nicht mehr so lange
arbeiten müssen.

Uebrigens werden diese Mädchen auch nicht als voll¬
wertige Arbeiter bezahlt; das ist uns voriges Jahr
gesagt worden. Folglich dürfen sie auch »icht solange
beschäftigt werden, wie die freien Arbeiter. Ich kann
es verstehen, wenn die freien Arbeiter eine längere
Beschäftigung verlangt haben. Sie wollten eben den
Ausfall der Arbeitstage wieder wettmachen. Ich kann
es auch verstehe«, daß der Unternehmer die Stühle uud
die Maschinen, die durch die Nichtarbeit der Mädchen
freistehen, nicht leerlaufen lassen will. Er muß eben
verdienen und Profit haben. Aber im Interesse des
weisundhcitszustandes dieser Mädchen mnß das un¬
bedingt geändert werden.

Nun noch einiges über die Angelegenheit, die sich in !
dem Heim «Mm abgespielt hat. Da hat nun der Bubi¬
kopf eine große Rolle gespielt. Auch ich muß ein Wort
darüber sagen. Herr Landesrat Bossen hat sich ein¬
gehend mit der Frage beschäftigt, und doch kann ich
nicht seinem Standpunkt beitreten. Ich stehe auch nicht
auf dem Standpunkt der Anstaltsleitung des Hauses
Mim. Der Bubikopf ist ein Zeichen des Fortschritts
und ein Zeichen der Bersachlichung der Frau. Es wäre

ein Angriff auf die Rechte der Frau, wenn man ihn
in den Anstalten abschaffen wollte. Er ist auch vom
hygienischen Standpunkte aus vorzuziehen — Sie
brauchen darüber nicht zu lächeln ^, um nicht — lassen
Sie mich das unästhetische Wort gebrauchen — die
Läuseplage in deu Anstalten z» haben. Es ist doch so,
daß sich bei langem Haar Ungeziefer in die Köpfe der
Mädchen einnistet. Auch aus dem Grunde sollte man
den Bubikopf begrüßen. (Sehr gut! bei den Sozial-
demokraten.) Der Luisenbund, der weibliche Stahlhelm,
untersagt natürlich auch deu Bubikopf; das ist un¬
deutsch, das geziemt sich nicht für die deutsche Frau.
Dagegen stehen viele Kreise der katholischen Bevölke¬
rung auf einem anderen Standpunkt. Der katholische
Philosuphieprofessor Scheeler in Köln spricht sich be¬
fürwortend für den Bubikopf aus. Er sagt, daß die»
Frau mit langem Haar viel mehr auf die erotischen
Triebe >der Männer wirke als eine Fran mit kurzem
Haar. (Schallende Heiterkeit.) Lachen Sie nicht so¬
lange, das geht von meiner Redezeit ab. Lesen Sie,
es, bitte, nach, dann werden Sie es bestätigt finden.

Run mal wieder zur ernsteu Seite. Ich möchte noch
einige Worte zu unserem Antrage über die Frage der
sexuellen Aufklärung in den Fürsorgeerzichungs-
anstalten sagen. Wir haben den Antrag nicht etwa aus
Sensatiunsgelüsten gestellt, sondern wir haben ihn im
Interesse unserer weiblichen und männlichen Fürsorge¬
zöglinge eingebracht. Wenn wir Aufklärung verlangen,
so besagt das, daß etwas versäumt worden ist. Eigent¬
lich müßte die sexuelle Aufkläruug im gegebenen Alter
im Elternhaus stattfinden. Aber es ist doch so, daß
durch das Versteckenspielcn in den Familien und das
Verheimlichen der realen Tatsachen unsere Ingend nicht
im richtigen Sinne aufgeklärt wird. Dir Jugendlichen
werden vielmehr in einer falschen, uureinen, zotigen
Art aufgeklärt und wissen deshalb die sexuelle Auf¬
klärung nicht so zn schätzen, wie es notwendig ist. Wir
wollen eben, daß diesen Kindern, die der Provinzial-
verwaltung überwiesen werden, das an Aufklärung zu¬
teil wird, was ihnen im Elternhanse infolge der kul¬
turellen und wirtschaftlichen Verhältnisse nicht gegeben
werden konnte. Die Provinzialverwaltung hat die
doppelte Pflicht, für Aufklärung auf diesem Gebiete
zu sorgen, weil die Kinder aus einem Milieu kommen,
wo eine solche Aufklärung in sachlicher, feiner Form
nicht möglich ist. Ich gebe offen zn, daß nicht jeder
dazu berufen ist, gerade diese Frage in feiner Weise
vor unserer Jugend zu erörtern. Deswegen wollen
wir Aerzte und Aerztinnen dazu bestimmen, weil wir
sa unter ihnen auch pädagogisch gebildete Kräfte haben.
Wir bestehen aber nicht so sehr darauf, daß es Aerzte
und Aerztinnen sein müssen. Wenn andere geeignete
Personen in den Anstalten sind, die dies in feiner
Form, ohne das Gefühl der Iuugcn oder Mädchen zu
verletzen, tun können, werden wir uns auch damit ein¬
verstanden erklären.
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Vor allen Dingen aber muß eine solche Aufklärung
im Interesse der Zöglinge eintreten, wenn sie aus den
Anstalten wieder Heranskummen,Es kommen doch auch
Mädchen und Jungen heraus, die noch nicht über die
Geschlechtsreifehinaus sind, Sie kommen im Puber-
tätsalter in die Welt hinaus uud können sich nicht
liegen die Gefahren schützen.Weil diese Mädchen doch
später einmal Mütter werden und Kinder gebären,
müssen wir sie über die sexuelleFrage aufklären, be¬
sonders über die Gefahren der Geschlechtskrankheiten.

Aus diesen Gründen haben wir den Antrag gestellt,
Wir haben uns aber im Ausschuß damit einverstanden
erklärt, daß die Sache dem Provinzialausschuß über¬
wiesen wird. Wir glauben und hoffen, daß der Pro¬
üinzialausschuß diese Frage im Interesse unserer
Jugend lösen wird.

Aber noch einige Worte über die Erziehung der
Kinder in den Anstalten an und für sich. Wir haben
gestern zugegeben, daß in den Pruviuzialanstalten an
Erziehung, Pflege und Berufsausbildung der Jugend
das möglichste getan wird. Ich gebe auch zu, daß in den
Privatanstaltcu sich gegen früher schon viel gebessert
hat. Aber die einseitige Erziehuug ist doch noch da,
namentlich vom religiösen und politischeuStandpunkte
aus. Wir sind jetzt wieder in einem Wahljahr und
haben in diesem Jahr große Wahlkämpfe auszufechten.
Da würden die Fürsorgezöglinge, wenn sie 20 Jahre
alt sind, auch wählen dürfen, Wie es bisher der Fall
gewesen ist. Durch eine besondere Verordnung ruht
aber das Wahlrecht der Fürsorgezöglinge, die in An¬
stalten, in Pflegestellen, in Lehrstellen oder sonstigen
Dienststellen sind. Ob das richtig ist. darüber kann
man geteilter Meinung sein; ich will das hier nicht
erörtern. Aber ich möchte doch einiges hier sagen.
In puncw politischer Beeinflussung ist in den Privat-
anstaltcn doch sehr viel geleistet worden. Gestern
flatterte mir ein Brief auf den Tisch. Ich will nur
cius daraus zitieren. Da legt ein Mädchen seiue Er¬
lebnisse in der Fürsorgeerziehung dar und schreibt u, a.
— es war gerade zu der Zeit, wie ein Herr Heß, der
uus wohlbekannt ist, zum Preußischen Landtag ge¬
wählt werden sollte —, wie da die Pfleglinge immer
wieder den Vers haben hersagen müssen: „Daß ich's
nicht vergess', wähl' den Heß."

In den Anstalten sollen die Menschenzu denkenden,
gesitteten Staatsbürgern erzogen werden, die später in
der Welt wissen, was sie tun müssen. Ich möchte Sie
im Interesse unserer Jugend bitten, in diesen Fragen
mit uns konform zu gehen. Wir wollen ja alle das
Beste für unsere Jugend. Es trennen uus nur ver¬
schiedene Ansichten und verschiedeneTendenzen. Und
doch glaube ich, daß wir uns auf eiuer Basis finden
können, wo jeder Weltanschauuug und jeder politischen
Partei ihr Recht wird.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Pfarrer Jausen,

Abgeordneter Jausen : Meine verehrten Damen
und Herren! Ich stelle zuuächst mit Genugtuung
fest, daß die Debatte über die Fürsorgeerziehung
im diesjährigen Landtag wesentlich ruhiger und
sachlicherverlaufen ist als in den früheren Jahren.
(Sehr richtig! rechts.) Wenn Frau Becker eben den
Satz prägte: „Aber der einseitige Standpnnkt in den
Erzichnugsfragen sei noch immer vorhanden", so unter¬
streiche ich zwar diesen Satz; es fragt sich bloß, ob der
einseitige Standpunkt rechts oder links oder in der
Mitte zu finden ist. Wir jedenfalls sind der Auffassung,
daß die Frage nur auf dem Boden des Elternrechts uud
der Gewissensfreiheit zu behandeln ist. Auf diesem
Boden wollen wir auch der Linken durchaus ihr Recht
lassen.

Wenn die Fragen der Fürsorgeerziehung sachlicher
behandelt wurden sind, so mag es zum Teil auch daran
liege«, daß heute auch Prublcme behandelt wurden, die
bishernn nicht Gegenstand Parlamentarischer Behand¬
lung gewesensind, das; auch einmal der Bubikopf prak¬
tisch und theoretisch von wirtschaftlicher,ästhetischer nnd
philosophischerSeite behandelt wurde. Ich will mich
nicht darauf einlasse», ihn auch uoch vom theologischen
Standpunlt zu bchaudel», (Heiterkeit,) Es würde das
zwar zum Abschlußder Debatte äußerst wertvoll sein,
da dauu die Dentschrift darüber wenigstens erschöpfend
sein könnte.

Aber, meine Damen und Herren, es haben doch anch
einige Unterhaltungen hier stattgefunden, die noch wert
sind, daß wir näher darauf eingehen.

Zunächst hat Herr Rcuucr geglaubt, vor den kleri¬
kalen Einflüssen bei der Einlicferuug in die Fürsorge¬
erziehung resp, bei der Beschlußfassungder Behörden
über die Fürsorgeerziehung warnen zn müssen. Herr
Landesrat Dr. Vossen hat bereits festgestellt,daß die
Verwaltung mit den Jugend- und Vormnndschafts-
richtcrn eingehende Besprrchuugeu allgemeiner Art
über Richtlinien gehabt hat. Ich könnte mir denke»,
daß, wenn Herr Landcsrat Vossen diese Mitteilung ge¬
macht hätte, ehe Herr Renner über die klerikalen Ein¬
flüsse geklagt hatte, er dann mit demselbenGefühl des
Prutcsts auf die Rednertribüne getreten wäre nnd über
die Beeinflussung der unabhängigen Rechtspflege ge¬
schimpft hätte. Aber es ist jedenfalls darans zu ersehen,
daß Grundlinien, Richtlinien festgelegt wurden sind,
in dem Sinne, wie sie von links und rechts und auch
von uns gewünscht werden,

Herr Renner glaubte der kuufcssiunellenErziehung
eins auswischen zn können durch Mitteilung der Tat¬
sache, daß im Rheinlnndc der Prozentsatz der Fürsorge¬
zöglinge um l bis 2 Prozent höher sei als in anderen
preußischen Landen, (Zuruf des Laudesrats Dr,
Vossen: Ein halb auf lN0N0!) Also um ein halb auf
l0NU0, ich hatte die Zahl uicht genau vor mir liegen.
Dadurch ermäßigt sich allerdings die Zahl, die ich mir
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aufgeschrieben hatte, um ein Wesentliches, Nenn sie sich
su ermäßigt, so ist der Beweis, den ich zugunsten des
Rheinlnndes führen möchte, dadurch nur noch besser
unterlegt. Es liegt zuieifellos daran, daß gerade im
!1!heinlandedie Jugendpflege und Jugendfürsorge be¬
sonders gut organisiert ist. Ich darf darauf hiuwciseu,
daß auch von linksstehendenAbgeordneten im Preußi¬
schen Landtag die rheinische Fürsorgeerziehung als vor¬
bildlich für das ganze Land hingestellt worden ist, (Zu¬
ruf des Abgeordneten Renner: Koalitionsfreunde!)
lind gerade, weil sie vorbildlich ist, darum sollten wir
sie auch beibehalten, Es stimmt ja, wie Sie selbst im
Fachausschußgehört haben, daß rund ein Drittel'aller
Fürsorgezöglingc aus objektiven Gründen der Ver¬
wahrlosung eingeliefert werden. Das sind diejenige»,
die selbst nicht schuld sind, sondern die aus Gründen der
Familie, der Umwelt, iu der sie sich befinden, weil ihnen
Gefährdung droht, in die Fürsorgeerziehung Pro¬
phylaktischeingewiesen werden, damit eben nicht das
Wort wahr werde: Ihr laßt den Armen schuldigwer¬
de», dann überlaßt Ihr ihn der Pein," (Zurnf des
Abgeordneten Nohl: Ihr peinigt ihn, daß er schuldig
werde!) Gerade weil wir der Auffassung sind, daß das
Kind ein su wertvolles Objekt ist, wie wir es schätzen,
darum sehen wir es lieber der Gefahr enthoben und
eine Zeitlang der Fürsorgeerziehung anheimgegeben,
als daß es ganz verwahrlost. Ich streite allerdings nicht
mit Ihnen darüber, ob es nicht praktischwäre, gerade
bei diesem Teil der Fürsorgezöglinge versuchsweise
andere Wege zu gehen, ob nicht zunächst vom Vormund-
schnstsgerichtaus oder auch von Vereinigungen kari¬
tativer Art versucht werden sollte, das Kind durch Her¬
auslösen aus seinem Lebenskrcis zu sichern und zu
schützen, ohne ihm den immer noch bestehendenMakel
der Fürsorgeerziehung aufzudrücken. Ueber diese Frage
dürfen wir miteinander sprechen. Wenn da Wege ge¬
funden werden, die diesen Prozentsatz von rnnd einem
Drittel aller Fürsorgezöglinge vor der Fürsorge¬
erziehung bewahren, dann waren wir sicherlich bereit,
andere Wege zu gehen, die znm selben Ziele führen.
Aber eins darf ich Ihnen auch uoch sagen: Wenn diese
Z:l Prozent weggenommen würden, dann wäre der
Prozentsatz der Fürsorgezöglingc im Nhcinlande
wesentlich kleiner als im übrigen Preußen, so daß also
irgendein Vorwurf nach der Richtung nicht erhüben
werden kann. Ich sage Ihnen noch mehr, meine Damen
und Herren. Allerdings betone ich dabei ausdrücklich,
daß das nicht vorwurfsweise gesagt sein soll. Ich habe
mich in vielen Fällen zu vergewisscru versucht, sowohl
in Privatanstalten wie auch in provinziellen Anstalten,
aus welchem Lcbcnskreis, aus welchem Milieu, aus
welcher Umwelt der Fürsorgezögling kommt. Ich habe
die Weltauschllnung des Vaters und der Mutter
zu rrgründcu versucht, ^ Ich sage uochnmls, es soll
kein Vorwurf sein, den ich damit erhebe, — Ich habe
die Tatsache festgestellt, daß erheblichuicl mehr Kinder

in Fürsorge kommen, die Ihrer (zur Linken) soge¬
nannten Weltanschauung praktisch nahestehen. (Abge¬
ordneter Dr. Hold: Hört, hört! Zuruf des Abgeord¬
neten Nenner: Es sind ja nur UN Dissidcnten-
tinder in Fürsorge, deshalb stimmt Ihre Rech¬
nung nicht!) Meine Herren! Mir war es, ehe ich
das Wort aussprach, klar, daß man mir diese Zahl
entgegenhalten würde. Geschlafenhabe ich am heutigen
Tage nnd gestern nicht. Sie bedauern ja so unendlich,
daß dir Eltern nicht die praktischeKonsequenz ziehen.
Damit geben Sie zu, daß es eine große Reihe von
Litern gibt, die zwar praktisch Ihrer Weltanschanuug
nahestehen,ohne aber bie Konsequenzzu ziehen, faktisch
aus der Kirche auszutreten. (Zuruf links: Das ist der
Voden, den Sie beackern!) Wenn Sie ihn uns allein
beackern ließen, würde wahrscheinlich die Zahl der Für¬
sorgezöglingc geringer sein, als sie heute ist. (Zuruf
links: Dann wäre sie noch dreimal so groß! Weitere
Zurnfc. Glocke des Vorsitzenden.) Meine Damen und
Herren! Ich liebe Einwürfe, aber ich bitte, sie so zu
machen, daß uicht mehr als t3 zusammen reden, damit
ich anch hören nnd verstehen kann, was Sie eigentlich
sagen.

Herr Görlingcr glaubte uns zum Vorwurf machen
zn sollen, daß bei uns lediglich die Billigkeit der Für¬
sorgeerziehung als Maßstab für die Art der Fürsorgc-
crziehuug angelegt werde. Dem muß ich widersprechen.
Uns ist und bleibt das Erziehungsziel und seine Siche¬
rung die erste und letzte Aufgabe, Sie werde» bei UN')
praktisch nie einen anderen Standpunkt erlebt habe»
(Zuruf des Abgeordneten Görlingcr: Davon hat Herr
Heuser nichts gesagt!) In einer Etatsredc kann man
leider nicht alles sagen. Jedenfalls betone ich, daß uns
das Erziehungsziel nnd nicht die Billigkeit das erste ist.
Ich betone dabei aber, daß, wenn wir dasselbe Er¬
ziehungsziel auf verbilligtem Wege erreichen können,
wir den verbilligten Weg gehen und nicht den, der er¬
heblich mehr kostet als die Fürsorgeerziehung in unse¬
ren Priuatllnstalten. (Zuruf des Abgeordneten Gör-
linger: Dann laßt doch das andere besser auch weg!)

Herr Landesrat Wingender hat uns im Fachans¬
schuß eingehend über die Einzelkosten der Fürsorge¬
erziehung in den Provinzilllanstaltcn unterrichtet. Lr
hat uns da gesagt, daß allein die Personaltostcn für
jeden Zögling pro Tag 2,08 Mark betragen und daß in
diesem Betrag allein 33 Pf. pro Tag und Kopf des
Fürsorgczöglings stecken, der der Besoldungserhöhung
der letzten Zeit bcigemessenwerden muß. Das heißt,
die Personalkostcn, die aus der Bcsoldungserhöhuug
allein heute die Provinz treffen, sind beinahe so groß
wie die gesamtenPersonalkosten in den Privatanstaltcn.
Sie haben ,diese Kosten mit 42 Pf, pro Zögling uud
Tag eben angegeben. Woher Sie Ihre Rechnung haben,
weiß ich nicht. Jedenfalls wurde im Jahre !925 oder
1924 vom Verband derVcrcine der privatenLicbcstätig-
tcit der Persunalsatz auf bloß 28 Pf. pro Tag und Kopf
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angegeben. Er mag heute höher sein. Wir sind immer
der Ueberzeugung gewesen,daß unsere Schwestern viel
zu selbstlos sind, daß sie eine Selbstlosigkeitbesitzen, die
wir gar nicht verantworten können (Hört, hört! links),
daß sie sich aufreiben in tage- und nächtrlangen Ar¬
beiten aus Liebe zu ihren Kindern, daß sie frühzeitig
dahinsiechen. Wer die Stcrblichtcitsziffern in unseren
Häusern kennt, der weiß, daß wir mit allen Mitteln
bestrebt sein müssen, durch Eindämmung ihrer Arbeit
und dadurch, daß wir ihrer fürsorgenden Liebe einen
Riegel vorschieben,sie ihrer Lebensaufgabe zu erhalten.
(Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten: Seien
Sie doch froh, daß die Schwestern Ihrer Zentrums¬
partei so selbstlos sind! Abgeordneter Nohl: Desto
schnellerkommen sie doch ins Jenseits!)

Nicht allein die Personalkosten, so ist gesagt worden,
sind der Gruud, warum die Fürsorgeerziehung in den
Provinzanstaltcn wesentlich teurer ist als in den
Privatanstalten. Es liegen auch noch andere Gründe
vor. Allerdings sind es wesentlichPcrsonalkosten. Da
kommt in erster Linie die Zahl des Personals — Be¬
amte, Angestellte, Pflegepersonal usw. — in Frage,
die gegenüber den Privatanstalten so wesentlichist, daß
wir die Verwaltung bitten müssen, ans eine Senkung
der Personlllziffer hinarbeiten zu wollen. Die Ver¬
waltung hat gestern im Fachausschußerklärt, daß sie sich
alle Mühe geben werde, die Personaltosten auch da¬
durch in etwa herunterzudrücken, daß vielleichtweniger
Personal auf den einzelnen Zögling kommt. Wenn
Sie sich die Zahl des Personenkreises ansehen, der im
Etat auf Seite 16 bis 25 genannt ist, so finden Sie,
daß in den Provinzanstalten auf 11 NO Zöglinge 265
Personen an Beamtenmaterial kommen, d. h. auf unge¬
fähr 4 Zöglinge eine einzige Person zur Unterhaltung
und Pflege. Ich glaube sogar, daß die Zahl noch er¬
höht werden müßte. Denn, wenn wir die Zahl der
Beamten und Angestellten ans dem Kapitel Fürsorge¬
erziehung Minderjähriger, die in der Zentraluerwal-
tnng sitzen und doch auch zu einem erheblichenTeil in
der Fürsorgeerziehung tätig sind, noch hinzuzählen,
kommen wir darauf, daß auf nicht ganz 4 Zöglinge
eine Person znr Betreuung entfällt. Jeder Ginsichts¬
volle wird doch sagen, daß das sehr viel und zuviel ist,
selbst uuter der Voraussetzung, daß, wie immer be¬
hauptet wird, in unseren Provinzanstalten das Mate¬
rial schwerer zu erziehen sei als in den Privatanstalten.
Aber letzteres, meine Damen und Herren, stimmt nicht
ganz. Sie wissen, daß die Provinz für weibliche Zög¬
linge überhaupt keine Anstalt hat. Also die schwerst er-
ziehbaren Mädchen sind in Privatanstalten. Daß diese
Mädchen, was schwere Erziehbarkcit angeht, einen Ver¬
gleich mit den männlichen Zöglingen aushalten können,
darüber besteht unter uus wohl tei» Zweifel. Wenn
trotzdem feststeht, daß die Personalzahl in den Privat¬
anstalten wesentlichniedriger ist und es gerade darauf
zurückzuführen ist, daß die Gesamtkosten wesentlich

niedriger sind, so darf man auch die Verwaltung darauf
hinweise» und sie bitten, es möglich zn machen, auch
hier den Kostenpunkt in den Provinzialanstaltcn zu
senken.Sie würden ja selbst ein Interesse daran haben,
daß das Ziel erreicht wird, denn dadurch würden Sie
uns nach Ihrem eigenen Geständnis die Waffe ans
der Hand nehmen, die nur zur Verteidigung der Er¬
ziehung in den Privatanstalten gebrauchen.

Meine Damen und Herren! Herr Nenner ist auch
noch einmal auf die' Untersuchung der Angelegenheit in
der Anstalt Ginn in Mors eingegangen Er hat da zum
Teil übertriebene Behauptungen aufgestellt.Ich möchte
anuchmeu, daß sie ihm in der Hitze des Gefechts irr¬
tümlich unterlaufen sind. Wenn er behauptete, daß
auf den Bubikopf als Strafe vier Tage Arrest angesetzt
worden seien, so hat dieses Resultat keine Untersuchnng
ergeben. Herr Nenner, ich glaube, Sie sind im Irrtum.
Nach den Notizen, die ich mir als Vorsitzender der
Kommissionam Tage selbst gemachthabe, die mir hier
vorliegen, kann ich nur feststellen, daß die betreffenden
Mädchen nicht tagelang, sondern höchstens ein bis zwei
Stunden, in einem Falle drei Stunden, in die Zelle
gekommensind. Fest steht übrigens ans alle Fälle, daß
gerade der Zögling Giesender, dessentwegender ganze
Spektakel in Elim gewesen ist, überhaupt keiuen Grund
zur Klage gehabt hat. Gerade die schwerenVorwürfe,
die gemacht wurden, daß die Zöglinge dort zwangsweise
religiös beeinflußt würden, zwangsweise zum Konfir-
mationsnntcrricht gebracht und konfirmiert worden
seien, hat der Zögling nbsolnt einwandfrei wieder¬
holt widerrufen, vor der Verwaltung und auch vor
uns. (Abgeordneter Dr. Kaiser: Hört, hört!) Ls ist
vollständig einwandfrei festgestellt,daß die Giesender
nicht einmal von dem Religionsunterricht befreit sein
wollte. Es ist festgestellt, daß man ihr wiederholt nahe¬
gelegt hatte, sie einer Anstalt zn überweisen, die nicht
konfessionell sei. (Zuruf des Abgeordneten Renner:
Habe ich vielleicht das Gegenteil behauptet?) Sie haben
das überhaupt uicht erwähnt, ob absichtlich, das weiß
ich nicht. Und weil Sie es nicht erwähnt haben, möchte
ich zur Ehrenrettung der Anstalt das noch ergänzend
hinzufügen. Festgestellt ist, daß diese Giescuder eben¬
falls nur einmal ein bis zwei Stunden in der Zelle
gewesen ist, kurz und gut, daß sie wesentlichen Grund
zur Klage nicht gehabt hat.

Was an berechtigter Klage vorläge, das, meine
Herren, ist das, was schließlich bei allen menschlichen
Einrichtungen übrig bleibt. Wir mögen noch so sehr
gute» Willens sein und noch so viel organisieren und
noch soviel verbessern,wo Menschen sind, bleiben auch
UnVollkommenheiten.Wenn wir Ihnen auch noch so¬
weit entgegenkommen,auch in Ihren Anstalten — das
werden auch Sie erlebeu — werden Sie noch Gruud zur
Klage haben, weil eben alles Menschliche unvollkommen
bleibt und keiner in der Lage ist, alle Nnvollkommen-
heiten wegzuschaffen.
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Das eine möchte ich ,',n Elim sagen: Wenn vor der
Zeit des jetzigen Leiters der Anstalt Mißstände be¬
standen haben, so kann man das rühm zugeben, und
es wurde auch in der Anstalt selbst zugegeben. Der da¬
malige Direktor wurde wegen der Mißstände entfernt-,
der neue hat sich noch nicht ganz eingelebt. Ich glaube,
Herr Renner, wir alle sind der Auffassung gewesen,
daß das Ergebnis der Verhnndlnngen doch so war, daß
wir mit dem Vertrauen hinweggingen, daß alle unsere
Klagen, soweit möglich, und etwaige noch bestehende
Mißstände beseitigt würden.

Meine Damen und Herren! Herr Görlinger hat
dann auch noch etwas vom umgekehrten Kulturkampf
gesagt. Ich bin mir nicht ganz klar darüber, was er
mit diesen Worten hat sagen wollen. Er hat sich da
ziemlich verschwommen ausgedrückt.Ich wäre ihn, dank¬
bar, wenn er, falls er keine Redezeit mehr hat, mir
wenigstens privatim auseinandersetzte, was er damit
gemeint hat. Ich interessiere mich deßhalb dafür, weil
er behauptet, daß das Zentrum diefen Kulturkampf un¬
entwegt bis heute kämpft. Wenn es fo gemeint sein
sollte, daß wir für die Berechtigung unserer Welt¬
anschauung in die Kampfbahn treten, dann sage ich
ihm: Ja, dafür treten wir ein mit derselben Liebe und
Wärme, mit der auch Sie für die Ihrige eintreten. So
wenig wir Ihnen einen Vorwurf daraus machen, wenn
Sie mit Wärme für Ihre sogenannte Weltanschauung
eintreten (Zuruf des Abgeordneten Görlinger: Das
hat Bismarck auch behauptet!), so sollten Sie auch so
tolerant sein, zu dulden, daß auch wir unsere Welt¬
anschauung vertreten und im Rahmen unserer Welt¬
anschauung unsere Kinder erziehen und sie stark machen
für den Kampf des Lebens. Wenn Sie weiterhin mei¬
nen, daß nur die Menschen, die den Kampf des Lebens
durchgemachthätten, allein für die Abwehr der Ge¬
fahren der Welt fähig seien und wenn Sie ferner be¬
haupten, daß gerade die konfessionelleErziehung in
unseren Anstalten deshalb einseitig sei, weil sie in
klösterlicher Abgeschlossenheit erfolge und weil die Kin¬
der dort nicht mit den Nöten des Lebens in Beziehung
kämen, dann frage ich Sie doch einmal: Kommen denn
die Fürsorgezöglinge in den Prouinzialanstalten mit
den Nöten des Lebens in Berührung? Ist nicht fest¬
gestellt, daß zu einem Teil, was luxuriöse Ausstattung
angeht, einige Dinge in erheblicherem Maße in den
Prouinzialanstalten vorhanden sind als in den Privat-
anstaltcn? Wenn das feststeht, daß Sie hier laut Ihrer
Auffassung noch weniger für die Not und den Kampf
des Lebens geschult werden, dann würde daraus doch
uur folgen, daß gerade unsere Erziehung die richtige ist,
die auf Einfachheit, auf etwas Entsagung, auf etwas
Eharakterbetätigung und Willensentschlosscnheit hin¬
zielt, da sie den Menschen für den Kampf des Lebens
stählt. Darum halten wir die Art unserer Erziehung bei
und verfechtensie mit der ganzen Wärme unseres Her¬
zeus, weil wir das Kind lieben. Glauben Sie nicht.

Herr Görlinger, daß uns das Kind Nebensache nnd nicht
Hauptsachesei, wie Sie es darzustellen versuchen. Wenn
ich eben schon sagte, daß unsere Schwesternin tage- und
uächtclanger Arbeit sich für die Kinder einsetzen, dann
geht daraus, daß sie ihre Lebenskraft opfern, schon
hervor, daß ihnen das Kind nicht Nebensache ist, sondern
Hauptsache und echte Herzenssache. (Abgeordneter
Adams: Bravo!) Wir lassen nie etwas kommen auf
den Gesllmtgeist unserer Erziehung und derer, die
unsere Kinder bctrencn. Ich sage: „Auf den Gesamt¬
geist". Wir leugnen nicht, daß auch in unseren An¬
stalten gelegentlicheinmal eine Persönlichkeitsein kann,
die nicht am Platze ist, genau so, wie das überall mög¬
lich ist, wo Menschen sind. Aber allgemein schätzen
wir ihre Arbeitsweise und wir hoffen, daß wir mit
ihnen den kulturellen Kampf um das Kind durch¬
führen. Wir sind überzeugt, daß das Ergebnis der Ge-
samtcrziehung sicherlich nicht zu unserem Nachteil, son¬
dern zum Vorteil für unsere Weltanschauung aus-
schlagen wird. (Beifall im Zentrum.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Becht.

Abgeordneter Becht: Wir bedauern es außer¬
ordentlich, zu dieser Angelegenheit so wenig Zeit zur
Verfügung gestellt zu bekommen, um all die grundsätz¬
lichen Fragen der Fürsorgeerziehung behandeln zu
können. Ich bin deshalb gezwungen, nnr einige kurze
Bemerkungen über das, was hier vorliegt, zu machen.

Zunächst handelt es sich um die Frage der sexuellen
Aufklärung in den Fürsorgeerziehnngsanstalten. Wer
hier bei seinem Eintreffen in Düsseldorf in die ver¬
schiedenen Bedürfnisanstalten gegangen ist, hat fest¬
stellen können,daß dort von feiten der Stadt Düsseldorf
Aufklärungsplatate aufgehängt worden sind, die darauf
hinweisen, wie außerordentlich gefährlich der außer¬
eheliche Geschlechtsverkehrist. Wir haben nns gestern
im FachausschußII über die Frage der sexuellen Auf¬
klärung unterhalten. Es ist nutwendig, daß den Für-
sorgczöglingcndie sexuelleAufklärung zuteil wird. Die
Verwaltung und mit ihr einige Herren der Fürsorge¬
erziehung stehen auf einem entgegengesetztenStand¬
punkt. Während auf der einen Seite eine öffentliche
Behörde in breitester Oeffeutlichkeitdie Gefährlichkeit
der Unwissenheit in der sexuellenFrage klarlegt, stellen
wir fest, daß ans der anderen Seite die Vertreter der
Landesbehürden alles versuchen,um nicht in der brei¬
testen OeffentlichkeitAufklärung in der sexuellen Frage
zu geben. Wir müssen feststellen, daß hier eine entgegen¬
gesetzte Einstellung zweier Behörden besteht, wie sie
krasser gar nicht zum Ausdruck gebracht werden kann.
Dieses Plakat der Stadt Düsseldorfbeleuchteteinwand¬
frei, wie außerordentlich wertvoll es ist, wenn die
sexuelle Aufklärung der jugendlichen Bevölkerung ge¬
geben wird, denn tatsächlich ist die fehlendeAufklärung
ein Hauptgrund dafür, daß bei so vielen Jugendlichen,
die deüFürsoigeerziehungsanslaltenübermiesen lverxn,
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bereiiü Geschlechtskrankheiten festgestellt werden.
Hätten diese Jugendlichen die notwendige Aufklärung
vor ihren, Fehltritt gehabt, wir sind der festen Ueber¬
zeugung, dann wären sie der Fürsorgeerziehnugsanstalt
nicht überwiesen worden, nnd eine lange Zeit der
Schmach und der Duldung aller möglichen Schikanen
wäre ihnen erspart geblieben.

Der Herr Üandesrat hat gestern im Falle Frese er-
tlärt, und es wurde auch hier erklärt, dieses Mädchen
habe den Knecht gereizt, mit ihr irgendwelche sexuellen
Vergehen zu begehen. Wir möchten hier fragen: Wenn
ein Mädel, welches mit zehn Jahren in eine Anstalt
hineinkommt, so etwas tut, woher hat es dann eine der¬
art gute Ausbildung in sexueller Hinsicht erhalten?
Der Herr Landcsrat hat erklärt, auch die Kinder von
zehn Jahren seien in diesen sexuellen Dingen leider
schon zu sehr aufgeklärt. Wir sagen: Das ist keine
sexuelle Aufklärnng, das ist eine Schweinerei, die wir
unter allen Umständen ablehnen. Wir wünschen die
sexuelle Aufklärung in einer anderen Form, als sie hier
scheinbar gegeben wird.

Ich möchte jetzt zu der Frage der Erziehung in dissi¬
dentischen Kinderheimen kurz Stelluug nehmen. Wir
geben mit dem Augeordneten Görlinger und mit der
Abgeordneten Becker dahin tonform (Glocke des Vor¬
sitzenden. Zuruf: Ihre Redezeit ist abgelaufen!), daß
wir es auch ablehnen, den konfessionellen Streit in die
Erzichungsfragen hineinzutragen, aber aus einem
anderen Grunde wie die Vertreter der Sozialdemokrati-
sehen Partei. Die Sozialdemokraten wünschen den
Streit nicht, weil sie zu eng mit der religiösen Gesell¬
schaft koaliert sind. Wir wünschen diesen Streit nicht,
weil wir grundsätzlich die Grziehungsfrage auf einen
ganz anderen weltanschaulichen Standpunkt stellen
»vollen, der die Religion grundsätzlich ausschaltet. Wenn
das geschieht, hört von selbst jede religiöse Ausein¬
andersetzung in der Lrziehungsfragc auf. Solange das
aber nicht geschieht, müssen wir schon auf unserem
Standpunkt bestehen bleiben, daß die Ginrichtung von
Vorashlen zur Kindererziehung, ebenso wie die
Schaffung von Erziehungsheimen für dissidcntische
Kinder eine Forderung ist, die wir auf Grund des
Reichssugeudwohlfahrtsgesetzes im Interesse der Dissi¬
denten, der Freidenker nnd der gesamten arbeitenden
Bevölkerung zu stellen haben.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßcn: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Görlinger.

Abgeordneter Görlinger: Ich möchte meinen Vor¬
rednern, um es mit ein paar Sätzen fertig zu machen,
folgendes sagen:

Ich verzichte darauf, hier vor diesem Parlament
auf die Zusammenhänge einzugehen, die gerade zwischen
den Ihnen anhängenden Massen nnd der katholischen
und evangelischen Kirche bestehen, und welche Gegen¬
sätze zwischen der klassenbewußten Arbeiterschaft, wie sie
sich unter sozialdemokratischer Führung befindet, und

denselben Schichten bestehen. (5s wäre soziologisch
zweifellos interessant, ans diese Dinge einmal einzu¬
gehen. Ich glaube, Sie werden bei der Beibringung des
notwendigen Matrials schlecht abschucideu.

Aber vielleicht lesen Sie doch einmal, da Sie sich
immer noch auf das Material der alteu Sozialdemo-
lratie stützen, auch die alten Schriften von uns nach.
Dann werden Sie finden, wie sehr Sie ans dem Irr¬
wege sind (Zurufe bei den Kommunisten), zu glauben,
eine dissidentische Fürsorge im Interesse der Arbeiter¬
klasse verteidigen zu können.

Aber ich bin doch gezwungen, dem Herrn Kollegen
Iansen gegenüber einiges auszuführen. Ich hatte er¬
wartet, daß er auf unsere Ausführungen eingehen
würde. Er hat das in sehr vorsichtiger Weise getan
und hat erklärt, daß ich mich dort, wo die entscheidende
Frage zu behandeln war, nicht klar genug ausgedrückt
hätte. Aber er selbst hat eine gewisse Klärung dieser
Frage herbeigeführt, als er — zwar den Kommnuisteu
gegenüber gewandt — sagte: Viel mehr Kinder, die
Ihrer Weltanschauung nahestehen, kommen in Für¬
sorgeerziehung. Er hat bestimmt da nicht an die Dissi¬
denten linder gedacht, sondern an die Kinder, die zwar
katholisch getauft sind, oder der evangelischen Religion
angehören, aber der Schicht der Arbeiterklasse ange¬
hören, die am stärksten unter dem Wohnungselend und
zweifellos unter gewissen Dcgenerationserschelnungen
leidet. Aber gerade auf die, Herr Kollege Iansen, die
noch Ihrer Religion angehören, haben Sie mit dem
Satz zu den Kommunisten — Sie haben aber anch uns
damit gemeint — hingewiesen, als unserer Weltanschau¬
ung (Zuruf des Abgeordneten Iansen: Sogenannten!)
angehörend. Sie glaubten, mit diesen Ihren Aus¬
führungen den Eozialismus treffen zu können, während
Sie in Ihrer letzten Ausführung sagten, wo Sie auf
den umgekehrten Kulturkampf zu spreche» tameu, daß
Sie dort, wo es sich um die Interessen der Kirche und
der zur Kirche Gehörenden handele, keine Konzessionen
kennen.

Ich bringe das setzt auf eine einheitliche Formel, um
nicht die langen Ausführungen zu wiederholen. Sie
sind ja auch identisch mit dem, was Herr Nenner immer
wieder ausführte. Das sind die beiden Seelen, die Sie
in Ihrer Brust haben. Auf der einen Seite sagen Sie:
Jawohl, die gehören zur sozialistischen Weltanschauung,
soweit sie zur Arbeiterklasse gehören und der Kirche
fremd geworden und lediglich rein äußerlich durch die
Taufe mit ihr verbunden sind, aber sonst keine irgend¬
wie gearteten Zusammenhänge haben. Sie erfassen sie,
wenn der Erziehungsberechtigte nicht mehr da ist, und
erheben Anspruch darauf und sagen: Wir sind die¬
jenigen, welche i>ie Kinder zu betreucu haben. Sonst
natürlich gehören sie zu uns.

Ich darf Ihnen aber auch der „sogenannten Welt¬
anschauung" — denn darin lag eine gewisse Verächtlich¬
machung — gegenüber betonen, daß ich gewiß aner-
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kenne, daß die katholische Religion und Weltanschau¬
ung ethische Werte gebracht hat und schafft. Aber ich
glaube, wo diese Weltanschauung und die Religion sich
in Wirllichteit in ihrer Bodentung und iurem Wert
zeigen sollte, d. h. heute, wo Millionen nun Volts¬
genossen unter einer unsittlichen Wirtschafts- und Ge¬
sellschaftsordnung leiden, dort haben sie versagt und da
hat der Socialismus unendlich »iel mehr an Werten
geschaffen, als die katholische Kirche hervorbringen
tonnte: In der Pflege des Zusammengehörigkeits¬
gefühls und des Bewußtseins, daß wir diesen .Kampf
gegen diese Gesellschaftsordnung aus sittlichen Grün¬
den im Interesse der Nachkommenschaft führen müssen.
Ich betone das besonders scharf, weil Ihre Partei, Herr
Kollege Iansen, im Saargebiet bei der Wahl heraus¬
gestellt hat: Nur das Zentrum tritt ein für die katho¬
lische Familie, für die christliche Ehe. Ich habe dort
auch ausgeführt, daß das Zentrum bisher immer ver¬
sagt hat, wenn es darum ging, gegen die wirkliche Ur¬
sache des Zerfalls der Familie vorzugehen: Gegen die
heutige Wirtschaftsordnung, die durch ihre Begleit¬
erscheinungen die Familie zerstört und zerstören muß,
die doch in Wirklichkeit in den proletarischen Kreisen
wum mehr vorhanden ist. Da habe ich feststellen können,
von einigen wenigen Ausnahmen abgesehen, einigen
wenige» Philosophen wie Tteinbecter und einige
andere, die Eingänger waren ^-, daß sie dort Kritik
angelegt haben. Die Kritik war Wohl da-, aber
die politische Vertretung des Katholizismus hat
nie die Konsequenzen daraus gezogen, Sie hat sie
nicht anerkannt, sondern sie ist heute dabei, dort,
wo der Arbeiterflügel des Zentrums sich parlamenta¬
risch ausgewirlt hat, ihn zu dezimieren, ihn zn ersetzen
durch Adlige, /durch Vertreter der Schwerindustrie,
durch Vertreter des schlesischen Adels. Das zeigt so
recht, wie Theorie nnd Praxis im Gegensatz zueinander
stehen, daß der Katholizismus und das Zentrum absolut
versagt haben, wo es galt, die wirtlichen Ursachen der
Zerstörung der Familie und der Ehe zn beseitigen oder
zu helfen, daß sie beseitigt werden.

Nun zu der Frage des Pflegcfatzes in den Anstalten.
Wenn Sie sagen, daß früher mit 28 Pf. Personal-
kusten in den Priuatanstalten gerechnet worden sei
und weiter fragen, woher ich die 12 Pf. habe, muß
ich Ihnen sagen, daß ich die 2,«!? Mark, die beim Pro-
vinzialsütz nach Abzug der Personaltusten verbleiben,
von dem Pflegesatz der Privataustalten abgezogen habe.
Dann verbleiben 12 Pf. Rest. Ich setze dabei voraus,
daß Beköstigung, Bekleidung, baß sanitäre nnd hygie¬
nische Einrichtungen die gleichen sind wie in den Pru-
viuzialllnstalten. Da Sie aber selbst sagen, daß die
inneren Einrichtungen der Privatanstalten wesentlich
einfacher sind als die der Provinzinlanstalten, müssen
dann dementsprechend auch die Personaltosten höher
sein. Dann wäre ja nach Ihrer Auffassung eine wesent¬
liche Besserung gegenüber der Bezahlung oder den Ent¬

gelten für das Personal der Privatanstalten ein¬
getreten. Ich gebe Ihnen ganz offen zu, daß die schlechte
Behandlung der Schwester sowohl in bezug auf die Ar¬
beitszeit als auch in sonstiger Beziehung unerhört war
Es war geradezu eiu Verbrechen, wie die Schwester»
behaudelt wordeu siud. In, weiß, daß die Zahl der
tuberkulöse» Krautenschwestern außerordentlich groß
ist und daß sie eine Gefahr für die von ihnen Ver¬
pflegte» wurde», weil man erst seit ganz kurzer Zeit
den Arzt heranzieht, um eine Schwester, die eine»!
Orden angehört, einmal ordnungsmäßig zu untersuche»,
um festzustellen, ob sie türuerlich überhaupt in der Lage
ist, Kraule oder Jugendliche zu betreuen und zu pflegen.
So wurde sie, die Betreuerin sein sollte, zu einer Ge¬
fahr für die von ihr Betreuten. Das ist ein Verbrechen
gewesen, und alles unter dem Deckmantel der Religion
(Glocke des Präsidenten), und wir sind die Letzten, die
das gebilligt haben, auch dann nicht, wenn es unter
der Firma geschieht, unter der Sie es vornehmen. Es
ist erfreulich, daß dort ein? gewisse Aenderung eintritt.
Sie können natürlich nichts dagegen sagen, daß tat¬
sächlich die Weltfremdheit bei diesen Schwestern besteht.
Sie brauchen sich bloß ihren Werdegang und ihre Welt-
abgeschlussenhcit vor Augen zu führen und das wirk¬
liche pulsierende Leben draußen, um dauu die Gegen¬
sätze in aller Kraßheit zu haben.

Wenn Sie Erfolge erzielen wollen bei den zu Be-
treueudeu, müssen Si/ dort ciue Umstellung vor¬
nehmen, anch dann, wenn es ein paar Mark mehr
tostet als bisher, wen» wirtlich das Kind im Vorder¬
grund stchcu soll uud uicht das Kloster oder die Ein-
richtnng oder aber die Konfession das Primäre bei den
Fragen der Lrzichnng sein soll, wie wir es bedauer¬
licherweise feststellen müssen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Taaßen: Das
Wort hat Herr Landesrat Dr. Vossen.

Laudesrat Dr. Vossen: Meine Damen und Herren!
Ich bin gezwungen, ciue Aeußerung des Herrn Ab¬
geordneten Becht von der Kommunistischen Partei
richtigzustellen. Er hat von einer paradoxen Einstellung
der Provinzialvcrwaltnng gegenüber der Einstellung
der Stadt Düsseldorf in Frage» der sexuellen Auf¬
klärung gesprochen. Ich möchte mich auf das beziehen,
was ich in der II. Fachkommission in dieser Be¬
ziehung gesagt habe, nämlich, daß nur grundsätzlich den
größte» Wert auf eine zweckmäßige sexuelle Auf-
llnrung bei der Jugend und namentlich auch bei
unsere» Zöglingen legen. Ich bin lange genug in der
Arbeit, namentlich in der Arbeit zur Bekämpfung der
Gcschlechtskraukheiten, gewesen, um zu wissen, wie
wertvoll gerade eine gute nnd richtige Aufklärung
dieser Art ist, als Bewahrung vor diesen Seuchen. Aber
nur sind uns darüber immer klar gewesen, daß die
Form dieser Aufklärung nicht eine solche sein darf, die
Schaden bei der Jugend anrichtet, daß die eigentliche
sexuelle Aufklärung, abgesehen von der besonderen
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Aufklärung über die Gefahr der Geschlechtskrankheiten,
nicht eine generelle Aufklärung sein Kars, eine Auf¬
klärung durch Ausstellungen vor einer großen Menge
vun Jugendlichen, sundern daß es eine Aufklärung der
Eltern oder Erzieher oder derjenigen Spezialpcrsonen
sein muß, die sich mit dem Spezialfall, mit dem ein¬
zelnen Kinde zu befassenhaben. An dieser Auffassung
mochte ich auch festhalten. Ich glaube, daß das auch die
Auffassung der hiesigen Stadtverwaltung ist.

Dann darf ich vielleichtnoch kurz zwei Zahlen mit¬
teilen, die das Verhältnis der privaten Anstalten zu
den Provinzilllanstalten hinsichtlichder Pflegcsiitzcbe¬
leuchten. Sie finden im Porbericht, daß wir in unseren
Provinzialaustalten pro Kopf und Tag des Zöglings
nach Abzug der Wirtschaftscrträgnisse, also dessen, was
der Zögling verdient, 5,35 Mark haben und daß dem¬
gegenüber der entsprechende Satz in den Privat¬
anstalten 3,09 Mark beträgt. In diesem Satz bei den
Provinzialaustalten steckt ein Betrag an Personaltosten
von 2,68 Mark, und bei dcu Privatanstalten, wie Herr
Görlinger eben ausgerechnet hat und wie ich auch
glaube, daß es richtig ist, ein Satz von 42 Pf. Wenn
Sie nun diese Personaltosten von den jeweiligen Ge-
samtkosten pro Kopf und Tag in iden beiden Kategorien
abziehen, kommen Sie genau auf denselben Satz von
2,67 Mark in beiden Fällen, der für die übrigen Be¬
dürfnisse abzüglich der Personaltosten übrig bleibt.
Ein Beweis also, daß in dieser Beziehung lein Unter¬
schied zwischen Privatanstalten und Provinzialaustalten
besteht, daß also Beköstigung,Bekleidung, Verpflegung,
Einrichtung, Miete, Reinigung usw. dort wie hier die¬
selben Summen ausmachen. Ich möchte diese Zahlen
feststellen,daraus aber hierzu uur das eiue feststellen,
daß nur zur Zeit Nieder Provinzialaustalten noch Pri¬
vate Anstalten weiter benötigen und daß zur Zeit ge¬
rade diese Mischuug von behördlichen und Privat¬
anstalten für unsere Bedürfnisseausreichend und gut ist.

Stellvertretender Vorsitzender^r. Saaßen : Das
Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. K aiser : Meine Damen uud
Herren! Nach den stundenlangen Erörterungen, die
wir gestern in dieser Sache im Ausschuß gehabt haben,
hatten meine freunde und ich absolut nicht das Bedürf¬
nis, hier noch in der öffentlichen Sitzung hierüber zu
sprechen, da durch derartige Reden, die man ja meist
nicht mit Unrecht als Fenstcrrcden bezeichnet, die Sache
an sich nicht gefördert wird. Ich würde mich auch nicht
zum Wort gemeldet haben (Zurufe bei den Kommu¬
nisten), wenn der Herr Kollege Görlinger nicht eine
durchaus uu richtige Behauptung hier aufgestellt
hätte. Lr hat gesagt, auch meine Freunde hätten bei
der gestrigen oder vorgestrigen Haushaltsrede nur von
ber finanziellen Seite der Sache gesprochen; nur
das hätte sie gekümmert. Demgegenüber stelle ich aus¬
drücklich fest, daß ich sehr grundsätzlich zu der
Sache geredet habe und ausdrücklichvon der finan¬

ziellen Seite der Sache nur ganz summarisch ge¬
sprochen und zudem ausdrücklichgesagt habe, daß für
meiue Freuude bei der Fürsorgeerziehung die finan¬
zielle Seite der Sache erst ganz in zweiter Linie
käme. Wenn also Ihre übrigen Behauptungen, Herr
Görlinger, die ich im Augeublictuicht nachprüfen kann,
auf so schwacher Grundlage beruhe» wie diese Behaup¬
tung, dann steht es sehr schlecht um Ihre Sache. (Zu¬
rufe bei den Kommunisten.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Die
Besprechung ist geschlossen.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Abgeord¬
neter Renner.

Abgeordneter R enner : Wir beantragen, daß die
dreigliedrige Kommission, die im vorigen Jahre vom
Provinziallandtag gewählt wurde, um die Verhältnisse
in der Niederscßmarer Anstalt zu kuutrollieren, auch
den Bericht über die Kontrolle gibt. Wir sind dazu ge¬
zwungen, weil zwischendem Bericht uud der Aeuße¬
rung des Herrn Landesrnts Widersprüche entstanden
sind, uud vor allem, weil weder den Mitgliedern des
ständigen Ausschusses noch der II. Fachkommission
das Ergebnis dieser Untersuchung mitgeteilt worden ist.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Taaß e n : Das
Wort hat zu einer persönlichen Bemerkung Herr Ab¬
geordneter Hoffmllnn.

Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und
Herren! Fräulein Otto hat vorhin in ihrer Rede, bei
der ich gerade nicht anwesend war, mich apostrophiert
und gemeint, ich sollte in eine Oberklasseeiner Volks¬
schule gehen; dann könnte ich erfahren, was Dissidenten¬
fürsorge sei. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Fräulein Otto, die politisch ja öfter Dissident war
(Heiterkeit),kann ja im Lexikonnachlesen, ums Dissident
heißt, um nicht als Lehrerin in der Volksschuleetwas
Falsches zu lehren. (Heiterkeit.) Im Wuppertal sind
zum Beispiel alle diejenigen, die einer frommen Sekte
angehören ^ uud deren Zahl ist dort groß -, Dissi¬
denten und werden so auch amtlich geführt. Sie wollen
aber von der kommunistischen Dissidcnlenfürsurgenichts
wissen. (Zuruf bei den Kommnnistcn: Woher wissen
Sie das denn? Haben Sie Verbindung mit den Dissi¬
denten?) Die Dissidcntenfürsorge, wie sie Fräulein
Otto will, sieht der kommnnistischen Seltiererei ähnlich.
(Heiterkeit.) Das einzig Richtige in der ganzen Für¬
sorge ist die interkonfessionelleFürsorge, die wir stets
vertreten haben. (Zuruf bei den Kommunisteu: Wo
denn?) Aber dafür fehlen Fränlein Otto die not¬
wendigen Voraussetzungen, weil sie die beim Seminar
nicht bekommenhat.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat zu einer persönlichen Bemerkuug Herr Ab¬
geordneter Nenner.

Abgeordneter Ne n ner : MeineDamen undHerren!
Ich bin zn einer persönlichen Bemerkuug gezwungen,

8
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weil ich nicht will, daß hier über dasjenige, was ich
gesagt habe, vor der Öffentlichkeit Unklarheit besteht.

Herr Kanonikus Iansen, ich schätze Ihre persönliche
Ehrenhaftigkeit viel zu hoch, als daß ich mich auch nur
eine Sekunde vor Ihnen einer Deutung schuldig
machen möchte, die nicht nnt dem übereinstimmt, was
Nur wirklich gesehen haben. Ich appelliere an Ihr
Gerechtigkeitsgefühl und au Ihre Ehrlichkeit und
möchte den Glauben daran nicht verlieren. Wir haben
iu Mim folgende Feststellungen gemacht: Der Karzer,
dieses Zimmer ini Kellerraum, ist entgegen den Dar¬
stellungen des Inspektors von der Oberschwesterohne
Wissen des Inspektors benutzt wurden, um ein- bis
zweistündige Strafen darin absitzen zu lassen. (Zuruf
des Abgeordneten Iansen: Das habe ich nicht be¬
stritten!) Wir haben in Elim festgestellt mit der Kom¬
mission, daß nicht nur eine, sondern allgemein Haft¬
strafen verbüßt wurde» bei Wegfall des erste» Morgen-
und zweiten Nachmittagsfrühstücks, Auch davon hat
der Anstaltsinspettue uichts gewußt. Die Oberin hat
es uus zugeben müssen, Und nun stelle ich zum Dritten
fest: Wir haben auch Erklärungen von Kindern —
das haben Sie allerdings nicht bestritten —, daß ge¬
schlagenworden ist, daß Strafen von der Oberin und
den übrigen Schwestern verhängt worden sind, die
erstens nicht im Strafbuch gestanden haben und zwei¬
tens ohne Wissen und ohne Genehmigung des Anstalts-
inspektors verhängt worden sind. (Glocke des Vor¬
sitzenden.)

Nun zu Ihueu. Wir haben . ..
Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Herr

Abgeordneter, Sie haben das Wort zu einer persön¬
lichen Bemerkung, nicht zu sachlichenAusführungen.

Abgeordneter Renner (fortfahrend): Wir haben
ausdrücklichauch in Ihrer Gegenwart den Kommissions¬
bericht bekommenuud rufen als Kronzengin die Frau
Becker auf, (Zuruf des Abgeordneten Dr, Kaiser: Die
darf doch keine Krone haben!) Anf Kronen sind Sie
ja nur scharf, Herr Dr, Kaiser. Wir haben festgestellt,
Herr Kanonikus Jausen, daß die Mädels, die sich die
Zöpfe haben abschneiden lassen, dafür vier Tage in
Arrest eingesperrt worden sind. (Zuruf des Abgeord¬
neten Iansen: Das habe ich bestritten.) Und ich rufe
Frau Necker und dir anderen als Zeugen auf, daß es
so ist. Wir haben darüber hinaus gesagt bekommen,
daß bei der zweiten „Schafschur", wenn ich einmal so
sagen soll, erneut die vier Tage Arrest eiutreten. Als
Begründung hat man gesagt: Dieses Haarabschneiden
ist sozusagen der Höhepunkt der Auflehnung eines
Mädels. Wenn sie den ganzen Tag trotzt, dann schneidet
sie, um allem die Krone aufzusetzen— als Elou des
Tages — sich die Haare ab.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat zu einer persönlichen Bemerkung Fräuleiu
Otto. Ich bitte aber, sich in Zukunft bei persönlichen
Bemerkungen kürzer zu fassen.

Abgeordnete Fräulein Otto: Meine Damen und
Herren! Ich stelle fest, daß der Herr Abgeordnete Hoff¬
mann in der Zwischenzeitdas Lexikonnachgesehen und
festgestellthat, was Dissideuten sind. Wenn er aber
hier behauptet, daß ich politischöfter Dissident gewesen
wäre, so kann ich ihm das zurückgeben. Aber ich will
damit feststellen, daß es besser ist, zu einer Partei zu¬
rückzukehren,die Grundsähe hat, als zu einer Partei
zu gehören, die grundsätzlichdie Grundsatzlosigkeitzu
ihrem Grundsatz gemachthat. (Große Heiterkeit.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat zu einer persönliche» Bemerkung Herr Ab¬
geordneter Iansen.

Abgeordneter Iansen : Meine Damen und
Herren! Zu der persöulicheu Bemerkung des Herr»
Kollegen Renner:

Ich habe von dem, was er jetzt vorgetragen hat,
nichts bestrrtten als nur das eine, daß die Einsperrungen
nicht drei bis vier Tage, sondern eine bis zwei Stunden
gedauert haben. Das habe ich allein bcstritten, habe
aber dabei ausdrücklichgesagt: Ich glaube nicht, daß
Sie mit Absicht das gesagt haben, daß es Ihnc» viel¬
mehr in der Hitze des Gefechts falsch unterlaufen sei.
Ich habe hier die Notizen, die ich mir in Elim gemacht
habe, die jeder nachprüfen kann. Darin steht ausdrück¬
lich, daß früher die Zelle l bis 2 Tage benutzt worden
sei, jetzt aber uur 1 bis 2 Stunden. Ich habe eben fest¬
gestellt, daß ich das auf Grund meiner Notizen gesagt
habe, die ich mir an demselben Tage als Vorsitzender
gemacht habe. Ich habe auch keine andere Erinnerung
als die, die ich hier notiert habe. Darum muß ich bei
diesem Widerspruch bleiben, daß die Strafzeit für den
Bubikopf 1 bis 2 Stunden dauerte.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Wir
treten in die Abstimmung ein.

Meine Herren! Ich lasse zunächst abstimmen über
Punkt 40, den Antrag des II. Fachausschusseszu dem
Haushaltsplan, betreffend die Fürsorgeerziehung
Minderjähriger für das Rechnungsjahr 1928.

Wer für den Antrag des Fachausschussesist, deu
bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Der
Antrag ist angenommen.

Punkt 41: Antrag des II. Fachausschusseszu dem
Haushaltsplan, betreffend die Provinzialcrziehungs-
heime für das Rechnungsjahr 1928.

Wer für den Antrag des Fachausschussesist, den
bitte ich, sich zu erheben. — Auch das ist die Mehrheit.
Der Antrag <ist angenommen.

Punkt 42: Antrag des II. Fachausschusseszu dem
Antrag der SPD-Fraktion, betreffend sexuelle Auf¬
klärung der Knaben und Mädchen in deu Fürsorge-
crziehungsllnstalteu der Nheinproviuz,

Wer für den Autrag des Fachausschusses auf Ueber-
weisuug an deu Provin^ialausschuß zur Erledigung ist,
den bitte ich, sich zu erheben, — Auch das ist die Mehr¬
heit. Der Antrag ist angenommen.
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Wer für den Antrag des II. Fachausschusses zu dem
Antrage der KPD.-Fraktion, betreffend Schaffung Uon
dissidentischenVurasyleu und Erziehungsheimen zur
Gewährleistung freier weltanschaulicherErziehung der
Fürsorgczögliuge ist — der Fachausschuß,stelle ich fest,
hat die Ablehnung beantragt ^- wer für diese Ab¬
lehnung ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist
die Mehrheit.

Wir tummen zu Punkt 44: Antrag des II. Fachaus¬
schusses zu den Anträgen der KPD.-Fraktion, betreffend
Durchführung der Fürsorgeerziehung. (Znruf des
Abgeordneten Renner: Zur Gcschäftsordnuug! Hier
wird PunktweiseAbstimmungbes Antrages beantragt!)

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Loenartz.
Abgeordneter Loenartz: Meiner Ansicht nach ist

der weitestgehendc Antrag der des Fachausschusses,
der bittet, den Antrag für erledigt zu erklären. (Zu¬
rufe: Sehr richtig!) Weuu der Antrag des Fachaus¬
schusses angenommen ist, ist damit auch der kommu¬
nistische Antrag auf punktweise Abstimmung erledigt.

StellUcrtretendcr Vorsitzender Dr. Saaßen: Ich
lasse zunächst abstimmen über den Antrag des Fach¬
ausschusses auf Ablehnung des gesamte» Antrages.
Wer für die Ablehnung ist, den bitte ich, sich zu er¬
heben. — Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zu Punkt 45: Antrag des II. Fachaus¬
schusseszu dem Autrag der Zentrumsfraktion, be¬
treffend Schutz der Iugcud durch ein nachdrückliches
Vorgehen des Landesjugendamtes als Autragsbehörde
auf Grund des Gesetzes zur Bekämpfung von Schmutz
und Schund ufw.

Der Fachausschußhat beantragt, durch Maßnahmen
der Verwaltung diesen Antrag als erledigt anzusehen.
Wer hierfür ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Das
ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Punkt 46: Antrag des II. Fachausschusseszu dem
Autrage der SPD.-Fraktiun, bctreffeud Heranziehung
der örtlich zuständigen Jugendämter bei der Durch¬
führung der Fürsorgeerziehung.

Der Fachausschuß hat Ablehnung beantragt. Wer
für die Ablehnung ist, den bitte ich, sich zu erheben.
Das ist die Mehrheit.

Zu dem Autrage der KPD.-Fraltiun, betreffend
Aufsicht über die Fürsorgezöglingc.

Auch hier hat der Fachausschuß Ablchuung bean¬
tragt. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben. —
Das ist die Mehrheit. (Zurufe bei den Kommunisten.)

Wir kommen zu Puult 17: Antrag des II. Fachaus¬
schusses zu dem Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend
Zulassung des dissidentischenFürsorgeuerbandes als
Iugeudpflegeorgauisatiun an den Arbeiten des Landes-
iugendamtes uud seiner Kommissionen.

Der Fachausschuß hat beantragt, den Antrag für
erledigt zu crtlären. Der Antrag ist alsdann zurück¬
gezogeil worden. Wir branchen nicht mehr abzustimmen.

Puukt 4ß: Antrag des II. Fachausschusses
a) zu dem Bericht und Antrag des ProUinzialaus-

schusses betreffend Bereitstellung Uon 25«UON RM.
zum weiteren Ausbau des Iugendherbcrgsnetzes
in der Nheinprovinz.

Der Fachcmsschnßhat unueränderte Annahme be¬
antragt. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben.—
Das ist die Mehrheit.

K) zu dem Autrag der KPD.-Fraktion auf Ein¬
setzung eines Betrages Uon 500 000 RM. in den
Haushaltsplan des Landesjngendnmts zum wei¬
teren Ausbau des Iugcndherbergswertes.

Der Fachausschußhat Ablchuuug beantragt. Wer
hierfür ist, den bitte ich, sich zn erheben. — Das ist die
Mehrheit.

Punkt 49: Antrag des II. Fachausschusseszu dem
Bericht uud Antrag des ProUinzialausschusses, be¬
treffend Unterstützung der rheinischen Gebirgs- und
WanderUerrine aus Pruuinzialmitteln.

Der Fachansschuß hat unveränderte Annahme be¬
antragt. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben.
Das ist die Mehrheit.

Zu dem Antrag der KPD.-Fraktion auf Bewilligung
eines Zuschusses vou 25 0NU RM. für die rheinischenGe¬
birgs- und Wandervcrcine zum Ausbau und zur Unter¬
haltung der Wegemarkierung.

Der Fachausschuß hat Ablehnung beantragt. Wer
dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit.

Puult 50: Autrag des II. Fachausschusseszu dem
Bericht und Antrag des ProUinzialansschnsses, be¬
treffend Vornahme der Nenwahl Uon Mitgliedern des
Landcsjugendamts der Nheinprovinz.

Der Fachausschußhat unueränderte Annahme bean¬
tragt. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zn erheben, —
Das ist die Mehrheit,

Puutt 51: Antrag des II. Fachausschusseszu dem
Antrag der KPD.-Frattion ans Verleihung eines Sitzes
im üandessugeudamt für die fetzige Wahlperiode.

Dazu Drucksache 5>-v
Der Fachausschuß beantragt Ablehnung. Wer für

diese Ablehnung ist, den bitte ich, sich zu erheben.— Das
ist die Mehrheit.

Eventnalantrag, betreffend Teilnahme eines Mit¬
gliedes der KPD-Fraltion mit beratender Stimme an
den Sitzungen des Laudesfugeudamts.

Hierzu hat der Fachausschußbeantragt, dem Landes-
jngendllmt uorzuschlngen, zn den Sitzungen des Landes-
fugcndllmts ein Uon der KPD.-Frnttion vorzuschlllgen-
des Mitglied mit brrntender Stimme zuzuziehen.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu er¬
heben. - Das ist die Mehrheit.

Punkt 52: Antrag des II. und III. Fachausschusses zu
dem Antrag der KPD.-Frnltion, betreffend Ausarbei¬
tung einer Denkschrift seitens der Provinzialverwaltung
über den Gesundheitszustand der Pfleglinge und Zög-

8»
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linge in den Heil- und Pflegeanstalten und Erziehungs¬
anstalten sowie in Familienpflege.

Der Fachausschußhat unveränderte Annahme bean¬
tragt. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben. —
Das ist die Mehrheit.

Wir kommen dann zur Abstimmung zu Punkt 64:
Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan
des Landesfürsorgewesens für das Ncchnnngsjahr 1928,
in Verbindung mit dem Zusatzantrag der KPD-
Fraktion auf Einstellung von ION NUU NM. für jugend¬
liche Wanderer in den Haushaltsplan.

Der Fachausschußhat beantragt, den Haushaltsplan
unverändert anzunehmen, nachdem der Antrag der
KPD.-Fraktion durch die Erläuterung der Verwaltung
znm Haushaltsplan für erledigt erklärt wird.

Wer für den Antrag des Fachausschnsses ist, den bitte
ich, sich zu erheben. — Auch das ist die Mehrheit.

Ich lasse nun, bevor wir in die weitere Beratung
eintreten, auf Grund des ß 16 der Geschäftsordnung
über die Punkte der Tagesordnung abstimmen, zu
denen Wortmeldungen nicht vorliegen.

Es kommt zunächst
Punkt 58: AntragdesHI. Fachausschusses

zu dem Bericht und Antrag des Pruvin-
zilllausschusses, betreffend Beschluß des
7 3. Provinzillllllndtags bezüglich einer
Aufstellung über die Größe der land¬
wirtschaftlichen Flächen bei den einzel¬
nen Provinzilllan st alten.

Der Antrag des Fachausschusses befindet sich in
Drucksache 95 und lautet: „Der Provinziallandtag wolle
den Antrag durch Kenntnisnahme für erledigt erklären.

Der Fachausschuß legt der Provinzialverwaltung
nahe, aus finanziellen, wirtschaftlichenund gesundheit¬
lichen Gründen für die Anstalt Düren ein größeres
Gut zu kaufen und bittet den Provinziallandtag, dieser
Anregung zuzustimmen."

Wer für den Antrag des Fachansschussesist, den
bitte ich, sich zu erheben. — Auch das ist die Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung zu
Punkt 62:AntragdesIII. Fachausschusses

zu dem Antrag des I Weckverbandes Rhei¬
nischer Alkoholgegner in Düsseldorf, be¬
treffend Bereitstellung von 10 0 N 0 N M.
zur Bekämpfung des Alkoholmiß¬
brauchs. (Zurufe: Es ist nichts zu verstehen!)

Ich bitte das Haus, ruhiger zu sein; dann bin ich
auch verständlich.

Der Antrag des Fachausschusses befindet sich in
Drucksache 91 und lautet: „Der Provinziallandtag
wolle den Antrag dem Provinzialausschuß zur Erledi¬
gung überweisen. Der Fachausschuß drückt jedoch deu
Wunsch aus, beiden Organisationen hierbei gerecht zu
werden."

Wer für den Antrag des Fachausschussesist, den
bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Wir kommenzur Abstimmung zu Punkt 66, 67 und
68. — Zunächst

Punkt 66: Antrag des 111. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend Festsetzung
der Pflegesätze in der Orthopädischen
Kinderheilanstalt Süchte! n.

Es ist vom Fachausschußunveränderte Annahme be¬
antragt. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben. —
Das ist die Mehrheit.

Punkt 67: Antrag des 111. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan der Krüppelfür¬
sorge für das Rechnungsjahr 1926.

Auch hier beantragt der Fachausschußunveränderte
Annahme, Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erhebeu.
Meine Damen und Herren! Ich kann nicht feststellen, ob
das die Mehrheit ist. Ich bitte Sie, sich wirtlich zn er¬
heben. — Der Antrag ist angenommen.

Punkt 68: Antrag des 111. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan der Orthopädi¬
schen Provinzia I - Kind erhei I anstll I t in
Tüchteln für dlls Rechnungsjahr 1928.

Anch hier ist vom Fachausschuß unveränderte An¬
nahme beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu
erheben. — Das ist die Mehrheit.

Wir kommen jetzt zu den Punkten 72 bis 80. Zunächst
Punkt 72: Antrag des IV. Fachausschusses

zur Denkschrift über die Entwicklung des
Land st rußen Wesens in derRheinprovinz,
insbesondere die Anpassung des Straßen¬
netzes an den Kraftwagenvcrtehr seit
Kriegsende.

Ich bitte, diesen Antrag durch Keuntnisnahme für
erledigt zu erklären. Wer dafür ist, den bitte ich, sich
zu erheben. — Anch das ist die Mehrheit.

Punkt 73:AntrllgdesIV. Fachausschusses
zu dem Bericht des Provinzialausschusses
über den Stand desAusbaues uud der
Uebernahme weiterer Straßen in die
Unterhaltung und Verwaltung des Pro-
vinzialverbandes nebst Antrag der Zen-
trumsfrattion hierzu.

Der Antrag des Fachausschussesist in der Druck¬
sache 93 enthalten und lautet:

„Der Provinziallllndtllg wolle
2) denBcricht desProvinzialansschusses.durchKennt¬

nisnahme als erledigt erklären und
K) dem Antrage der Zentrumsfraktion zustimmen,

jedoch mit der Aenderung, daß in der vorletzten
und letzten Zeile die Worte von „bis auf 4 Pro¬
zent für die Tilgungsdlluer dieser Anleihen" ge¬
löscht werden und folgender Zusatz gemacht wird:
„Der Provinzialausschuß bestimmt die Höhe und
Dauer des Zuschusses. Im Rechnungsjahr 1926
sollen für diese Zwecke höchstens 100 000 RM. Ver¬
wendung finden."
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Wer für diesen Antrag des Fachausschussesist, den
bitte ich, sich zu erheben, — Das ist die Mehrheit,

Puntt?1: Antrag dcs IV. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan der Provinzial-
straßenvcr Wallung für das Rechnungs¬
jahr 1 9 2 8,

Es ist unveränderte Nnnahme beantragt. Wer dafür
ist, bitte ich, sich zu erhebe», — Das ist die Mehrheit.

Puntt 75: A n t r a g d c s I V. F a ch a u s s ch usscs
zu dem Haushaltsplan über die Unter¬
stützung des Gemeinde- und Kreis Wege¬
bau es für das Rechnungsjahr 1928.

Auch hier ist nnuerändertc Annahme beantragt. Wer
dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Auch das ist
die Mehrheit.

Pnutt 7«!: A » trag des IV. Fachauss ch usscs
zu dem Haushaltsplan über die Unter¬
stützung z uni Van und Betrieb vo » Klein¬
bahnen für das Rechnungsjahr 1928.

Wer für die unveränderte Annahme ist, den bitte
ich, sich zu erheben. — Auch das ist die Mehrheit.

Punkt 77: Antrag des IV. Fachausschusses
zu dem Antrag der Zentrumsfraktion,
bei Ausführung der geplanten Straßen-
bauten das Material der Rheinischen
bartstein- und Basaltlavai nd ustric in
besonderer Weise zu berücksichtigen.

Das ist der Antrag in Drucksache 94:
„Der Provinziallandtag wolle dem Antrage zu¬

stimmen mit der Aenderung, daß in der fünften Zeile
an Stelle „außerrheinischen"das Wort „ausländischen"
und statt „ausschließlich"die Worte „nach Möglichkeit"
gesetzt werden."

Wer für den Antrag des Fachausschussesin dieser
Form ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit.

Puntt 78: Antrag des IV. Fachausschusscs
zu dem Antrag der SPD. - Fr aktion auf
jährliche Bereitstellung von 2 Millio¬
nen NM. für Ncullnlllge von Radfahrer -
Und Fußgänger wegen an den Straßen.

Es ist Überweisung an den Pruvinzialausschnß be¬
antragt. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben. ^
Das ist die Mehrheit.

Puntt 79: Antrllg des IV. Fachausschusscs
3u dem Antrage der Industrie- uud Han¬
delskammer Krefeld u. a. auf Beschleuni¬
gung des Ausbaues des zur Zeit schou im
Ausbau begriffenen Straßeuzuges
Nachen — Erkelenz — Gladbach — Krefeld
^Riep — Ruhrgebict über Homberg und
O r s o h.

Es ist Annahme des Vorschlages des Pruvinzial-
ansschnssrsbeantragt. Wer dafür ist, den bitte ich, sich
zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Punkt 8U: AntragdcsIV. Fachausschusses
zu d cn Auträgen:

2) Uon Landwirten des Leppctales,
1>) von Anwohnern der Provinz st raßc

Engelskirchen — Marienhcidc in
Vickcnbach und

c) des gemeinnützigen Vereins Vickcn¬
bach auf sofortige Pflasterung der
Provinzialstraße Lng elskirch en —
Marien Heide von Engelstirchen bis
Ilm 4,5.

Es ist beantragt, diesen Antrag dem Provinzial-
llusschußzur Erwägung zn überweisen. Wer dafür ist,
den bitte ich, sich zu erheben. — Auch das ist die Mehr¬
heit.

Wir kommennunmehr zur Beratung der Punkte 5,8
bis 57. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Zur Ge¬
schäftsordnung!)

Abgeordneter Gcr I ach: Ich beantrage, die Ver¬
handlungen des ProUinziallllndtags anf morgen vor¬
mittag 11 Uhr zu vertagen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßcn: Der
Herr Landtagsvorsitzendchat gebeten, nach Möglichkeit
die Tagesordnung zu erledigen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Ianscn: In dieser Form aber nicht! Es weiß ja
kein Mensch, »voran er ist!) Ich gaube, daß es sehr viel
leichter ist, an Hand der Drucksachen die Leitung der
Verhandlungen zu verfolgen, als alle diese Drucksachen
hier vorzulesen. Ich glaube, nachdemich jeden Antrag
des Fachausschussesverlesen habe, kann ein Irrtum
nicht vorkommen. (Zuruf des AbgeordnetenHoffmann:
Eine Beratung ist das aber nicht!) Eine Beratung ist
nicht notwendig, da Wortmeldungen nicht erfolgt sind.
sZuruf des Abgeordneten Verlach: Es ist aber auch
keine Berichterstattung!)

Es ist der Antrag gestellt worden, die Verhand¬
lungen zu vertagen auf morgen vormittag. Der Herr
Landtagsvorsitzende bittet, im Falle einer Vertagung
die nächste Sitzung nicht auf 11 Uhr, sondern ans IN Uhr
festzusetzen. (Zurufe: Das ist nicht möglich! Wir müssen
in die Kommissionen!)

Ich mache nur auf diese Mitteilung des Herrn
Landtagsvorsitzenden aufmerksam. Die Entscheidung
hat das Haus. Wird zu dem Antrag das Wort ge¬
wünscht? Dann lasse ich über den Antrag, die Sitzung
auf 11 Uhr zu vertagen, abstimmen. Wer für den An¬
trag ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit. Die Sitzung ist auf morgen vormittag
11 Uhr vertagt.

(Schuß der Sitzung: 17 Uhr 40 Minuten.)
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Vierte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Freitag, den 30. März 1928.

(Beginn 11 Uhr 20 Minuten.)

1. Eingänge,
2. Antrag des III, Fachausschusses zu dem Haushalts¬

plan der Anstaltsfürsurge für Geisteskranke usw,
für das Rechnungsjahr 1928.

3. Antrag des III, Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag bes Provinzialausschusses, betreffend bau¬
liche Veränderuugen in der Provinzial-Hcil- und
Pflegeanstlllt in Bonn.

1, Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht uud
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Neu¬
bau ciucr Waschkücheuud Bäckereiund Umbau des
jetzigen Wasch- und Kücheugebändcszu einer mo¬
dernen Kochküche in der Provinzial-Heil- uud
Pflegeanstlllt Grafenberg,

5. Antrag des III, Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Prouiuzial-Hcil- und Pflegcaustalten, ein¬
schließlich der PruUiuzilll-Kiuderanstalt für seelisch
Abuorme und des Provinzial-Fürsorgehcims für
pshchopathischeMädchen (Fürsurgezüglingc) für
das Rechnungsjahr 192«.

0. Antrag des III, Fachausschusseszu dem Antrag
der KPD.-Frattion, betreffend Heranziehung der
Insassen der Provinzial-Hcil- und Pflegeanstalteu
zu Arbeiten.

7. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht uud
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Ent¬
wicklungder Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler
und ihre Beeinflussung durch die neuere Gesetz¬
gebung.

8. Autrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts-
plllu der Proviuzial-Arbeitsllustalt zu Brauweiler
für das Rechnungsjahr 1928.

9. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrag der
KPD, - Fraktion, betreffend Besichtigungen der
Pruvinzial-Arbeitsaustalt Brauweiler.

10, Autrag des III. Fachausschusses zu dem Antrag der
KPD.-Frattion, betreffend Halten von Zeitungen,
Zeitschriften uud Nücheru jeder politischeu Rich¬
tung seitens der Insassen der Arbeitsanstalt.

11. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht uud
Antrag des Pruvinzialansschusscs, betreffend die
Durchführung der Kiuderspcisung in der Rhein-
Provinz, in Verbindung mit dcu Zusatzauträgeu

der SPD.-Frattion und
der KPD.-Fraktion.

12. Antrag des III. und I. Fachausschusses zu dem Be¬
richt und Antrag des Provinzialausschusses, be¬
treffend
1. Uebernahme von Bürgschaften auf Grund der

dem Proviuzialausschuß durch den 73. Pro¬
vinziallandtag erteilten Ermächtigung:

2. nachträglicheGenehmigung von Bürgschaften in
Höhe von 25 000 RM.;

3. Uebernahme neuer Bürgschaften für das Rech¬
nungsjahr 1928;

1, Ermächtigung des Provinzialausschusses, im
Rechnungsjahre 192« nochmals Bürgschaften in
Höhe von 100 000 RM. zu übernehmen.

13, Antrag des III. nnd I. Fachausschusses zu dem Be¬
richt und Antrag des Provinzialausschusses, be¬
treffend die Aufuahme von Darlehen beim Preußi¬
sche» Ministerium für Volkswuhlfahrt zur Wcitcr-
leituug an Einrichtungen der privaten Wohlfahrts¬
pflege in der Rhcinprovinz.

i,. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Fürsorge für Kriegsbeschädigteund
Kricgshinterbliebeue für das Rechnungsjahr 1928.
In Verbindung hiermit:

,5>. Antrag der KPD.-Frattion, betreffend Einstellung
weiterer Mittel in den Haushalt der Fürsorge für
Kriegsbeschädigte uud -Hinterbliebene für Bei¬
hilfen an Altvctcranen uud Kapitulanten der ehe¬
maligen Wehrmacht sowie für allgemeine Fürsorge
der KriegsbeschädigtenPp.

16, Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Hochbauverwaltung für das Rechnungs¬
jahr 1928.

17. Antrag des II. und I. Fachausschusses
-l) zu dem Haushaltsplan, betreffend das Landes-

jugcndamt der Rhcinprovinz für das Rech¬
nungsjahr 1928, in Verbindung mit

I?) den Zusatzauträgeu
der KPD.-Fraktion, betreffend Bewilligung
eines Zuschusses von 5000 RM. zum Umbau des
bisherigen Kinderheims der I. A. H, in Rem-
scheid und
der SPD-Fraktion, betreffend Erhöhung des
Haushaltsplaus des Landcsjugcudamts um
50 000 RM. zur Durchführung einer plan¬
mäßigen Schulzahnpflege.
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18. Antrag des V. und I. Fachausschusses
:l) zu dein Bericht und Antrag des Pruvinzialaus-

schusses, betreffend Beteiligung des Rheinischen
Provinzialvcrbandes an der Kredithilfe für die
notleidende Landwirtschaft,

I>) zur Entschließung der Zentrumsfraktion nebst
Znsatzantrag dieser Fraktion, sowie

c) zu den 1 weiteren Anträgen der KPD.-Fraktion.
19. Antrag des V. Fachausschusses

,-l) zu dem Bericht und Antrag des Provinzialaus-
schusses,betreffend Förderung der bäuerlichen
Ansiedlnng in den Grenzbezirken,

I?) zu dem Znsatzantrag der SPD.-Fraktion und
c) zu dem Antrag der KPD.-Fraktion hicrzn,
Antrag des V, Fachausschusses zu dem Antrag der
KPD.-Fraktion auf Erhöhung des im landwirt¬
schaftlichenHanshaltsplan vorgesehenen Betrages
für Nodcnmeliorationcn in kleinbäuerlichenWirt¬
schaften.
Antrag des V. Fachausschusses
2) zu dem Bericht nnd Antrag des Prouinzialaus-

schusses, betreffend Bewilligung einer ersten
Rate von 500 000 RM. aus Provinzialmitteln
für das Eindcichungsprojckt Ncuwied,

l>) zu dem Antrag der KPD.-Fraktion hierzu.
22. Antrag des V. Fachausschusses

ll) zu dem Bericht und Antrag des Provinzialaus-
schusses, betreffend Vcreitstrllnng von weiteren
50 000 RM. zur Behebung der Winzernot und
für die Zwecke des Weinbaues,

i>) zu dem Antrage der KPD.-Fraktion hicrzn.
23. Antrag des V. Fachanssthusseszu dem Antrage der

KPD.-Fraktion, betreffend kostenlosen Unterricht
der Söhne nun Kleinwinzern in den Meinbaulehr-
nnstllltcn,

21. Antrag des V. und I. Fachausschusses
a) zu dem Bericht und Antrag des ProUinzialaus-

schusscs, betreffend die Fortentwicklung des land¬
wirtschaftlichen Schulweseus iu der Rhein-
Provinz,

d) zu dein Znsatzantrag der Zentrumsfraktion auf
Errichtung von landwirtschaftlichenSchnlen in
Dann und im Kreise Prüm,

c) zn dem Znsatzantrag der KPD -Fraktion, be¬
treffend Einrichtung von Freistellen an alle»
landwirtschaftlichenBerufs- und Fachschulen,

ci) zu demAntrag der Zentrumsfraktion, betreffend
Einrichtung von Bnucrinnentlasscn bei der
Weinbaulchranstalt in Trier.

25. Antrag des I. Fachausschusseszur Beschwerdedes
Robert Kiesel, früher Werklehrmeister an der An¬
stalt für hirnverletzte Kriegsbeschädigteiu Bonn,
wegen vorschriftswidriger Führung seiner Per¬
sonalakten.

'.'7.

28.

^!.

30.

31.

32.

33.

35.

37.

35.

Antrag des I, Fachausschusseszu den Anträgen
des deutschen Verbandes für die berufliche Kranken-
und Wohlfahrtspflege und des Verbandes der Ge¬
meinde- und Staatsarbeiter, Sektion Gesundheits¬
wesen, betreffend Eingruppicrung des beamteten
Pflegepersonals, des Erziehungspcrsonals, der
Nufsichtsbeamtenan der Provinzial-Arbcitsanstalt,
des Handwerkspersonals u. a.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage des
RheinischenGemeindeförstcrvercinsauf Errichtung
eiuer Provinzial-Besoldnngskasse für die Ge-
meindeförstcr.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
Zentrumsfraktion, betreffend Aufwendung eiucs
Betrages bis zu 100 000 RM. zur Verbillignng von
Darlehen für Wohnungen minderbemittelter
kinderreicherFamilien,
Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Vermögens- und Schuldcnverwaltung für
das Rechnungsjahr 1926.
Antrag des IV. und I. Fachausschusses
2) zu dem Bericht nnd Antrag des Pruvinzialans-

schusses, betreffend Verwendung der für außer¬
ordentliche Zweckedes Straßenbaues für das
Rechnungsjahr 1928 bereitzustellendenMittel nnd

tz) zu dem Zusatzantrag der KPD.-Fraktion auf
Erhöhung der Anleihe von 10 Millionen RM.
auf 20 Millionen RM.

Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Auf¬
nahme einer Anleihe von 15 055 000 RM.
Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan „Verschiedenes"für das Rechnungsjahr 1928.
Antrag des I., III. nnd V. Fachausschusseszu dem
Haushaltsplan „Außerordentlicher Haushalt" für
das Rechnungsjahr 1928.
Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan über Steuern nnd Nebcrwcisnngen aus
Reichs- und Staatsmitteln für das Rechnungsjahr
1928.
Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Provinzilllvcrwaltung für das Rechnungs¬
jahr 1928 uud Vorbcricht hierzu.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
SPD.-Fraktion, betreffend Erweiternng der Er¬
werbslosen- und Kriscnfürsorge.
Antrag des I. Fachausschusseszur Resolution der
Zentrnmsfrattion gegen die beabsichtigte Auf¬
hebung der Obcrpostdircttionen Aachen und Trier.
Antrag des I. Fachausschusses
cr) zur Gntschließuug der KPD.-Fraktion,
K) zu dem Antrage der SPD.-Frattion, betreffend

Antrag an die Reichs- und Staatsregierung auf
Beseitigung der im rheinischen Braunkohlcn-
revier bestehendenMißstände.
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30. Antrag des I, Fachansschusses
2) zu dem Antrag der KPD-Fraktion, betreffend

Wahl des Abgeordneten Mcurcr als Ersatzmann
für den ausgeschiedenen Abgeordneten Knab
zum Mitglied des Wasserbeirats,

l?) zu dem Zusatzautrag der Zentrumsfraktion, an
Stelle des verstorbenen Mitglieds, Landcs-
ökonomicrat Jakob Gaspcrs in Bnbcuheim, den
Rechtsanwalt Georg Loenartz in Koblenz zum
Mitglied des Wasserbeirats zu wählen.

40, Antrag des I, Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD-Fraktion, betreffendEinstellung Uon Mitteln
in den Hanshaltsplan zur Ermüglichnng der Be¬
sichtigungen von Provinzialllnstalten Pp, durch die
Abgeordneten.

,!, Antrag des V, Fachausschusses
u) zu dem Antrage der SPD.-Fraktion, betreffend

Herabsetzung des zollfreien Gefrierflcisch-
kuntingcnts,

!>) zn dem Antrag der KPD.-Fraktion auf Auf¬
hebung des Ginfuhrzolls für Gefrierfleischund
Freigabe der Einfuhr.

42. Antrag des III. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betreffend Ginwirkung auf die
einzelnen Landkreise zwecks Anstellung hauptamt¬
lich besoldeter Schulärzte zur ständigen Kontrolle
der Gesundheit der Schulkinder.

13. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD,-Frnktion, betreffend Grklärung des Dhünn-
tales als Naturschu ^gebiet.

11. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrag der
Fraktion der Wirtschaftlichen Vereinigung auf Gin-
setzuug eiucs Untersuchungsausschusseszur Nach¬
prüfung der Verwendung der bei Erbauung des
Nürburgrings investierten Provinzialmittel.

>.'>. Antrag des II. nnd III. Fnchansschusscs zu dem An¬
trage der SPD.-Fraktion, betreffend Nichtbclegung
von Privatanstalteu, die die Farben der Deutschen
Republik »icht achten.

Iss. Anträge auf Gutlastung von Rechnungen:
Antrag des I. Fachausschusses,

„ II.

I IV.

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Die Niederschrift über die gestrige Vollsitzung
liegt auf dem Tische des Hauses zur Ginsicht offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind zunächst die
Abgeordneten Dr. Kirchner und Fräulein Otto,

Ich habe Ihnen mitzuteilen, daß die KPD,-Fmttion
ihren Antrag, im Wege der Verordnung dafür zu
sorgen, daß die Waldschutzwegedem Wanderer offen
bleiben (Drncksachc67) im I, Fachausschuß zurück¬
gezogenhat, Gbcnso hat die KPD,-Frattion ihren An¬

trag, betreffend Verlängerung der Verordnung über
die Krisenfürsorge (Drncksache 78) zngnnsten Kes
neueren Antrages der SPD.-Fraktion (Drucksache 112)
zurückgezogen.

Der Acltostenrat hat sich soeben mit der Geschäfts¬
lage befaßt. Was zunächst die Tagesordnung für die
hentige Sitzung angeht, so habe ich ^ und der Acltcstcn-
rat hat das soeben gebilligt — die ganzen noch offen¬
stehende»Angelegenheiten anf diese Tagesordnung ge¬
setzt. Ich bitte, sich damit einverstanden zu erklären.
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

Dann schlägt der Acltcstenrat Ihnen vor, auch die
Gegenstände dieser Tagesordnung, soweit es zweck¬
mäßig und technischmöglich ist, miteinander zu ge¬
meinschaftlichen Besprechungen »nd Entschließungen zu
verbinden.

Ich darf bitten, die Tagesordnung zur Hand zn
nehmen und folgende Vorschläge des Aeltcstcnrats zu
hören: Ls wird vorgeschlagen,die Puukte 2 bis ein¬
schließlich 6 mit IN Minuten Redezeit für jede Fraktion
zu verbinden, ebenfalls die Punkte 7 bis einschließlich
10 mit 10 Minuten Redezeit, dann die Punkte 12 und
13 mit 10 Minuten, 11 und 15 mit 10 Minuten, 18 bis
einschließlich21 und dazu Nr. 11 mit <<) Minuten,
30 und 31 mit 10 Minuten, sowie 33 bis 35 mit 10 Mi¬
nuten. Die übrigeu Gegeustäude sind für sich zu be¬
handeln.

Was die Geschäftslage angeht, so ist der Acltestcn-
rat der Auffassung, daß es nicht wohl möglich sein
wird, den ganzen Rest der Geschäfte heute zu erledige».
Er schlägt deshalb vor, heute vormittag bis etwa
^!2 Uhr zu tagen, dann eine einstündigc Pause ein-

! treten zn lassen, wobei anch den Fraktionen noch die
! Möglichkeit gegeben ist, zusammcnznlrcten, nnd dann
, von ^3 Uhr ab bis heute abend solange zu tagen, bis

sich übersehenläßt, daß der dann noch verbleibendeRest
der Tagesordnung morgen früh in einer nm 10 Uhr
beginnenden Sitzung etwa in 2 bis 2X- Stunden er¬
ledigt werden kann, so daß für 'die Herrschaften des
Hanfes die Möglichkeit besteht, für morgen mittag be¬
stimmt mit der Abreise zu rechnen. (Bravo!)

Also heute vormittag bis ><2 Uhr, dann Uon ^3 Uhr
bis heute abend, so daß der Rest etwa in 2 bis 2>l!
Stunden morgen in einer Sitzung erledigt werden
kann, die um 10 Uhr beginnen kann.

Ich höre keinen Widerspruch gegen diesen ein¬
stimmigen Vorschlag des Aeltestenrats und darf damit
in die Tagesordnung eintreten.

Zu Punkt I sind Eingänge nicht zu verlesen.
Punkt 2: Antrag .des III. Fachausschusses

zu dem Haushaltsplan der Anstaltsfür-
sorgc für Geisteskranke usw, für das
Rechnungsjahr > 0 2 8,

Punkt 3: Antrag des 111, Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provin-



<>, Rheinischer Provinziallandtag, L Sitzung am 30. März 1928. 121

z ialaussch u sses, betreffend bauliche Ver¬
änderungen in der P r o v inz ial - H ei I -
nnd Pflegeanstalt in Bonn,

Punkt !: Antrag dcs 111. Facha n 3 s ch usse 3
zu dem Bericht uud Antrag dci, Provin-
zialauss ch u sses, betreffend Ncuba u
einer Wascht ü ch c und B ä ck e r ei und ll m -
ban de 3 jetzigen Was ch - und K ü ch e n -
gebändc3 zu einer modernen Koch tu ehe
in der P r u v inz ial-H c il - uud Pflege¬
rin st a l t Grafcnbcrg,

Punkt 5: Autrag dc3 III. Fach au3 sch u sscs
zu deni Haushaltsplan der Provinzial -
Heil- uud Pfleg ca n stalte n, einschließ¬
lich der P r o v i n z ial-K i nd c r an stal t für
seelisch Abnorme uud des Provinzial-
Fürsorg eheims für p s y ch u p a t h i s ch e M n d -
chen (Fü r s org czög ling e) für da3 Rech¬
nn n ll s j a h r 1 l> 2 8,

Puutt 0: Antrag de 3 111. Fachausschüsse.,
zu dein Autrag der KPD-Fraktion, be¬
treffend Heranziehung der Insassen der
Provi nz ial - Hril - nnd P f I eg en n sta I tc u
zu Arbeiten.

Berichterstatter zu diesen sämtlichen Punkten ist
Herr Abgeordneter Eickmann,Köln, dem ich das Wart
erteile.

Abgeordneter Eickmanu, Köln: Meine Damen
nud Herren! Her III, Fachausschuß hat ^eine Ein-
Uiendungengegen die nntcr Punkt 2 bis ü vorgesehenen
Vorlagen zu machen. Er beantragt daher die nnvcr-
äuderte Annahme dieser Vorlagen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Da3 Wort hat Herr
Abgeordneter Dcppc.

Abgeordneter Dcppr : Ä.eine Damen nnd Herren!
Zu den Hnushnlt3plänen der Heil- uud Pflegcaustaltcn
ist zu sagen, daß mir diesen Haushaltsplänen zustimmen
bis nnf die Gehälter für die Geistlichen

Wie aus dem Vuvbericht hervorgeht, sollen die
Pslcgesätzcder zweiten Tischklasse erhöht werden. Wir
sind der Meinung, daß, wenn die Pflegesätze der
«weitenTischtillsse erhöht werden, dann auch die Pflege,
sätze der ersten Tischklasse erhöht werden müssen. Wir
beantragen deshalb hiermit, daß, wenn die Pflegesätzc
der zweiten Tischtlassc erhöht werden, auch die Pflcgc-
sätze der ersten Tischklnssc erhöht werden.

Dann zn unserem Antrage, betreffend Heranziehung
der Kraulen zu Arbeiten. Wir sind deshalb auf diesen
Antrag gekommen, weil in verschiedenen Tallcszeitnnaen
Autizcn über die Heil- nnd Pflegeanstalt Vcdburg-
bnu gestanden hatten, in welcher eine industrielle Ar¬
beit geliefert wivd, wozu die Kranken in einer Form
herangezogen werden, daß sie zn stark mit der Arbeit
belastet werden. Wir sind der Auffassung, daß die
Kranken in den Heil- und Pslegeanstalten nnr insoweit
2« Arbeiten hcraugczugen werden dürfen, als dieses

mit dem Hcilprozcß der Kranken vereinbar ist, daß
darüber hinaus die Kranken nicht beschäftigt werden
dürfen. Weil nun im Fachansschuß III un3 die Zu-
sicherung gegebenworden ist, daß in diesem Sinne Ver¬
sahren werden soll, und daß in Kürze eine Besichtigung
der Anstalt Bedburg-Hau stllttfiudcu soll, hnbcn wir
diesen Antrng zurückgezogen.

Was im übrigen die baulichen Veränderungen in
diesen Anstalten anlangt, so stimmen wir voll nnd ganz
zu. Bei den Besichtigungenhat sich herausgestellt, daß
ein Anfang zur Modernisierung der Heil- und Pslege¬
anstalten gemacht worden ist. Wir sind auch mit dieser
Arbeit, die da im Gange ist, zufrieden.

Was deu Gutshof, der in Bonn angekauft oder llr-
mictct worden ist, anbeinullt, so scheint er insofern
zu klein zu sein, als da3 Vieh, das untergebracht werden
muß, uicht untergebracht werden kann. Wir fordern
daher, daß der Gutshof entsprechende banlichc Ver¬
änderungen erfährt.

VorsitzenderDr. Iarres! Das Wort wird weiter
nicht gewünscht. Lin Gegcnantrall liesit nicht vor.
Widerspruch wird nicht erhuben. Dann darf ich fest¬
stellen, daß entsprechenddem Antrage des Herrn Be¬
richterstatters beschlossen ist.

Soeben gehen zwei weitere Anträge ein:
Antrag der Ientrnm3fraktion:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:Die Pro-

vinzialvcrwaltung möge der Anlage zum nächstjährigen
Han3hllltsUoranschIageeine Nesoldungsnachweisnng in
der allgemein üblichenForm vorlegen. Für Zentrnms-
srattiou Locnartz."

Ich nehme an, daß damit ein sogenannter Stellen¬
plan ohne namentliche Nachweisnng verlaugt wird.
(Zurufe aus der Mitte: Mit Ramcn!) Das muß dem
I. Fachausschußüberwiesen werden.

Dann Antrag der Volksrechtpartci:
„Der Provinziallllndtag wolle beschließen,die Auf¬

wertung dc3 Altbesitzes der Provinzinlanleihen von
12^ auf 25 Prozent mit der Maßgabe zu erhöhen, daß
die über >2>i Prozent hinausgehende Aufwertung erst
nach Erledigung der jetzigen I2^prozentigen Auf¬
wertung zur Auslosung kommensoll. Die Zeit, inner¬
halb deren die Auslosung der Mchraufwertnug er¬
folgen soll, wird seinerzeit vom Provinziallandtag be¬
stimmt.

Für die Vcrzinsnng der Mchranfwcrtnng lleltendie
Bestimmungen des AnlciheablösungsgcsctzcB."

Auch das muß deu I. Fachausschußbeschäftigen,
lieber beide Vorlagen muß vorher der Pruvinzial-

ausschuß beraten. Ich darf dem Herrn Landeshaupt¬
mann diese Anträge übergeben. Ich bitte, sie Umdrucken
zu lassen.

Wir kommenzn
Punkt ?: Antrag des III. Fachausschusses

zu dein Bericht uud Antrag dc3 Provin-
zilllaus schusses, betr. Entwickelung der
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Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler !
und ihre Beeinflussung durch die neue
Gesetzgebung,

Punkt 8: Antrag des III, F a ch auss ch usses
zu dem Haushaltsplan derProvinzial-
A r be itsanstalt zu Brauweiler für das
Rechnungsjahr 1928.

Punkt 9: Antrag des III. Fachausschusses
zu dem Antrag der KP D. - F r a tt i on, be¬
treffend Besichtigungen der Provinzial-
Arbeitsanstalt Brauweiler.

Punkt IN: Antrag des III. Fachausschusses
zu dem Antrag der KP D. - F r att i on , be¬
treffend Halten von Zeitungen, Zeit¬
schriften und Büchern jeder politischen ,
Richtung seitens der Insassen der Ar¬
beitsanstalt.

Berichterstattern zu allen uicr Punkten ist die Ab¬
geordnete Fräulein Goscwinkel,der ich das Wort er¬
teile.

Abgeordnete Fräulein Gosewintcl: Der III. Fach¬
ausschuß empfiehlt dem Provinziallandtag die unver¬
änderte Annahme der Vorlage zu 7 und 8.

Der Beschluß zu Punkt 9 soll folgende Fassung er¬
halten:

„Der zuständigen Besuchskommissionwird emp¬
fohlen, jährlich etwa zwei Besichtigungen der Ar¬
beitsanstalt Brauweiler vorzunehmen."
Der III. Fachausschußschlägt Ihnen die Ablehnung

des Antrages Nr. 70 vor.
Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr

Abgeordneter Deppe.
Abgeordneter Deppe: Die rheinischeProvinzial-

Arbcitsanstlllt Brauweiler ist jetzt schon ein brutales
reaktionäres Machtmittel in den Händen der Bour¬
geoisie. Wie wir gestern in der Fachausschußsihung
hörten, sollen die Verbesserungen, die im Laufe der
letzten Jahre durch die Mitarbeit der kommunistischen
Fraktion für die Korrigenden geschaffenworden sind
(Zuruf rechts: Aha!), vor allem in bezug auf Bekösti¬
gung und Freizügigkeit der Korrigenden, durch die
neue Gesetzgebung wieder beseitigt werden. Wir haben
im vergangenen Jahre eine neue Hausordnung ge¬
schaffen, die bedeutend besser war als die frühere, trotz¬
dem wir auch Mit dieser Hausordnung noch nicht ganz
einverstanden sein konnten. Aber diese neue Haus¬
ordnung wird, wenn die neuen Gesetze durchgeführt
werden, über den Haufen geworfen. Dann werden die
Insassen so ähnlich wie Strafgefangene behandelt.
Hiergegen müssen wir protestieren. Wir fordern vorn
Rheinischen Provinziallandtag, daß auch er sich dar¬
über klar wird, daß es nicht geduldet werden darf, daß
die Insassen der Nrbeitsanstalten wie Strafgefangene ,
behandelt werden. !

Die Bürgerblockregierung, die Vertreter aller bür¬
gerlichen Parteien sind beteiligt an dem Abbau der
sozialen Fürsorge und der Grwerbslosenunterstützung.
Der Abbau bcr sozialen Fürsorge treibt der Landes-
polizcibchörde immer neue Opfer in die Arme. Diese
Tatsache ist nicht aus der Welt zu leugnen. LrHo
sprechenwir den bürgerlichen Parteien das Recht ab,
über die Opfer der kapitalistischenGesellschaftsordnung
zu richten. (Lachen rechts.)

Durch die neue Gesetzgebungüber Aufhebung der
Sittenkontrulle sind eine Anzahl weiblicher Korrigen¬
den entlassen worden. Dadurch sind Pflegerinnen und
sonstiges Hilfspersonal überflüssig geworden. Wir for¬
dern, daß diese Personen, soweit eben möglich, in an¬
deren Provinzialllnstalten untergebracht werdeu.

Die neuen gesetzlichenBestimmungen und die mise-
rablen wirtschaftlichenVerhältnisse werden dazu bei¬
tragen, daß sich auch die weibliche Abteilung, die ziem¬
lich frei geworden ist, wieder anfüllen wird, namentlich
auch infolge der Gerichtsurteile, die über diejcuigcn
gefällt werden, welche neu wieder aufgefangen und
durch die Polizei der üandcspolizcibchörde überwiesen
werden.

Die Verhältnisse, wie sie heute liegen, geben uns
keine Hoffnung auf eine Besserung, Wir sehen viel¬
mehr, daß die Versklavung und Verelendung der Ar¬
beiterklasse weiter fortschreitet. Solange, wie die Ver¬
sklavung und Verelendung der Arbeiterklasse fort¬
bestehen bleibt, haben wir kein Interesse an der Er¬
haltung einer Anstalt, die dazu gebraucht wird, die
Opfer der kapitalistischenGesellschaftsordnung zu be¬
strafen. Die kommunistischeFraktion unterstützt der¬
artige Aktionen der bürgerlichen Gesellschaft nicht.
Aus diesem Grunde lehnen wir den Gtat für Brau¬
weiler ab.

Nun zu der Voruahme von Besichtigungender An¬
stalt Brauweiler, Wir sind deshalb zu dem Antrag
gekommen,weil im letzten Jahre eine Besichtigung der
Anstalt durch die Kommission nicht stattgefunden hat.
Es erscheint uns notwendig, diese Anstalt mindestens
zweimal im Jahre zu besichtigen, und zwar einmal im
Sommer und einmal im Winter, weil die Arbeits¬
gelegenheiten in dieser Zeit verschiedensind. (Zuruf:
Wird ja geschlossen!)Vor allen Dingen wäre es not¬
wendig gewesen, die Kommission zu der Anstalt hin-
zubeurdern, als die kleine Rebellion, wie sie genannt
wird, dort ausgcbrochen war, an der 20 bis 25 Per¬
sonen beteiligt gewesensein sollen. Wir haben, wenn
derartige Sachen vorkommen, ein großes Interesse
daran, wenigstens gewahr zn werden, was dort gespielt
wird. Man hat uns aber nicht davon in Kenntnis
gesetzt, so daß wir es jetzt erst erfahren haben. Aus
diesen, Grunde haben wir den Antrag gestellt. Wir
empfehlen unseren Antrag hiermit zur Annahme und
beantragen, daß darüber abgestimmt wird.
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Vorsitzender Dr, Iarres: Herr Abgeordneter
Renner hat das Wort.

Abgeordneter Renner: Wie mein Herr Vor¬
redner schon betont hat, haben wir feststellen müssen,
daß einige der Verbesserungen, die im letzten Jahre
den Korrigenden, wie Sie sie nennen, in Vrauwciler
bewilligt wurden, abgebaut worden sind. Das bezieht
sich in erster Linie auf das Halten von Zeitungen.

Bedauerlicherweisehaben wir wegen der Kürze der
Zeit keine Gelegenheit,auf die kleine Rebellion in dieser
Anstalt, über die wir gestern noch nenes Material be¬
kommenhaben, einzugehen.

Aber wir find der Auffassung, daß es jedem In¬
sassen dieser Anstalt freigestellt sein muß, woher er
seine politische Nahrung nimmt, ob aus einer katho¬
lischen Zentrnmszeitung oder aus unseren kommuriisti-
schen Zeitungen. Nun sagen Sie, das Halten von Zei¬
tungen und das Lesen politischer Lektüre ist dann un¬
statthaft, wenn der Erziehungszwcck der Anstalt ge¬
fährdet wird oder wenn durch dieses Lesen in der An¬
stalt Unruhe entsteht, die die Erziehung erschwert.Wir
sind der Auffassung, daß das Urteil darüber, welche
Lektüre, welche Zeitungen geeignet sind, Unruhe in
den Köpfen der Insassen hervorzurufen, den Insassen
selber überlassen werden muß. Wir sind der Auf¬
fassung, daß die klerikalen Leitungen dieser Anstalten
nicht das Recht haben, zu entscheiden,was für einen
Korrigenden geeignet ist und was nicht.

Nun ein Wort zn dem Herrn Abgeordneten Ianscn,
Er hat gestern bei der AngelegenheitFürsorgeerziehung
mit einem leise weinenden Auge darauf hingewiesen,
daß das Gros der Fürsorgczöglingc, derInsasscn dieser
Anstalten, aus unseren Kreisen stamme. Wir haben
ihm mit Recht entgegengehalten,daß die Statistik über
die Zugehörigkeit zu den verschiedenenBekenntnissen
seine Ausführungen in für uns günstigemSinne korri¬
giert. Ich möchte ihm zum Schluß nur eins sagen:
Die Anstaltsinsasscn in diesen Heimen uud die Eltern
derjenigen, die solche Heime füllen, stehen nicht in un¬
serem Lager, Herr Pfarrer Iansen. Sonst hätten Sie
den Bruch mit Ihrer Weltanschauung und mit Ihrer
Kirche schon lange vollzogen. Solche Elemente, die mit
einem Bein im Proletariat stehen und mit dem an¬
deren Bein noch zur Kirche rennen (Heiterkeit), sitzen
nicht in unseren Reihen, sondern die sitzen direkt neben
Ihnen (zeigt auf die SPD.). Wenn einer sich bis zu
uns durchgerungen hat, dann läuft er nicht noch drei¬
mal ini Jahr kommunizieren, wie das einer von den
Ihrigen (zu den Sozialdcmukraten) getan hat. (Pfni-
Nufe beim Zentrum,) Ich wollte dem Herrn Kanoni¬
kus Iansen nur das eine sagen: Leute, die auf dem
Boden einer richtigen Weltanschauung stehen, das sind
keine Lauen, das sind keine Halbwarmen, das sind
Leute, die so oder so ganze Kerls sind, uud die erziehen
auch ihre Kinder richtig, Herr Pastor. Die Halben sitzen
nicht bei uns!

VorsitzenderDr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich nehme an, daß getrennte Ab¬
stimmung gewünschtwird und bitte diejenigen,die für
die Annahme des Vorschlages der Nerichterstattcrin
zu Nr. 7 sind, sich zu erheben.— Das ist die Mehrheit.
Ebenso zu Nr. 8, zu Nr. 9 uud zu Nr. IN. Das war
iu allen vier Fällen die Mehrheit. Den Anträgen der
Nerichterstattcrin ist entsprochen.

Punkt 11: Antrag des III. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betr. die Durchführung
der Kind erspe isung in der Nhcinpro-
vinz, in Verbindung mit den Zusatz-
ant ragen der SPD-Fraktion und der
K P D. - F r ä k t i o u.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Bicrwirth.
Abgeordneter Bierwirth: Meine Damen uud

Herren! Der III. Fachausschußempfiehlt unveränderte
Annahme des Antrages. Die Anträge der Sozialisti¬
schen und der KommunistischenPartei haben wir im
Ansschnß mit Mehrheit abgelehnt. Wir waren der
Ansicht, daß zwar eine Vermehrung der Mittel für
Kinderspeisung an sich wünschenswert sei, da in den
breitesten Schichten des Volkes immer noch große Not
herrscht und der Gesundheitszustand der Kinder noch
recht viel zu wünschen übrig läßt. Da aber die ge¬
wünschten Mittel doch nur auf dem Wege der Pro-
vinzialumlage hereingeholt werden können, nm dann
wieder an die Gemeinden verteilt zu werde», haben wir
die Anträge abgelehnt und bitten auch hier um Ab¬
lehnung.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Priebc.

Abgeordneter Priebe: Meine Damen und Herren!
Es scheint uns notwendig zu sein, bei diesem Punkt
etwas ausführlicher zu werden als der Herr Bericht¬
erstatter, zumal uus gleichzeitig vom Provinzial-
ansschuß ein Bericht iiber die Durchführung der Kindcr-
speisung in der Rheinpruvinz zngegangcn ist.

Aus diesem Bericht ist ersichtlich, daß iu den Jahren
1925 bis 1927 2U910N0 Mark für die Kinderspeisuug
in der Rhcinprovinz zur Verfügung standen, wovon
M>000 Mark durch die Provinz zur Verfügung ge¬
stellt wurden. Daraus ergibt sich, daß der bei weitem
grüßte Teil bisher vom Reich zugeschossen worden ist,
und zwar eine Gesamtsumme vou 1791 NNO Mark, im
Durchschuitt also 577 «X, Mark pro Jahr.

Meiue Damcu und Herreu I Wir wissen, daß die
Reichsregierung und die Vürgerbluckparteicn im
Reichstag, die ja für alle möglichen Zwecke Geld zur
Verfügung haben, die Geld znr Verfügung haben,
wenn es sich darum handelt, die Reichswehr auszu¬
rüsten, die Geld zur Verfügung haben für Panzer¬
kreuzer, für den Phöbusstandal usw. (Zuruf rechts:
Und für Varmat!), es nicht für notwendig erachten,
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auf sozialem Gebiet den notwendigsten Forderungen
nachzukommenund die bisher im Etat für Kinder-
spcisung eingesetzten 5 Millionen Mark einfach ge¬
strichenhaben.

Meine Damen und Herren! Im Ausschuß ist dar¬
über eine längere Debatte gewesen. Man hat mit allen
Mitteln versucht, sich mit den fadenschcinigsteuVor¬
wänden um die Verantwortung für diese Abbauaktion
herumzudrücken. Man hat behauptet, daß die Kinder
selbst die Speisung in vielen Fällen ablehnten. Wir
tonnen auf Grund der Vorlage feststellen, daß im
Gegenteil die Zahl der Kinder, die an diesen Spei¬
sungen teilnehmen, von Jahr zu Jahr wächst. So be¬
trug die Zahl der Kinder im Jahre 1925 211860, im
Jahre 1926 390 681 und im Jahre 192? 435 51«. Meine
Damen und Herren! Das Jahr 1927 wird doch von
Ihnen allen als das Jahr einer Hochkonjunktur der
deutschen Wirtschaft angeschen, und trotzdem ist fest¬
zustellen,daß die Zahl der bedürftigen Kinder wächst!
Also ist dieser Einwand, der gemachtworden ist — ich
weiß nicht, von welcher Fraktion —, hinfällig; er
widerspricht einfach den Tatsachen.

Zweitens ist darauf hingewiesen worden, wenn der
Provinziallandtag die Summen für die Kinderspcisung
erhöhen würde, würde das Reich immer mehr dazu
übergehen, die sozialen Lasten auf die Provinzen, Kreise
und Gemeinden abzuwälzen. Das stimmt zum Teil,
Aber, meine Damen und Herren, Sie sind ja in Ihren
Fraktionen dafür verantwortlich, daß die sozialen Lasten
des Reichs immer mehr abgebaut und den Kommunen
und Kreisen, die gar nicht in der Lage sind, ihnen allen
nachzukommen,aufgehalst werden.

In der Aus'fchußsitzungversuchte auch ein Redner
den Kommunisten begreiflichzu machen, daß sie ihreu
Autrag doch eigentlich zurückziehen müßten, weil ja
die Mittel meistens der privaten Fürsorge zugute
tämeu. Auch dieser Einwand stimmt nicht. Es steht
in dem Bericht ausdrücklich,daß der größte Teil der
bisher verausgabten Mittel in der öffentlichenWohl¬
fahrtspflege verwandt worden ist, und zwar sind die
Mittel nach der Zahl der in den Gemeinden befind¬
lichen, Erwerbslosen und der Zahl der gespeisten Kinder
verteilt worden.

Meine Damen und Herren! Ich kann feststellen,
daß all die Begründungen, die man für die Ablehnung
unseres Antrages vorgebracht hat, direkt an den Haaren
herbeigezogensind, daß sie absolut uicht stimmen, son¬
dern daß man die Abbauaktion, die von obenher ein¬
geleitet worden ist, auch in den Provinzen und darüber
hinaus in deu Kreisen und Kommunen durchführen
will. Dies kann man nicht anders als ein Verbrechen
an den ärmsten Schichten der Bevölkerung bezeichnen.
Wenn man in Betracht zieht, daß am 31. März dieses
Jahres auch die Krisenfürsorge abläuft, dann muß
mau jedenfalls annehmen, daß die Bedürftigkeit der

.Kinder der Erwerbslosen und der Unterstützungs¬
empfänger noch weiter zunehmen wird. Aus diefem
Gruude ist der kommunistischeAntrag, der verlangt,
daß, nachdem das Reich es abgelehnt hat, die Mittel
bereitzustellen, die Provinz diese Mittel bereitstellt,
Wohl berechtigt. Unser Antrag bleibt noch hinter dem
zurück, was bisher für diesen Zweck von Reich und
Provinz zur Verfügung gestellt worden ist.

Meine Herren vom Zentrum! Sie werden in den
kommenden Wahlen immer wieder das Zentrum als
die soziale Voltspartei hinstellen. Meine Herren! Wir
werden nicht verfehlen, den Arbeitern die Augen zu
öffnen über Ihre reaktionäre Politik. (Lachen im Zen¬
trum.) Wir sind der festen Ueberzeugung, daß die
christlichen Arbeiter sehr bald begriffen haben werden,
daß sie weder von den Parlamenten etwas zu erwarten
haben noch von den Parteien, denen sie bisher ihre
Stimme gegeben haben, Sie werden sich dann dazn
aufraffen, mit den kommunistischenArbeitern gemein¬
sam zu kämpfen für eine Gesellschaftsordnung, in der
derartige Verbrechen an ihren Frauen und Kindern
unmöglich sind.

VorsitzenderDr. Iarrcs: Das Wort hat die Ab¬
geordnete Frau Becker.

Abgeordnete Frau Becker: Meine Damen und
Herren! Meine Fraktion hat den Antrag gestellt, den
ini Haushaltsplan „Verschiedenes"unter Position 11
vorgesehenenBetrag von 150 000 auf 300 000 Mark zu
erhöhen, uud zwar aus folgenden Gründen:

Der Reichstag hat die 5 Millionen, die von der
sozillldcmotratischcnFraktion zum Zwecke der Kindcr-
speisung gefordert waren, abgelehnt. Im Preußische»
Landtag ist auch die Forderung der Suzialdemolraten
auf Bewilligung von 300000 Mark bis auf 100000 Marl
abgelehnt worden. Wenn n»n Preußen fähig ist, 100000
Mark den einzelneu Landes- oder Bezirksfürsorge-
uerbänden zu geben, brauche ich fa nicht zn errechnen,
daß wir im Interesse der Gesundheit unserer Kinder
Außergewöhnliches tun müssen. Ich möchte nur das
eine sagen, daß der Gesundheitszustand unserer Kinder
ganz außergewöhnlich schlecht ist. Bei der Beratung
des Etats im Preußischen Landtag hat der Wohlfahrttz-
ministcr selbst festgestellt,daß, wenn auch die Tuber¬
kulose in etwa zurückgegangenist, so doch noch gewisse
Krankheiten, wie Rachitis und besonders Kröpf, bei
unseren Kindern ungemein häufig sind. Wir müssen
daher in der Provinz wettmachen, was im Reich und
in Preuße» gefehlt wordeu ist.

Wir wolle» uns doch einmal in die Lage derjenigen
Mütter versetzen,die mit ihren Kindern alleinstehen.
Sie bekommen für die Kinder, wenn der Vater ver-
sichcrungsvflichtig gewesen ist, 10 Mark den ganzen
Monat; einige sozial eingestellte Gemeindevertrctuu-
gen geben vielleichtnoch 2 oder 3 Mark hinzn. Rechnen
Sie einmal aus, ob eine Mutter vou diesen paar Mavt
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ihrem Kinde das geben kann, was es an Ernährung
und Kleidung nötig hat.

Wenn nun gesagt worden ist, daß bei der Schul¬
speisung nicht mehr so der Bedarf da sei, daß der
Appetit der Kinder auf diese Milch oder diese Zugaben
nicht mehr so da sei, so stimmt das auch nicht. Vs sind
»och sehr viele Kinder, die diese Speisungen in den
Schulen gerne nehmen möchten, die aber nicht zu¬
gelassen werden. Da möchte ich vor allen Dingen die
Lehrer bitten, sich mit großer Liebe und mit großer
Sorgfalt dieser Aufgabe zu widmen. Auch das ist ein
gutes Stück Jugendpflege und Iugendbetreuung. In
den meisten Schulen ist es doch so, daß diese Arbeit
den Kastellanen überlassen wird und daß die Lehrer
sich nicht daran beteiligen; ob absichtlich, will ich nicht
sagen, sie haben vielleicht nicht so die Zeit dafür. Ich
möchte aber noch einmal einen Appell an die Lehrer
und Lehrerinnen richten, daß sie sich diesem Liebeswerk
mit besonderer Liebe widmen. Dann werden sie auch
feststellen, daß der Bedarf an Milch und Zugaben bei
unsere» Schulkindern noch ungemein groß ist.

Gs ist eigentlich beschämend, wenn wir hier auf die
Zustände verweisen müssen, die sich im Reichstag in
den letzten Tagen abgespielt haben. Dort ist von den
bürgerlichen Parteien gesagt worden: Für Schul¬
speisung ist kein Geld da. Aber für den Bau der Panzer¬
kreuzer hat man 400 Millionen übrig. Es ist eine
Kulturschande, in dieser schwerbedrangten Zeit für
solche Sachen, die gar nicht in unser Milieu passen,
die auch gar nicht kriegsverwendungsfähig sind, solche
Millionen zu bewilligen. Die erste Rate ist jedenfalls
bewilligt worden, und zwar mit den Stimmen aller
bürgerlichen Parteien, auch der Zentrumspartei. Da
möchte ich doch bitten, ini Rheinlande wenigstens das
gutzumachen,was im Reich versäumt wordeu ist.

Es kann auch nicht gesagt werden: Es ist hier in der
Rheinprovinz keine Deckung dafür da. Der Herr
Landeshauptmann hat uns im Fachausschuß II uni,
in anderen Ausschüssen gesagt, daß noch ein bestimmter
Ueberschuß von 1927 da ist. Ich möchte bitten, daß
daraus diese Summe bewilligt wird.

Ich erinnere noch an die Ferienveranstaltungen, die
von den verschiedenen Organisationen durchgeführt
werden. Auch da werden die Kinder verpflegt, betreut
und erfreut durch die Erfrischungen, die sie bekommen.
Es ist auch eine Kontrolle über die Gelder gegeben,
denn jede Organisation muß der Stelle, die ihr die
Gelder gibt, den Berwendungsnachweis bringen, was
sie den Kindern gegeben hat und wie die Kinder ge¬
speist worden sind.

Wir gehen nicht soweit, wie die kommunistische
Fraktion. Sie hat 500 000 Mark gefordert. Aber wir
sind das ja gewöhnt. Auch in diesem Jahre ist unser
Antrag von den Kommunisten aufgenommen und
schwunghaftin die Höhe getrieben worden. Wir halten

uns im Rahmen des möglichen. Ich habe Ihnen auch
einen Weg zur Deckung gezeigt. Nehmen Sie diesen
Antrag auf 300000 Mark an. Für den kommunistischen
Antrag können wir nicht stimmen, weil wir für diese
200 000 Mark mehr im Moment keine Deckung sehen.
Aber für die geforderten 150 000 Mark sehen wir
Deckuug. Wenn Sie sozial denken wollen und wenn
Ihr GewissenIhnen nicht später schlagen und Ihneu
Vorwürfe machen soll, bitte ich Sie, im Interesse un¬
serer ungesunden rheinischen Jugend und besonders im
Interesse der Jugend im dichtbevölkertenIndustrie¬
gebiet, die durch die Folgen des Krieges, der Besatzung
usw. uugcmein gelitten hat, unserem Antrage zuzu¬
stimmen.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Bicrwirth.

Abgeordneter Bierwirth: Meine Damen und
Herren! Wir verkennen die wirtschaftliche Not der

i breiten Volksschichten durchaus nicht. Wir lehnen eine
Belehrung über soziale Einstellung von der Kommu¬
nistischen.Partei ab. Weun Sie (zu den Kommuuisteu)
meinen, daß Sie den christlichen Arbeitern die Augen
öffnen werden, so dürfen Sie überzeugt sein, daß diesen
langst die Augen geöffnet sind (Abgeordneter Schröer,
Essen: Ganz richtig!) und sie Wohl wissen, wo sie ihre
Freunde zu suchen haben.

Frau Becker hat gemeint, die Schulspeisungen wür¬
den in erster Linie immer vom Schuldieucr gehand-
hllbt. Das stimmt nicht. Es liegen Anweisungen von
der Schulbehörde vor (Zuruf der Frau Abgeordneten
Becker: Die werden aber nicht befolgt!), in denen die
Lehrpersonen angehalten werden, die Aufsicht bei deu
Speisungen zu führen. Tatsächlich werden die Spei¬
sungen auch nach diesen Anweisungen durchgeführt.
Auch ich bin der Ansicht, daß die Aufsicht nicht Sache
des Schuldieners sein kann.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich lasse zunächst über den An¬
trag der KPD.-Fraktion abstimmen, der der weitest-
gehende ist, dann über den Antrag der SPD., der sich
in der Mitte hält, uud dann über den Antrag des
III. Fachausschusses.

Ich bitte diejenigen,die für den Antrag der KPD.-
Fraktion sind, sich zu erheben. Das ist die Minderheit.
Dann bitte ich diejenigen, die für den Antrag der
SPD.-Fraktion sind, sich zu erheben. — Auch das ist
die Minderheit.

Endlich bitte ich diejenigen, die für den Antrag des
III. Fachausschussessind, sich zn erheben. — Das ist
die Mehrheit. Der Antrag des Fachausschussesist an¬
genommen.

Wir kommenzu den verbundenen Gegenständen 12
und 13.

Punttl2: Antrag des III. und I. Fachaus¬
schusses zu dem Bericht und Antrag des
Prov inz ialausschusses, betreffend
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1. Nebernahme von Bürgschaften auf
Grund der dem Provinzialausschuß
durch den 7 3. Provinziallandtag er¬
teilten Ermächtigung;

2. n a ch t r ä g t i ch e Genehmigung von
Bürgschaften in Höhe von 250U0
Reichsmark ;

3. Uebernahme neuer Bürgschaften für
das Rechnungsjahr 1928;

1. Ermächtigung des Provinzialaus¬
schusses, im Rechnungsjahre 1926
nochmals Bürgschaften iu Höhe von
> « 0 s> U 0 Reichsmark zu übe r n c h m e n.

Punkt 13: Antrag des III. und I. Fachaus¬
schusses zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betr. die Auf¬
nahme von Darlehen beim Preußischen
Ministerium für Volkswohlfahrt zur
Weite rleitung an Einrichtunge» der
private» Wohlfahrtspflege in der
Rheinprovinz.

Berichterstatter ist in beiden Fällen zunächst für den
III. FachausschußHerr Abgeordneter Rath, dem ich das
Wort erteile, nach ihm Herr Abgeordneter Haus für
den I. Fachausschuß,der später das Wort nehmen wird.

Abgeordneter Rath: Meine Damen und Herren!
Ich darf Bezug uehmen auf die Drucksachen IN und 11,
die eine eingehendeBegründung der Antrage und Vor¬
schläge des Provinzialausschusses enthalten.

Die gleiche Vorlage, wie sie in der Drucksache 10
zur Darstellung gelangt ist, hat das Hohe Haus bereits
in den letzten drei Jahren eingehend beschäftigt. Ich
nehme deshalb an, daß die Materie an sich den Mit¬
gliedern des Hohen Hauses bekannt ist, und ich kann
mich daher kurz fassen.

Der III. Fachausschußhat auch in diesem Jahre be¬
schlossen,Ihnen vorzuschlagen,den Antrag dem Hause
zur Annahme zu empfehlen, jedoch mit der Maßgabe,
daß der Provinzialausschuß ermächtigt wird, uütigcn-
falls Bürgschaften anstatt bis zu 10N 0NU Mark bis zu
einer Million Mark zu überuchmcu. Maßgebend für die
Erhöhung der Bürgschaftssumme von 1N0 0N0 Mark
auf eine Million war für den Ausschuß erstens die
Tatsache, daß die im vorigen Jahre vom Hause be¬
schlossene Bürgschaftssumme sich als zu uiedrig er¬
wiesen hat, und zweitens die Erwägung, daß mit Rück¬
sicht auf die Versteifung des Geldmarktes mit dem Ein¬
gang von weiteren einschlägigen Anträgen zu rech¬
nen ist.

Im Ausschuß haben lediglich die Herren Vertreter
der kommuuistischeuFraktion gegen den Vorschlag ge¬
stimmt. Maßgebend war bei ihuen aber nur die
grundsätzlicheGinstellung, nach der sie der Ansicht sind,
daß die Provinz zur Befriedigung der ihr traft Ge¬
setzes obliegenden Angelegenheiten selbst Anstalten

bauen, nicht aber die Hilfe der Privatanstalten in An¬
spruch nehmen soll.

Nach Ansicht des III. Fachausschussesist eiu Risiko
mit der ganzen Angelegenheit für den Provinzial-
verband nicht verbunden. Der Fachausschußempfiehlt
Ihnen daher mit großer Mehrheit die Annahme dieses
Vorschlags.

Auch bezüglich des zweiten Vorschlages, den der
Herr Vorsitzendesoeben zur Verlesung gebracht hat -^
Sie erlassen mir vielleicht die erneute Verlesung —,
empfiehlt der III. Fachausschuß die unveränderte An¬
nahme. Im Ausschuß haben sich Bedenken gegen diese
Vorlage nicht geltend gemacht.

Die Tendenz der zweiten Vorlage ist sachlich genau
dieselbewie die der ersten Vorlage, und ich kann hier
auf das Bezug nehmen, was ich ebeu gesagt habe. Nur
in formaler Beziehung bestehen einige grundsätzliche
Unterschiede: Im vorliegenden Falle kommt das Geld
nicht vom Privatkapital, sondern es wird vom Staate
aus einem Fonds des Preußischen Wohlfahrtsministe¬
riums zur Verfügung gestellt. Dann besteht insofern
eine Aenderung, als in diesem Falle der Provinzial-
verband nicht als Bürge, sondern als Hauptschuldner,
als Darlehnsnehmer, also als Vertragspartei, auftritt.
Endlich hat der Provinzialverband lediglichdas Recht,
dieses Geld, das er von: Preußischen Wohlfahrts¬
ministerium zur Verfügung gestellt bekommenhat, an
die einschlägigen Privatanstalten weiterzugeben, wo¬
bei er sich natürlich von diesen die entsprechende hypo¬
thekarischeSicherheit gebeil läßt, sich selbst also den
Anstalten gegenüber durch Eintragung einer Hypothek
deckt. Das Geld hat noch den Vorzug, daß es mit
6^ Prozent verzinslich ist. Der III. Fachausschußhat
in Uebereinstimmung mit dem Provinzialausschuß ge¬
sagt, er köunte die Verantwortung nicht übernehmen,
ein derartig billiges Geld abzulehnen. Er ist vielmehr
dafür, auch in Zukunft, wie der Provinzialausschuß es
aus eigener Initiative in der Vergangenheit getan
hat, dieses billige Geld wieder anzunehmen.

Der III. Fachausschußempfiehlt Ihnen also auch in
diesem Falle die Annahme des Antrages des Provin¬
zialausschusses.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Mitberichterstatter.

Abgeordneter Hauck: Namens des I. Fachausschusses
muß ich erklären, daß sich der I. Fachausschußdem An¬
trage des III. Fachausschussesbezüglich der Drucksachen
IN und 88 anschließt.

Ich möchte nur hervorheben, daß im I. Fachausschuß
die Vertreter der Parteien nicht alle für diese Er¬
höhung eingetreten sind, sondern daß ein Vorbehalt
der sozialdemokratischenFraktion erfolgt ist.

Bezüglich der Drucksache 11 erkläre ich namens des
I. Fachausschusses, daß wir hier unveränderte Annahme
empfehlen,das um so mehr, als wir allesamt ein Inter-
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esse daran haben, daß dieses Geld, wenn es seitens des
Ministeriums bewilligt wird, auch möglichst in der
Nheinprovinz verbraucht und hier an die zuständigen
Institutionen wcitcrgeleitet wird, damit es der rheini¬
schen Bevölkerung zugute kommt,

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Steinbüchel.

Abgeordneter Steiubüchel: Meine Damen und
Herren! Namens der suzialdemoiratischeu Fraktion
habe ich zu erklären, daß wir der Uebernahme von
Bürgschaften für private Wohlfahrtsanstalten vor¬
läufig bis zum Gintritt anderer Verhältnisse wider¬
sprechenmüssen.

Es ist richtig, wir haben bisher hier solche Bürg¬
schaften übernommen, trotz schwerster Bedenken. Aber
wir lönnen jetzt eine Notlage nicht mehr anerkennen.

In den letzten Jahren lagen die Dinge so, daß an¬
gesichts der steigenden Zahl der Geisteskranken, Krüppel,
Fürsorgezöglinge u. dgl. die provinziellen Anstalten
die Zahl der Pfleglinge nicht mehr fassen konnten unü
wir sozusagen aus Not auch Privatanstalten in An¬
spruch nehmen mußten. Wir sahen das damals ein.
Heute haben sich die Dinge doch wesentlich gebessert,
nnd es tonnen die Gründe aus den letzten Jahren nicht
mehr für uns maßgebend sein. »

Bisher waren unsere Bedeuten einmal weltanschau¬
licher Natur. Es ist ja gestern noch zwischenHerrn
Pfarrer Jausen und den Linksparteien darüber ge¬
strittn: worden, inwieweit die Weltanschauung auf die
Zahl der Fürsorgezöglinge Einfluß hat, ob die Links-
Parteieu oder die Rechtsparteien mehr Zöglinge stellen.
Wir sind der Ansicht, daß die Rolle der Religion als
Erziehungs- und Vorbeugungsmittel doch sehr stark in
all diesen Dingen übertrieben wird. Die Zahlen der
Statistik in Bayern über Meineid, Diebstahl, Körper¬
verletzung usw. zeigen doch, daß hier der Einfluß der
Religion außerordentlich gering ist. Die Notlage, das
Milieu, die Erziehung, die Eharakterveranlagung
spielen hier die grüßte Rolle. Deshalb beeinflußt auch
die Konfession in den Anstalten die Zöglinge nicht so
stark, daß sie, wenn sie in das freie Leben wieder hin¬
auskommen, gegenüber allen Gefahren gewappnet sind.
Wir halten daher die freie Erziehung in den behörd¬
lichen Anstalten doch für wesentlichbesser.

Gewiß, meine Damen und Herren, wir haben auch
Anstalten bei der Arbeiterwohlfahrt. Aber das ist nur
ein Notbehelf. Wir sind gern bereit, alle diese An¬
stalten sofort einzustelleu, wenn die privaten Wohl-
fahrtseinrichtungen auch ihre Anstalten abgeben und
sie den Behörden übergeben. Man kann augenblicklich
feststellen, daß bei den Privatanstalten eine wahre Bau-
Wut eingetreten ist. Wahrscheinlichhat auch die Leich¬
tigkeit, mit der der Proomziallandtag und der Pro-
uinzilllausschuß die Bürgschaften übernehmen, dazu
beigetragen. Es ist tatsächlich ein stiller Kampf zwischen

den Privaten und den behördlichenAnstalten im Gange,
wobei leider die behördlichenAnstalten nicht den rich¬
tigen Partner haben, denn gerade unsere Verwaltung
ist immer gern bereit, die behördlichenAnstalten mög¬
lichst einzuschränken und die Privatanstalten nach
Kräften zu bevorzugen. Nenn wir in diesem Tempo
Bürgschaften übernehmen, dann besteht sogar die Ge¬
fahr, daß wir auf die Dauer unsere eigenen Anstalten
nicht mehr füllen tonnen. Ein Beispiel: Galkhausen
wurde einmal eine Zeitlang eingestellt.Wenn die Zahl
der Geisteskrankennicht so rapide gestiegen wäre, wür¬
den wir zweifellos diese Anstalt nicht wiedcreröffuet
haben.

Hinzukommt, daß die behördlichen Anstalten doch
zweifellos in ihrer ganzen Organisation, in der Be¬
soldung der Pfleger, in der Arbeitszeit, in der Aus¬
gestaltung mit wissenschaftliche» Instituten wesentlich
höher zu bewerten sind als die Privatanstalten, bei
denen ja tatsächlichsogar eine Ausbeutung der armen
Schwestern stattfindet. Die Sterblichkeit unter den
Schwestern ist ja ungeheuer groß. Wenn mau au Fried-
Höfen vorbeigeht, die mit karitative» Anstalten in Ver¬
bindung stehen, findet man die Schwestern kolonnen¬
weise auf den Friedhüfen bestattet.

Alles das zwingt uns, endlich einmal Halt zu machen
und die Bürgschaften einzudämmen.

Wir sind aber auch weiter der Ansicht, daß die
Privatanstalten, wenn sie bauen wollen, dies auf eigene
Gefahr tun müssen. Wir sind ferner der Ueberzeugung,
daß die Privatanstalten der beiden Konfessionenderart
reich sind, daß sie sehr wohl den Besitz belasten tönneu,
der noch nicht belastet ist.

Meine Damen und Herren! Ich habe hier einen
Auszug aus eiuem Prospekt, der sich mit der Amerika¬
anleihe der katholischen Anstalten befaßt. Daraus sieht
man, daß neben den Bürgschaften, die wir übernommen
haben, in ganz außerordentlichem Maße noch Gelder
aus Amerika hereingenommenwerden. Es handelt sich
hier um einen Betrag von drei Millionen Dollar, also
von zwölf Millionen Mark, der in Deutschland seitens
der karitativen Institute verbaut worden ist. Für
Wohnungsbau gibt das Deutsche Reich, gibt Herr
Schacht nichts. Aber für ,diese Zwecke ist billig Geld
gegeben und wahrscheinlichauch vou der Kommission,
die dafür beim Reiche in Frage kommt, bewilligt
worden.

Nur ein paar Worte über die sehr erheblichenVer¬
mögen, die augenblicklich die karitativen Anstalten
haben. Es heißt in diesem Auszug, der vor kurzem
im „Vorwärts" zu lesen war: „1,2 Milliarden katho¬
lisches Kaiitllsuermögen. 170 Millionen jährlicher
Bruttoertrag. Ganz überraschend große Beträge ueuut
der amerikanischeTreuhänder für die im Jahre 1906
aufgenommene 3-Millionen-Dollar-Anleihe als Ver¬
mögen der deutschen römisch-katholischenWohltätig-



128 74, Rheinischer Provinziallandtag, 1, Sitzung am 30. März 1926.

keitseinrichtungen. Danach repräsentiert das gesamte
Eigentum der römisch-katholischen Karitascinrichtungen
in Deutschland einen Wert nun nicht weniger als
3UU Millionen Dollar oder 1,2 Milliarden Mark,
woraus sich jährliche Bruttoerträge von rund 42 Milli¬
onen ergeben.

Auch die Verwendungszwecke der ^-Millionen-
Dollar-Anleihe sind von großem Interesse: Die dem
DeutschenKaritasverbaude angeschlossenen Wohlfahrts¬
anstalten haben aus dieser Anleihe 9,3 Millionen er¬
halten. Für den Bau von Versammlungshäusern wur¬
den 1,U5 Millionen Mark verwendet, für Kirchen,
Pfarrhäuser und Vercinshäuscr !,02 Millionen Mark,
für den Ausbau der Freiburger Einrichtungen 525 U00
Mark usw."

Meine Damen und Herren! Sie sehen, daß die
Kirche selbst ein außerordentliches Vermögen hat und
daß es nicht notwendig ist, noch von unserer Seite
Bürgschaften zu übernehmen, auch wenn damit augen¬
blicklich eine Ausgabe nicht verbunden ist. Das Ver¬
mögen ist zweifellos so erheblich, daß die karitativen
Anstalten in der Lage sind, den unbelasteten Besitz, den
sie haben und der hiernach doch Hunderte von Milli¬
onen beträgt, noch selbst hypothekarischzu belasten und
die betr. Summen sich selbst zu besorgen.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Thol,

Abgeordneter Thol: Die KommunistischePartei
lehnt die im Bericht uud Antrag des Provinzial-
ausschussesgeforderten Bürgschaften für Darlehen an
Anstalten privater Wohlfahrtspflege ab. Die kommu¬
nistische Fraktion ist der Auffassung, daß die Behand¬
lung von Krllnkmi nach wissenschaftlich-klinischen
Grundsätzen zu erfolge» hat, nicht aber nach den
Glaubensgruudsätzen einzelner Kirchen. (Lachen im
Zentrum.) Hinzukommt, daß die für dicfe Anstalten
aufgewandten öffentlichen Gelder bedeutend besser in
zu schaffenden großen modernen Krankenanstalten an¬
gelegt sein werden, wohingegen die Unterstützung uud
Subventionierung der Krankenanstalten privater
Natur, vor allen Dingen evangelischerund katholischer
Natur, nur eine unrationelle Unterstützung nicht etwa
der Krankenpflege,sondern der Kirche darstellt. (Lachen
rechts. Sehr gut bei den Kommunisten.) Wir wissen,
daß die Rechte dieses Hauses sich selbstverständlichder
Kirche einmal direkt und hier in deu religiösen Kran¬
kenanstalten indirekt bedient, um ihre Schäflein bei der
Stange zu halten. (Zustimmung bei den Kommunisten.)
Wir lehnen eine solche Unterstützung ab. Wir lehnen
sie um so mehr ab, als sich heute auch bereits in den
Kreisen der katholischen und der evangelischen,also der
christlichen Arbeiter, eine Bewegung vollzieht, die nicht
mehr nach dem Diesseits oder Jenseits fragt, sondern
nach wirtschaftlichenGrundsätzen. Die Anhänger dieser
Bewegung finden mehr und mehr in der linksgerich¬

teten Arbeiterbewegung, bei der Kommunistischen Par¬
tei, Gingang. (Lachen im Zentrum.) Das ist eine Tat¬
sache, vor "der nicht einmal die Zentrumspartei selbst
die Nugeu verschließt, Ihre Tagungen in Essen, in
Köln usw, zeigen auf das deutlichste, mit welchem Eifer
und welchem Ernst Sie darangehen, zu uutersuchen:
Welche Mittel demagogischer Art bleiben uns denn noch
übrig, um den christlichenArbeiternoch weiter amSchla^
fen zu halten? (Sehr gut! bei den Kommunisten.) Das
heißt doch mit aller Deutlichkeit,daß es Ihnen heute nicht
mehr so gelingt, wie früher, und daß Sie heute bereits
sehr ernstliche Sorgen haben. Wir werden den christ¬
lichen Arbeitern in den wirtschaftlichen Kämpfen, in
den Fragen des Alltags beweisen, daß si.e Seite an
Seite mit der KommunistischenPartei und der übrigen
Arbeiterschaft für eine Besserung ihrer Lage zu
kämpfe» haben. (Ironisches Bravo! im Zentrum.) Sie
werden es nicht mehr lange fertig bringen, mit Ihrer
Religion die Köpfe der Arbeiter zu verwirren. Die
Arbeiter werden einstmals einig mit uns gegen Ihre
Partei stehen. (Beifall bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Zaires : Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich lasse abstimmen und bitte
diejenigen, die zu Puukt l2 und 13 den Anträgen der
Fachausschüssezustimmen, sich zu erheben. — Das ist
die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Punkt 14: Antrag des III. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan über die Für¬
sorge für Kriegsbeschädigte und Kriegs¬
hinterbliebene für das Rechnungsjahr
1928.

In Verbindung hiermit:
Punkt 15: Autrag der KPD. - Fr alt i ou,

betr. Ginstellung weiterer Mittel in
deu Haushalt der Fürsorge für Kriegs¬
beschädigte uud -Hinterblieb e n e für Bc i-
hilfen an NItveteranen und Kapitulan¬
ten der ehemaligen Wehrmacht sowie für
allgemeine Fürsorge der Kriegsbeschä¬
digten pp.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Renner.
Abgeordneter Renner : Der Ausschuß empfiehlt

mit Stimmenmehrheit unveränderte Annahme der
Vorlage der Verwaltung.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Sache
hat Herr Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner : Meine Damen und
Herren! Dieser Haushalt ist unter besonderer Mit¬
wirkung eines sozillldemokratischenHerrn Landesrats
aufgestellt. Dieses Ressort wird von einem sozialdemo-
kratifchen Landesrat verwaltet. Der Vurbcricht ist eben¬
falls gegeben von einem sozillldemokratischenLandes¬
rat. Das macht sowohl den Etat als auch den Vor¬
bericht besonders interessant und schmackhaft. Ich
nehme nun einmal den Vorbericht vor und lese daraus
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einige Sähe vor. Der Herr Landesrat Gerlach sagt
hier:

„Hier kann in diesem Jahre erfreulicherweisevon
einer Besserung gesprochenwerden, denn die Zahl
der unversorgten Schwerbeschädigtenin der Rhein-
Provinz ist von 5403 am 1. April 1926 auf 4179 am
1. April 1927 gesunken. Das ist eine Abnahme von
rund 22,6 Prozent der unversorgten Schwerbeschädig¬
ten."
Herr Landesrat Gerlach führt diesen Rückgang der

erwerbslosen Schwerbeschädigten,die man nicht unter¬
bringen kann, auf eine Aenderung im ß 1 des zuständi¬
gen Gesetzes und auf die Auswirkungen dieser gesetz¬
lichen Aenderungen zurück. Vewiß, es ist eine Besserung
eingetreten. Aber es wäre sehr interessant, einmal von
dem Herrn Landesrat eine Aufstellung vorgelegt zu
erhalten, aus der man die Beschäftigungsart der
Schwerbeschädigten in den Betrieben, ihre Lohn¬
verhältnisse, ihre Urlaubsverhältnisse und alle die
schönen Dinge ersehen tonnte, die allein erlauben, ein
Urteil über die Frage der Unterbringung der Schwer¬
beschädigtenim Betriebe zu fällen.

Meine Damen und Herren! Sie reden hier soviel
von der Not des besetzten Gebietes und Sie jammern
über die Not und den Druck dieser Leute auf ihre Ge¬
schäfte und ihre Interessen. Aber — das darf doch ein¬
mal festgestellt werden — Sie verdanken es den Kriegs¬
teilnehmern und den Kriegskrüppeln, daß die Not nicht
schon eher begonnen hat. Sie verdanken es den Kriegs¬
teilnehmern, daß Sie während der vier Jahre des
Krieges Profit auf Profit häufen konnten. Heute ist
die Situation natürlich so, daß Sie den Dank, den
Sie damals diesen Kreisen versprochenhaben, nicht im
geringsten abzugelten gewillt sind.

Nun, wie sind die Kriegsbeschädigtenuntergebracht?
Nenn man einmal durch das wirkliche Industriegebiet
geht, dann steht man da den Beinamputierten am Lese¬
band stehen, man sieht ihn im Schacht an der Förder¬
maschine,man sieht ihn am Schleifapparat, man sieht
ihn alle körperlich schweren Verrichtungen der Indu¬
strie ausführen. Man weiß, daß er, dank der Arbeiten
auch unserer freien Gewerkschaften,nicht einmal mehr
tariflich geschützt ist. In allen bestehendenTarif¬
verträgen ist der Passus enthalten: „Die Entlohnung
der Grwerbsbeschränktenerfolgt nach besonderer Ver¬
einbarung mit den Unternehmern." So sieht der Schutz
aus, den die Gewerkschaften den Schwerbeschädigten
angedeihen lassen.

Ich bin heute zufälligerweise mit einem Schwer¬
beschädigten im Zuge zusammen gefahren. Der Kame-
md hat mir eine interessante Geschichte erzählt. Er ist
Akquisiteur, d. h., das ist etwas viel gesagt, er sammelt
Annoncen und Inserate für eine streng nationale Zei¬
tung, die „NergischcHeimat" in Ronsdorf. Der Be¬
sitzer der Zeitungsdruckerei ist ein ehemaliger Ober¬

leutnant, ein Herr Grüneisen. Dieser Herr Ober¬
leutnant a. D. ist heute natürlich Vorsitzender des
Kyffhäuserbuudes, des Kriegervercius iu Ronsdorf,
und wenn ein nationales Fest gefeiert wird, läuft er,
mit Orden uüd Ehrenzeichen vorn und hinten be¬
hängen, durch die Straßen der Stadt. Dieser Herr
bringt es aber fertig, diesen armen 80vrozcntig kriegs-
beschädigtenMann mit einem Ausweis ins Geschäft
zu jagen, auf dem steht: „Der Herr Soundso, schwer-
kriegsbeschädigt, ist berechtigt, für uns Aufträge zu
sammeln." Man nutzt also die Tatsache aus, daß ein
Teil des Publikums einem Schwerbeschädigtennoch
etwas Sympathie entgegenbringt, nicht etwa, nm den
Schwerbeschädigtennun einen anständigen Lohn zn
sichern, sondern man nutzt diese Sympathie, die hier
und da in der Bevölkerung vorhanden ist, aus, um
das Geschäft und den Profit zu heben. (Pfuü-Rufe
bei den Kommunisten.) Der Loh», den der Mann be¬
kommt, bewegt sich 10 Mark wöchentlichunter dem
Tariflohn, der ihm eigentlich zustande. Der Mann
bekommt für seine ganze Arbeit 28,40 Mark pro Woche.
Der Tariflohn für dieselbe Arbeitergruppe ist ungefähr
38,40 Mark. Nun noch etwas weiteres: Dieser Mann
darf im Zug auf Gründ seiner Schwerbeschädigten-
eigenschaft die dritte Klasse mit einer Fahrkarte der
vierten Klasse benutzen. Der Herr Arbeitgeber schickt
ihn auf Tour und nutzt auch diese Vergünstigung aus,
indem er ihm nur eine Fahrkarte vierter Klasse ver¬
gütet.

So sieht die Unterbringung aus. Wenn man ein¬
mal eine Aufstellung nach der von mir angeregten
Seite erhalten würde, wäre es diesem Hohen Hause
nicht so leicht möglich, so glatt über diese Etatspusition
hinwegzngleiten.

Nun noch etwas zu dem Titel II Absatz 3 der Gin¬
nahme. Da steht ein Betrag von 1000 Mark aufgeführt.
Dieser Betrag von 1000 Mark ist wohl nur eingesetzt,
nm überhaupt eine Gtatsposition zu haben, in der man
eventuell etwas unterbringen kann. Ich vermisse in
der Aufstellung des Herrn Landesrats Gerlach einen
Nachweis, in wieviel Fällen er gegen einen Unter¬
nehmer, der sich am Schwerbeschädigtcngesetzvorbci-
gcdrückt hat, eine Strafanzeige erstattet hat. Ich ver¬
misse einen Nachweis darüber, mit wieviel Geldstrafe
der betreffende Unternehmer bestraft worden ist. Ich
kann mich allerdings auch irreu. Vielleicht gibt es
im gauzen Rheinland keinen Unternehmer, der sich an
der Verpflichtuug, Schwerbeschädigte unterzubringen,
Uorbcidrückt. Das wird uns der Herr Landesrat Ger¬
lach vielleicht noch erzählen. Vielleicht wird er uns
aber auch sagen: Es liegt im Interesse der Schwer¬
beschädigten, mit dem Unternehmer gut auszukommen,
wie er das im Vorjahr getan hat. Aber das zieht
nicht. Nicht der Kriegsbeschädigtehat den Kampf aus-
zufechten, sondern Sie als Vertreter der Verwaltungs¬
behörden haben den Unternehmer heranzuziehen.

9
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Nun zu der Ausgabenseite. Wir haben zu der
Position 2 den Antrag gestellt, diese Position von
100 000 auf 250 000 Mark zu erhöhen. Welche Be¬
gründung haben wir dafür im Ausschuh angeführt?
Wir haben darauf hingewiesen,daß alle bisherigen Ne¬
gierungen des BesitzbürgerbluÄes den Kriegshinter¬
bliebenen den gesetzlichenAnspruch auf Heilbehandlung
versagt haben. Die kommende Koalitionsregierung
wird bestimmt dieselbe Taktik verfolgen. Während der
ganzen Jahre des Bestehens des Rcichsversorgungs-
gesetzes hat man sich im Reichstag, als der Pensions¬
haushalt verabschiedetwurde, in breiter Form alljähr¬
lich darüber unterhalten, diese Frage auf einer gesetz¬
lichen Basis auf Kosten des Reichs zu regeln. Gin
diesbezüglichesGesetz hat man uns zum letzten Male
1926 im Reichstag in bestimmter Form in Aussicht
gestellt. Aber nun haben wir wieder eine Novelle,
unter uns gesagt, die fünfte, hinter uns und auch diese
Novelle hat den gesetzlichenAnspruch der Hinterbliebe¬
nen auf Heilbehandlung nicht gebracht.

Wie ist nun die Praxis? In einigen Provinzen hat
man die Sache folgendermaßen geregelt: Man schließt
auf Kosten der Hinterbliebenen sog, Rahmenverträge
mit den örtlich zuständigen Krankenkassen ab, durch die
die Heilbehandlung sichergestellt wird. Krankengeld
wird in keinem Falle gezahlt. Aber wenn die örtlichen
Fürsorgestellen einen Hinterbliebenen ins Kranken¬
haus bringen müssen, ziehen sie in allen Fällen —
auch hier ini Rheinland — die Zusatzrenten ein. Wir
sind der Auffassung, daß diese Rahmenverträge im
Rheinland nicht hochkommen dürfen. Wir wissen, daß
im Rheinland eine Reihe von Gemeinden bereits diese
Regelung getroffen haben. Ich erinnere nur an die
Tatsache, daß in Düsseldorf z. B. gegen den Willen
aller und gegen
den Willen der beteiligten Hinterbliebenen dieser
Zwangsvertrag mit der Krankenkasse abgeschlossen
worden ist. Wir sind der Auffassung, daß hier mit
der Annahme unseres Antrages dieses Hohe Haus eine
sehr schöne Gelegenheit hat, zu beweisen, daß der Dank
des Rheinlandes seinen eigenen Kriegshinterbliebeuen
gegenüber einmal wirklich prozentual in Geldern, in
blanker Münze sich auswirken soll. Wir wollen mit
diesem Geld folgendes erreichen: Die leistungsschwachen
Gemeinden sollen durch Zuschüsse aus dieser erhöhten
Position in den Stand gesetzt werden, nun ihrerseits
Zwangsverstcherungsverträge im Sinne von Rahmen¬
verträgen mit den Krankenkassenabzuschließen,ohne
Belastung der Hinterbliebenen. Ich glaube, wenn man
sachlich an diese Frage herangeht, wird es allen Par¬
teien — wenn sie wirklich die Interessen der Kriegs¬
opfer im Auge haben — möglich sein, diese Positions-
erhöhung durchzuführen. Es sind im Haushalt an
soviel Stellen Möglichkeiten, abzubauen uüd die er¬
sparten Beträge auf diese Position zu übertragen, daß

sich unser Antrag meiner Meinung nach ohne eine Er¬
höhung der Provinzialumlage absolut durchführenläßt.

Wir haben im Ausschuß erlebe» müssen, daß auch
die Sozialdemotratie sich gegen unseren Antrag zu
diesem -punkte ausgesprochenhat. (Hört, hört! bei den
Kommunisten.) Das ist »m so bedauerlicher, als der
Dezernent dieses Etats, ein Sozialdemokrat, hinterher
erklärt hat, er sei damit einverstanden, daß diese Mög¬
lichkeit im Etat geschaffen werde. (Zuruf des Abgeord¬
neten Gcrlach: Der „Abgeordnete" hat Ihnen das ge¬
sagt, nicht der „Landesrat". Man darf Ihnen also
Privat nichts mehr sagen!) Also, der Herr Abgeord¬
nete, nicht der Herr Dezernent. Entschuldigen Sie,
daß ich Sie nicht in zwei Teile teilen kann. Ich korri¬
giere mich also. Der Herr Abgeordnete Gerlach hat
als Privatperson mir das erzählt. Aber ich stelle nur
eins fest: Auch der Vertreter der Verwaltung hat in
der Sitzung seine Meinung dahingehend kundgetan,
daß die Verwaltung mit der Erhöhung der Etats-
Position einverstanden ist. Wenn das zutrifft, sollte
es doch möglich sein, daß dieses Hohe Haus sich in
dieser Frage auf unseren Standpunkt stellt, wenn anch
dieser Antrag von den Kommunisten kommt. Man
kann ja auch einmal etwas Vernünftiges annehmen,
auch wenn es von den Kommunisten kommt. (Heiterkeit.
Zuruf des Abgeordneten Dr. Kaiser: Wenn es ver¬
nünftig ist, ja!)

Nun zu dem anderen Antrag, Wir haben weiter
gefordert, daß unter Titel I ein Betrag von 50 000
Mark eingesetzt werden soll. Früher hatte nämlich die
Provinzialverwllltnng, durch die Hauptfürsorgestelle,
die Aufgabe, die Altveteranen zu betreuen. Diese Auf¬
gabe ist uns jetzt abgenommen, und diese Leute werden
vom Hauptversorgungsamt, in unserem Falle durch
Koblenz, betreut. Aber die monatlich aus Neichsmitteln
an Altvcteranen gezahlte Unterstützung beträgt ganze
25 Mark. Hoffentlich findet sich in diesem Hohen Hanse
eine Mehrheit für unseren Antrag.

Zum Schlüsse noch etwas,
Vorsitzender Dr, Iarres: Ihre Redezeit ist ab¬

gelaufen.
Abgeordneter Renner: Schade!
Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr

Abgeordneter H a u ck.
Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren!

Ich muß immens der Gewerkschaften,insbesondere der
freien Gewerkschaften,ganz entschieden Verwahrung
dagegen einlegen, daß ein Nichtgewertschaftlcr (Hört,
hört!) sich erlaubt, zu den Angelegenheiten der freien
Gewerkschaften,zu ihrer Tarifbildung, hier das Wort
zn nehmen, (Zuruf eines kommunistischenAbgeord¬
neten: Es stimmt aber!) Wenn die freien Gewerk¬
schaften uud die Gewerkschafteninsgesamt die Macht,
die sie seinerzeit zur Vertretung der gesamten Ar¬
beiterschaft, insbesondere der Kriegsbeschädigten, be¬
sessen haben, heute nicht mehr besitzen, dann sind Sie



74, Rheinischer Prouinziallandtag, 4, Sitzung am 80, März 1928. 131

von der KommunistischenPartei schuld daran (.Leb¬
hafter Widerspruch bei den Kümmunisten), daß so viele
aus den Gewerkschaftenausgetreten sind, (Erneuter
Widerspruch bei deu Kommunisten.)

VorsitzenderDr, Iarres: Ich bitte, >den Redner
nicht zu unterbrechen,

Abgeordneter Hauck: Sie haben in Ihrer Presse
wiederholt dazu aufgefordert, aus den Gewerkschaften
auszutreteu, (Erregte Zurufe der Kommuuisteu, Glocke
des Vorsitzenden,) Ich erinnere Sie an die Zeit von
l!>24, wo Sie offen diese Propaganda betrieben haben.
(Znruf ,des Abgeordneten Renner: Einen einzigen
Beweis dafür!)

Weiter möchte ich erklären: Gerade Herr Renner
als Vertreter des Internationalen Bundes der Kriegs¬
opfer ist mit dafür verantwortlich, daß man dort die
Organisation des Internationalen Bundes als voll¬
kommenen Ersatz der gewerkschaftlichenOrganisation
ansieht, (Zuruf des Abgeordneten Renner: Bitte, einen
kleinen Beweis dafür! Weitere Zurufe der Kommu¬
uisteu. Glocke des Vorsitzenden.)

VorsitzenderDr. Iarres: Ich muß Sie nochmals
dringend bitten, den Redner nicht zu unterbrechen.

Abgeordneter H a u et: Ich muß hier erklären, daß
es bei den Gewerkschaftennoch immer erste Aufgabe
gewesenist, gerade auch diese Kreise zn vertreten. Aber
wenn Herr Nenner verlaugt, daß die Gewerkschaften
auch Unorganisierte vertreten, so ist seine Rechnung
natürlich falsch.

Des weiteren möchte ich aber auch erklären, daß
unsere Fraktion beschlossen hat, für die Erhöhung auf
25000!) Mark einzutreteu, (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Nachher, da seid Ihr schon wieder ein¬
mal umgefallen!) Sie können sich ja frcueu, weuu Nur
umfnlleu. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Ich
frene mich fa auch: gut Diug, das sich bessert!) Ls
handelt sich für uns in sedem Falle um sachliche Ver¬
tretung von Interessen,

Wir können noch immer beweiseu, daß wir als
sozillldemotratischeFraktiou (Zuruf eines kommunisti¬
schen Abgeordneten: die Arbeiter verraten haben!) in
allererster Linie für die Interessen der Kriegsbeschädig¬
ten an zuständiger Stelle eingetreten sind,

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Herr
Landcsrat Gcrlach,

Landesrat Gerlach: Ich darf doch Wohl sagen,
daß der Vorbcricht, den die Verwaltung Ihnen vor¬
nelegt hat, kein Bericht des Landcsrats Gerlach ist —
uns sollte Herr Renner auch Nüssen —, sondern ein
Bericht der Verwaltung,

Dann möchte ich Herrn Renner sagen, daß er offen¬
bar — ich weiß nicht, ob mit Absicht oder in Unkennt¬
nis der Verhältnisse — hinsichtlich der Zuständigkeiten
hier manches durcheinander geworfen hat. Da muß ich
doch eins hervorheben, meine Damen und Herren:
^ie Hauptpositiuneu, fast die gesamten Ausgabe¬

positionen, mit Ausnahme der Znsatzrentcn, im Haus¬
haltsplan für Kriegsbeschndigtcufürsorgesind frei¬
willige Leistungen des Landessürsurgevcrbandes.
Die Fürsorgepflichtvrrurdnnng weist den Landesfür-
surgevrrbänden lediglich die Fürsorge für diejenigen
Kriegsopfer zn,, die keinen gewöhnlichen Aufenthalts¬
ort haben, und das sind zur Zeit nach unserer Kennt¬
nis, soweit sie hilfsbedürftig sind, zwei Kriegs¬
beschädigte, ini übrigen ist es Sache der Fürsurgever-
bände. Wir haben aber in Erkenntnis der hohen Ver-
pflichtuug, die die Gesamtbevölterung den .Kriegsopfern
gegenüber hat, uns bereit erklärt, ^ Millionen für
die ergänzende Fürsorge zugunsten der rheinischen
Kriegsopfer in den Haushaltsplan zu stellen. Wir
stehen mit dieser Summe uicht uur absolut, souderu
auch relativ an der Spitze aller preußische»Pruviuzcn,
sHört, hört! bei den Tozialdemotraten,)

Meine Damen und Herren! Ich glanbe, daß das
genügt, um die Ausführuugeu des Herrn Nenner hin¬
sichtlich der einzelnen Positionen hier klarzustellen,

Krankenhilfe für Hinterbliebene ist gruudsä('Iich
Aufgabe der Bczirtssürsorgcverbänoe, Die Kritik, die
er hieran geknüpft hat, muß er bei deu einzelnen
Stellen anbringen und nicht hier bei uns. Wir sind
aber unsererseits bemüht, den Fürsorgcstellen, die
ernsthaft die Dinge in die Hand nehmen, durch Be¬
willigung vou Zuschüsse» die Krankenhilfe für die
Kricgshinterblicbencn zu erleichtern.

Was die Frage des Altfonds anbetrifft, so irrt
Herr Nenner auch, weuu er glaubt, daß der Altfouds
früher mit Proviuzialmitteln durchgeführt worden ist,
Genan wie bei den Znsatzrentcn war auch hier iu bezug
auf die Fürsorge für die Altveteraneu, die Angehöri¬
gen der ehemaligen Wehrmacht und die Kriegsbeschä¬
digten früherer Kriege die Provinzialverwaltung ledig¬
lich die Durchgaugsstellcfür die Neichsmittel und, weuu
die Position heute nicht mehr im Etat erscheint, so,
weil der Nrichsarucitsmiuister verfügt hat — das ist
ja ein Vorgang, den Sie auch an anderer Stelle wieder¬
holt finden —, daß diese Neichsmittel in Zukunft von
Reichsbchördcn verteilt werden sollen.

Was die Angelegenheiten der Schwerbeschädigten
anbetrifft, so möchte ich Herrn Nenner sagen: Die
Hauptfürsorgcstelle hat nie ein Interesse daran ge¬
habt, den Unternehmer zu bestrasen, sondern die
Schwerbeschädigten in Arbeit zu bringen. Das war
unsere Hauptaufgabe! Ich kann Ihnen mitteilen, daß
Nur es bis zur Notwendigkeit einer Bestrafung gar
nicht haben kommen lassen, sondern, nachdem das
Schwcrbeschädigtengesctzseine erweiterte Fassung be¬
kommen hatte, und zwar uicht zuletzt durch die Iui-
tiative der Nheiuprovinz und des von Herrn Nenner
so stark angegriffenen znständigen Dezernenten bei der
Provinzialvcrwaltuug, ist es möglich gewesen, ohne
daß irgendein Unternehmer in der Rheinprovinz sich
bis zum letzten Ende geweigert hätte, die Zahlen der

9»
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Schwerbeschädigten,die als PflichtzMen in Betracht
kamen, unterzubringen. Wo wir durch unsere Kon¬
trolleure feststellen, daß das noch nicht geschehen ist —
und die Organisationen unterstützen uns in dankens¬
werter Weise darin —, da erfolgt Zuweisung, und in
99 Prozent der Falle werden die Schwerbeschädigten
eingestellt, ohne daß irgendwelche Strafbestimmungen
in Anwendung zu bringen sind. Aber auch da hat Herr
Nenner unrecht: Wir können lediglich die Bestrafung
des betreffenden Unternehmers beantragen, die Höhe
der Strafe setzt das Gericht und nicht wir fest.

Zum Schluß noch eine erfreuliche Mitteilung. Herr
Renner hat bereits die Zahl der unversorgten Schwer¬
beschädigtenangegeben, die von 1925 auf 1926 von 50U0
auf 400U gesunkenist. Auch im Jahre 1926 ist die Zahl
der unversorgten Schwerbeschädigten,dank der ener¬
gischen Tätigkeit der Hauptfürsorgestelle, um weitere
1U00 gesunken. Wir befinden uns fetzt unter der Zahl
M)U. Damit ist am deutlichsten gezeigt, daß wir uns
energisch bemühen, die berechtigten Forderungen der
Kriegsopfer in vollem Umfange zu erfüllen. (Bravo!)

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht mehr vor. Die Besprechung ist geschlossen. Zu
einer persönlichen Bemerkung gebe ich das Wort dem
Herrn Abgeordneten Renner.

Abgeordneter Renner: Ich stelle fest und bitte
den Landesrllt Gerlach, das Stenogramm nachzulesen,
daß ich nicht gesagt habe, daß die Hauptfürsorgestclle
verpflichtet sei, Mittel für die Fürsorge für Hinter¬
bliebene auf der Grundlage einer Gigcnverpflichtung
bereitzustellen, sondern wir haben — das weiß das
ganze Haus — nur die Verpflichtung, Fürsorge im
Sinne eines Anreizes auf die leistungsschwachenFür-
surgeverbände zu betreiben.

Ich habe auch nicht bcstritten, daß die Veteranen-
beihilfe vom Reich aufgebracht worden ist. Ich habe
gesagt, daß die Durchführung der Veteranenbeihilfe
uns weggenommen und dem Hauptversorgungsamt in
Koblenz übertragen worden sei. Ich habe aber die
Notwendigkeit unseres Antrages damit begründet, daß
die heutige Unterstützung an Altveteranen nur 25 Mark
beträgt, und ich habe sowohl hier als auch im Aus¬
schuß deutlich zum Ausdruck gebracht, daß wir Mittel
in den Etat hinein haben wollen, um sie im Sinne
eines Anreizes auf die Fürsorgeverbände zu verwerten.

Nun zu dem Herrn Hauck. Ich halbe dem Herrn Hauck
bei seinen Ausführungen, daß ich als Vorsitzenderder
Kriegsopferorglluisation einer derjenigen gewesen sei,
die die Gewerkschaftengespalten haben, den Zwischen¬
ruf gemacht,er möchte mir einen kleinen Beweis für
seine Behauptung bringen. Herr Hauck ist mir den
Beweis schuldiggeblieben. Ich stelle aber hier vordem
Hohen Hause fest, daß die von mir geführte Organi¬
sation, d. h. der Internationale Bund, als einzige
Organisation in jeder Situation Propaganda nach der

Richtung macht: Hinein in die freien Gewerkschaften!
Sind Sie nun beruhigt, Herr Hauck?

Aber nun zu einer anderen Feststellung, die Sie
gemacht haben: Daß ich nicht Mitglied des Zentral¬
verbandes der Angestellten bin, in den ich eigentlich
hineingebore, hängt nicht von meinen»Wollen ab. Ich
war früher, als ich noch unsllbständig war, Mitglied.
Wie ich dann mich selbständig machte, bin ich natürlich
ausgeschieden. Das verlangen die Statuten, AIs ich
dann aber die jetzige Stelle übernahm, wurde mir vom
Zentralvcrband der Angestellten der Beschlußunter die
Nase gehalten, daß unsere Sekretäre, ja, sogar unsere
Stenotypistinnen, weil sie Angestellte einer kommu¬
nistischenOrganisation sind, nicht in den Zentralver-
bllnd der Angestellten aufgenommen werden können,
Herr Hauck. (Zuruf des Abgeordneten Hauck: Dann
müßt Ihr Guch auch danach betragen haben!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Wir kommen zur Ab¬
stimmung. Ich lasse zunächstüber den weitestgehenden
Antrag abstimmen; es ist der Antrag der KPD. auf
Drucksache 65. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich,
sich zu erheben. Das ist die Minderheit. Ich darf dann
feststellen, daß der Antrag des Ansschussesmit Mehr¬
heit jedenfalls angenommen ist.

Wir kommenzu
Punkt 16: Antrag des III. Fachausschusses

zu dem Haushaltsplan der Hoch bau Ver¬
waltung für das Rechnungsjahr 1928.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Kemper.
Abgeordneter Kemper: Meine Damen und

Herren! Zu diesem Antrage finden Sie eine um¬
fangreiche Zahlentabellc auf Seite 78—81 des Haus¬
haltsplans. Die Zahlenreihe schließt mit 2 236U0N Mark
ab und ergibt eine Mehrausgabe gegenüber dem Vor¬
jahre von 468 NUU Mark. Diese Mehrausgabe resultiert
hauptsächlichaus den Neubauanlagen, die in Grafen¬
berg und in einigen anderen Anstalten geschaffen wer¬
den müssen. Ebenso sind maschinelleund sonstige tech¬
nische Umänderungen erfolgt.

Nach gründlichen Darlegungen durch die Hochbau-
Verwaltung und ,mch eingehender Durchsichtdurch die
Fachkommissionkam diese zu dem einstimmigen Be¬
schluß, Ihucn diese Vorlage zur Aunahme zu
empfehlen.

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Sie haben den Antrag gehört. Widerspruch
erhebt sich uicht. Es ist so beschlossen.

Punkt 17: Antrag des II. uud I. Fach¬
ausschusses

2) zu dem Haushaltsplan, betreffend
das Jan d esj u g e n d amt der Rhein-
Provinz für das Rechnungsjahr
1928, in Verbindung mit

K) den Zusatzanträgcn der KPD. - Frak -
tion, betreffend Bewilligung eines
Zufchuffes von 5U0U RM. zum Um-
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bau des bisherigen Kinderheims
d c r IAH. in R emsch e id u n d d er SPD -
Fraktion, betreffend Erhöhn na, des
Haushaltsplans des La n d esj ug c n d-
amtcs u m 5>0 0 0 U R M. zur Durchfüh¬
rung einer planmäßigen Schulzahn¬
pflege.

Das Wort hat der Berichterstatter des II. Fachaus¬
schusses, Herr Abgeordneter Dr. Kaiser,

Abgeordneter Dr. Kaiser: Meine Damen und
Herren! Zu diesem Haushaltsplan lagen, wie Sie
sehen, zwei Anträge vor, der eine von der kommunisti¬
schen Fraktion, der das Landcsjngendnmt ersuchen
sollte, 5000 Mark für das Kinderheim in Rcmscheid
zn geben. Der Antrag war augenscheinlich an die u n -
zuständige Stelle gerichtet. Als im Fachausschuß
darauf aufmerksam gemacht wurde, hat die kommu¬
nistische Fraktion diesen Antrag zurückgezogen,mit
dem Vorbehalt, ihn bei der zuständigen Stelle, dem
Landesjugcndamt, wieder einzubringen.

Der zweite Antrag der SPD.-Frattion ist in
Uebereinstimmung mit einem Beschlussedes II, Aus¬
schussesdes Lllndcsjugendamts erfolgt, der das Landcs-
iugendamt gebeten hatte, zur Durchführung der plan¬
mäßigen Schulzahnpflege 50 000 Mark in den Hans¬
halt einzustellen. Der Antrag ist vom II. Fachansschuß
einstimmig angenummcu worden. ,',ur Deckung ist vor¬
geschlagenworden, diese 50 000 Mark aus den Uebcr-
schüssen des laufenden Jahres zu nehmen. Es ist weiter
beantragt worden, für das Jahr 1929 diese 50 000 Mark
in den Haushaltsplan einzustellen.

Dann hat sich der I, Fachansschnßmit der Sache be¬
schäftigt, dessen Berichterstatter ja das Weitcrc vor¬
tragen wird.

Zu dem Haushaltsplan selbst ist aus dem Ausschuß
die Anregung gekommen,den ersten Posten der Bei¬
träge mit 250 000 Mark in zwei Posten zu teilen, und
zwar in 175 000 Mark, die bei der Jugendfürsorge ver¬
bleiben sollen, und in einem zweiten Posten für Ge¬
sundheitspflege von 75 000 Mark, so daß dem II. Fach¬
ausschuß für die Fürsorge bei Auuahmc des ersten An¬
trages im ganzen 125 000 Mark zustehen würden.

Mit dieser Maßgabe empfiehlt Ihnen der Fach¬
ausschuß II die unveränderte Annahme des Haushalts¬
plans.

VorsitzenderDr. Iarrcs : Das Wort hat der Be¬
richterstatter des I. Fachausschusses, Herr Abgeordneter
Koenzgcn,

Abgeordneter Koenzgcn: Der I. Fachausschuß
hat sich den Anträgen des II. Fachausschussesauge-
schlosscn. Ich fühle mich aber verpflichtet, folgendes
5« bemerken.

Im I. Fachausschußkamen grundsätzlicheBedenken
auf, ob die Schulzahnpflege eine Aufgabe der Provinz
sei oder nicht. Es ist eingehend darüber gesprochen
worden. Die Provinzialuerwaltuug stellte sich ebenfalls

auf den Standpunkt, daß es Wohl zu der Zuständigkeit
der Provinzialvrrwaltung gehöre, und schließlich ist der
Antrag gegen eine Stimme, also mit überwiegender
Mehrheit, angenommen worden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Becht.

Abgeordneter Becht: Der Vorbericht des Pro-
vinzialausschusscsläßt unter dein Abschnitt „Landes¬
jugcndamt" erkennen, daß die Verwaltung sich bemüht,
nachzuweisen,daß sie in der Iugendgesnndhcitsfürsurge
das Möglichste zu tun gedenkt und auch in der Ver¬
gangenheit zu tun vorgegeben hat.

Wir kennen im allgemeinen die Bewegung, die in
den Schulen, soweit sie freie Schulen sind, und dar¬
über hinaus in all den Organisationen, die sich mit
Jugendpflege befassen, dahin geht, daß man sich be¬
müht, Kinderheime, Ferienheime oder sonstige der
Jugend dienende soziale Einrichtungen zu schaffe».
Die Tatsache, daß besonders im Rheinland die Mittel
für die Schaffung von guten Ferienheimen außer¬
ordentlich beschränktsind, hat uns in der Vergangen¬
heit gezeigt, daß ein großer Teil dieser Organisationen
dazu übergeht, besonders in den Sommermonaten, den
Ferienmonaten, den Kindern dadurch eine Erholung
zu gewähren, daß man sie eutwcder durch Ferieu-
wandern in Erholung schickt oder ihnen aber in irgend¬
einer bäuerlichen Gegend ein Ferienlager bereitet, wo
sie, den Krankheitsgcfahren der Großstadt entrückt,
während der Sommermonate Erholung und Er¬
frischung suchen sollen.

Wir begrüßen diese Bestrebungen der privaten
Organisationen nnd Schulen, daß sie den Schulkindern
möglichst Gelegenheit geben »vollen, während der
Sommermonate ihre Gesuudheit zu stärken und ihren
Körper zu stählcu, damit sie den Anforderungen, die
durch die Schulen an sie gestellt werden, in den Winter-
monaten besser gewachsen sind. Es steht aber auch fest,
daß diese Bestrebungen im allgemeinen sich nicht so
auswirken können, wie es im Interesse der Schul¬
jugend notwendig wäre. Es fehlt — das zeigt ja auch
der Bericht der Verwaltuug — noch ein ganz groß
Teil an Ferienheimen, die dazu dienen, den Schul¬
kindern während der Ferienzeit die notwendige Anf-
nahmc zu gewähren.

Die Internationale Arbeitcrhilfe in Remscheidhat
ein ehemaliges Kinderheim, welches seinerzeit geschlossen
werden mußte, da die notwendigen sanitären, hygie¬
nischen Einrichtungen nicht vorhanden waren. Wir
haben jetzt Uon der Reichsregierung die Zustimmung
erhalten, dieses Heim wieder zu öffnen, und zwar als
Kinderheim. Wir haben aber die Absicht,dieses Heim
nicht als Kinderheim zu eröffnen, sondern »vollen dar¬
aus ein Ferienheim für Kiudcr machen. Um die not¬
wendigen Ausban- und Modernisierungsarbeiten dieses
Heims durchzuführen, bedürfen wir noch einer ganzen
Anzahl Mittel. Die Internationale Arbeiterhilfe allein
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ist nicht in der Lage, den großen Betrag, der dafür
notwendig ist, aufzubringen. Weil aber auf Grund des
Neichsjugendwohlfahrtsgesetzes das Lnndessngendamt
gewillt ist, Vereine und Körperschaften,die sich in der
Pflege der Jugend betätigen, zu unterstützen, deshalb
glauben wir die Berechtigung zu haben, an das
Üllndesjugcndamt den Antrag zn stellen, für den Aus¬
bau dieses Heimes als Ferienheim dir Summe von
50UN Mark zu bewilligen.

Wir haben heute morgen wiederholt feststellen
müssen, das; bei irgendwelchen Anträgen, die zum
Wohl uon linksgerichteten Organisationen bestimmt
sind, es immer wieder die SPD. war, ausgesprochen
die Partei, die vorgibt, die Partei der Arbeiterklasse
zu sein, die sich gegen diese Anträge aussprach und
unter den demagogischsten Gründen diese Anträge ab¬
gelehnt hat. (Hört, hört! bei den Kommunisten.)

Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf hin¬
weisen, daß im vorige» Jahr, als der Antrag gestellt
war, das Kinderheim der Internationalen Arbeiter-
Hilfe zn unterstützen, ausgesprochen Herr Landcsrat
Gerlach als Sachwalter der kapitalistischenAusbenter-
llassc als einziger gegen den Antrag gesprochenhat.
(Sehr richtig! bei den Kommunisten. Widerspruch bei
den Sozialdemokraten.)

Wenn man auf der einen Seite diese Feststellung
machen mnß, aber auf der anderen Seite wiederum
feststellen muß, daß im Reichstag ausgesprochen die
Vertreter der Sozialdcmotratischen Partei den Bei¬
hilfen der katholischenund evangelischenGcsellcnver-
eine sowohl wie der Erhöhung der Gehälter der
Pastoren und Seelsorger zugestimmthaben (Sehr gut!
bei den Kommunisten), dann zeigt das ganz klar, in
welcherForm gerade diese Organisation die Interessen
der Arbeiterschaft vertritt. (Zuruf des Abgeordneten
Haas: Was Sie da erzählen, ist eine Unverschämtheit!)

Es wird uns vielleicht nachher gesagt werden: Sie
haben ja die Möglichkeit, Ihre Ferienkinder in schon
bestehenden Heimen unterzubringcu, auch wenn sie kon¬
fessioneller Art sind. Wir müssen das ohne weiteres
ablehnen, nnd zwar aus dem einfachen Grunde, weil
die konfessionellbetreuten Heime nns nicht die Ge¬
währ dafür bieten, das; dort die Kinder in sittlicher und
moralischer Hinsicht die Erziehung bekommen,die wir
für notwendig halten. (Bravo! bei den Kommunisten.)
Wir lehnen das grnndfätzlich ab, weil in der Ver¬
gangenheit des öfteren die Tageszeitungen uns Mit¬
teilungen darüber macheu konnten, das; ausgesprochen
die Seelsorger in bezug auf Moral nnd Titte sich
außerordentlich schnell vergessen könne». (Pfui-Nufc
beim Zentrum.) Sie rufen Pfui, meine Herren. Dann
müssen Sie mir auch schon gestatten, den Nachweis
dafür zu erbringen. (Zuruf aus dein Zentrum: Das
müsseu Sie aber tun!)

In einer linksgerichteten Zeitung steht unter dem
Datum vom 22. März aus Gelscnkirchcn, daß der

Pfarrer der Sankt-Gcorgs-Pfarre von Gelsenkirchen
sich auf dem Bahnhof in Köln (Zuruf liuks: In Düssel¬
dorf!) gegenüber einer jungen Dame derartig be¬
nommen hat, daß diese jnngc Dame sich veranlaßt sah,
diesen Herrn Pfarrer, der sie in betrunkenem Zustande
angriff (Hört, hört! links), mit einigen ganz gehörigen
Ohrfeigen abzufertigen. Der Tagcbuchbericht der
evangelischen Vahnhofsmission vom Düsseldorfer
Hauptbahnhof teilt über diesen Vorgang folgendes mit:

,,1'i. ,1. Pfarrer Küssing, katholisch, von der Sankt-
Gcorgs-Pfarre in Gclsenkirchen,kommt von Köln in
betrunkenem Zustande hier um 2 Uhr an und wird
von der Bahnpolizei, um Aufseheu zu vermeiden —
er hat sich schon beim Fallen das Ange blutig ge¬
schlagen —, zu seinem eigenen Schutz ins Missions-
zimmcr geführt." (Hört, hört! links.)

Die Tatsache,daß der offizielleBericht einer evange¬
lischen Bahnhofsmissiun schon dieses sagt, beweist uns,
daß nicht alles gesagt wird, denn eine Krähe hackt
bekanntlich der andern kein Auge aus (Sehr gut! bei
den Kommunisten), nnd anch die evangelischeBahn¬
hufsmission wird alles tun, um ihre» Bruder in Kutte
und Schllicr möglichst vor den Angriffen der links¬
gerichteten Zeitungen uud Organisationen zn schützen.

Wie uns aber weiter bekannt ist, hat dieser Herr
anch in diesem Zimmer, wo er untergebracht wurde,
uoch uicht die »otweudigc Ruhe gefunden, sondern,
um seinen höchstwahrscheinlich nicht ganz sozialen Be¬
strebungen weiter frönen zu können, ist er durch das
Fenster aus diesem Zimmer ausgcrisscn uud ist dann
nachher in irgendeiner Form in seiner Pfarre wieder
angelangt.

Dieser eine Fall, dem Nur noch weitere beliebig
hinzufügen können, zeigt mit aller Deutlichkeit, daß
diese Herrschaften nicht die Gewähr bieten, unseren
Kindern die notwendige Erziehung in den von ihnen
betriebenen Lehranstalten usw, zu sichern.

Weil das eben so ist, deshalb wollen wir unsere
eigenen Ferienheime aufbauen, wo wir unseren Kin¬
dern uuter unserer eigenen Aufsicht alles das geben
tonnen, was sie uon der Gesellschaft,von der Gesamt¬
heit, verlangen können. Wir bitten deshalb, schon von
hier aus daS Landcsjugrndamt um die Zuweisuug der
Snmme von 50UU Mark, damit wir unseren Kindern
durch die Schaffung eiues guten Ferienheims anch eine
gute moralische,sittliche uud sonstige Erziehung gebcu
tüunen. (Bravo! bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren!
Wenn unsere Fraktion das Hohe Haus gebetcu hat, zu
beschließen, den Betrag für Schulzahnpflege bzw.
Kindergcfundheitsfürforge speziell zu dem Zwecke der
Schulzahnpflege zu erhöhen, so um dcswilleu, weil Nur
der Auffassung sind, daß für die gesamte Gesundheits¬
pflege der Jugend hier diefe 50 UON Mark sicherlich nicht
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ausreichen tonnen. Wenn wir wirklich,wie es ja auch
in unsere»! Antrage ausgeführt wird, eine planmäßige
Schulzahnpflege für die Nheinprovinz treiben wollen,
dann werden wir mit einem solchen Betrage nicht aus¬
kommen können, sondern dann muß der Betrag schon
wesentlich erhöht werden. Unser Antrag ist daher
sicherlich gerechtfertigt.

Wenn Gesundheitspflege am Kinde betrieben wer¬
den soll, dann bin ich der Auffassung, daß diese gerade
bei der Zahnpflege einsetzenmuß. Der Mund ist die
Eingangspforte zum gesamten Organismus. Wenn die
Zähne des Kindes nicht in Ordnung sind, so wird da¬
durch der gesamte Organismus des Kindes notleidend.
Schon allein die Tatsache, daß schlechte Zähne geeignet
sind, Fäulniscrreger anzusammeln und sie dann in den
kindlichen Organismus, in den Magen abzugeben,
deutet ohn' weiteres darauf hin, daß dadurch Kraut-
heitcu der Kinder vielfach verursacht werden.

Da wir gerade jetzt in der Rhcinprovinz einen
Kenner der Schulzahnpflege in unseren Grenzen be¬
herbergen, so sollten wir gerade dessen Shstcm mit
allen Mitteln zn fördern suchen. Wir wissen, daß viele
Gemeinden, darunter auch Großstädte, aus finanziellen
Gründen die Schul'.nhupslene abgebaut haben, dazn
gehört auch unser liebes Düsseldorf, das ebenfalls einen
derartigen Abban der Schulzahnpflege vorgenommen
(Abgeordneter Haas: Hört, hört!), so daß hier eine
systematische Schulzahnpflege eigentlich nicht mehr ge¬
trieben wird. Das ist bedauerlich.

Weun die Provinz Ersprießliches leisten will, muß
sie hier eingreifen. Ich gebe zu, daß sie natürlich mit
diesen Mitteln nicht imstande ist, für alle Gemeinden
der Provinz nun die Schulzahnpflege selbst in eigener
Regie durchzuführen, aber es wird genügen, wenn die
Provinz führend auftritt und erklärt: Wir sind bereit,
Mittel als Zuschüsse zur Verfügung zu stellen, damit
eine systematische Zahnpflege getrieben wird. Denn eine
Schulzahnpflege, die nur so 26 Koc zeitweise einmal
getrieben wird, ohne System, ist meiner Anffassnng
nach nnd auch nach der Auffassung aller Wissenschaftler
hinausgeworfenes Geld. Eine systematische Fürsorge,
wie sie insbesondere die Stadt Bonn unter Führung
des Professors Kautorowicz durchgeführt hat, müßte
in allen Gemeinden der Rhcinprovinz durchgeführt
werden. Es ist dies die systematische Durchorganisatiun
in allen Klassen und Schulen. Sowohl die Volksschulen
als auch die mittleren und höheren Schnlen müssen
davon erfaßt werden. Wenn wir mit der Schulzahn¬
pflege wirklicheErfolge erzielen wollen, hat es keinen
Zweck, nur an einzelnen Orten oder nur in einzelnen
Schulen des Ortes eine solche Organisation zu treffen,
weil sich dann ein Gesamtüberblicküber die Erfolge
einer solchen Organisation nicht gewinnen läßt. Ich
bin der Auffassung, daß mau hier das System ver¬
folgen soll, daß möglichst alle Daucrzähne, alle bleiben¬
den Zähne des Menschen erfaßt und saniert werden.

Sobald das Wachstum der Dauerzähue im Munde des
Kindes vor sich geht, muß bereits die Fürsorge, die
Planmäßige Neberwnchuug und die planmäßige Be¬
handlung einsetzen.Es genügt nicht, daß man lediglich
die Beobachtungen bei den einzelnen Schulen einführt,
denn die Behandlung der Kinder wird sehr oft daran
scheitern,daß einmal der Familie die Mittel nicht zur
Verfügung stehen, zum andern aber auch die Kontrolle
oder wenigstens die nachhaltige Kontrolle fehlt, daß
min auch die Behandlung einsetzt. Sie wird aber,
wenn sie einheitlich als Tchulzahupflege durchgeführt
wird, sicherlich praktischeErfolge zeitigen können.

Der Herr Landeshauptmann wird in dem Be¬
streben, hier etwas Großzügiges zu leisten, meiner
Auffassung nach auch die Zustimmung sämtlicher
Krmikcntassenverbände erhalten. Mit diesen großen
Organisationen, die die gesamte Rhcinprovinz um¬
fassen, wird es möglich sein, eine umfassendeFürsorge
für die gesamten Kinder der Provinz durchzuführen,
znm Nutzen der weiteren Entwicklung der Jugend
überhaupt.

Zum Schlüsse einige Worte zu den Ausführuugen
des Herrn Abgeordneten Becht, der es sich nicht ver¬
weisen kann — das scheint heute System der Kommu¬
nistischenPartei zu sein —, hier auch auf Kosten der
Wahrheit Verdächtigungen gegen unsere Fraktion
auszusprecheu. Herr Abgeordneter Becht hat die Stirn
besessen, zn behaupten, daß unsere Fraktion im Preu¬
ßischen Landtag für die Bewilligung der Mittel für
die konfessionellen Gcsellenuerbändr und für die
Pfarrergehältcr gestimmt habe. Ich stelle dies hier als
Unwahrheit fest. Herr Abgeordneter Becht ist damit
gerichtet. (Lauter Widerspruch bei den Kommunisten.^

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Weber, Krny.

Abgeordneter Weber, Kray: Herr Abgeordneter
Becht hatte eben den Geschmack, unter Berufung auf
eine Meldung linksgerichteterBlätter znm Beweis für
die Unmoralität der Geistlichen einen Fall zn er¬
wähnen, der mit einem Geistlichen aus Gelsenlirchen
in Düsseldorf passiert sein soll. Ich weiß zufällig aus
Gelscukircheuer Zeitungen, die ich gestern und vor¬
gestern gelesen habe, daß anläßlich dieser unrichtigen
Angaben in den linksgerichteten Blattern bereits die
Beleidigungsklage gegen die betreffende Redaktion
schwebt. Es wäre aber immerhin ganz interessant, im
Augenblick auch mal eine Probe darauf zu machen,
wir oft gerade Sie gegen die rechtsgerichteten Blätter
sich aufbäumen, wcuu diese irgendwelcheangeblich un¬
bewiesene Behauptungen über Ihre Leute gebracht
haben.

VorsitzenderDr. Iarrcs: Wortmeldungen liegen
nicht mehr vor. Wir kommenzur Abstimmuug.

Ich lasse zunächst über deu Autrag der kommunisti¬
sche» Fraktion, betreffend Bewilligung eines Zuschusses
von 5llU0 Mark zum Umbau des Remsthcider Kinder-
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Heinis abstimmen, (Zuruf der Abgeordneten Dr, Kaiser
und Hanck: Der ist ja zurückgezogen!) Im Fachaus¬
schuß ist er zurückgezogen,hier aber eben ansdrücklich
wieder aufgenommen worden. Ich bitte diejenigen, die
für diesen Antrag sind, sich zu erheben, — Das ist die
Minderheit, Der Antrag ist abgelehnt.

Ich bitte dann diejenigen, die für den Autrag des
Fachausschusseszu Drucksachc 1 mit dem Antrage der
suzialdemokratischcu Fraktion ans Bewilligung von
5«) 000 Mark zur Durchführung einer planmäßigen
Schulzahnpflege sind, sich zu erheben. — Das ist an¬
genommen.

Meine Damen und Herren! Ich schlage Ihnen
vrr, die bereinigten Punkte 18—2! und !! nach der
Mittagspause zu uehmcn und zu versuchen,noch einige
Punkte bor der Pause zu erledigen. — Zu

Punkt 25: Antrag des I. Fachausschusses
zur Beschwerde dcS Rob. Kiesel, früher
W e r k I e h r m e i st e r an der Anstalt für h iru -
verletzte Kriegsbeschädigte in Bonn,
wegen vorschriftswidriger Führung
seiner Personalakten
sind leine Redner gemeldet. Nenn der Berichterstatter
— es ist Herr Abgeordneter Hanck — aufs Wort ver¬
zichtet (Zuruf des Abgeordneten Hanck: Zu diesem
Punkte taun ich aufs Wort verzichten!), so kann gleich
darüber abgestimmt werden. Ich stelle dann fest, daß
dem Antrage des I. Fachansschussesauf Ablehnung
entsprochenist.

Punkt 20: Antrag des I. Fachausschusses
zu dcu Anträgen des Deutschen Verban¬
des für die berufliche Kranken- und
Wohlfahrtspflege und des Verbandes
der Gemeinde- und St aatsarb eitc r, Sek¬
tion Gesundheitswesen, betreffend Gin -
gruppierung des beamteten Pflege¬
personals, des Erz iehungspcrsuna I s,
der Aufsichtsbeamten an der Provinzial-
Arbcitsanstlllt, des Hand Werksperso¬
nals u. ll.
(Zuruf des Abgeordneten Hauck: Da liegen aber Wort¬
meldungen vor!) Dann erteile ich dem Berichterstatter,
Herrn Abgeordneten Hanck, das Wort.

Abgeordneter Hanck: Der I. Fachausschuß emp¬
fiehlt Ihnen, die Eingabe des DeutschenVerbandes für
die beruflicheKranken- und Wohlfahrtspflege und des
Verbandes der Gemeinde- und Staatsarbeiter, Sektion
Gesundheitswesen,an den Provinzialansschuß zur Er¬
ledigung bei der Renordnung der Nesoldungsvcrhält-
nisse der Provinzialbcamten zu überweisen, mit der
Motivierung, daß es ja selbstverständlichunmöglich ist,
hier in diesem Hohen Hause die Neuregelung der Ein-
gruppieruug der einzelnen Angestellten der Anstalten
vorzunehmen.

Wir haben analog bereits mit ähnlichen Gingaben
in früheren Jahren Verfahren. Ich erinnere hier ins¬

besondere auch an die Beschlüssedes 00. Provinzial-
landtags vom 15. März !92>, wo anch der Provinzial¬
ansschuß bzw, die Provinzialvcrwaltuug, wozu ja der
Provinzialansschuß gehört, mit der Durchführung der
Regelung beauftragt wurde, und zwar folgendermaßen:

„Die Provinzialverwaltung wird ersucht, bei der
Regelung der Besoldung in Fühlung mit den zu ge¬
meinsamen BesulduugsUcrcinbarnngcn gebildeten tum-
mnnalcn Vcreinignngeu der Provinz zu bleiben und
sich solchen Vereinbarungen tunlichst anzuschließen,"

In diesem Sinne empfiehlt der I, Fachausschußdie
llebcrweisung au deu Provinzialansschuß.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Losenhausrn. (Zuruf: Nicht da!) Dann
Herr Abgeordneter Vüchscnschütz.(Znruf: Nicht da!)
Dann Herr Abgeordneter Hennig.

Abgeordneter Hennig: Meine Damen und
Herren! Meine Fraktion ist nicht der Ansicht des
I. Fachausschusses. Wir stehen vielmehr auf dem
Standpunkt, daß diese Frage in all« Öffentlichkeit
behandelt werden kann und muß. Die Zentrums-
frnktiun hat jetzt auch eiucu Antrag in Drncksache116
gestellt, der verlangt, daß von scitcn der Provinzial-
verwaltuug im nächstjährigen Haushaltsvoranschlag
die Nesoldungsullchweisungcn in der üblichen Form
vorzulegen sind. Wir treten dafür ein, daß die Be¬
handlung dieser Frage in aller Oefseutlichleit,also hier
in der Sitzung, vorgenommen wird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Eismann, Köln.

Abgeordneter Eickmann, Köln: Meine Damen
und Herven! Bereits im vorigen Jahre lag dem
73. Provinziallandtag ein Antrag vor, der ungefähr
das nämliche Ziel verfolgte, wie der nunmehr vor¬
liegende. Er wurde damals dem Provinzialausschuß
zur Erledigung überwiesen. Aber diese Erledigung
hat bis heute noch nicht stattgefunden, jedenfalls mit
Rücksicht darauf, daß im vergangenen Jahre eine all¬
gemeine Neuordnung der Beamtengchälter bevorstand,
die inzwischen erfolgt ist.

Man kann nicht behaupteu, daß die nunmehr vor¬
liegende neue Vesoldungsurduung für die Beamten
allseitige Zufriedenheit ausgelöst hätte. Ich erinnere
zum Beispiel daran, daß weite Volksschichten der Auf¬
fassung sind, daß die etwas bureaukratisch-schematisch
vorgenommene Neuordnung derartige Aufwendungen
im allgemeinen erfordert, daß darunter die berechtigten
Belange der übrigen Volksschichtenzu kurz kommen.
Andererseits ist festzustellen, daß auch die Beamten selbst,
wenigstens iu den unteren Gruppen, alle Veranlassung
haben, nicht mit der Ncsolduugsordnuug zufrieden zu
seiu. Insbesondere deshalb nicht, weil sie eine Reihe
zum Teil sozial recht bedenklicher Bestimmungen ent¬
hält. Ich erinnere an die Beseitigung der Verzah¬
nung, an die Beseitigung der Möglichkeit, von der
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einen in die andere Gruppe aufzusteigen, ohne daß
eine Beförderung stattfindet. Die Gräben, die zwischen
den einzelnen Besoldungsgruppen bis heute schon be¬
standen, sind in unsozialer Weise crbreitert und ver¬
tieft worden, eine Erscheinung, unter der insbeson¬
dere die technisch und handwerksmäßig vorgebildeten
uud die übrige» nicht mit Ncrwaltungsarbciten be¬
schäftigten Beamten zu leiden haben. Diese Mängel
können zum Teil noch durch eine den sozialen An¬
sprüchen gerecht werdende Einstufung beseitigt wer¬
den. Dies um so mehr, als es sich hier um Gruppen
handelt, die nicht mit den Verwaltuugsbeamtcu ohne
weiteres auf eine Stufe gestellt werden dürfen. Ich
erinnere daran, daß auch hier in der Rheinprovinz
für die Beamten zweierlei Maß in bezug auf die
Dienstzeit besteht. Während die unteren Beamten, ins¬
besondere in den Heil- und Pflcgcanstalten, durchweg
die 60-Stunden-Woche haben, haben alle übrigen Be¬
amten eine wesentlich kürzere Arbeitszeit.

Deshalb möchte ich den Wunsch aussprcchen, daß, wenn
dieser Antrag entsprechend dein Antrage des Fachaus¬
schusses dem Prouinzilllausschuß zur Erledigung über¬
wiesen wird, dann die Erledigung nicht vom grünen Tisch
aus geschieht. Ich möchte wünschen, daß auch hier bei
der Provinz so verfahren wird, wie es beim Reiche,
beim Staat und bei den übrigen Gemeinden geschieht,
daß die beteiligten Organisationen ^- in diesem Falle
ist es der Provinzial-Beamtenverband, sowie die beiden
Organisationen der Arbeitnehmer: christliche und freie
Gewerkschaften — mit zur Verhandlung herangezogen
werden. Es ist selbstverständlich, daß, wenn dieses ge¬
schieht, auch den Beteiligten durch ihre Vertreter ein
größerer Einblick in den Zusammenhang gegeben wer¬
den kann und daß es so möglich ist, von vornherein
eine Regelung zu treffen, die Aussicht hat, nach jeder
Richtung hin eine gewisse Befriedigung auszulösen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren!
Als Vertreter meiner Fraktion möchte ich hier erklären,
daß auch wir selbstverständlich wünschen, daß, wenn
hier die Ueberwcisung an den Provinzialausschuß er¬
folgt ist, die Verhältnisse derjenigen Personenkreise,
welche hier in der Gesundheitsfürsorge tätig sind, bei
der Neucingruppieruna. nach der neuen Vesolduugs-
urdnung bevorzugt berücksichtigt werden mögen. Es ist
Nanz selbstverständlich, daß wir diese Anschauung ver¬
treten müssen, und zwar schon um deswillen, weil wir
wissen, daß b i der Neuregelung durch die Reichs- und
Stnatsbesoldungsordnung die höheren Gruppen wesent¬
lich günstiger abgeschnitten haben als die unteren. Wir
'Nüssen schon aus diesem Grunde hier ausgleichende
Gerechtigkeit von der Provinzialverwaltung und vom
Provinzialausschuß erwarten, insbesondere weil wir
wissen, daß gerade unsere Pfleger und Pflegerinnen

eine sehr schwere Aufgabe im Dienste der Volksgesund-
hcit erfüllen müssen und hier zeitweise sogar ihr Heben
aufs Spiel setzen. Glücklicherweise hat sich jetzt im
Reichstag eine Mehrheit gefunden, die dafür ein
getreten ist, daß nunmehr endlich auch diese Irrcn-
und Krankenpflege unter den Unfallschutz der Reichs-
versicherungsordnuug fallen, unter dem sie bisher nicht
gestanden haben. Die Notwendigkeit dazu ergibt sich
insbesondere aus unseren Erfahrungen, daß Unfälle
bei der Uebcrwältigung voll Geisteskranken in Er-
regungszuständen bisher nicht entschädigt wurden. Das
war ein außerordentlich bedauerlicher Zustand; aber
gerade dieser Umstand zeigt uns, welche schwere Auf¬
gabe diese Leute zu erfüllen haben. Es ist aber am
Platze, daß diese Personen nicht auch noch mit einer
allzu langen Arbeitszeit beglückt werden, denn diese
Personen neigen, wenn sie jahraus jahrein mit solchen
Geistesgestörten in Berührung stehen, doch allzu leichl
dahin, diesen Vorbildern auch Physisch zu erliegen, was
in einzelnen Fällen bereits zu verzeichnen gewesen ist.
(Zuruf des Abgeordneten Thol: Deswegen Achtstunden¬
tag!) Deshalb wünschen wir — das habe ich eben
schon ausgeführt —, daß den Pflegcpersonen in den
Irrenanstalten eine möglichst kurze Arbeitszeit beschert
wird und ihnen insbesondere auch bei der Regelung
der Besoldung in weitestem Maße entgegengelommrn
wird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Landeshauptmann.

Lllndeshauptmannn Dr. Horion : Meine Damen
und Herren! Zur Vorbereitung der Uebcrlcitung der
alten Besoldungsordnung in die neue hat der Pro¬
vinzialausschuß eine» Unterausschuß eingesetzt, in dem
sämtliche Parteien vertreten sind. Dieser Unter
llusschuß hat selbstverständlich die Absicht, bei den Vor
bereitungen seiner Beratungen auch die Organisationen
der Arbeiter und Angestellten zn hören, und zwar
nicht nur i>urch die Verwaltung — mit der Verwaltung
haben die Herren ja jetzt schon sehr viel bei den Vor¬
bereitungen verhandelt —, sondern es ist ausdrücklich
beschlossen worden, daß die Vertretungen der Organi¬
sationen auch vor den Ausschuß selbst kommen sollen,
um dort auch persönlich vor den Mitgliedern des
Ausschusses ihre Wünsche vortragen zu löuueu.
(Bravo!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitcrc Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich lasse abstimmen und bitte
diejenigen, die für den Antrag zu 26 sind, die An¬
gelegenheit an den Provinzialausschuß zur Erledigung
zu überweisen, .die damit gleichzeitig im Sinne des
Herrn Berichterstatters die Angleichung der Be-
soldungsorbnung an die staatliche Nesoldungsorduung
im Sinne des Beschlusses des 6». Provinziallandtagcs
vom 15. März 1921 dem Provinzialausschnß übertragen
wollen, sich zu erheben, — Das ist die Mehrheit,
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Ich schlage vor, jetzt die Vertagung eintreten zu
lassen. Sie sind damit einverstanden, daß das Haus
sich auf eine Stunde vertagt und daß die Sitzung
Punkt 1!^ Uhr wieder beginnt,

(Beginn der Mittagspause 13 Uhr 3<> Minuten,)

(Wiederbeginn 11 Uhr IN Minuten,)

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Wir fahren
in der Beratung fort, und zwar mit Punkt 1^ in
Verbindung mit den Punkten 19 bis 21
und 11, Wir werden, wenn sich kein Widerspruch
erhebt, so Verfahren, daß die Herren Berichterstatter
der Reihe nach berichten und daß dann die Aussprache
über alle jetzt verlesenen Punkte erfolgen wird.

Zu
Punkt 18: Antrag des V, und I, Fachaus¬

schusses
l>) zu dem Bericht und Antrag des Pro¬

vinz i a l a u s s ch u s s e s, bctr, Beteili¬
gung des Rheinischen Provinzial-
verbandcs an der Krcdithilfe für
die notleidende Landwirtschaft;

I>) z u r Entschließung der Zentr u in s -
fraktion nebst Zusatzantrag dieser
Fraktion, sowie

o) z u den vier weiteren Nnträgen der
KPD, -Fraktion,

hat als Berichterstatter des V, FachausschussesHerr
Abgeordneter Tcnhacff das Wort.

Abgeordneter Tenhaeff: Meine Damen und
Herren! Der V. Fachausschußschlägt Ihnen vor,

1. den Antrag des Pravinzialausschusses (Druck¬
sache 32) unverändert auzunchmen;

2. den Entschließungen der Zentrumsfraktion lDruck-
sllchen Nr. 51 und 99) zuzustimmen;

3. den Provinzialausschuß zu ersuchen, in die nächst¬
jährigen Provinzial-Hanshaltspläne beim Weitei¬
bestehen der Notlage in der Landwirtschaft den
Betrag von 200 00N Mark für die Zinsverbilli-
gungsaktion nach Ziffer 1 der Entschließung der
Zentrumsfraktion einzusetzen;

1. die Antrage der KPD.-Fraktion (Drucksachen 52,
73, 81 und 98) abzulehnen.

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Als Be¬
richterstatter des I. Fachausschusseshat Herr Nbgcord-
ueter Koenzgen ,das Wort.

Abgeordneter Koenzgen: Der I. Fachausschuß
schließt sich den Vorschlägen des V. Fachausschussesan,
jedoch mit der Maßgabe, baß Ziffer 3 des e'ben er¬
wähnten Antrages wie folgt geändert wird:

„Der Provinzialausschuß soll ersucht werden, zu
erwägen, ob in dcu nächstjährigen Haushaltsplan
beim Weiterbestehender Notlage in der Landwirtschaft
der Betrag von 200000 Mark für die Zinsverbilligungs-

aktion (vgl. Ziffer 1 der Entschließung der Zentrums-
fraktion) eingesetztwerden soll."

Also mit Ausnahme dieses Zusatzantrages schließt
sich der I. Fachausschußden Beschlüssen und Auträgcn
des V. Fachausschussesan.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle : Wir
kommenzu

Punkt 19: Antrag des V. Fachausschusses
a) zu dem Bericht und Antrag des Pro¬

vinz i alaus sch u sses, betr. Förderung
der bäuerlichen Ansiedluug in den
Grenzbezirken,

I?) zu dem Zusatzantrag der SPD. -
Fraktion und

c) zu dem Antrag der KP D. - F r a t t i o u
hierzu.

Berichterstatter ist Herr Nlbcrtz. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hennig: Die notleidende Landwirtschaft ist
noch nicht da! Zuruf des Abgeordneten Nohl: Die
sitzt noch bei den Fleischtöpfen!) Offenbar scheint auf
die Berichterstattung verzichtet zu werden.

Wir kommen zu
Punkt 20: Antrag des V. Fachausschusses

zu dem Antrag der KPD. - Fr alt ion auf
Erhöhung des im landwirtschaftlichen
Haushaltsplan vorgesehenen Betrages
für Bodenmeliorationcu in kleinbäuer¬
lichen Wirtschafte n.

Berichterstatter ist Herr Krapoll.
Abgeordneter Krapoll: Meine Damen und

Herren! Im Haushaltsplan „LandwirtschaftlicheAn¬
gelegenheiten" ist unter Ziffer 2 für Nodenverbesscrun-
gen aller Art von der Provinzialverwaltunn in diesem
Jahr ein erhöhter Betrag eingesetzt worden und zwar
1172 200 Mark, Der V. Fachansschnßhat mit der Maß¬
gabe «dem Betrage zugestimmt,daß im laufenden Fahre
abzuwarten ist, wie die Beträge für Bodenverbcsscrun-
gen, Meliorationen und Umlcgungen verwandt werden.

Die KPD. hat einen weitergehendenAntrag gestellt;
sie fordert 1100 000 Mark für dieselbenZwecke. Jedoch
ist dem V. Fachausschuß vo« seilen der Provinzial-
verwaltung mitgeteilt worden, daß für 'den Mehrbetrag
eine Deckung nicht vorhanden wäre. Aus diesem Grunde
glaubt der V. Fachausschuß, den Antrag der KPD.
ablehnen zu müssen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wir
kommen zu

Punkt 21: Antrag des V. Fachausschusses
-l) zu dem Bericht und Antrag des Pro¬

vinz ial a usschusses, 'betr. Bewilli¬
gung einer ersten Rate von 500N0U
Reichs - Mart aus P r u v i u z ialm itt el n
für das Eindeichn n gsp r ojekt Nen-
w i,ed ;

!,) zu dem Antrag der KP D. - F ra t t iou
hierzu.
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Berichterstatter des V. Fachausschusses ist Herr
Tcnhaeff.

Abgeordneter Tcnhaeff: Der V. Fachausschuß
unveränderte Annahme, zu d Auleh-

Vorsitzender Eberlc: Wir

schlägt zu
nung vor.

Stellvertretender
kommen zu

Punkt 22: Antrag des V, Fachausschusses
2) zu dem Bericht u nld Antrag des Pr 0 -

v i n z i a l a u s s ch u s s e s, betr. Bereit-
ste I lung von weiteren 5 0 N 0 0 Mark
zur Behebung der Winzernot und
für die Zwecke des Weinbaues;

K) zu dem Antrage der KPD - F r a tt i 0 n
hierzu.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Vergweilcr.
Abgeordneter Vergweilcr : Meine verehrten

Damen und Herren! Der V, Fachausschuß schlagt
Ihnen die unveränderte Annahme des Antrages des
Proviuzialausschusses vor. Ich nehme nur auf die
DrucksachcNr. 12 Bezug; es erübrigen sich danach
weitere Ausführungen.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Wir
lommen zu

Punkt 23: Antrag des V. Fachausschusses
zu dem Antrage der KPD. - Fr at ti 0 n ,
betreffend kostenlosen Unterricht der
Söhne von Kleinwinzern in den Wein¬
bau l e h r a n st a l t e u.

Berichterstatter ist Herr Tenhaeff.
Abgeordneter Tenhaeff : Auch hier schlägt der

Fachausschuß Ablehnung vor.
Stellvertretender Vorsitzender Ebcrle: Wir

kommen zu
Punkt 24: Antrag des V. und I. Fachaus¬

schusses
2) zu dem Bericht un,d Antrag des Pro¬

vinzialausschusses, betr. die Fort¬
entwickelung des landwirtschaft¬
lichen Schulwesens in der Rhein-
Provinz ;

K) z u dem Zusatzantrag der Zentrums-
fraktion auf Errichtung von land¬
wirtschaftlichen Schulen in Dann
und im Kreise P r ü m;

c) z u ^ e m Zusatzautrag de

6)

Fraktion, betreffend Einrichtung
von Freistellen an allen landwirt¬
schaftlichen Berufs- und Fachschulen;
zu dem Antrag der Zentrums-
frakt i 0 n, betreffen d Ginrichtung von
Bäuerinnentlassen bei
ba u leh ra n stalt in Trier.

Berichterstatter ist Herr Krapoll.

der Wein

Abgeorductcr Krapoll: Aus Drucksache Nr. 1l:
„Bericht nud Antrag des Provinzialausschusses, betr.
die Fortentwickcluug des landwirtschaftlichen Schul¬
wesens in der Rhcinprovinz", geht zur Evidenz hervor,
wie die Provinzialverwaltung bemüht gewesenist, das
landwirtschaftlicheSchulwesen auch in den Kreisen, wo
bis jetzt weniger geschehen war, auszubilden.

Der V. Fachausschußschlägt vor, den: Antrage der
Provinzialverwaltung auf weiteren Ausbau zuzu¬
stimmen.

Im Anschluß an diesen Antrag liegt ein besonderer
Antrag ber Abgeordneten Dr. Saaßen, Heuser usw.,
also des Zentrums, vor, die Kreise Ndenau und Prüm
weiter mit landwirtschaftlichen Schulen zu versehen.
Wenn es im Nahmen der Möglichkeit liegt, daß hier
die Schulverwllltung und die Kammer Hand in Hand
gehen, wie dies üblich war, schlägt der V. Fachausschuß
vor, dem Antrage zuzustimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Euerlc: Bericht-
cnstattcr für den I. Fachausschuß ist Herr Kocnzgcn.

Abgeordneter Koenzgcn : Der I. Fachausschuß
schlägt im allgemeinen vor, sich den Anträgen des
V. Fachausschusses anzuschließen,jedoch mit einer Aus¬
nahme: Der I. Fachausschuß schlägt vor, in dem An¬
trage, betr. die Anstalt für Weinbau, Obstbau und
Landwirtschaft in Trier, das Wort „Baucrinnenklasse"
in „Mädcheuklasse"umzuändern (Bravo! rechts), weil
das Wort „Mädchenklassc" heute im amtlicheu Verkehr
gebräuchlicher sei. (Zuruf liuks: Weil die Bäuerin
lein Mädchen mehr ist!)

Stellvertretender Vorsitzender Eber I e: Wir
kommen nun zu

Punkt 41: Antrag des I. Fachausschusses
-r) z u dem Antrage der SPD. - F rak t i 0 u ,

betreffend Herabsetzung des zoll¬
freien Gefrierfleischkontingeuts ;

K) zu dem Antrage der KPD-Fraktion
auf Aufhebung des Einfuhrzolls für
Gefrierfleisch und Freigabe der Eiu -
f u h r.

Berichterstatter ist au Stelle des Herrn Pikard
Herr Albertz.

Abgeordneter Albertz: Der V. Fachausschuß hat
mit Mehrheit beschlossen, die zu Punkt 41 gestellten
Anträge abzulehnen.

Stellvertretender VorsitzenderEbcrle: Damit ist
die Berichterstattung beendet. Wir treten nun in die
Aussprache über die Punkte Iß bis 24 und !l ein.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Pikard.
Abgeordneter Pikard: Meine Damen und Herren!

In den Rahmen der Not der deutschenLandwirtschaft
und der Hilfsmaßnahmen, bie von feiten der Nürger-
dlockparteien im Deutschen Reichstag zugunsten der
Landwirtschaft ergriffen worden sind, gehört auch die
Frage der Gefrierflcischversorgung der deutschenBe-



140 71. Rheinischer Provinziallandtag, 1, Sitzung am 30, März 1928.

vülternng. Durch einen Beschluß des Reichstages, dem
die bürgerlichen Parteien zugestimmt haben, ist das
Kontingent für Gefrierfleisch von 120 000 Tonnen pro
Jahr auf 50 000 Tonnen herabgesetzt worden, (Abgeord¬
neter Haas: Hört, hört!) Wir erblicken hierin von un¬
serem Standpuukte aus eine schwere Schädigung der
Ernährung der allgemeinen Bevölkerung, Wenn
zwischen einem Pfund Fleisch ein Preisunterschied von
50 bis 60 Pfennig ist, so muß diese Maßnahme doch
schwere Bedenken ergeben. Es hätten sich diejenigen,
die dem Antrage auf Herabsetzung des Kontingents zu¬
gestimmt haben, doch auch fragen müssen: Schädigen
wir damit nicht die Allgemeinheit in einem Maße, daß
es mit dem, was wir wullcu, nicht iu Einklang zu
bringen ist?

Die Befürworter der Herabsetzung haben erklärt,
daß die Kürzung des Gefrierfleischkontingcnts eine
wesentliche Hilfe für die deutsche Landwirtschaft dar¬
stellt. Wie steht es damit? Sehen wir uns die Dinge
doch auch einmal von der Seite der Arbeitnehmer an,

Glauben die Herren, die diesem Antrage zugestimmt
habeu, daß die Verbraucher der 120 000 Tonneu Gefrier¬
fleisch jetzt ohne weiteres zum Frischfleisch übergehen
tonnten? Bei dem Preisunterschied von 50 bis
00 Pfennig, den ich oben genannt habe, wird das nicht
der Fall sein, uud große Kreise der arbeitenden und
notleidenden Bevölkerung, die hcntc noch in ber Nage
waren, Fleisch zn essen, werden in Zukunft auf Fleisch¬
esseil verzichten müssen; sie werden nicht in der Lage
sein, dieses so notwendige Nahrungsmittel für sich in
Anspruch zu nehmen. Berufene Kreise, darunter auch
Mitglieder des Enguctcausschusscs, die sich eingehend
mit 'dieser Frage befaßt haben, schätzen, daß höchstens
IN- bis 15 000 Tonnen mehr an Frischfleisch Uerkonsu-
miert werden würden. Das würde auf den gesamten
Fleischverbrauch ungefähr 1 bis 1^ Prozent aus-
macheu. Wir können als Sozialdemotratcn wirklich
nicht einschen, daß dies eine so.durchgreifende Hilfe für
die notleidende Landwirtschaft wäre, die es verant¬
worten könnte, daß man deshalb weiten Kreisen des
schassenden Volkes das notwendige Nahrungsmittel
verteuert.

Aber auch noch eine andere Seite hat diese Frage,
das ist die: Ist überhaupt die deutsche Landwirtschaft
imstande, die deutsche Bevölkerung mit Ochsen uud
Nulleu resp, Rindfleisch zu versorge»? Hier möchte ich
mich auch ans die Ergebnisse des EnguctcauSschusses
stützen, bei denen auch von den bürgerlichen Parteien
Mitglieder mitgewirkt haben, die auf bemsolben Stand-
Punkt stehen. Die Zahleil, die ich nennen werde, sind
einwandfrei. Wir hatten im Iah« 1913 an Bullen
und Ochsen in Deutschland 1369 000, im Jahre 1921
1039 000, im Jahre 1925 871000 Stück, im Jahre 1926
793 000 und im Jahre 192? 789 000. (Zuruf: Ohne
Kommunisten!) Wir haben also die Zahl der Bullen

und Ochsen von der Vorkriegszeit noch nicht erreicht.
Im Gegenteil, wir bleiben um nahezu 50 Prozent
hinter dem Vorkriegsstände zurück. Aber es ist doch
auch so, daß jetzt das Quautum Fleisch, welches vor dem
Kriege in Deutschland von der deutschen Vcvölkeruug
vcrkonsumicrt wurde, noch nicht erreicht ist. Auch aus
diesem Grunde hätte man sich überlegen müssen, ob
man in dieser Form an eine Verteuerung des Fleisches
Herangehen sollte. (Abgeordneter Hauck: Sehr richtig!)
Wir hatten in den Jahren 1911 bis 1913 in Deutschland
Pro Kopf einen Fleischverbrauch von 52,1 Kilogramm,
im Jahre 1927 von 51,7 Kilogramm. Man schätzt in
Fachkreisen, daß der Fleischverbrauch 7 bis 8 Prozent
niedriger ist als in der Vorkriegszeit in Deutschlaud.
(Abgeordneter Hauck: Hört, hört!) Nun wirb gesagt,
und das wurde besonders im Fachausschuß V von den
Vertretern der Landwirtschaft, insbesondere von Herrn
von Stednilln, betont, daß durch die Drosselung der
Gcfrierfleischeinfuhr eine wesentliche Hebung der deut¬
schen Landwirtschaft herbeigeführt werde, (Zuruf des
Abgeordneten von Stedman: Das ist auch richtig!) Gs
ist nicht richtig, Herr von Stedman. Ich werde Ihnen
das gleich mit einigen Zahlen beweise«, ,die Ihnen wohl
anch zu denken geben werden. Wir haben noch immer
außer Gefrierfleisch eine Einfuhr von 130 000 Tonnen
Rindvieh und von 22 000 Tonnen frischem Rindfleisch
(im Jahre 1N27) zu verzeichnen. Dieses Fleisch ist natür¬
lich bedeutend höher im Preise als das Gefrierfleisch
und kommt für den Konsum der breiten Masse der
Bevölkerung in keiner Weise in Frage, weil sie nicht
in der Lage ist, diese Preise anzulegen. Wenn man
also schon glaubte, hier etwas tun zu müssen, dann
wäre es doch naheliegend gewesen, man hätte hier
irgendeine Drosselung eintreten lassen, trotzdem wir
auch die von unseren, Standpunkte aus für verkehrt
halten, und wäre nicht an das notwendigste Nahrungs¬
mittel, welches die arbeitende Bevölkerung in Deutsch¬
land hat, herangegangen.

Nun wurde mir von deu Gegnern unserer Anficht
auch entgegengehalten, daß durch die Gefrierfleisch¬
einfuhr eine wesentliche Verschlechterung der deutscheu
Handelsbilanz herbeigeführt werde, (Abgcurdnter von
Stedman: Richtig!) Meine Damen und Herren! Diese
150 000 Tonnen Rindvieh und frisches Rindfleisch, die
eingeführt werden, hat mall bestehen lassen, und an das
gefrorene Fleisch, wie man es in landwirtschaftlichen
Kreisen spöttisch nennt, ist man herangegangen, weil
man für die Notlage, in der sich weite Kreise der Be¬
völkerung befinden, anscheinend nicht das nötige Ver¬
ständnis hat.

Aber wie ist es mit der Verschlechterung der Handels¬
bilanz? Es steht doch fest — wiederum nach den Auf¬
machungen des Gnqueteausschusses ^-, daß nicht alle
deutschen Schweine mit deutschen Futtermitteln heran¬
gezogen werden, sondern daß 30 bis 10 Prozent unserer
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gesamten Schweineaufzucht mit ausländischen Futter¬
mitteln gemästet werden, Es ist berechnet worden -^
wobei man zugrunde legt, daß 6 bis 6^ Zentner Futter¬
gerste und Mais auf ein Schwein gehen ^, daß das
Pfund Schweinefleisch,welchesmit ausländischenFutter-
niitteln herangezogen wird, ? Pfennig teurer kommt
als das Pfund Gefrierfleisch.Also kann man auch nach
dieser Richtung von einer Verschlechterung der deut¬
schen Handelsbilanz nicht reden.

Alles in allem bedeutet die Herabsetzung des Ge-
friersleischkontingents von 12« NNO auf 5UNNN Tonnen
eine Schädiguug der allgemeinen großen Verbraucher¬
schaft von 12N Millionen Mark, Ich glaube, daß ich
bewiesenhabe, daß mit dem Herabsetzen dieses Gefrier¬
fleischkontingentsder deutschen Landwirtschaft nicht ge¬
holfen ist.

Wir stehen nicht allein auf diesem Standpunkt. Be¬
sonders die Herren vom Zentrum möchte ich daran er¬
innern, daß wir bei den Verhandlungen im Deutschen
Reichstag Bundesgenossen aus den Reihen der christ¬
lichen Gewerkschafts-und Arbeiterführer gehabt haben.
Auch diese Leute standen auf dem Standpunkt, daß
man das Gefrierfleischkuntingentnicht so heruntersetzen
dürfe. Sie machten Vermittlungsvorschläge auf 90, 80,
70 und 60 0NN Tonnen.

Sie haben sich aber dann anscheinendder Fraktions¬
disziplin gebeugt und haben zum Schluß für 5U000
Tonnen gestimmt. Also auch in den Reihen der Zen¬
trumspartei ist die Meinung über diese Hilfsmaßnahme
für die deutsche Landwirtschaft gar nicht so einheitlich,
wie man es im V. Fachausschußdarzustellen versuchte.

Wir haben den Antrag gestellt,der Provinzialland¬
tag möge beschließen, an die DeutscheReichsiegierung,
an das Grnähruugsministerium, heranzutreten, um die
Wiederherstellung des Kontingents von 120 000 Tonnen
herbeizuführen.

Die KommuuiftischePartei hat einen Antrag ge¬
stellt, überhaupt zollfrei einzuführen. Wir sind nicht
in der Lage, diesem Antrage zuzustimmen, weil darin
eine bewußte Verleumdung unserer Partei enthalten
ist, die es uns unmöglich macht, mit den Kommunisten
überhaupt ein StückchenWeg zusammenzugehen.Ihre
eigenen Leute im V. Fachausschußhaben mir bestätigt,
daß sie auf die Redaktion des Antrages keinen Ginfluß
gehabt haben und diesen Passus nicht billigen. (Hört,
hört! bei deu Sozialdemokraten. Zuruf des Abgeord¬
neten Nohl: Das sind faule Ausreden!) Ich meine,
wenn Ihre eigenen Leute das sagen, dann ist das doch
wohl deutlich genug.

Meine Herren! Es ist dann im Deutschen Reichs¬
tag, weil man doch Wohl empfand, daß dieser Beschluß
unsozial und gegen die Interessen der breiten Masse
gerichtet sei, demLandwirtschaftsminister,Herrn Schiele,
anheimgestellt worden, bei Notständen in der Fleisch-
fraaF Vcrbilligungsaktionen durchzuführen.

Meine Damen und Herren! Einen Nutstand in
der Fleischversurguug haben wir zur Stunde noch
immer. (Abgeordneter Marx: Sehr richtig!) Ich habe
Ihnen mit Zahlen bewiesen, daß wir den Fleisch¬
verbrauch >der Vorkriegszeit noch nicht erreicht haben.
Ich habe es auch mit Zahlen bewiesen, daß es der
breiten Masse unmöglich ist, die heutigen Preise zu
zahlen. Wenn Sie Notstände in der Fleischüersorgung
sehen wollen, dann mögen die Herren sich einmal an die
Freibank der Schlachthöfehinstellen; dann werden sie
sehen, wie dort die Leute abends schon anstehen,,um
morgens ein Stückchenminderwertiges Fleisch zu be¬
kommen. Solange wir diese Zustände in Deutschland
haben, ist es unverantwortlich, daß man diesen Beschluß
seiteus der Vürgerblockparteicu im DeutschenReichstag
gefaßt hat.

Herr von Stedmau erzählte uus dann, daß sich die
Landwirtschaftskammer ernstlich damit befasse, eine
Verbilligung des Fleischesdadurch herbeizuführen, daß
man durch direkte Verbindung mit den Konsumgenossen¬
schaften den verteuernden Zwischenhandel ausschalten
wolle. (Zuruf des Abgeordneten von Stedman: Das
habe ich nicht gesagt!) Das haben Sie wohl gesagt.
(Zuruf des Abgeordneten von Stedman: Abschwächen,
habe ich gesagt!) Nebenbei gesagt, ist das auch keine
Maßnahme der Landwirtfchaftstammer. Ich war im
ersten Augenblickerstaunt, daß mau dort auf einmal
soviel Verständnis für die Notlage des deutschen Volkes
aufbrachte. Im Deutschen Reichstag sind bekanntlich
acht Millionen für diese Zwecke zur Verfügung gestellt
worden. Auf Grund dieses Beschlussesist man dann
auch in Bonn an die Vorarbeiten für diese Verbilli-
Mngsattion herangegangen. Meine Damen »nd Herren!
Vorbedingung dafür ist aber eius: Dann darf es aber
nicht gehen, wie es bisheran gegangen ist, daß, wenn
Konsumgenossenschaftenbei der Landwirtschaft kaufen
wollten, sie bohkottiert worden sind und ihnen kein
Vieh zugeführt worden ist. Mein Kollege Albertz hat
in der Kommission auf dieseu Fall schon hingewiesen;
er ist belegt.

Wir von der SozialdemokratischenPartei haben ja
den Weg der Verbilligung befchritten, indem wir die
große OldcnburgischeFleischfabrik,eine der größten in
Europa, gekauft haben. Wir sind auch schon den Weg
gegangen, mit den Erzeugergenossenschaftendirekt in
Verbindung zu treten. Wir sind gespannt, inwieweit
die dentfche Landwirtschaft uns auf diesem Wege folgen
wird und inwieweit wir in der Lage sind, diesen Weg
auch in Zukunft weiter zu gehen.

Meine Damen und Herren! Es wird hier von der
Not der Landwirtschaft geredet. Wir alle wissen, daß
die deutsche Landwirtschaft in Not ist. Meine Partei
hat im Deutschen Reichstag maßgebend an dein Not¬
programm mitgearbeitet und es fo zu gestalte» ver¬
sucht, wie wir es im Interesse der Landwirtschaft und
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des deutschen Volles für notwendig halten. Wir sind
der Meinung, die Not eines Standes ist letzten Endes
die Not des gesamten Voltes, (Sehr richtig! rechts,)
Man soll nicht die Not des einen Standes dazu be¬
nutzen, um die übergroße Mehrheit des deutschen
Volkes in größere Not hineinzubringen.

Deshalb bitten wir das Plenum dieses Hohen
Hauses, unserem Antrage zuzustimmen, (Lebhafter
Beifall bei den Sozialdemokraten,)

Stellvertretender VorsitzenderEber I e: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Völlig.

Abgeordneter Nu I lig: Meine Damen und Herren!
Sie haben die Drucksache 51 in Ihren Händen, Sie ent¬
hält eine Entschließung der Zentrumsfraktion des Pro-
uinzillllandtllgs. Gestatten Sie mir, zur Begründung
zunächstdes ersten Teiles der sich mit der allgemeinen
Notlage befaßt, und dann zur Begründung der Anträge
au die Provinz einige Ausführungen zn machen.

Die Verschuldung der rheinischenLandwirtschaft be¬
trug im Jahre I9l3 an Realschulden 330 Millionen
Mark, an Personalschnlden 350 Millionen Mark, zu¬
sammen 680 Millionen Mark, Damals waren jedoch
35N Millionen landwirtschaftliches Eigenlavital als
Einlagen der Spar- uud Darlehnskassen, Kreis- und
Gemeindesparkassenusw, vorhanden. Die Verschuldung
betrug am 1. Januar 1926 225 Millionen Mark, am
l, Januar 1927 131 Millionen Mark, Es waren in
diesem Jahre hinzugekommen00 Millionen Mark Auf¬
wertung. Die Schulden betrugen am 1. Januar 1928
51«, Millionen Mark. Also ist das Gesamtbild: 1913
nach Abzug der Einlagen 330 Millionen Mark, heute
510 Millionen Mark. Während es sich 1913 vorwiegend
um Realschuldeu handelte, sind heute unter den ins¬
gesamt 510 Millionen Mark Schulden 350 Millionen
Mark Personalschulden. Bedenken Sie, daß diese 350
Millionen Mark Personalschuldeu in weitaus den
meisten Fällen mehr Zinsen zu tragen haben als die an
und für sich schon hohen Bankzinsen ausmachen. Diese
Schulden sind vielfach von den Landwirten dort ge¬
macht worden, wo sie gleichzeitigauch eine Reihe von
Produktionsmitteln einkaufen. Dadurch ist die Selb¬
ständigkeit des Landwirtes im Gintaufen dieser Mittel
außerordentlich gehemmt, und Sie werden mir zu¬
stimmen, wenn ich sage, daß direkt und indirekt gerade
die Verzinsung dieser 350 Millionen Mark ein Krebs¬
schaden in der Landwirtschaft ist. Die Zinsenlast ergibt
eine Durchschnittsbelastung je Hektar von 35 Mark,
dreimal so hoch als in der Vorkriegszeit.

Geht man zn den Einzelerhobungen über, so findet
n>an, daß, entgegen einer auch in diefem Hause ge¬
fallenen Behauptung, als ob der größere Grundbesitz
wesentlich geringer verschuldet sei als der Klein- und
Mittelbesitz, dies im allgemeinen nicht zutrifft. Das
Bild wechselt selbstverständlichin den einzelnen Be¬
zirken. Aber das Gesamtbild zeigt eine ziemlichüber¬
einstimmende Verschuldung der verschiedenartigsten

! Wirtschaftsgrößen. Interessant ist es, dabei feststellen
zu töuncn, daß gerade in drujcnigeu Gegenden, in
denen am intensivsten gewirtschaftet wird, die Ver¬
schuldung am größten ist.

Es wird soviel von der notwendigen Selbsthilfe der
Landwirtschaft gesprochen. Ich erkläre ganz offen, daß
ich der Auffassung bin, daß alles seitens der Landwirt¬
schaft geschehen muß, »uns an Selusthilfc möglich ist.
Dem Rufe, intensiv zu wirtschaften, ist die Landwirt¬
schaft in weiten Kreisen gefolgt, und die wirklich
heroische Tat, mit geliehenem Gelde den Wirt-
schaftsbctrieb zu intensivieren, hat zur Folge gehabt,
daß gerade diese Betriebe am stärkstenverschuldetsiud.
(Sehr richtig! rechts,) Die Notwendigkeit der Inten¬
sivierung der Landwirtschaft bestrcitct niemand auch
aus deu eigenen Reihen der Landwirte keiner, die da¬
von überzeugt sind, daß alles darangesetztwerden muß,
nm dazn zu kommen, die Ernähruug des deutschen
Volkes möglichst aus den Erträgnissen der eigenen
Scholle sicherzustellen.Aber ein anderer Weg muß ge¬
gangen werden, um die höchste Leistungsmöglichkeitder
Landwirtschaft herbeizuführen.

Dankbar erkennt die deutsche und auch die rheiuische
Landwirtschaft an, daß das Notprogramm zur Hilfe der
Landwirtschaft manches enthält, was bei guter An¬
wendung die katastrophale Lage der Landwirtschaft für
den Augenblick zum Stillstaud zu bringen und darüber
hinaus in etwa zu bessern imstande ist. Aber ebenso
falsch wäre es, anzunehmen, als ob mit der Durch¬
führung dieser Nothilfc der Landwirtschaft dauernd ge¬
holfen wäre. Dazu gibt es nur ein Mittel, und das ist
die Wiederherstellung der Rentabilität des landwirt¬
schaftlichen Betriebes. (Abgeordneter Heuser: Sehr
richtig!)

Wenn ich über derartige Fragen spreche, prüfe ich
gewöhnlich vorher einmal, ob ich in meinen Ausführun¬
gen als Landwirt nicht einseitig bin. Dabei ist es inter¬
essant für mich, die Meinung der linksstehendenvolks¬
wirtschaftlichen Presse zu verfolgen. So habe ich ge¬
funden, daß der badische Sozialistenführer Wilhelm
Englcr im Maiheft der 2ozialistischen Monatshefte
1927 folgendes sagt:

„Die großen Summen, die Deutschland für die
äußere und innere Reparation, für die Wiedergut¬
machung aller Kriegsvcrwüstuug aufbringen muß,
zwingen nus, nnscrr nationale Produktion auf das
höchste zu steigern. Wir haben durch die technischen und
chemischenHilfsmittel die Möglichkeit, unsere land¬
wirtschaftlicheProduktion so zu erhöhen, daß wir uns
mit Getreide, Fleisch, Fett, kurz, mit allem, was auf
unserem Boden uud in unserem Klima gewonnen wer¬
den kann, in der Hauptsache selbst versorgen können.
Die notwendige Umstellung kann in wenigen Jahren
vollzogen sein, wenn man sich in allen Kreisen für eine
nationale landwirtschaftlicheProduktion einsetzt, Unser
Ziel muß auch auf diesem Gebiete eine gesunde Berufs-
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Wirtschaft sein. Wenn eine dein notwendigen Verbrauch
angepaßte inländische Erzeugung nicht anders zn er¬
reichen ist, dann mich man ihr eben staatlichen Schutz
uud staatliche Förderung gewähren."

Es ist nun nutwendig, einmal turz den Gründen
nachzugehen, welche die heutige so schlimmeLage der
Landwirtschaft verschuldethaben.

Die Zollgesetzgebung der Nachkriegszeit hat in
außerordentlich hohem Maße ans die Bedürfnisse der
Industrie Rücksicht genommen. Nie Landwirtschaft ist
dabei das Stiefkind gewesen. Die Auffassung, in der
möglichsten Ausdehnung des Exportes industrieller
Produkte läge die Sicherheit für den Aufstieg der
deutschenWirtschaft, ist irrig. Ich verkenne nicht, daß
ein starker Export der Industrie und dadurch eine gute
Beschäftigung der Arbeiterschaft und das Hereinholen
von Devisen für dir Gcsamtwirtschaft von großer Be¬
deutung ist. Was uützt es aber, daß die Industrie un¬
sicherennnd ungewissen Exportmöglichkeiten nachjagt,
wenn im gleichen Augenblickfür den Import agrari¬
scher Produkte 3 Milliarden an das Ausland aus¬
gegeben werden. Dann entsteht doch die Frage: Ist es
nicht richtiger, durch eine den Bedürfnissen und Not¬
wendigkeiten einer intensiv betriebenen Landwirtschaft
angepaßten Zollpolitik zu erreichen, daß der Import
agrarischer Produtte auf ein Minimum herabgedrückt
wird? Auch dazu, meine Herren, habe ich aus derselben
Quelle, nur von einem anderen der Sozialdemokrati-
schcn Partei angehörigen Voltswirtschaftler, wie Sie
übrigens in Ihren Reihen — das erkenne ich neidlos
an — manche hervorragende Volkswirtschaftler haben,
Ihnen etwas vorzutragen:

„Wir dürfen unser Heil nicht immer nur vou einer
Steigeruug der Ausfuhr erwarten; diese hat doch auch
immer eine Steigerung der Einfuhr im Gefolge. Wenn
unsere Landwirtschaft mehr Leute beschäftigt, mehr
hervorbringt, so entlastet sie den Arbeitsmarkt, Hun¬
dertc von Millionen für Nahrungsmittel, die sonst ins
Ausland gehen, bleiben dann im Lande und geben den
Landwirten die Möglichkeit, wiederum im Inlande
Maschinen und anderes zu taufen,"

Noch ein weiterer Gesichtspunkt für die Stärkung
der Landwirtschaft ist der, daß sie in der Vorkriegszeit
^ das ist hier auch schon angedeutet wordeu — die
beste Abnehmer!» industrieller Produkte aller Art war.
Die Gesamtsumme,die die Landwirtschaft hierfür aus¬
gab, belies sich auf 5 bis 6 Milliarde» Mark Pro Jahr.
Die heute so lapitalarmc unrentable Landwirtschaft, die
sich an allen Ecken und Enden einschränkenmuß, um
ihre Existenz zn erhalten, kann von industrielle« Pro¬
dukten heute nur mehr das Nllernotwcndigste ab¬
nehmen. Am 1. Januar 1027 stand die Grußhandels-
Indexziffcr für landwirtschaftlicheErzeugnisse und in¬
dustrielle Fertigwaren gleichmäßigauf 142, am 1. Ja¬
nuar 1028 sän! sie für landwirtschaftlicheErzeugnisse
auf 132 und stieg für industrielle Fertigwaren auf 150.

Au dieser ciueu Zahl mögen Sie erkennen, wie sehr
zuungunsten der Landwirtschaft»nd wie sehr zugunsten
der Industrie sich das Bild in diesem Jahre ver¬
schoben hat.

Meine Herren! Dazu auch eine kurze Mitteilung
von Herrn Rudolf Wisset iu den Sozialistische»
Monatsheften:

„Wenn wir nur 1X> Milliarden Mark für die Ein¬
fuhr vou 2obcii5>uittclusparen könnten, indem wir die
Erzeugung im eigenen Lande steigern, wüchse uns im
buchstäblichenSinne des Wortes dieser Betrag im
eigenen Lande zn. Dadurch wäre in der Landwirtschaft
eine starke Käuserschicht gewonnen, die sich in einer Be¬
lebung des inneren Absatzes, in einer Belebung von
Handel und Industrie auswirkte. Und damit wären
.wiederum erhöhte Beschäftigungsmöglichteiten im
eigenen Lanü^ gegeben."

Vor mir liegt der Abschluß eines von der Buch-
stclle der Landwirtschaftslnmmer nachgeprüften Be¬
triebes, der bestätigt genau das Gesamtbild, das ich
Ihnen eben entworfen habe. Die Einnahmen und Aus¬
gaben von 1013, mit !00 eingesetzt, ergeben eine Steige¬
rung der Einnahmen am >. Januar 1928 auf 126, der
Ausgaben auf 157.

Nun, meine Damen nnd Herren! Etwas Inter¬
essantes. Bekanntlich sind hier bei der Provinz mit den
großen Anstalten überall auch mehr oder miuder große
landwirtschaftlicheBetriebe verbunden. Ich kenne diese
landwirtschaftlichenBetriebe, uud ich muß gestehe», daß
die Leitung außerordentlich exakt ist und daß nach
keiner Richtung daran etwas auszusehen ist. Weiter
darf ich sagen, daß diese Betriebe einen ganz bedeuten¬
den Vorrang haben vor allen anderen landwirtschaft¬
lichen Betrieben oder doch vor der überwiegenden Zahl
derselben, weil sie einmal ihr Absatzgebietgewöhnlich
in der nebenan liegenden Anstalt haben, zum andern
deren wirtschaftliche Bedürfnisse genau keuneu, um ihre
Produktion darauf eiustellcu zu tonnen. Wenn sich
dann aber ergibt, daß diese Anstalten im Durchschnitt
eine Verzinsung des in ihnen investierte» Kapitals im
Jahre 1927 von 3,5 Prozent haben, und wenn Sie aus
der Zahl dieser Betriebe die herausziehen — es sind
vier —, welche keine Anstalt als Abnehmerin haben,
sondern mehr freie landwirtschaftliche Betriebe sind,
oder aber, wo die ganze Produktion von der Anstalt
nicht abgenommen wird und diese eine Verzinsung von
IX Prozent haben, so illustriert dies neben dem, was
ich bis jetzt gesagt habe, wohl die mißliche Lage der
Landwirtschaft hinreichend, (Sehr richtig! im Zen¬
trum.)

Die Hilfe des Reiches kann nach der Meinung der
allerweitesten .Kreise der Landwirtschaft nur durch eine
stärkere Betonung ihrer Interessen bei der Gestaltung
der Zollgesetzgebung geschehen. Die Selbsthilfe der
Landwirtschaft muß auf manchen Gebieten sich noch
stärker betntigeu, nnd sie wird es tun, sobald ihre Lage
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die Möglichkeitdazu gibt. Denn zu aller Selbsthilfe ge¬
hört letzten Endes auch ein gewisses Kapital. In dem
Rotprogramm ist ja auf einer Reihe Uou Gebieten die
finanzielle Unterstützung für die Durchführung eines
Sclbsthilfeprogramms gegeben. Es wird mit allen
Mitteln «ersucht werden müssen, den Weg vom Er¬
zenger zum Verbraucher zu verkürzen. Wir erkennen
auch als Landwirte durchaus die Bedeutung des legalen
Handels in der Heranbringung und Verteilung land¬
wirtschaftlicher Produkte an. Aber es haben sich doch
zuviel Schmarotzer zwischen Erzeuger und Verbraucher
unnötigerweise eiugcschuben.(Abgeordneter Dr. Hold:
Sehr richtig!) Die gemeinsame Aufgabe des legalen
Handels und der Landwirtschaft, in beider Interesse
gelegen, wird es sein, diese Parasiten auszuschalten.

Run, meine Herren! Zu diesem Punkte auch etwas
Interessantes:

„Für unsere inncrpolitischen Verhältnisse kann un¬
gemein viel von einer verständigen Behandlung des
Agrarproblems dnrch die Sozialdemolratie abhängen.
Verbrnuchcrinteresse bedeutet nicht den schlechthin
niedrigsten Preis, sondern der Kauflraft angemessene
Preise, die erträglich gemacht werden tonnen durch
Stärkung der Kauftraft und rationellere Gestaltung
des Verteilungsprozesses. Auch hier vorhandene poli¬
tische Möglichkeiten werden aber erschwert, wenn die
Arbeiterschaft zum Agrarproblem eine Stellung ein¬
nimmt, die alten Vorurteilen, aber nicht wirtschaft¬
lichen Notwendigkeiten entspricht."

So Dr. August Müller iu der sozialistische»Zeit¬
schrift „Die Glocke" vou 1924.

Es gibt heute eine ganze Reihe von Produkten, die
vom Erzeuger bis zum Verbraucher einen Aufschlag
von 30, 40 und mehr Prozent bedingen. Eben ist mir
in diesem Hause gesagt worden, daß bei Vdelprodukten
der Zuschlag bis zu 100 Prozent beträgt. Dieser Zu¬
stand ist unhaltbar uud muß geändert werden. Die
Landwirtschaft wird weiter ernst bestrebt sein müssen,
auf manchen Gebieten die Qualität der Produkte zu
hebeu, Sie wird vor allem auf dem Gebiete der Milch-
Uersorguug und Versorgung mit Obst und Gemüse sich
bestreben müssen, nicht nur die Qualität zu besser»,
sondern auch die Darbietung in geeigneter, angenehmer
Aufmachung zu erreichen. Bestrebungen und Anfänge
auf allen diesen Gebieten sind im Gange. Die großen
Städte stehen in Verbindung mit den Üandwirtschafts-
kmnmern, um eine Standardisierung der Milch durch¬
zuführen, deren Endziel die Herstellung einer Nohmilch
ist, die allen Anforderungen der Hygiene bezüglichdes
Genusses iu rohem Zustande eutsprechen soll. Däne¬
mark uud Schleswig-Holstein sind auf diesem Gebiete
vorbildlich.

Die großen Gemüsebauvereinc gehen mehr uud
mehr dazu über, nach holländischemMuster durch die
Anlage von Kalthäusern und durch streugc Maß¬
nahmen, die eine sorgfältige Sortierung der Produkte

gewährleisten, den Auslandsimport zu verdrängen und
dem Inlnnde neue Wege und Möglichkeiten zur Ver¬
sorgung mit Edelproduttc» zu erschließe»:.Alle diese
Bestrebungen verdienen die stärkste Unterstützung. Zu¬
gegeben, daß bislang auf dem Gebiete der Obst- und
Gemüseversorgung der städtische Verbraucher mitunter
nicht das fand, was die ausländische Einfuhr ihm bot.
Aber er möge auch umgekehrt nicht gar zu kritisch sein
und mehr uud mehr die Abnahme der Inlanderzeugung
bevorzugen,weun in dem Nebergaugsstadium auch noch
lleinc Mäugel gegenüber den Auslaudsvrudukten ihr
lluhaftcn sollten. (Abgeordneter uou Stedman: Sehr
richtig!)

Die sozialdemokratischeFraktion des Reichstags hat
einen Antrag eingebracht, der ein Gctreidemonopol
verlangt, und sie hofft, auf diesem Wege die Nöte der
Landwirtschaft im weseutlicheu behebenzn können. Sie
ist Gegnerin einer Erhöhung der landwirtschaftlichen
Zölle. Die Schaffung eines Getrcidcmonopols hat in
der Vergaugcnhcit schon manchmal eine Rolle gespielt.
Ich erinnere an die sogeuaunten Ncußer Beschlüsse, die
eiu Handelsmonopol in der Hand des Bernfsstandes
vorsahen, den Antrag Kanitz, der ein Staatsmonopol
für Auslandsgetreide vorsah, der jüngste Antrag der
Sozialdemolratie, der ein Reichsmonupol vorsieht. Die
Stellungnahme der Landwirtschaft zur Monopolfrage
ist in der Vergangenheit nicht einheitlich gewesen,zum
Haudelsmouopol iu der Hand des Bernfsstandes im all¬
gemeinen zustimmend, zu eiuem Reichsmouupol im
allgemeinen ablehnend. In den heute politisch so be¬
wegten Zeiten erscheint es der Landwirtschaft bedenk¬
lich, die Preisgestaltung für das wichtigste agrarische
Produkt von einem politischenParlament abhängig zn
machen. Das würde die wirtschaftlicheAbhängigkeit der
gesamte» deutscheu Landwirtschaft von den jeweiligen
politischen Verhältnissen bedeuten. (Abgeordneter Dr.
Hold: Sehr richtig!) Wirtschaftliche Fragen tonnen
nur losgelöst vo» jeder Parteipolitit behandelt werden.
(Zustimmung rechts und im Zentrum.) Falsch ist es
auch, zu glaube», daß durch ein Monopol die Zölle er¬
setzt werden könnten. Die Frage des Getreidemonopols,
meine Damen und Herren, ist überhaupt nicht einfach
zu lösen. Man kann sie nicht schlechthin bejahen oder
verneinen. Hier liegen die Verhältnisse in den ein¬
zelnen Ländern außerordentlich verschieden, ob Er.port-
oder Importland oder beides zusammen. Anders sind
die Bestrebungen zn beurteile», i» Form des wirtschaft¬
liche» Zusammenschlussesder Erzeuger zu Genossen¬
schaften weiterzukommen. Wenn es auch schwer ist, füuf
Millionen Getreidebauer uuter eiueu Hut zu briugeu,
so ist doch jede Tendenz nach dieser Richtung hiu er¬
wünschtund zu unterstützen. Richt zu hohe Preise, aber
stabile Preise, ist das, was die Landwirtschaft not¬
wendig hat und was sie mit allen Mitteln erstreben
muß. (Abgeurducter Schroer-Hochhalen: Sehr richtig!
Abgeordneter Haas: Dauu müssen Sie das Getreide-
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Monopol haben! Abgcordueter Dr. Kaiser: Der Bauer
Haas!) Darüber wollen wir uns später auseinander¬
setzen. Wir haben ja noch zwei Stunden Zeit; ich stehe
Ihnen jederzeit sehr gerne zur Verfügn««.

Nun, meine Herren, muß ich Ihnen zu dem letzten
Punkt anch noch etwas vorlesen, und zwar ist das von
einem früheren Stadtverordneten in Köln, dem Herrn
Peter Trimborn, in den Sozialistischen Monatsheften
geschriebenworden:

„(Line Produktionspolitik, wie Deutschland sie
braucht, ist jedoch, — das soll hier nochmals scharf
unterstrichen werden — nur möglich, wenn gleichzeitig
eine gesnnde Preispolitik getrieben wird. (Sehr
richtig!) Will Deutschland mehr Nahrungsmittel im
Inland erzeugen, dann muß die konsumierende Be¬
völkerung sich eben daran gewöhnen, entsprechende
Preise für die Produtte der deutschenAllrarwirtschaft
zu zahlen. Nnr wenn Preise und Produktionskosten
miteinander in einem wirklichen Verhältnis stehen,
wird der Landwirtschaft ein Anreiz zur intensiven Pro¬
duktionswirtschaft gegeben."

Ich meine, meine Damen und Herren, es müßte
uicht allzu schwer fallen, eineu Gemcinschaftsbudenzu
finden, von dem aus die Rentabilität der deutschen
Landwirtschaft sich erreichen ließe. Unser Wirtschafts¬
leben kann und wird uicht gesunden, solange ihr wich¬
tigster Faktor, die Landwirtschaft, in der jetzigen miß¬
lichen Lage sich befindet. Eine intensive, rentable Land¬
wirtschaft beschäftigt die doppelte Zahl von Arbeits¬
kräften wie eine extensiveWirtschaft. Sie entlastet da¬
durch den Arbeitsmartt der Industrie, sie vermindert
die Erwerbslosigkeit mit all ihren üblen Erscheinungen,
sie wird die starke Abnehmerin, wie in der Vorkriegs¬
zeit, von industriellen Produkten aller Art und sichert
so direkt und indirekt eine Besserung der Gesamtlage
des deutschen Volkes in all seineu Schichten. Darum
rufe ich alle auf, die guten Willens sind, znr gemein¬
samen Arbeit zur Förderung der Landwirtschaft im
Interesse unseres gesamten Wirtschaftslebens und da¬
mit im Interesse unseres gesamten Volkes. (Lebhafter
Beifall rechts und im Zentrnm.)

Stellvertretender VorsitzenderEberlc: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Dr. Wesenfeld.

Abgeordneter Dr. Wcscnfeld: Meine Damen
und Herren! Zu den ciuzelncn Fragen, die gegen¬
wärtig zur Debatte stehen, wird nach mir einer meiner
Fraktionsfrcuude, der Fachmann in landwirtschaftlichen
tragen ist, das Wort ergreifen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Haas: Herr Kaiser!) Mir liegt es nur ob, eine
allgemeine Erklärung hier abzugeben.

Es scheint uus, als wenn es an der Zeit wäre, doch
einmal wieder den Blick zurückzurichtcnauf den Aus¬
gangspunkt der Verhandlungen des Provinzialland-
tagö, auf unseren Etat (Sehr gut! rechts) und uns
ernstlichzu fragen, ob wir nicht auf einem Wege sind,
ber zwar sehr verlockend ist uud den wir alle sehr gern

gehen (Abgeordneter Haas: Sehr richtig!), der aber
doch zu einer Erschütterung der finanziellen Grund¬
lage» unseres Etats führen müßte. (Zustimmung.)

Meine Damen und Herren! Wir haben aus dem
Jahre 1925 — gestatten Sie mir, noch einmal daran zu
erinnern, so unangenehm es auch in diesem Augenblick
Ihnen uud mir ist — eine Schuld von !,1 Millionen
übernommen, über deren Deckung bisher ernstlich noch
nicht diskutiert worden ist. (Sehr richtig! rechts.) Der
Herr Landeshauptmann hat den Vorschlaggemacht, daß
Nur die Überschüsse des Jahres 1927, die er auf 1^
Millionen glaubt schätzen zu dürfen, zur Deckung dieses
Defizits in Rechnung stellen. Ich habe den Herrn
Landeshauptmann aber doch richtig dahin verstanden,
daß er uus ^ war es in seiner Eingangsrede oder war
es im Provinzialansschnß ^ gesagt hat, daß der Etat,
mit dessen Bearbeitnng wir augenblicklichbeschäftigt
sind, so scharf aufgestellt sei, daß nach seiner und seiner
Nätc Meinung ein Ueberschuß i» diesem Etat unter
keinen Umständen zu erwarten sein dürfte. Ich möchte
hoffen, daß der Herr Landeshauptmann -- was ich ver¬
stehen würde — etwas zu pessimistischgewesenist. Aber,
meine Damen uud Herre», wenn wir Vorsicht üben
wollen, dann werden wir doch annehmen müssen, daß
in der Tat infolge der Gehaltserhöhungen, infolge der
Steigerung der Lebeuovednrfuisse,der Steigerung der
Kosten der Anstalten und all dieser Punkte, die nns
bekannt sind, der Etat des Jahres 1928/29nicht nur
uicht mit einem Ueberschuß, sondern vielleichtsogar mit
einem Defizit enden tonnte. Nun sind wir hier auf
dem Wege, mit einer Vorlage, die :!90N00,-^ Mark ver¬
schlingenwird, nnd mit einer weiteren Vorlage — ich
darf sie in diesen allgemeinen Bemcrtungen vielleicht
dnz» nennen, es ist das die Vorlage 28, die Verbilliguug
der Wohnungen für Kiuderreiche — noch einmal
10UN09,— Mark in den Etat ciuzusetzeu. Das sind im
ganzen >9«<>0U,—Mark, die leichten Herzens über¬
nommen werden sollen, nnd zwar aus de« Ueber¬
schüssen des Jahres 1927.

Nnn, meiuc Damen und Herren, ich möchte nur zu
dem ersten Punkt, zu deu :10<>00U— Mark, sprechen.
Wir wollen dieser Vorlage zustimmen, weil wir tat¬
sächlich angesichts der außerordentlichen Notlage es
nicht würden verantworten tonnen, diese, wenn anch
nur sehr kleine Beihilfe der notleidenden Landwirt¬
schaft in der Rheiuproviuz zu versagen. Aber nur
möchten den Wunsch nnssprcchen, daß, wenn in Zu¬
kunft derartige Vorlagen gebracht werden, sie doch
nicht 2 Tage nach Beginn des Pruuinziallandtags auf-
tanchcn möchten, wo es tatsächlich gar nicht möglich
ist, weder in unserer Fraktion, noch in einer der Ihren,
diese Frage so gründlich zu behandeln, wie es not¬
wendig wäre. Wir glauben, daß Vorlagen von solcher
Bedeutung vorher an die Provinzialvcrwaltung ge¬
bracht werden svllten, damit der Provinz ialausschuß
Gelegenheit hat, vor Eröffnung des Provinzialland-
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tags sie reiflich zu überlegen, und sie dann im Pru-
vinzinllnndtag vorzubringen, nicht aber während der
Tagung, Wir arbeiten hier tatsächlich allmählich in
einem Hetztempo,wenn wir jetzt 117 Anträge in vier
Tagen durcharbeiten wollen, wobei ich nicht behaupten
will, daß nun alle Anträge so gestaltet wären, daß sie
eines langen Nachdenkens bedürfen. Immerhin sind
doch eine ganze Reihe dabei, die es notwendig machen,
das; sie eingehender erörtert werden. So kommen wir
in ein Tempo hinein, das auf die Dauer unerträglich ist.

Meine Damen und Herren! Was diese 200 000-
Mark angeht, so dürfen wir uns keiner Täuschung dar¬
über hingeb<>u, daß nur nicht damit fertig sind, wenn
wir diese 200 »NO,— Mark hier in den Etat setzen. In
erhöhtem Maße gilt das von den 100 000,— Mark aus
der Vorlage 2^ über die Zinsverbillignng (Abgeord¬
neter Schroer-Hochhalcn: Sehr richtig!) Wenn wir
setzt diese 200 000— Mark einsehen, werden wir sie
auch in den zukünftigen Etats einsetzenmüsse», also
in denjenigen Etat, von dem wir jetzt schon wissen,
daß er aller Wahrscheinlichkeitnach keinen Ueberschuß,
sondern ein Defizit bringt.

Was die Zinsverbillignng für die kinderreichenFa¬
milien angeht, so werden nur ja dafür jetzt 100 000,—
Mark einsetzen.Diese 100 000— Mark im nächsten Jahr
zn streichen,ist ausgeschlossen.Aber wir sind uns alle
darüber llar, daß diese 100 000,— Mark für die kinder¬
reichen Familien doch schließlich nur einen Tropfen auf
den heißen Stein bedeuten. Ich habe gestern den hier
in unseren! Hanse anwesendenVorsitzendendes Bundes
der Kinderreichen gesprochen, Er sagte mir, der Bund
habe 20 000 Mitglieder im Rheinland. Ich habe ge¬
fragt: Wieviel Wuhnungsuchcnde sind unter diesen
20 000? Er antwortete mir: Drei Viertel, Das wären
15,000 wohuungsucheudc kinderreiche Familien, Was
ist dem gegenüber eine Zinsverbillignng von 100 000,—
Mark, Meine Herren, wenn wir sie einsetzen,dann
werden wir im nächsten Jahre diese 100 000,— Mark
stehen lassen und weitere 100 000,— Mark hinzufügen,
wir werden im Jahre ,0:» auf 300000— Mark und
schließlichauf eine halbe Million für diesen Zweck
kommen.

Meine Herren! Wir möchten Ihnen ganz ausdrück¬
lich erklären, daß meine Fraktion die Verantwortung
für diese Politik Q la I^nn^ue nicht übernehmen will,
(Hört, hört! links,) Wir stimmen nur zu unter der
ausdrücklichen Verwahrung, daß wir nns in keiner
Weise binden wollen, (Zurnf des Abgeordneten Dnn-
der: Wnhlmanüver!)

Dazu kommt ein anderes. Diese beiden Aktionen
sind letzten Endes nicht engere Aufgaben der Provinz
(Abgeordneter Haas: Sehr richtig!), sondern Auf¬
gaben des Staates und des Reichs, Wir können es
nicht billigen, daß mehr nnd mehr von der Provinz
freiwillig derartige Aufgaben übernommen werden,
die tatsächlich dem Lande nnd dem Reiche gebühren.

Wir hoffen, daß von anderer Seite inzwischen Hilfe
kommt. Wir werden die Posten als einmalige be¬
willigen. Wir werden auch dem Antrage zustimme» —
er ist ja sehr vorsichtig gefaßt —, daß der Provinzial-
nusschuß ersucht wird, zu erwägen, ob usw. Aber
nur werden uns nicht nach irgendeiner Richtung hin
für die Etats der lünftigeu Fahre festlegen lassen.

Dann noch ein Wort zu dem Antrage des Zentrums
unter 00, Meine Damen und Herren! Verzeihen Sie,
nur »vollen niemand zu uahe treten' aber wir haben
den Eindruck, als möchte in der Zcntrnmsfrattion
lange darüber beraten worden sein, bis dieses Kom¬
promiß zustande kam. Dieser Antrag trägt wirklich
den Stempel des Kompromisses an der Stirn Ver¬
ehrte Anniesende,was ist das eigentlich? Das ist keine
Entschließung, das ist kein Gesuch au die Reichs-
rcgieruug, sondern das ist eine Deklaration zu eiuer
sehr umstrittenen volkswirtschaftlichenFrage, über die
sich die Gelehrten seit 100 Jahren den Kopf zerbrechen,
nämlich über die Bedeutung der Üohnsteigerung, die
Bedeutung der Produktionskosten usw Meiuc Herren!
Was hat es für einen Sinn, daß der RheinischePro-
vinziallaudtag seinerseits dazu eine derartig gewundene
Erklärung abgibt? Wir glauben nicht, daß hierzu der
Platz ist, und wir werden dagegen stimmen, daß eine
solche Entschließung ins Land geht, die schlechterdings
gar keine Bedeutung und keinen Zweck hat.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Nächster
Redner ist Herr Abgeordneter Nuhl,

Abgeordneter Nohl: Wenn der Vertreter der
bürgerlichen Parteien hier sagt, daß 1!? Anträge in
vier Tagen durchgepeitschtwerden sollten, dann ist es
wohl Sache der bürgerlichen Mehrheit, dafür zu sorgen,
daß der Provinziallandtag, dessen Abgeordnete an¬
geblich soviel Rechte haben und die Vertreter der
Volksmassen sein wollen, Gelegenheit haben, ernsthaft
die gestelltenAnträge durchzuberatcu. Aber es ist schon
so — besonders vom Zentrum kaun man das sagen —,
daß man jetzt so prudnltiv in der Stellung von An¬
trägen ist, weil es gilt, die außerordentlich starke Er¬
regung unter den Kleinbauern und den Arbeitermassen
zu dämpfen. Das null man durch eine Papicrflut er¬
reichen.

Ich will mich zuerst über das Projekt iu Nenwied
verbreiten, wofür hier 500 000,— Mark eingesetzt wur¬
den. Unsere Fraktion hat in den Ausschußberatungen
festgestellt, daß, selbst wenn dieses Projekt, das 5,3 Mil¬
lionen ausmacht, ausgeführt wird, dau« noch immer
nicht ein durchgreifender Schutz gegen Hochwasser
durchgeführt ist, weil dir niedrig gelegenen Stadtteile
immer uoch unter Wasser kommen,das steht ausdrück¬
lich in der Denkschriftder Stadt Neuwied —, daß also
die Straßeu wohl au sich nicht bei Hochwasserunter
Wasser kommen, daß aber die Keller der ganzen Häuser
unter Wasser geraten und daß sich dagegen nichts machen
läßt, wcnu das Projekt nicht erweitert wird. Es ist



74, Rheinischer Provinziallandtag, ">. Sitzung am 30, März 1928, ,-!'.

aber lein Zufall, das; man nicht die Absicht hat, das
Projekt Zu erweitern, da ausschließlichArbeiterviertel
in Frage kommen, wo dieser Zustand bei Hochwasser
eintreten wird, Deswegen müssen wir schon verlangen,
daß, wenn schon ein Hochwasscrschutzprojektaus¬
gearbeitet wird, es auch so gemacht wird, daß man
auch in den Arbciteruierteln im Keller die Vorräte
trocken halten tann.

Wir haben eine Reihe von Anträgen zu diesem
Puntte gestellt. Unter anderem «erlangen nur, daß bei
den setzt beginnenden Arbeiten grundsätzlichder Acht¬
stundentag eingehalten wird, daß weiter, falls Ueber-
nrbeit gemacht werden muß, das Zwei- oder Drci-
schichtcnsystem durchzuführen ist. Ferner «erlangen
wir, daß der Tariflohn dieses Bezirks bezahlt wird,
damit nicht die Rotstandsarbeiter, die unter einem ge¬
wissen Druck stehen, als Lohnstlavcn ausgebeutet wer¬
de». Ebenso wird verlangt, daß das Fahrgeld für die¬
jenigen Arbeiter, die uon weit her geholt werden, ver¬
gütet wird, da der Lohn nicht so hoch ist, daß die Ar¬
beiter auch noch das Fahrgeld tragen können, wenn sie
zu ihren Familien zurück .vollen.

Wir haben damit die Forderung verbunden, daß
für die 100 00U,— Mark, die für den Bau der Agger-
tnlsperrc noch benötigt werden, ebenfalls diese Vor¬
aussetzungdurch den Provinziallandtag geschaffeu wird,
und zwar müssen wir das deswegen verlangen, weil
sich herausgestellt hat, daß im vorige» Jahr, als die
erste 300 000,—-Mark-Rate bewilligt wurde, unserer
Forderung, der Provinziallandtag möge nur unter der
Maßgabe die Summe bewilligen, daß für die Arbeiter
der Schutz ihrer Interessen durchgeführt wird, nicht
entsprochenworden ist, Der Provinziallandtag hat das
Geld bewilligt, und eiuc Genossenschaft Hai die Gelder
verwaltet. Die Arbeit ist au einen Privatunternehmer
vergeben worden, und es herrschen jetzt bei diesem Tal¬
sperrenbau in Dümmlinghauscn direkt staudalüsc Zu¬
stände, Die Baracken, in denen die Arbeiter unter¬
gebracht sind (250—:.<0), sind genau dieselben Lleuds-
bnrcicken,wie wir sie im Kriege kennen gelernt haben,
als wir hinter der Front im Reservelnger lagen. Ich
glaube nicht, daß einer d<r hier anwesendenangeblichen
Volksvertreter, die zum Teil über 200 Pfund erreichen,
sich in ein solches Bett legen könnten. Sie würden,
wenn sie sich nachts im Schlafe herumdrehten, glattweg
auf den darunter liegenden Mann fallen und ihn Platt
drücken. So sind die Schlafstellen für die dortigen Ar¬
beiter.

Weiter machen die Unternehmer dort mit diese»
Arbeitern, was sie »vollen. Ls sind Familienväter dar¬
unter, die für 00 bis 70 Pfg. Ttundenlohn von weit
her geholt werden, Sie müssen ein hohes Kostgeldbe¬
zahlen, weil die Lebensrnittel da oben ziemlich teuer
sind. Sie haben dann für ihre Familien nichts mehr
übrig. Wir verlangen, daß auch iu dieser Beziehung
^iemedur geschaffen wird.

Die sozialdcmokratischcFraktion hat im vorigen
Jahre unsere Forderung abgelehnt. Angeblich will
sie doch immer die Interessen der Arbeiter vertreten,
Sie hat bewiesen, daß sie daran kein Interesse hat,
sondern daß sie auch hier im Interesse der Unternehmer
handelt, uud sich nicht um die Lage der Arbeitermassen
kümmert.

Nun zu der Frage, die hier am meisten besprochen
wird, der Notstandsaktion für die Landwirtschaft. Das
Zentrum hat ja eine ganze Reihe Anträge dazu gestellt.
Aber wir stellen gleich fest, daß innerhalb der Ien-
trumsfraktiou eine gewisse Arbeitsteilung Platz ge¬
griffen hat: Der rechte Flügel tritt für die Interessen
der Großgrundbesitzer ein und der linke Flügel, diese
Rachläufer, die sogenauutcu „Arbcitcrvertreter", haben
sich erlaubt, eiue eigene Formulierung zu treffen, die
als Zusnyantrag zur Zeutrumsrcsolutivn eingebracht
wird. (Lachenim Zentrum.) Ein Vertreter der bürger¬
lichen Parteien, einer der Freunde von ganz rechts, hat
schon festgestellt, daß die Formulierung dieses Antrags
zu gar nichts verpflichtet. Das stimmt schon. Man hat
diesen Antrag nnr aus Wahldemagogie gestellt; die
Beratuugcn im V. Fachausschußhaben das ja klar be¬
wiesen. Als der Kampf darum ging, ob die 200 000,-
Mark zur Verbilligung des Ziusfußes nur für dieses
Jahr bewilligt werden sollten oder auch für die nächsten
Jahre, uud die kommunistische Fraktion den vorliegen¬
den Antrag stellte, daß die Ziusverbilliguugsaktionauf
5 Jahre verlängert wird, da erklärte der „Klcinbancru-
freuud" Teuhaeff, daß mau das uicht vorausbestimmen
köuue, uud er wehrte sich dagegen. Daraufhin erfolgte
der kommunistischeZwischenruf: „Im nächsten Jahr
sind ja auch keine Wahlen mehr!" Das verständnis¬
innige Gelächter der bürgerlichen Vertreter lmt uns be¬
wiesen, daß damit der Nagel auf deu Kopf getroffen
wurde. (Zuruf des Abgeordneten Floßdurf: „Nächstes
Jahr finden Sie auch die Vaucrnnot uicht mehr!")
NächstesJahr besteht die Vauerunot, dank Ihrer ver¬
brecherischen Politik im Reich und Staat, immer noch.
Die Bauern werden auch im »ächsteu Jahre die Frage
stellen, ob mit ,00 000 — oder 200 000— Mark Zins¬
verbilligung ihre Nvt gelindert werden kann oder
nicht.

Wenn es in diesem Antrag, den der linke Flügel
der Ientrumspartei gestellt hat, heißt, daß die Nepa-
rationslnsteu außerordentlich schwer seien uud daß
auch die Lage der Arbeiter schlecht sei, so müssen wir
als Kommuuisteu die Frage stellen: „Wer ist denn
schuld daran, daß die Lage der Arbeiter und der
Bauern so schlecht ist?" Das taun man sehr schnell
feststellen.Wir sehen, daß --0 Prozent aller Großgrund¬
besitzer in Deutschland fast keinen Pfennig Steuern
zahlen; daß sie cö glänzend verstehen, sich vor dem
Stcuerzahlcu zu drücken, das wagen nicht einmal die
Herren von Lüninck und uon Loö zu bestreiten, («ehr
richtig! Zuruf rechts: Die haben doch Buchführung!)

,0'
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Gewiß, die haben aber „doppelte" Nuchführuug, das
müssen Sie dabei sagen; dann weiß man schon eher,
was gemeint ist, Es ist nämlich so, daß unter den
Kleinbauern das Sprichwort umgeht: „Dir Groß¬
grundbesitzerund Großbauern führen die Bücher, und
die Kleinbauern müssen die Steuern bezahlen," (Sehr
gut! bei den Kommunisten,) Vielleicht äußert sich
Herr von Loe einmal dazn, indem er uns seine Steuer¬
veranlagung bringt. Wir können eine ganze Reihe von
Beispielen dafür erbringen, daß das stimmt, daß die
Steuerdrückeberger nicht bei den Kleinbauern sitzen,
sondern daß es in der Regel die Großgrundbesitzersind,
die sich von den Steuern drücken. Sie haben es vor
dem Kriege schon gekonnt, und vor dem Kriege habeu
es Sozialdeuiokraten bei den Parlamcntsdebatten fest¬
gestellt. Heute müssen die Sozialdemokraten aus ge¬
wissen Rücksichten, die mit der großen Koalition und
Ministersesseln in Verbindung stehen, schweigen.Daß
ihnen das schwer wird, ist klar-, aber ein Ministersessel
wiegt immer noch viel schwerer als eine Arbeiter¬
stimme,

Der Vertreter der SPD-Fraktion hat sich eben
außerordentlich scharf dagegen gewandt, daß die Kom¬
munisten einen Antrag zur Gefrierfleifchfrage formu¬
liert hatten, in dem den Sozialdemotraten eine ganz
gemeine Verleumdung unterschoben würde, Herr
Pikard wird wohl lesen können; er hat zum mindesten
doch wohl die Voltsschule besucht, er wird also auch
Anträge lesen tonnen, die die Kommunisten stellen. In
unserem Antrage heißt es nicht, was Herr Pikard uns
unterstellen wollte, die Sozialdemutratic hätte mit für
die Herabsetzung des Gcfrierflcischkontingents auf
5,9 999 Tonnen gestimmt. Davon ist keine Rede. Aber
es heißt darin, daß die Sozialdemokratie an dem Nut-
programm der Hindeuburg-Negiernng indirekt mit¬
gewirkt hat und diese Feststellung ist leine Verleum¬
dung, sunderu eine dokumentarisch festgestellteTat¬
sache. (Zuruf des Abgeordnete« Hoffmann: Verleum¬
dung bleibt Verleumdung!) Ja, wenn Sie die Sache
so interpretieren wollen, wie gestern den Begriff
„Dissident", da hat Ihnen ja Fräulein Otto die ent¬
sprechende Antwort gegeben. (Abgeordneter Hoff¬
mann: ANE-Schütze!) Immerhin noch besser als ein
Hoffmann. An den Zehngebute-Hoffmann kommen
Sie noch nicht heran (Heiterkeit), da müssen Sie noch
etwas lernen.

Wenn weiter in dem Antrage der linken Zentrums¬
leute gesagt wird, die Lage der Arbeiter müsse gebessert
werden, so ist das auch eine zu nichts verpflichtende
Phrase, denn durch die Annahme der Zentrumsent¬
schließung wird die Lage der Arbeiter uicht gebessert.
Hier frageu wir die Gcwerlschaftssekretärevom linken
Flügel des Zentrums: „Wer ist denn schuld, daß die
Lage der Arbeiterschaft schlecht ist? Wer hat die
Huugerfchiedsfprüchefür die Arbeiter gefällt?" Das
war Herr Brauus, der Zcutrumsjesuit, der immer

herangezogen wird, wenn es gilt, die Lage der Ar¬
beiterschaft zu verschlechtern. Auch der christliche Ge¬
werkschaftsführer, Herr Imbusch, redet in den Verg-
arbeitcrversammlungen immer so radikale Töne, wie,
man müsse mal »nieder einige Unternehmer köpfen, su-
daß man bange fein mnß, er käme mit dem Republik-
schutzgesctz in Konflikt. Solche radikalen Schwätzersind
diejenigen, die hinter Brauns und der Zentrumspartei
stehen. Wenn es darum geht, die Lage der Arbeiter zu
verschlechtern, machen sie es genau so, wie Herr Wirth,
der früher auch fo radikale Tüue redete uud fetzt im
Reichstage „kleine Brötchen backt". (Heiterkeit.) Sie
keuneu ja diese volkstümliche Redensart.

Die Frage der Herabsetzung des Gefrierfleisch-
tontingents wurde hier vou den sogenannten Bnueru-
freunden iu die Debatte geworfen. Unser Antrag gehl
weiter, als der Antrag der SPD. Er verlangt, daß
die völlige Aufhebung des Zolles anf Gefrierfleisch
durchgeführt wird, während die SPD. nur den vor¬
herigen Stand erreichen will, indem sie für 120 099
Tonnen die Freilassung von Zöllen verlangt. (Abge¬
ordneter Gerlach: Es ist Euch nicht eingefallen, den
Autrag zu stellen!) In dem Antrage verlangen Sie,
daß für 120 999 Tonneu Gefrierfleisch zollfreie Ein¬
fuhr bewilligt wird. Wir vcrlaugeu die Aufhebung
aller Zölle. Wir stellen hier nochmals ausdrücklich fest:
Wcun man die Lage der Arbeiter heben Null, wenn
man dafür forgen will, daß die Landwirtschaft mehr
Fleisch absetzen kann, wenn man dafür sorgen null,
daß die Naueru nicht mit ihren Schweinen, mit ihrer
Milch und ihrer Butter auf dem Markt stehen bleiben,
dann muß mau die Lage der Arbeiterschafterst besseru.
Das kann man aber unter keinen Umständen dadurch
machen, daß mau im Preußischen Landtag 9 Millionen
für Pferderennen bewilligt, wie es die Zcntrums-
fraltion getan hat. (Sehr gut! bei dcu Kommunisten.)
Es ist ausgeschlossen, daß man auf diese Art die Lage
der Arbeiterschaft bessern kann. Rennpferde sind nicht
das, was die Arbeiter brauchen, souderu, was die Ar¬
beiter brauchen, ist ein anständiger Lohn, der sie in
die Lage versetzt, auch gutes Schweinefleischzu essen,
das bis setzt nur die Großgrundbesitzer konsumiere»
töuuen, und gewisse Leute, die soviel Gehalt be¬
kommen, daß sie es nicht notwendig haben, an der
Freibank Schlange zu stehen. Die Leute, die hier immer
„Moskau" schreien, müßten auch ciumal stundenlang
um ein StückchenFleisch stehen. Sie müßten nur ein¬
mal die Leute des Murgens an der Freibank Schlange
stehen sehen; die können in den richtigen Geschäften,
wo es anständiges Fleisch gibt, nicht taufen, weil ihnen
die Mittel dazu fehlen. Das mnß auch einmal gesagt
werden. Ebenso ist es unmöglich, das; der Konsum der
breiten Massen, vor allem der Fleischkonsum,sich hebt,
wenn uachgewieseucrmaßeu 9 Millionen Werktätige
in Deutschlaud unter einem Monatseinkommen vun
199,— Mark bleiben. (Hört, hört! bei den Kommu-
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nisten,) Ich frage die Herren Abgeordneten, üb sie mich
unter !<><!,— Mark Monatseinkommen haben. Der
Probinziallandtag ist ja großzügig genug, soviel
Diäten für eine Woche zu bewilligen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Heuscr: Sie wollen ja noch länger tagen!)
Aber wir stecken es nicht in unsere Tasche, sondern es
kommt in den Wahlfonds unserer Partei, um Ihre
Leute zu bekämpfen, die Demagogen vom Zentrum.
(Lachen bei den bürgerlichen Parteien und der Sozial-
demokratic.) Es mich auch festgestellt werden, daß die
Sozinldcmutratic, die jetzt hier im Prouinziallandtag
so radikale Töne redet, ganz bergessen hat, daß ihre
Leute im Reichstag doch eine ganz andere Politik
treiben, abgesehen von der Politik, die die Zentrums¬
fraktion nud die Socialdemokratie zusammen im
Prrußenpnrlament machen, wo sie immer ein Herz und
eine Seele sind, wo es überhaupt keine Differenzen
gibt. Aber im Reichstag, wo sie angeblich in Oppo¬
sition zur Bürgerblockregicrung steht, ist es die Sozinl-
demokratie gewesen, die bei der Beratung des Nut-
Programms dafür gesorgt hat, daß heute noch der
Nürgerblock-Reichstag zusammensteht, und daß der
Biirgerblock-Reichstag heute noch nicht aufgelöst ist,
(Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Daran habt Ihr
doch kein Interesse, dann verliert Ihr ja die Hälfte
Enrer Mitglieder!) Ueber die Frage, wieviel Mit¬
glieder wir bei einer Auflösuug des Reichstages ver¬
lieren, die in die Zuchthäuser Ihrer Republik kommen,
darüber brauchen nur nicht zu sprechen. Unsere Ge¬
nossen im Reichstag haben Ihnen ja schon die Antwort
gegeben. Sie können die Tatsache nicht hinwcgwischcn,
daß Ihre Leute am Notprogramm mitgearbeitet haben
und mitschuldig sind an dem Verbrechen, das an der
Arbeiterschaft begangen wird. Wenn Sie im Pro-
vinziallllndtage die verbrecherischen Spuren Ihrer
Politik verwischen wollen, so wird es Ihnen nicht ge¬
lingen. Dann werden wir Kommunisten darauf hin¬
weisen, daß Ihr Koalitionsfrcnnd «on Guerard aus
dem Zcutrnm so freundlich war, Sie daran zn er¬
innern, daß Ihre Leute in den entsprechenden Sitzun¬
gen bei der Beratung dieser Frage mitgeholfen haben,
(Zuruf des Abgeordnetem Floßdorf: Sie werden ja
auch einmal älter, Heiterkeit.) Sie müssen ein
bißchen lauter rufen, ich kann Sie sonst von hieraus
nicht verstehen.

Die Aufregung der Kleinbauern, die jetzt durch die
Anträge des Zentrums gedämpft werden soll, wird
natürlich nicht dadurch beseitigt werden können; die
Ursachen der Politik, unter deren Folgen die Klein¬
bauern jetzt leiden, liegen eben tiefer, Es wird immer
gesagt: Die Kommunisten wolleu Euch, den Klein¬
bauern, die letzte Kuh aus dem Stalle holen. Die
letzten Jahre haben aber den .Kleinbauern bewiesen,
daß ihre Feinde ganz wo anders sitzen, als im Kommu-
nistcnlagcr, daß es gerade diejenigen sind, die immer
gerufen haben: Hütet Euch vor den Kommunisten; sie

! holen den Kleinbauern die letzte Knh aus dem Stulle
uud das letzte Pferd vom Pfluge weg. Ich erinnere
hier an den Fall von MGladbach, der ja Herrn Ober¬
bürgermeister Gielc» bekannt sein wird, wo einer
armen Familie die letzte Kuh aus dem Stalle geholt
wurde und wo sogar die hochwohllöbliche Polizei, über
die die Preußische Konlitiunsregierung befiehlt, dafür
sorgte, daß die Leute wehrlos gemacht wurden und
daß sie obendrein noch ein Strafmandat bekamen, weil
sie sich zur Wehr gesetzt hatten. In der Eifel auf dem
Gut Masthoru hat man ebenfalls einer kleinen Bancrn-
familie den letzten Ochsen ans dem Stalle geholt, und
in einem anderen Falle hat sich ein kleiner Bauer er¬
hängt, weil man ihm das letzte Pferd weggeholt hatte
uud er nicht mehr pflügen konnte. Sie sehen, wo die
Feinde der Kleinbauern sitzen.

Wir haben ebenfalls unsere Anträge zu diese!»
Punkte gestellt uud verlangt, daß eine Anleihe in
Höhe von M Millionen aufgenommen wird und daß
die Gelder ausdrücklich uur au kleiue uud mittlere
Bauern vergeben werden. Im Ausschuß wurde dar¬
über debattiert, nnd wir haben dann verlangt, daß
auch den Betrieben, die in der Boringe der Verwal¬
tung als „nicht saniernngsfnhig" bezeichnet werden,
Kredite gegeben werden, Es ist doch klar, wenn die
Berwaltuug und die hohen Beamten feststellen, ob die
Betriebe sanicrungsfnhig sind oder nicht, so werden die

! Leute, die immer den grüßten Appetit haben, die gerne
! noch ein Stück Land, das an ihr Land anstößt, habe»

möchten, behaupte», daß die Kleiubanerubetriebc nicht
sanierungsfähig seien. Dann werden die Kleinbauern
enteignet »»erden, nicht auf dem üblichen Wege, son¬
dern auf de»! trocke»en Wege der Diktatur des Groß¬
kapitals uud der Großjunker, die ja auch in diese»!
Parlameüt noch eine gewisse Rolle spielen.

Wir haben weiter in einem Ent>chließnngsantrag,
der bedeutend »veitergeht als derjenige des Zentrums,
verlangt, daß vor allen Dingen sofort jede Aktion zur
Zwangsenteignung verboten wird, daß diese Aktionen
sofort eingestellt werden, daß die Pfändungen auf¬
hören. Auch das wird notwendig sein. Wenn Sie
wirklich etwas für die Kleinbauern übrig haben, die
immcr Angst haben, daß der Gerichtsvollzieher tomnit,
dann sollen Sie auch dafür sorge», daß diese Ent¬
schließung an die Reichs- und Stantsregicruiig an¬
genommen wird.

Wir haben weiter verlangt, daß dir Lieferung au
Gemeinden und Konsumvereine dnrch bäuerliche Orga¬
nisationen besser durchgeführt wird, daß weiterhin die
Vermögens- und Umsavsteuer für dir klciubäuerlicheu
Betriebe gestrichen uud das steuerpflichtige Emkomme»
der Klein- und Mittclbnuerbetriebe heraufgesetzt wird.

Bei Beratung der kommunistische» Anträge wird
immer gefragt: Wie denken Sie sich überhaupt die
Finanzierung? Dazu haben wir folgendes zu sageu:
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Wir haben nm Schlüsse unserer Entschließung, ange¬
deutet, >üo das Geld hergenommen werden taun, wenn
mau wirtlich die Absicht hat, zn helfen. Die Möglich¬
keit besteht jedenfalls. Wenn Sie Gelder haben wollen,
sü sorgen Sie einmal dafür, das; die Ministrrgehälter,
an denen auch das Zentrum einen großen Anteil hat,
herabgesetztwerden, daß in den Reichs- und Stacits-
Parlamenten einmal etwas gespart wird. Die Bauern
find gewiß damit zufrieden, wenn die Finanzämter
nicht so auf ihnen hernmtrommeln. Nenn die obern
Beamten glauben, daß die Nut der Bevölkerung so
groß ist, dann sollen Sie einmal auf die hohen Ge¬
hälter verzichte»,in die Hand spucken nnd selbst hinter
dem Pflug gehen und arbeiten, damit sie begreifen,
wie groß die Not der Kleinbauern ist. Aber die Leute,
die mit 20 000,— oder 30 000 — Mnrt Gehalt, in den
Ministerien sitzen (Sehr gnt! bei den Kummnnisten),
haben gut reden über Arbeiter- und Bauernnot und
gnt Phrasendreschen. Sie Wolleu nicht helfen, sie
»vollen sich nnr mit ein paar radikalen Redensarten
über die Wahlwochcn hinweghelfen.

Weiter bestände die Möglichkeit, daß sofort die
Zahlung der Millionen eingestelltwird, die den Fürsten
und Stnudcsherren als Abfindungen zugesprochen
worden sind. Das Zentrum ist diejenige Partei, die in
erster Linie dafür gesorgt hat, daß die Huheuzollcrn
,',00 000 000,— Mark bekommen haben und daß die
übrigen Ttandeshcrren, die ihre Rechte noch von
Anno dazumal herleiten, ebenfalls Gelder bekommen.
Wir sind natürlich nicht so naiv, zu glauben, daß dieses
Parlament so etwas beschließen wird, sondern es wird
Sache der werktätigen Bauern nnd der Arbeiter sein,
diesen Kampf durchzuführen, uud zwar uicht im Par¬
lament, sondern Seite an Seite mit den Arbeitern in
den Betrieben und auf der Straße, um diese herrschende
Klasse zu stürzen, um diese Diktatur des Trusttapitals,
der Pfasfcu nnd der Großgrundbesitzer, zu beseitigen,
damit jene Zeit kommt, wo sich nicht mehr diese Groß-
junler mit ihren Wappentieren in den Ministersesseln
und Abgeordnetensitzenhcrumrätcln tonnen, sundern
wo ein Parlament der Arbeiter nnd Bauern zu¬
sammentritt, nm zu dokumentieren, daß diese Zeit ei»
für allemal ein Ende hat. (Beifall bei den Kummn¬
nisten.'»

Stellvertretender Vorsitzender(5 bcrle : Das Wort
hat Herr Landcsrat Kitz.

Laudcsrat Dr. Kitz: Meine Damen »ud Herren!
Es ist seitens des Herrn Vorredners ausgeführt wur¬
den, daß das Neuwiedcr Projekt so eingeengt worden
sei, daß die Keller der Arbeiterviertel doch nntcr Wasser
blieben. Ich stelle demgegenüber fest, daß es technische
Gründe sind, welche verhindern, daß die Keller in Neu-
wied vollständig wasserfrei werden. (Hört, hört! bei
den Kummnnisten.) l?s besteht die Gefahr, daß infolge
des Wasserdruckssonst die Hänser in ihrer Standfestig¬
keit gefährdet sind.

Dann, meine Damen nnd Herren, ist der Herr Vor¬
redner anf die Verhältnisse bei der Aggertalsperre zu
sprechen gekommen. Er hat geschildert, daß die Ver¬
hältnisse bezüglich der Unterbringung der Arbeiter
usw. außerordentlich ungünstig wären. Bei der Agger¬
talsperre handelt es sich um ein Unternehmen von
allergrößtem Ausmaße. Es werden bei der Aggertal¬
sperre 1200—1300 Arbeiter beschäftigt. Dieses Unter¬
nehmen spielt sich ab in einer Gegend, in der bekannt¬
lich die ungünstigsten Witterungsvcrhältnisse sind, die
nnch ziemlich abgelegen ist, so daß die Arbeiter von
weither heraugehult werden müssen.

Es ist klar, daß sich bei der Inangriffnahme eines
solchen Nuternehmens znerst große Schwierigkeiten er¬
geben haben. Dieser Schwierigkeiten ist man aber
Herr geworden. Das ist gerade von feiten der Arbeiter¬
schaft dankbar anerkannt worden. (Hört, hört! bei den
Suzialdemukrnten.) Sie (zu deu Kommunisten) werden
das bezweifeln. Ich bin aber in der Lage, Ihnen den
Beweis dafür zu erbringen. Vor mir liegt nämlich
ein Schreiben des Obmanns der Aggertalsperre an den
zuständigen Dezernenten bei der Regierung. In diesem
Schreiben bedankt sich der Obmann für das verständnis¬
volle Entgegenkommen den Wünschen nnd Forderun¬
gen der Arbeiterschaft gegenüber, (Hört, hört! rechts.)
Der Schlußsatzdes Schreibens lautet:

„Die Aufgabe eines Obmannes ist nicht immer die
dankbarste, nnd daß bei meiner bisherigen Baustelle
auch von oberen Stellen das notwendige Interesse ent¬
gegengebracht worden ist, verdanken ich und die Be¬
legschaft uicht zuletzt Ihrem sozialenVerständnis." (Zu¬
ruf des Abgeordneten Nohl: Mir können Sie nichts
vormachen, ich bin selbst dagewesen!)

Und bei einer Besprechung, die im Kreise Wald-
bröl stattgefunden hat, bei der der Gowerbcinspettor
ausführte, daß die Verhältnisse bezüglich der Unter¬
bringung der Arbeiter jetzt als iu Ordnung angesehen
werden tonnten, hat ein anderer Vertreter der Ar¬
beiterschafterklärt, er wäre nur in der Lage, die Aus¬
sage des Gcwerbcin'spcktors zu bestätige», daß allen
berechtigten Wünschen der Arbeiter an der Baustelle
Rechnung getragen worden sei. (Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Wer war denn das? Antwort
des Abgeordneten Marx: Ein Kommunist!)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Haas,

Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren!
Der Herr Kollege Wesenfeld hat eine Rede gehalten,
die ich glatt zu 00 Prozent unterschreiben kann. (Hört,
hört! rechts.) Aber ich muß mich wundern, daß die
Erkenntnis bei der Arbeitsgemeinschaftso spät kommt,
und daß man tatsächlich nicht die Konseguenzen aus
dieser Erkenntnis zieht. Der Herr Kollege Wesenfcld
hat jetzt das wiederholt, Ums ich bei der ersten Etats¬
rede über die Finanzwirtschaft der Provinz gesagt
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habe. Er hat darauf hingewiesen, daß nur aus dem
Jahre 1925 über 4 Millionen Mark Schulden haben.
Er hat weiter darauf hingewiesen, daß nunmehr ein
Antrag borliegt, daß d i e 3 0 0 0 0 0 M ar k, d ie i n
dem Etat zur Tilgung der Schulden
stehen, nunmehr herausgenommen und
der Landwirtschaft gegeben werden sol¬
len. Er hat weiter darauf hingewiesen,
daß ein Antrag des Zentrums auf Be¬
reitstellung von 100 000 Mark zur Ver-
billigung von Bauhypothekcn für Kin¬
derreiche vorliegt, die aus dem Ueber -
schuß des Jahres 1927 genommen werden
sollen, der ebenfalls ursprünglich zur
Tilgung der Schulde» von 1925 bestimmt
w a r. Und am Schluß seiner Ausführungen hat er
gesagt: Wir lehnen die Verantwortung für eine der¬
artige Fiuauzgelmruug ab. Aber Sie stimmen doch
den Antragen zu, weil Sie der Uuffassuug sind, daß
man gegen einen solchen Antrag, wie ihn das Zentrum
bezüglich der Landwirtschaft vorgelegt hat, nicht gut
stimmcu könne. (Zuruf rechts: Für ein Jahr!) Sie
sagen: Für ein Jahr. Herr Kollege Wesenfeldhat aber
bei dem Antrage auf ,00 000 Mark zur Verbilligung
der Hypotheken hinzugefügt, das müsse eine laufende
Sache werden, aus dem einfachen Grunde, weil die
190 000 Mark, die wir seht geben, im nächsten Jahre
auch noch da sind nnd nur dann weitere 100 000 Mark
hinzufügen müssen. Er hat gesagt, wir werden unter
Umständen bis zu einer halben Million kommen und
noch darüber hinaus. (Abgeordneter Schroer-Hoch-
halen: Sehr richtig!)

Nun kommt aber zu dem Icutrumsautrag bezüglich
der 300 000 Mart für die Landwirtschaft der weitere
Antrag, in den nächstjährigen Etat 200 000— Mark
einzusehen. Der ist vorläufig im Fachausschuß I so
abgebogen worden, daß man sagt, der Pruvinzialaus-
schuß soll prüfen. Aber nach dem, was wir bisher er¬
lebt habeu, wie der Herr Landeshauptmann
so freundlich die Anträge des Zentrums
aufnimmt, glauben wir, daß tatsächlich auch bei
der Prüfung im Prouinzialansschuß nichts anderes
herauskommt. (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.)
Ich habe schon gestern im Provinzialausschuß bei der
Vorlage dieser Anträge darauf hingewiesen, daß wir
vorgestern Anträge gehabt haben, wo es sich um wenige
tausend Mark handelte. Da wurde gesagt: Wir haben
aber keinen Weg, wie wir das decken sollen; wir tonnen
das nicht machen. Aber in dem Augenblicke, wo es um
einen Z en t r umsa u t rag geht, und noch dazu in
einer solchen Höhe, wird gesagt: Wir können ja die
Uebcrschüssr des vergangenen Jahres,
die eigentlich zur Schuldentilgung da sein sollten, an¬
greifen. (Zuruf des Abgeordneten Görlingcr: Ge¬
schäftsführer des Zentrums!) Das ist nach unserer
Auffassung nicht richtig und widerspricht dem, was

wir hier im Plenum bei der Etatsberatnng dargelegt
habe», nnd auch dem, ums unsere Kollegen im Fach¬
ausschußI erklärt haben. Wir haben gesagt, wenn diese
Finanzwirtschaft so weitergehen sollte, kommen wir
dazn, den Etat abzulehnen, Es ist für dieses Mal ver¬
hindert — wir werden eine entsprechendeErklärung
abgeben —, weil man endlich einmal einen Anlauf
geuommeu hat uud tatsächlich im nächsten Jahr etwas
?ur Tilgung der Schulden eingesetzt werden soll, Wenn
es dann aber so weitergeht wie setzt, daß 300 000,—
Mart eingesetzt werden »nd sie dann in den letzten
Tagen der Beratungen des Hauses wieder heraus-
gcstrichcu werden, wie es durch deu Zcutrumsantrag
geschieht, so hat alles keinen Zweck.

Aus diesen Gründen heraus werdeu wir den An¬
trag, die 300 000,— Mark für die Landwirtschaft zn
geben, ablehnen. (Hört, hört! im Zentrum.) Wir wer¬
den weiter die 200 000— Mark für das »ächste Jahr
ablchuen, aus dem Gruude, weil wir erst einmal ab¬
warten wollen, wie >'s im nächsten Jahre aussieht. Es
ist vorhin Hört, hört! gerufeu worden. Ich muß dar¬
auf hinweise», was Herr Wcscnfeld auch schon getan
hat, daß doch in der Hauptsache die Frage der Land¬
wirtschaft eine Frage ist, die in erster Linie von Reich
und Staat gelöst werden muß. (Sehr richtig! bei den
Suzialoemotrateu.) Ich habe bei meiner Etatsrcdc hier
die Ziffern genannt, die der Preußische Staat iu den
letzten Jahren für die Landwirtschaft aufgewandt hat
und habe daneben gestellt, was das Reich aufgewandt
yllt. Ich habe dann weiter hinzugefügt, ums der Herr
Landeshauptmann in seiner Vtatsrcde bezüglich der
Provinz gesagt hat: Gerade die Rheinprovinz hat in
den letzten Jahren immer und immer wieder gezeigt,
daß sie iu landwirtschaftlicheu Diugcn freigiebig ist.
"Abgeordneter Hoffmanu: Sehr richtig!) Deshalb
brauchen nur nach meinem Dafürhalten mit solchen
Anträgen im letzte» Augenblicknicht zn kommen,son¬
dern wir sollten erst einmal die Auswirkung der unge¬
zählte» Millionen Preußens abwarten nnd sollten
dann im nächsten Jahre sehen, wie die Dinge liegen.
(Sehr richtig! bei den Sozialdcmvlraten.) Das wäre
meiner Meinung »ach viel richtiger. Es wäre finan¬
ziell richtiger und wäre vor allen Dingen auch klüger,
im Interesse unserer Landwirtschaft, denn die Kre¬
dite, die dort gegeben werden, müssen doch auch ab¬
getragen werden. (Zuruf des Abgeordneten Hauck:
Dir branchcn Wahlagitation!)

Dabei erinnere ich an einen Satz, den der Minister
Hirtsicfer am Dienstag, wo wir uus hier über die
große Not der Landwirtschaft unterhalten haben, im
Preußischen Landtage gesagt hat. Er lautet: „Die
Regierung protestiert auf das entschie¬
denste gegen die ganz unsachliche Behaup-
tuug vom Bankrott der ganzen Land¬
wirtschaft. Die große Mehrzahl der
landwirtschaftlichen Betriebe ist durch-
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aus e?.'iste nz fäh ig , und die Preußische
St an t s re g ic r u n g tnt alles ordentliche,
um die Landwirtschaft gesund zu er¬
halten." Vr sagt also ausdriinlich: Die große
Äcchrzahl der landnnrtschaftlicheu Betriebe ist durch¬
aus existenzfähig. Meine Herren! Ziehen Sie einmal
eine Parallele zwischen dem, was jetzt hier gemacht
werden soll, und dem Antrage, der heute vormittag
verhandelt wurde, bezüglichder K i n d e r sp e i s u n g,
wo Sie 15,0 000,^ Mart mehr bewilligen sollten, Da
haben Sie den Antrag abgelehnt. Dazu muß ich doch
sagen: Neberlegcn Sie ciumal, daß bei der Kinder¬
speisung doch in der Hauptsachedie Verabreichung von
Milch in Frage lommt uud daß wir iu ganz Deutsch¬
land durch die Regierungsstellen in den lel'ten Jahren
eine ungeheure Propaganda fürs Milchtrinken gemacht
haben, Nnd hier stehen nun die bürger¬
liche» Fraktionen einmütig auf und
lehnen den Antrag, für Kinderspeisnng
1 5>0 !><)0,— Mark mehr zu bewilligen, ab.
Die Landwirte dieses Hanfes hätten sich sagen müssen,
daß durch die Annahme dieses Anlrages auch pieleu
Landwirten geholfen werden konnte und gleichzeitig
vor allen Dingen der ungeheure,i Not der Industrie-
arbcitcrschaft, die für ihre Kinder keine Milch kaufen
lann, in etwa abgeholfen werden tonnte. Daß diese
Nut vorhanden ist, das geben ja die Herren vom Zcn-
irnm zu, indem der linke Flügel oder der Arbeiter-
slugel des Zentrums hier im Hause den Antrag Nr, !!9
eingebracht hat, der als Anhängsel zum Antrag der
Zentrumsfraktion gilt. Da steht ja ausdrücklich:
„D n r ch die Stärkung der Kau st rast der
breiten Masse des Volkes werden die
V^e st r e b n n g e n der Landwirtschaft na ch -
haltig unterstützt. Die gegenwärtige
Lage namentlich der Arbeiterschaft ent¬
spricht in weitgehendem Maße leider
nicht dem allgemeinen Kulturstaud der
gesamten N ev öl t e r u u g," Wenn die Arbeiter¬
schaft so tief »ntcn steht, soll man ihr helfen. Mit
dem Antrage auf ! 5 0 0 <><>,—M llrt für
Kinderspeisuug wäre den Arbeiter-
lindern nnd auch der Landwirtschaft ge¬
holfen worden. Also das lehnen Sie ab,
und auf der anderen Seite treiben Sie
eine Finanzpolitik, die ein uerantwort-
l i ch er Finanz in a n n n i ch t gutheißen I a n u,
(Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!) Sie
w ollen viel ne h men , ab c r n i ch ts geben!

Es ist anch von dem Herrn Preußischen Wohl¬
fahrtsminister Hirtsiefer in seiner Rede am Dienstag
dargelegt worden, daß das, was der Staat gibt, viel
mehr ist als das, was die Landwirtschaft an Steuern
aufbringt, (Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört!)

Ich bin ans diesen Gründen der Meinung, wenn
Sie wirklich hier der Landwirtschaft soviel geben

»vollen,müssen Sie auch zn einer Erhöhung der
Umlage kommen (Sehr gut!), dann müssen Sie, ob
Sie in einer kleinen Stadt, in einem Landkreis oder
in einer Großstadt wohnen, sich damit abfinden, daß
der Provinz auch mehr Mittel zur Verfüguug gestellt
wcrdcu, uud das kann nur durch eine Erhöhung der
Prvviuzialumlage geschehen. Da Sie das aber
ablehnen, haben Sie meiner Meinung
»ach das Recht verwirkt, hier einseitig
derartig große Summen ans dem Etat
an einer Stelle herauszunehmen, wo es
der Etat überhaupt nicht ertragen kann.
Es wird im nächstenJahre doch sicherlich so sein, daß
die Notlage der Landwirtschaft — das hat einer der
Vorredner bereits gesagt — nicht beseitigt ist. Es wird
dann allmählich auch die Zeit kommcu, wo im Reiche
und in Preußen abgebaut wird, und dann wäre es
immer noch bei der Abdeckungder Kredite sehr gut,
weuu wir in den Provinziallandtagen sagen könnten:
Wir helfen nunmehr den Kleinbauern, die die Kredite
nicht abdecken können. Das wäre m. E. eine vor¬
sichtigereund richtigere Politik, als Sie sie hier ein¬
schlagen.

Ich Null ans das, was Herr KollegeVöllig bezüglich
der Steigernng der Produktion gesagt hat, nur kurz
eingehen. Wir haben immer betont, daß wir dafür sind,
auf der einen Seite die Kanftraft des Volkes und auf
der anderen Seite die Produltion der Landwirtschaft
zu steigern, (Abgeordneter Hoffmnnu: Sehr richtig!>
Wir haben immer geglaubt, daß in diesen beiden Maß¬
nahmen der Wiederaufbau und Wiederaufstieg der
Landwirtschaft gegeben fei. Aber will man die Pro¬
duktion steigern, dann muß man — das hat ebenfalls
der Zentrumsreduer nm Dienstag kurz angedeutet —
in der Rheinprouinz zu eiuer stärkereu Znsammen-
Icguug der tlriueu Ackerflächen lommcn, denn nur da¬
durch ist es möglich, den Fortschritten der Technil Rech¬
nung zn tragen und etwas intensiver zu arbeiten. Ich
bin der Auffassung, wo es nicht möglich ist, daß der
einzelne es mit Maschinen machen kann, müssen es die
Genossenschaftenmachen,da müssen auf genosscnschaft-
lichem Wege die Maschiueu angeschafftwerden, und es
muß versucht werdeu, nach Zusammenlegung der
Flachen auch maschinell die Sache richtig zn betreiben,
Wir haben weiter immer gesagt, daß die gcnoffeufchaft-
lichcn Abfatzorganisationen ausgebaut werdeu müsseu.
Wir habeu ferner verlangt, daß die großen Latifundien
aufgeteilt und zn annehmbaren Vauernwirtschaften ge¬
macht werden müssen. (Sehr richtig! links.) Wir
haben aber auch ferner — nnd da hätte ich gern ein¬
mal gehört, ums Herr Völlig darüber denkt — die
Abschaffung der Futtermittelzülle verlangt. Wir sind
der Anffassuug, daß das eigentlich auch etwas gewesen
wäre, was der Reichstag hätte beschließen müssen. (Ab¬
geordneter Hofsmnnn: Sehr richtig!) Man kann an
Hand von Zahlen nachweisen, daß die Fnttcrmittel-
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zolle mit daran schuld sind, daß unser Fleischbestand
nicht in dem Maße zunehmen kann, wie wir es zur
Versorgung unserer eigenen Bevölkerung nötig hätten.

Aus allen diesen Gründe» sagen wir: Wir wollen
der Landwirtschaft in wcitcstgchendemMaße helfen.
Aber wir können unmöglich den Weg beschreiten,der
hier von der Mehrheit des Hauses gegangen werden
soll. Wir bedauern nur, daß Herr Kollege Wcsenfeld
und damit die Arbeitsgemeinschaftdie Verantwortung
ablehnt, und damit tut, Ums ich Dienstag sagte, den
Kopf in den Sand stecken und Vogel-Strauß-Politik
treiben.

Stellvertretender Vorsitzender G be r l e : Der
nächste Redner ist Herr Abgeordneter v, Stedman,

Abgeordneter v, Stedman: Meine Damen und
Herren! Nenn man vou dem Umschuldnugsantragc
sprechen nnd damit den Zentrnmsantrag in Verbin¬
dung bringen will, muß man sich auch einmal ein
Bild davon macheu, wie nnn eigentlichdie Auswirkung
dieser beiden Anträge sein soll. Da muß ich feststellen,
daß über die Auswirkung dieser beiden Anträge doch
nnch in den üagern aller Parteien, welche diese Vor¬
lage annehmen wollen, eine große Unklarheit herrscht.
Und diese Unklarheit muß herrschen nnd kann leider
hentc nicht behoben werden, weil wir ja noch gar nicht
wissen, zu welchem Ziusfuße und uuter welchen Bedin¬
gungen die Mittel, die für die Umschulduugsvorlage
vorgesehen sind, vom Auslande uns gegeben werden.

Meine Damen und Herren! Ich möchte ausdrück¬
lich feststellen,daß es sich bei der Umschuldung nicht
um neue Schulden und um »cucS Geld haudeln soll,
das in die Landwirtschaft hineingestecktwird, sondern
es handelt sich darum, den Landwirt von eingegangenen
Schulden, die kurzfristig uud zu einem hohen Zins¬
fuß heute zu verzinsen sind, zu entlasten. Leider —
vielleicht auch zum Guten der Landwirtschaft — wird
neues Geld auf diese Weise uicht in die Landwirtschaft
hineingesteckt.

Nun, meine Damen und Herren, muß man sich
fragen: Kommt der Betrag, der für die Umschulduug
ausgegebeu wird, in gleicherWeise dem größeren, dem
mittleren und dem kleineren Besitz zugute? Da muß ich
feststellen,daß ganz zweifelsohne eine gewisseGefahr
besteht, daß dem Kleinbcsitz nicht so ausreichend ge¬
holfen werden kann wie dem mittleren Besitz, weil
uämlich die Vorlage, die vom Reiche gemacht ist, in
erster Linie - ich möchte sagen — fast ausschließlich
°e» Ncalkredit vorsieht. Wir werden also für die Rhei¬
nische Landwirtschaft, und die Landcsbank hat — zu
Meiner großen Freude kann ich das feststellen — ihre
ausdrücklicheZustimmung dazu gegeben, uns hier in
ber Nheiuprovinz den Verhältnissen anpassen und
Mittel und Wege suchen müssen, daß dem Kleiubcsitz
auf dem Wege über langfristige Schuldverschreibungen
unter Zinsgarantie und unter Sicherstclluug durch die

landwirtschaftliche» Genossenschaften in demselben
Maße geholfen werden kann wie jedem andere» Teile
der Landwirtschaft. Das ist ein ganz besonders großes
Entgegenkommender rheinischenProviuzialverwaltuun
und der Landcsbank.

Meine Damen uud Herren! Ich stehe weiter auf
dem Standpunkte, daß in die Zinsguote, die für die
Umschulduug letzten Endes vom Pruvinzialausschuß
zusammen mit der Laudrsbank festzusetzen ist, uuter
allen Umständen eine Amurtisationsguotc einbezugeu
werden muß. Meiuc Damen uud Herren! Wir
müssenpflichtgemäßdaraus drängen, daß, wenn Schul¬
den eingegangen werden, auch gleichzeitigMittel uud
Wege für die Entschuldung der Landwirtschaft gesucht
werden, und diese Entschuldung der Landwirtschaft
kann nur darin bestehen,daß eine Amortisationsquotl'
eingefügt wird.

Meine Damen und Herren! Auch über die Ver¬
wendung der Mittel, die aus dem Ieutrumsautrage
nun weiter fließen sollen, besteht heute ein positiver
Vorschlag, wie er sich iu den Einzelheiten auswirke»
soll, nicht. Wir haben den Antrag angenommen, nnd
meine Freunde werden dafür stimmeil. Wir müssen
aber hier betonen, daß wir in den Pruvinzialausschuß,
der ja nun mit der weiteren Verfolgung dieser Ange¬
legenheit betraut wird, das große Vertraueu setzen
müsseu, daß innerhalb des PruvinzialausschnsseS,wahr¬
scheinlich unter Vorbereitung mit der landwirtschaft¬
lichen Berufsvcrtretung, also der Landwirtschafts-
tmnmer, die Wege so ausgearbeitet werden, daß da,
wo der Kredit au letzter Stelle hinkommt, eine gleich¬
mäßige Behandlung und eine besondere Fürsorge für
den Klcinbesiy eintritt.

Meine Damen nnd Herren! Diese Anträge, die
hier vorgelegt worden sind, sind — das ist jetzt schon
von zwei Redner» gesagt worden — nicht geeignet, die
Notlage der Landwirtschaft zu beheben. Das Pri¬
märe, das Wichtigste ist, daß die Rentabilität der Land¬
wirtschaft wiederhergestellt wird.

Meine Dameu uud Herreu! Von de» Vorrednern
ist jetzt mehrfach schou die Handelspolitik erwähnt
»norden. Gestatten Sie mir, im Zusammeuhaug mit der
Hllndelsvertragspulitik ein Wort zur Gefrierfleisch-
frage zu sagen.

Die Landwirtschaft, im ganzen genommen, hat ein
Anrecht darauf, daß das zollfreie Gcfrierfleischkuntin-
gent gesenktwird. Meine Dameu und Herren! Ueber¬
legen Sie doch bitte einmal: Wie ist denn überhaupt
das zollfreie Gefricrsleischtontingent entstanden? Es
ist entstanden zu ciuer Zeit, als die Laudwirtschaft uoch
uicht iu der Lage war, dcu Bedarf der Bevölkerung zu
decken, (Sehr richtig! rechts, Zuruf des Abgeordnete»
Hanck: Dazu ist sie auch heute noch nicht imstande!),
und es ist. als dieses zollfreie Koutiugeut zugestanden
wnrdc, gleichzeitigvon der Regierung die Zusichcrung
gemacht worden, daß dieses zollfreie Kontingent im
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gleichen Verhältnis, u>ie die Lieferfähigkcit der deut¬
schen Landwirtschaft zunimmt, abgebant werden soll,
(Sehr richtig! rechts.)

Meine Damen und Herren! Die Zahlen, die vor¬
hin Herr Pitard angeführt hat, sind nun docy nicht
so zu nehmen, wie er sie dargestellt hat. Ich kann sie
im Angcnblick nicht nachprüfen. Aber die berühmte
Redensart von der Statistik kann ich nur wiederholen.
Aber eine Zahl kann ich ^hncn sagen, die bisher jeden¬
falls unwiderlegt geblieben ist, daß nämlich das
zollfreie Gefrierfleischkoutiugent über eine Million
Stück Rindvieh darstellt nnd daß die Landwirtschaft
in der Lage ist, diese Million Stück Rindvieh auf den
deutfchenMarkt zu liefern.

Meine Damen und Herren! Wcnu man der Land¬
wirtschaft helfen null, !nu» man es zweifelsohne doch
am besten dadurch, daß man ihr die Prudnlte, die sie
ini eigenen Laudc erzeugt, auch abnimmt, und zwar
zn einem angemessenenPreise (Abgeordneter Schroer-
Hochhalcn: Sehr richtig!)

Meine Damen nnd Herren! Ls besteht kein Zweifel
darüber, daß Mißstände auf dem Wege vom Erzeuger
zum Verbraucher vorhanden sind. Auch dies ist schon
betont worden. Ich mochte aber eine Sache, die Herr
Pikard angeführt hat, hier richtigstellen, Er meinte,
ich hätte im V. Fachausschuß gesagt, der Zwischen¬
handel sollte ausgeschaltet werden. Meine Damen und
Herren, eine solche Redensart werde ich niemals
machen, denn ich habe das PolitischeVerständnis da¬
für, daß der Mittelstand erhalten bleiben muß. Nein,
ich habe gesagt, der rheinische landwirtschaftlicheVe-
rnfsstand unter Führung der Kammer ist bereit, mit
deu Kousumgenossenschaftcnin Erwägungen darüber
einzutreten, welche Mittel und Wege sich finden lassen,
um die Preisspanne zu verriugcrn. Ich habe weiter
erklärt, daß der landwirtschaftlicheVerufsstand und die
Äbslltzgcnossenschaftcn weit davon entfernt sind, irgend¬
wie gegen die KonsumgenossenschaftenFront zu machen.
Es ist vielmehr in einer Aussprache, die Nur kürzlich
gehabt haben, ausdrücklichbetont worden: Wir wollen
auf dem Vcrhllndlnngswcge helfe», dem unmittclbareu
Bezüge die Wege zu ebnen.

Meine Damen und Herreu! sticht bloß auf dem
Gebiete der Gefrierfleisch- uud der Fleischpolitik,son¬
dern allgemein müssendie Wege dafür geebnet werden,
daß wir in unserer gesamten Wirtschaftspolitik eine
Abkehr halten von der reinen Konsumentcnpolitik. Ich
kann den Standpunkt der Konsumenten verstehen. Ich
kann es verstehen, daß jeder einzelne Mensch den
Willen hat, so billig zu leben wie nur irgcndmöglich.
Das darf und kann aber nicht auf Kosten eines andern
Berufsstaudes geschehe». Wir Landwirte habe» ein
Recht darauf, daß unsere Produlte zum mindeste» so
bezahlt werden, daß unsere Erzeugnngstosteu gedeckt
werden.

Meine Damen und Herren! Das sind Fragen, die
im Rahmen des Rheinischen Provinziallandtags nicht
gelöst werden tonnen. (Zuruf links: Freier Wett¬
bewerb!) Ich darf aber hier die Versicherung abgeben,
daß die rheinischeLandwirtschaft auf dem Staudpuukt
steht, den auch Herr Völlig vorhin betont hat. Wir
müssen einen Weg für den Ausgleich finden. Dieser
Weg darf nicht zum Ausdruck komme» iu: Hie Kun-
fumcut, hier Produzent! Wir tonnen vielmehr den
Ausgleich uur finden, indem wir am Verhcmdlungs-
tifch eine Wirtschaftspolitik ausarbeiten, die beiden
Teilen gerecht wird. (Sehr gnt!)

Meine Damen und Herren! Ich möchte auf einen
anderen fehlerzeigcndcnPunkt in unserer Wirtschafts¬
politik noch hinweisen.

Wenn man die Preise der Industricprodukte im
Inlandc und Auslande vergleicht, so muß man fest¬
stellen, daß die Industrie, auch die kuhlenförderndc
Industrie, ihre Produkte im Auslande billiger ver¬
täust als im Inlnndc. Meine Damen und Herren!
Das soll kein Angriff nnf die Industrie sein, was ich
hier sage; ich will bloß die Tatsache feststellen. Wcuu
Sie aber auf der anderen Seite die Tatsache berück¬
sichtigen, daß wir billiger ausführen, als Nur hier
selbst an unsere eigene Nevöllcrnng abgeben,dann mnß
letzten (Lndes der deutsche Käufer eine Ausfuhrprämie
an die Industrie bezahlen. (Zuruf des Abgeordneten
Hauet: Einfuhrscheiuc!) Meine Damen nnd Herren!
Bedeuten Sie doch bitte, daß der größte Konsmncnt
für industrielle Produkte, den wir im ganzen Deutschen
Reich haben, die deutsche Landwirtschaft ist, daß also
die Landwirtschaft durch dicfe Preisspanne zwischen
den Preisen für die Ausfuhr und dem Inlandmarlt
gewissermaßen eine Sundcrstener trägt.

Meine Damen und Herren! Noch eine Sache, die
der Aufklärung bedarf, ist folgende: In unserem Wirt¬
schaftsleben hat sich die Arbeiterschaft es angewöhut,
weun von ihren Löhnen die Rede ist, die Löhne nach
dem Goldstandard umzurechnen. Ich nehme ihr das
weiter nicht übel. Aber, mciur Herreu, rechueu Sie
einmal die Agrarprodutte nach dem Goldstandard nm
und ziehen Sie dann den Vergleich, dann werden Sie
erst die Diskrepanz zwischen Löhnen uud Prciseu für
die Agrarprodutte ersehen.

Meine Damen und Herren! Es sind hier mehrfach
die Lohnverhiiltnisse für landwirtschaftliche Arbeiter
erwähnt worden. Ich muß feststellen,daß die Land¬
wirtschaft selbst im allergrößten Maße daran inter¬
essiert ist und dafür eintritt, daß dein landwirtschaft¬
liche» Arbeiter ein nngemcsfcnerLohn wird. Da liegen
die Dinge am tollsten auf dem Gebiet der Löhne des
Kleinbauern. (Abgeordneter Tchroer-Hochhalen: Sehr
richtig!) Meine Damen und Herren! Machen wir
uns doch einmal klar, daß beim .Kleinbauern der Ar¬
beiter durch die Familienangehörigen dargestellt wird.
Wenn der kleine Landwirt für seine Produkte nichts
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erhalt, dann arbeiten seine Familienangehörigen um¬
sonst, nm der übrigen Bevölkerung Lebcnsmittel zu
schaffen, (Sehr gut! rechts,)

Meine Damen nnd Herren! Auch die Steuer-
Politik gehört in den Komplex der Wirtschastsfragen,
die hier berührt worden sind und die letzten Endes
dazn beitragen, die Not der Landwirtschaft herbei¬
zuführen, Es ist eben von kommunistischerSeite die
Behauptung anfgestellt worden, die Landwirtschaft
zahle keine Steuern, ^Abgeordneter Nohl: Sehr rich¬
tig!) Herr Nohl, dazu möchte ich Ihnen folgendes
sagen: Der Landwirt zahlt sehr gerne Einkommen¬
steuer, wenn er nämlich ein Einkommen hat, (Zuruf
des Abgeordneten Hauet: Der lebt von der Lnft!) Ich
muß demgegenüber aber feststellen, daß die Landwirt¬
schaft fast nirgendwo in den letzten Jahren ein Ein¬
kommen gehabt hat. Wenn die Landwirtschaft, vor
allen Dingen die rheinische Landwirtschaft, von der
Steuernot spricht, so ist darunter in allererster Linie
die Stcucrnot zu verstehe», die durch die kommunalen
Steuern hervorgerufen wird. (Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Das hat die grüne Woche in Berlin gezeigt!)
Wenn Sie davon sprechen, irgendein Landwirt hatte
keine Einkommensteuer gezahlt, so sehen Sie sich ein¬
mal die Stcuerzettel der Landwirte an, was sie auf
der anderen Seite für die kommunalen Bedürfnisse, für
die Schulen, für die Polizeilasten, für die sozialen
Lasten in den betreffenden Gemeinden zn zahlen
haben, Lasten an denen in erster Linie die nrbeit-
nehmende Bevölkerung beteiligt ist, (Sehr richtig!
rechts,".

Meine Damen und Herren! D>,r Gesamtkomplex
der Fragen der gesamten Agrarnot läßt sich im
Rahmen des Rheinischen Provin'.iallnndtags, wie ge¬
sagt, nicht erledigen. Ich freue mich trotzdem, daß einer
meiner Fraktionsfreunde aus dem Reichs- uud Land¬
tage, Herr Schlange-Schonungen,hier in diesem Hanse
eine glänzende Rechtfertigung seiner Politik gefunden
hat. Denn wenn sogar die gesamte linke Seite dieses
Hanfes sür eine Zinsvcrbilligung eintritt, so entspricht
das durchaus dem Antrage Schlange-Schöningen im
Reichstag und Landtag, der sich auf deu Standpnnkt
gestellt hat: Nachdem nngehcnre Summen für soziale
Lasten »nd ungeheure Summen für die Wohnnngs-
fürsurge ausgegeben wordeu sind, muß auch aus den
Mitteln der Allgemeinheit für deu wichtigstenStand,
für den landwirtschaftlichen Bernfsstand, in besserer
Weise als bisher gesorgt werden, (Sehr richtig! rechts,
Znruf des Abgcorducten Nohl: Aber nur für Klein¬
bauern, dazu gehören Sie und Ihre Freuudr nicht!)
Ich kann es also bloß begrüßen, wenn dieser Antrag
auch von der linken Seite dieses Hanfes aufgenommen
wurden ist nnd so deren eigene Frattionskollegen im
Reichstag und Landtag desavouiert worden sind.

Meine Damen nnd Herren! Ganz allgemein
möchte ich Ihnen sagen, daß der Kampf um die Wahl-

! stimmen der Bauern in diesem Hanse nicht entschieden
wird, sondern daß die Entscheidung in der Stellung¬
nahme der großen politischenParteien in Reichs- und
Landtag liegen wird, (Zustimmnng rechts,)

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Frisch,

Abgeordneter Frisch: Zunächst einmal zu deu
Ausführungen des Herrn von Stcdman über die
Tteuerfrage, Wenn die Herren von der Rechten hier
behaupten, daß sie auch Steuer zahlen, und das zu be¬
gründen versuchen, so können sie doch die Tatsachen,
die sie selbst besser kennen als wir, hier nicht leugnen,
Sie wissen genau, daß, ebenso wie der Steuerabzug der
Arbeiter und Beamten, auch der Steuerabzug der
Klein- nnd Mittelbauern die höchste Einnahmequelle
des Reichs darstellt. Die Rechte weiß auch gauz genau,
daß der Preußische Finanzministcr Höpkcr-Afchoffin
seiner Etatsredc selbst zugegeben hat, daß 00 Prozent
der bnchführcndcn Landwirte keine Einkommensteuer
zahlen, (Abgeordneter Schroer-Hochhalcn: Sehr rich¬
tig, weil sie kein Einkommen haben!) Wir wissen
ferner, daß in Deutschlanddie Gliederung in der Land-

! wirtschaft so ist, daß etwa 8 Millionen Bauern 52
Prozent nnd nur 230 000 ,8 Prozent des Landes be-

, sitzen, daß aber die 8 Millionen 85 Prozent Steuern
aufbringen und die andere Gruppe von 230 000 Per¬
sonen, die fast den gleichenLandbesitz hat, nur !7> Pro-

^ zcnt der Steuerlast trägt, Aehnlich liegen die Zahlen
auch für die Lohn- und Gehaltsabzüge, Wenn man
das nicht glauben will, so möchte ich hier einige Bei¬
spiele anführen: Für ein Besitztum von 180 Hektar,
also 1 mal 180 Morgen, zahlt man keinen Pfennig
Einkommensteuer (Hört, hört! links), ebenso nicht von
eiuem Besitztum,uon !><2 Hektar und einem Besitztum
von 1800 Hektar, nnd dann redet man hier von der
Not der Landwirtschaft, Man mnß sich überhaupt
wundern, mit welcher Frechheit man sich hierhin stellt
uud über die Nut der Landwirtschaft beraten nnd sich
scheinbarfür sie einsetzen will. Im Reichstag hat man
sich mit allen über die Notlage der Landwirtschaft vor¬
liegenden Anträgen nicht befaßt, sundern ist mit Kopf¬
schütteln darüber weggegangen. Auch in Preußen hat
man nicht den günstigen Moment wahrgenommen,
bei der Etatsbrratung die Not der Laudwirtschaft in
etwa zu berücksichtigen.Dabei sagt man hier: Reichs-
uder Landesmaßnahmen können nur die Notlage der
Landwirtschaft lindern. Aber ich habe festgestellt,daß
man in dem Moment begonnen hat, von der Not der
Landwirtschaft zu reden, als man den Tudcstermin
des Reichstags festgelegt hatte. Da begann man in
Ostpreußen durch die Führer des Üandbundes in der
unverschämtestenWeise die Erregung der Landbevölke¬
rung auszuuutzcu und demonstrierend an diesen und
jenen Stellen aufzutreten. Weiterhin haben nnch-
gcwiesenermaßen die Großagrarier in Ostpreußen den
schmählich darbenden Landarbeiten! 1 Mark Zehrgeld
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und Urlaub gegeben, damit sie bei ihren Kundgebungen
mit demonstrieren und su zur Vergrößerung ihres
Profits beitragen sollten, ^Zuruf eiues kommunisti¬
schen Abgeordneten: Um sie nachher wieder zu ver¬
raten!) Man hat den Handarbeitern versprochen: Ihr
bekommt,wenn wir etwas erreichen, nnch mehr Lohn,
Dabei schliesst man im selben Moment in Mitteldeutsch¬
land Tarife nb, wonach man einen halben Pfennig
bis Juni mehr geben will uud den nächsten halben
Pfennig erst ab Inli einsetzen läßt. Das Unverständnis
der Unternehmer gegenüber den Forderungen, die der
^andarbciterUerband notwendigerweise stellen mußte,
ist uuö als gewerkschaftlichTätigen genau belanut.
Man nutzt die Landarbeitcrfrauen aus, indem man
ihnen einen Lohn von 17 Pf, zahlt und selbst Profite
anhäuft. Man hat die schlechtesten sozialen Einrich¬
tungen in der Landwirtschaft für die Landarbeiter
Man beschäftigtdie Landarbciterfrcmen bis zum letzten
Tage und zur letzten Stunde vor der Entbindung mit
Feldarbeiten, wie dies gewisse Prozesse bewiesenhaben.
Dabei hat man die Landarbeitcrfrauen noch wegen
fahrlässiger Tötung ihres Kindes zur Anzeige gebracht.
Es mußte aber Freisprechung erfolgen, weil hundert
andere Beispiele ähnlicher Art von Großgrundbesitzern
angeführt werden konnten.

Wenn wir als Kommnnisten zu der Not der Land¬
wirtschaft Stellung nehmeu, dann nnr deswegen, weil
es hier generell mit Landwirtschaft betitelt wird. Wir
sagen klipp und klar, daß nicht nur eine Not der Land¬
wirtschaft vorliegt, sondern daß die Not des gesamten
schaffenden Voltes zur Diskussion steht. Nicht nur im
Westen oder im Osten, sondern im ganzen Reich be¬
steht diese elende Situation der ausgebeuteten Klasse,
ob das nun Industrie- oder Landarbeiter, ob es Be¬
amte oder Kleingewerbetreibende sind.

In der Denkschrift des Provinzialnusschusscs heißt
es: „Um über die gegenwärtige Krise hinweg¬
zukommen". Da hätte das Zentrum besser hingesetzt:
In unserer Nhciuprovinz, wo Nur W"/n, Prozent
nnsercr Wähler sitzen haben, müssen wir in dieser
Situation unbedingt helfen, um nicht im Wahlkampfe
eine Niederlage zu erleiden,

Werte Anwesende,sind wir nicht etwa aus der (Lifel
zu Hause, haben wir nicht selbst mit dem markanten
Buchweizenmchlund der dicken Milch unsere Jugend
verbracht und sind wir nicht unter den schmählichsten,
zurückgebliebenenVerhältnissen großgezogen worden?
Das haben wir noch nicht vergessen, inerte Kollegen
vom Zentrum. Wir wissen, wie dieses Voll dort darbt
und leidet. Aber man sagt ihm nicht, warum es so mit
Steuern belastet ist, warum die Kommunen gezwungen
sind, so hohe kommunale Zuschlägezu erheben, warum
sich die Steuer- und Zollpuliti, su auswirkt. Wer in
der Reichs- und Steuerpolitik mitgearbeitet hat, weiß,
daß ganz besonders das Zentrum daran schuld ist. Sagt
das einmal den Leuten da draußen. Die Bevölkerung

mnß von morgens früh bis abends spät mühevoll ar¬
beiten uud hat daher uicht die Möglichkeit, über ihre
cleudc Lage uud die g.seitlichenVestimmuugeu, die für
sie so drücleud Wirten, nachzudenken. Würde man die
Masse über ihre Lage uud über die sonstigenProbleme
aufklären, dann könnt Ihr vom Zentrum sicher sein,
daß Eure W«/„, Prozent mindestens bis auf «/u, her-
uuterrutfchen. (Ironisches Bravo! im Zentrum.) Wir
werden hier die Aufklärungsarbeit mit allen uns zur
Verfügung stehenden Mitteln »achholen, Wir werden
das bei allen sich bietenden Gelegenheiten tun und
jede Minute dazu ausnutzen, (Bravo!)

In der Drucksache Z2 werden Vorschläge gemacht,
wie über die gegenwärtige Krise in der Landwirtschaft
hinwegzukommenist. Wir haben in der Drucksache 7:;
eiue Anleihe von !0 Millionen gefordert und auch an¬
gegeben, wie die Gelder an die in Frage kommeudcu
Schichten verteilt werden sollen. Wir haben in seder
Situation, die sich nur bot, in alleu Parlamenten klipp
und klar ausgesprochen, welche Wege wir verlangen,
wie die Mittel, die wir fordern, verteilt werden sollen,
nnd nns auch nicht gescheut, dabei einen Strich zwischen
den Notleidenden und uicht Notleidenden zu machen.
So verlangen Nur auch eineu Hinweis an die Reichs¬
und Staatsregierung, weil hier davon gesprochenwird,
daß es nicht Aufgabe der Provinz allein fein kann,
diese Notlage zu beseitigen. So ist auch in Druck¬
sache l!2 klar uud eindeutig und konkret ausgesprochen,
wie Nur die Notlage der bäuerlichen Familien lindern
wollen: Bereitstellung von Mitteln für Kuustdüugcr,
Maschinen uud ähnliche berufliche Bedarfsartikel,
Streichung der Rcntcnbantgrundfchulden für die klei¬
nen Betriebe, Beseitigung der indirekten Steuern,
Fortfall bzw, Herabsetzung der Gemcindeabgabcn, Be¬
freiung von der Vermögcnsnachlaß- und Umsatzsteuer
usw'. Diesen Antrag, der die Reichs- oder Staatsrogie-
rung klipp uud klar und ganz konkret vor die Frage
stellt, ob sie eingreifen uud wirklichHilfe schaffen will,
lehnt Ihr hier ab. Eine Anzahl Parteien hat diese
Forderungen im Reichstag abgelehnt, andere Parteien
haben zugestimmt. Im Landtag haben die Parteien,
die im Reichstag für die dortcingcbrachteu Anträge
gestimmt haben, wieder dagegen gestimmt. So erwägen
Sie überall da, wo Sie in der Regierung mitarbeiten,
ob ein Antrag abgelehnt oder angenommen werden
kann. Hier im Provinziullandtag kommt danu die
Zentrumspartei uud gibt den Hinweis anf dir Staats¬
regierung, indem sie unbedingt die Lage gemildert und
geändert haben will. Ja, Ihr vom Zentrum, warum
habt Ihr uicht die güustige Situation bei den Vtats-
beratnngen schon mit ausgenutzt und, weuu unsere
Anträge Euch zu weit gingen, versucht, Formulierun¬
gen uud Acnderungeu zu schaffen oder Euch wenigstens
mit den möglichenMitteln zu begnügen? Glaubt nur,
auch wir hätten Euren Furderungc», uud weuu sie
noch su gering gewesen wären, zugestimmt.
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Wenn man aber die Ausrede braucht, es waren
leiuc Mittel vorhanden, so haben wir schon bei den
Gtatsberatungen im Landtage empfohlen, die 9 Mil¬
lionen für Pferderennen zu streichen und sie zur Lin¬
derung der ungeheuren Not des Volkes zu benutzen.
Das hat man glattweg abgelehnt, und hier will man
erneut in dieser Weise Forderungen stellen. In Druck¬
sache 1l5>, den Auträgen des V, Fachausschusses, steht,
daß mau die weiteren 200 000,— Mark nicht einsetzen
bzw, prüfen soll, ob im nächsten Jahr die Bedürftigkeit
noch vorhanden ist. Wir haben in unserem Antrage
gefordert, jedes Jahr mindestens bis auf fünf Jahre
hinaus diese 200 000,— Mark einzusetzen. Man kann
nicht heute der Laudwirtschaft durch das Ginsetzen von
200 000,— Mark den Zinssatz UN! 1 oder 2 Prozent
verbilligen, um dauu im nächste» Jahre wieder die
Zinssätze zu erhöhen, Man muß hier vielmehr die
Notwendigkeit, diese 200 000— Mark auch in den
»ächsttommendcn Jahren weiter einzusetzen, von vorn¬
herein erkennen.

Dann liegt eine Drucksache zur Behebung der
Winzernot vor. Ich möchte nur turz unsere dazu ge¬
stellten Anträge Ihnen ins Gedächtnis rufen. Wir
haben hier eine Summe bis zu 200 000,— Mark ver¬
langt Auch das wurde im Ausschutz abgelehnt. Wir
weisen Guch hier darauf hin, daß wir draußen wohl
die Möglichkeit bekommen werden, den Bevölkerungs¬
schichten, die es angeht, Eure Stellungnahme kund¬
zutun.

Zu einem weiteren Antrage, in dem wir gefordert
haben, in den landwirtschaftlichen Berufsschulen Frei¬
stelle» für minderbemittelte und Kleinbauern zu
schaffen, wurde uns seitens der Verwaltung mitgeteilt,
daß dies schon geschehe» sei uud daß der üaudwirt-
schllftskllmmcr 8000 Mark im Jahre zur Verfügung
ständen, um Freistellen zu gewahren, aber diese Summe
würde noch nicht einmal aufgebraucht. Ja, werte Au-
wesende, hier möchte ich nur sagen: Wißt Ihr nicht,
wie weit das Voll in den Dörfern noch rückständig ist?
Diese Bauern wissen nicht, daß ein solcher Fonds über¬
haupt vorhanden ist. Sie Nüssen auch nicht, an welche
Körperschaft sie sich wenden sollen, um diese Mittel zur
Unterstützung ihrer Sühne auf der Schule zu be¬
kommen. Sie wissen nicht, wie die Adresse zu laute»
hat und wie ma» die Herren anredet. Der eine scheut
sich, dem andern seine Dummheit zu sagen, obwohl
der Nachbar vielleicht genau so dumm ist. So rück¬
ständig sind doch noch die Verhältnisse in der Eifcl, im
Hunsrück, im Westerwald bis an die Grenze. Wenn
Man da sagt, dieser Fonds sei noch nicht einmal auf¬
gebraucht, so schreibe ich das dencu zu, die es bewußt
unterlasse» habe», eine Aufklärung in diesem Sinne
3u schaffen. Es gehen auch gesetzliche Bestimmungen
vom Preußischen Fiuanzministcr über die Eintreibung
der Steucru hiuaus. Glaubt Ihr denn vielleicht, ein
eiuzigcr Bauer in der Eifel würde die lesen, natürlich

mit Ausnahme des Ortsvorstchers oder des Bürger¬
meisters, des Försters und der anderen, die so die
Großen im Dorf sind, die sich immer als die Männer
aufspielen, die allein das Wissen beherrschen, die alle
die lokalen Gesetze nur nach ihrer Methode schaffen
wollen? Glaubeu Sie, außer diesen Leuten wüßte auch
uur ein Bauer, daß eine Möglichkeit der Stundung und
des Nachlasses von Steuer» oder der Aufhebung der
Pfändung besteht? Gebt Luch ciumal an die Auf¬
klärungsarbeit- schafft den Leuten das Material an
die Hand, damit sie wciterschreite» in ihren Erkennt¬
nissen, nnd sie werden auch Euch bald erkannt haben.

In der Vorlage Drucksache 20 verlaugt man, daß
geprüft werden soll, inwieweit vom Westen nach dem
Osten ausgesiedelt werde» könnte. Ihr vom Zentrum,
die Ihr das in der Hauptsache stützt uud die Ihr die
Macht im Nheinlande noch habt, seht Euch doch einmal
die Siedlungspolitik an. Fragt einmal die Siedler in
Schlesien, fragt Gnre Kollegen, die die Nesiedlnng in
Schlesien mitgemacht haben. Die werden Euch, wenn
sie ehrlich sind, sagen, daß dort Siedlungen bestehe»,
die schon zwei Jahre auf einen Ansiedler warten; sie
finden keinen Siedler, der in diese Gebändc hinein
will. Es ist schon jahrelang geerntet und immer wie¬
der in diesen Räumlichkeiten aufgespeichert worden,
aber kein Käufer ist gekommen. Wißt Ihr denn auch,
daß 15 000— bzw. 12 000— Mark Kapital erforderlich
sind, um eine solche Siedlung zu erwerben? Wer von
den Bauern in der Eifel ist in der Lage, seinem Sohn
ein solches Kapital mitzugeben? Wenn da Landcs-
rcntenbantgntscheine helfen sollen, so mnß man sagen,
daß diese Scheine das Recht der ersten hypothekarischen
Verschuldung haben nnd Ihr Kapital erst an zweiter
Stelle eintreten wird. Der Herr Landwirtschafts-
ministcr in Prcnßen erklärte, er »volle sogar Lnnd-
arbciter ansiedeln. Gin Landnrbciter, der 9000,— oder
10 000,— Mark aufbringen soll und sich vielleicht nur
2000— Mark erspart hat, soll unch den Angaben des
Landwirtschaftsministers die 7000,— Mark dadurch be¬
kommen, daß er Rentcnbantgntscheine erhält. Aber
dann ist das erworbene Siedlnngsobjckt schon derart
belastet, daß er uuter der Zins- und Amortisationslast
zugrunde geht. Herr Ministerialrat Dr. Hartitns er¬
klärte: Wir müssen Sicdlungspulitik von dem Ge¬
sichtspunkte aus treiben, daß wir fachmännisch tüchtige
Kräfte ansiedeln, die genullt sind, von morgens früh
bis abends spät mit ihrer Frau und ihren Kindern zu
arbeiten, namentlich in den ersten Jahren, um die
schwere Zinslast herauszuholen. Auf der einen Seite
sitzen dort diese Schlemmer, die Großgruudbandite»
mit 12 Mann Personal, mit eine», Chauffeur und
einem Reitknecht und beuten die Massen aus, während
sie selbst auf ihren Lorbeeren ruhen. Auf der andern
Seite verlangt man Arbeit von morgens früh bis
abends spät. Da soll man doch erst diese Zustände ab¬
schaffen, ehe man an einen Menschen das Ansinnen
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stellt, eine derart lange Arbcitsdauer auf sich zu
nehmen, um seine Familie dnrchzubriugcn nnd Frau
nnd Kinder zu ernähren. Solche Anregungen lehnen
wir au. Wir haben auch hier verlangt, daß zunächst
einmal die im Rheinland vorhandenen Möglichkeiten
ergründet werden, daß die Urbarmachung der Oed-
ländereien vorwärtsschreitet, daß auf diesen im Rhein¬
land noch vorhandenen landwirtschaftlichenOedflächen
gesiedelt wird. Wir treiben nicht eine Siedlungs¬
politik, wie sie in Preußen gemacht wird, indem man
dort erklärt, nur müssen im Osten an der Grenze vor¬
bei siedeln, um, innenpolitisch gesehen, den Zweck zu
erfüllen. Glaubt Ihr Herren von der Rechten, Ihr
werdet in, Osten einen Siedler, der nur kümmerlich
sein Dasein fristen kann und mit solchen Zinsen belastet
ist. später für Vnre politischen Interessen gewinnen
können, nm den Außenfeind abzuwehren. (5r wird sich
mit uns zusammenumdrehen und den Feind im eigenen
Lande mitbetämpfen, weil er derjenige ist, der ihm diese
Lasten aufgehalst hat. (Sehr richtig! bei den Kommu¬
nisten.)

In dieser Weise haben wir auch zu den Fragen des
Zolles und des GefrierfleischesStellung genommen.

Wenn der Vertreter der Verwaltung hier glaubte,
die Angaben meines Genossen Nohl in bezug auf die
Verhältnisse an der Aggertalsperre und die Ver¬
pflegung uud Behandlung der dortigen Arbeiter durch
solche Dokumente entkräften zu können, so kennen wir
als gewerkschaftlichTätige die Methoden, die man
manchmal anwendet, um ein Verwaltungsgutachten zu
bekommen. Wir sagen: Ls ist bedauerlich,daß mancher
Arbeitcrvcrtreter, der im Betriebsrat ist, nicht die
Konseguenz ausbringt, jeder Vcrwaltungsinstanz rück¬
sichtslos seine Meinung zu sagen, sondern manchmal
verschleiert und manchmal bewußt die eigenen Kol¬
legen, die er zu vertreten hat, bei irgendeiner Ver¬
waltungsinstanz verrät, uud ihr ein solches Dokument
in die Hand gibt. (Glockenzeichendes Vorsitzenden.)

Dieselbe Methode hat Herr Pfarrer Iansen gestern
hier angewandt, indem er erklärte: Wir erleben es
täglich, daß die Kinder nicht wünschen,ans dem Reli¬
gionsunterricht herausgenommen zn werden. Wir
kennen ja die Eifel und kennen auch die Methoden.
Wenn derjenige, der auf dem Dorfe wohnt, seine Mei-
nnug sagt, wird er sabotiert, dann bekommt er für
Frau und Kinder nicht einmal Milch, namentlich wenn
er sagt, er denke politisch anders als das Zentrum.
Diese brutaleu Methoden kennen nur. Wir werden in
den kommenden Wochen und Monaten keine Mühe
scheuen und Tag für Tag draußen im Lande fein, um
jenen Leuten zu beweisen, welche Vertreter sie bisher
hatten,

Vorsitzender Dr. Iarrcs ^ Das Wort hat Herr
Abgeordneter Üoseuhansen. (Zuruf lints: Jetzt kommt
der notleidende Landwirt!)

Abgeordneter Dr. Loseuhausen: Meine Damen
und Herren! Sind Sie (zn den Kommunisten) mal erst
ruhig. Jetzt wollen wir mal nüchtern zu rechnen an¬
fangen. (Unruhe bei den Kommunisten.)

VorsitzenderDr. Iarre 3 : Ich bitte, den Redner
nicht zu unterbrechen.

Abgeordneter Dr. Losenhausen (fortfahrend):
Herr Abgeordneter Nohl hat die Samerungsfähigkeit
der landwirtschaftlichenNetriebe angerührt. <3r schien
dieser Frage keine besondere Bedeutung beizumessen.
Ich halte die Lösung dieser Frage für das Wichtigste,
Was wir demnächstzu tuu haben; denn es hat gar
keinen Zweck, hier Mittel zu bewilligen und diese Mittel
anch in Betriebe hineinzuwerfen, von denen man sich
sagen muß, daß sie nicht mehr lebensfähig sind, daß das
Hineinwerfen der Mittel nur ein langsameres Sterben
zur Folge hat. Wenn es auch nach den jüngsten, aller-
dings noch nicht abgeschlossenenUntersuchungen des
überparteilichen landwirtschaftlichenEngneteausschusses
richtig ist, daß das besondere Gefahrengebiet Ostdeutsch¬
land ist, und wenn es anch weiterhiu richtig sein mag,
daß in den höheren Nodenwerten der Rheinprovinz
äußerstenfalls noch eine gewisse Sanieruugsreserve
li'gen rann, so darf man doch nicht vergessen, daß
eben >das Rheinland, wie eben der Herr Abgeordnete
Völlig hier schon vorgetragen hat, mit einer Schulden¬
last von !>>0 Millionen zu rechnenhat und daß bereits
am 30. Juni 1926 — damit schließen nämlich die Unter-
suchungen des Engueteausschussesab — 1,9 Prozent
der untersuchte» Betriebe mit lN0 Prozent des Ein¬
heitswertes belastetwaren. Daß es in der Zwischenzeit
nicht zu einer Besserung gekommenist, das wissen Sie
alle. Es würde nun gänzlich falsch sein, einfach schema¬
tisch die Sllnierungsunfähigleit dann anzunehmen,
wenn eine Verschuldung von 1UN Prozent vorhanden
ist. Es ist durchaus möglich, daß eine solche Ver¬
schuldungnamentlich dann, wenn sie in einem verhält¬
nismäßig niedrig verzinslichen Rcsttaufprcis besteht,
bei guter Bewirtschaftung eine durchaus günstigere
Beurteilung zu erfahren hat, als wenn es sich etwa
um eine suprozentige Verschuldung handelt, diese aber
aus einer Kette angehäufter Betriebsverluste resultiert.
Für die Sanierungsfähigteit oder Unfähigkeit eines
Betriebes kann nur maßgebend sein, ob vom Stand
Punkt des Zinscndienstes die laufenden Zinsuerpflich-
tungen den normalen. Pachtzins des Gutes einschließ¬
lich des Inventars überschreiten oder nicht. Ist das
erstere der Fall, so besteht keine Hoffnung mehr, die
Schuldenlast allmählich zu vcrriugern, sondern die
Schuld wird durch das Anwachsenunbezahlter Zinsen
lawinenartig anschwellen. Gilt das letztere, so wird
man sich selbstverständlichentschließen müssen, den
Sllnierungsversuch noch zu unteruehmen; denn das
ist durchaus richtig, was Herr Kollege Heuser gesagt
hat: Das Primäre ist, zu erhalten, und erst das Se°
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kundäre, aufzugeben und dann mit der Siedlnngs-
Politit fortzufahren, Es ist also erforderlich, daß vor
der Verteilung der Mittel eine genaue ordnungs¬
mäßige kaufmännische Durchrechnungder einzelnen Be¬
triebe stattfindet, wobei natürlich keine Unterscheidung
gemacht werden kann zwischen Groß-, Mittel- und
Kleinbetrieben,

Im übrigen, meine sehr verehrten Damen und
Herren, ist ja alles das, was hier sachverständigeLand¬
wirte «vorgetragen haben, recht schön. Aber glaubeu
Sie nur nicht, daß man mit Krediten der Landwirt¬
schaft irgendwie in dem Sinne helfen kann, daß diese
Landwirtschaft wieder lebensfähig wird. Mit den
Krediten können Sie die Landwirtschaft nur dann
wieder lebensfähig machen, wenn Sie das Kunststück
fertigbringen, den Zinssatz für diese Kredite unter die
Bodenrente hinunterzusenken. (Sehr richtig! rechts,)
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dieses
Kunststück bringen Sie nicht fertig, tonnen Sie nicht
fertigbringen. Sie können in der Agrarpolitik alles
machen, Sie können die Bevölkerungsbewegung, die
Nudenbewegung durch Erbrecht und Siedlung und den
Preis durch Zoll beeinflussen. Das einzige, was Sie
nicht können, ist, daß Sie die Zinsbildung für das
Kapital beeinflussen. Das ist vollkommenausgeschlossen
Hier gelten noch die alten ehernen Wirtschaftsgesetze
von Angebot und Nachfrage, die allen Angriffen mit
Politischen Kunstgriffen spotten. Das gibt es nicht. Bei
dem Riesenbcdarf unserer Wirtschaft ist Hie Sache eben
die, daß dieser Zins heute über der Bodenrente liegt
und in absehbarer Zeit wesentlich über der Bodenrente
liegen bleibt, einschließlich der Kredite, die wir aus dein
Ausland hereinbekommen können; denn um 7 oder
K Prozent liegt kein« Bodenrente. Es ist auch heute
noch so, daß die Landwirtschaft derjenige Produktions¬
zweig in Deutschland ist, der mit der geringsten Rente
zu rechnen hat. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Des- >
halb fordern Sie Zollerhöhung!) Das kommt jetzt.

Vs wird sehr leicht vergessen, meine Herren, daß
über 39 Prozent der gesamten deutschenBevölkerung
ihre mittelbare uud unmittelbare Einkommensquelle
im deutschen Landbau haben und daß, wenn diese Ein¬
kommensquelleversiegt, zunächst einmal in erster Linie
der gewerblicheMittelstand, vor allen Dingen in den
Landstädten, und danach unmittelbar auch die Indu¬
strie und nicht zuletzt mit der Industrie ein großer >
Teil der deutschen Arbeiterschaftals Leidtragendefolgen.
Wenn wir das Problem lösen wollen, ist es in erster
Linie erforderlich, daß man so vorgeht, wie mein
Frattionskollcge von Stedman es schon angedeutet hat.

Ich möchte jedoch noch einen Gesichtspunkthinein¬
bringen, der gerade die Zollfrage betrifft, weil ich in
der Zollfrage der Auffassung bin, daß dieser Zoll eine
andere Ansctzung erfahre,! muß als bisher. Wir haben
Uns allzusehr daran gewöhnt, den Zoll lediglich von

dem Gesichtspunkt der Abwehr ausländischer Kon¬
kurrenz zu betrachten. Wir haben es auch erlebt, daß
er diese Abwehr nicht erreicht hat; denn sonst würde es
natürlich nicht möglich sein, daß wir seit dem l. Januar
1924 für über zehn Milliarden, im letzten Jahr un
gefähr vier Milliarden an Lebcnsmitteln und Ge¬
tränken eingeführt haben. Wir müssen den Zoll zu¬
künftig als Sllnieruugsmaßullhme nach innen richten,
müssen ihn ausgehen lassen von dem Konsumwillen
des deutschenVolkes, müssen ganz klar unterscheiden
lernen zwischen den durchweg marktlosen Rohstoffen
und Zwischenproduktenuud deu Agrar-Endprodukten,
und müssen hier wieder unterscheidenlernen, welchem
Konsumwillen das einzelne Agrar-Endprodukt gegeu-
übersteht. Nur auf diese Weise können wir es er¬
reichen, daß diese marktlosen Rohstoffe und Zwischen¬
produkte wegen des lockenden höheren Preises des End¬
produktes nicht veräußert werden, das heißt internes
Sachkapitlll im Betrieb der Landwirtschaft werden. Nur
auf diese Weise können wir es erreichen, daß durch die
Differenzierung uns größere Bewegungsfreiheit beim
Abschlußunserer Handelsverträge geboten wird. Prak¬
tisch gesprochenheißt das: Differenzierter kleiner Zoll
auf Futtermittel, stärkerer Zoll auf die Getrcidearten,
vielleicht sogar unter der Unterscheidung von Roggen
und Weizen, weil es ja -^ es mag paradox sein — doch
mal so ist, daß das deutsche Volt, nach dem veriurenen
Kriege ärmer gelworden, lieber Weizenbrot als Roggen¬
brot ißt. Und llllerslärksterZoll auf diejenigen Agrar-
Endprodukte, denen der Konsumwillen am stärksten
gegenübersteht,d, h. den Biehprodukten, den Obst- und
Gartenerzeugnissen. (Zuruf des Abgeordneten Dun-
der: Damit Sie die Inlandspreise möglichst hoch
treiben können!) Sie mögen es heute noch nicht ein¬
sehen. Wenn es aber von der Majorität des deutschen
Volkes nicht bald eingesehenwird, fühlt dieses deutsche
Volk an seinem eigenen Körper: Baucrnschicksal ist
Volkesschickslll!Die Konsuln des 20. Mai mögen acht
geben, daß der Staat nicht verloren geht. (Hört, hört!
bei den Kommunisten. Zuruf eines Kommunisten:
Deutsche,eßt Schwarzbrot!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Mehne.

Abgeordneter Mehne: Meine Damen und Herren!
Ich bin leider gezwungen,mich in einigen Worten mit
den Ausführungen des kommunistischen Redners zu dem
Eindcichuugsprojctt in Ncuwied zu beschäftigen. Was er
gesagt hat über die Nichteindeichungder Arbeiterviertel,
über sonstige technische Mängel, beruht auf bloßer Nn-
tenntnisderVerhnltnisse. Es ist ja auchweiteruichtzu ver¬
wundern, denn in Ncuwied haben wir weder kommu¬
nistische Sachverständige, noch sonst Kommunisten. Die
sozialdemokratischeArbeiterschaft hat sich durch ihre
Vertreter (Zuruf eines Kommunisten: Gin bißchen
leiser!) — ich bedauere, daß ich nicht so laut schreien
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kann wie die Kommunisten —- eingehend mit dem Pro¬
jekt befaßt und sie hofft, daß es zu der Ausführung
des Projektes kommt. Sie würde es sehr bedauern,
wenn es durch die kommunistische Kritik in irgendeiner
Weise Schiffbruch erlitte. Wir haben öas Vertrauen
zu allen Mitgliedern des Hauses, mit Ausnahme der
Kommunisten (Hört, hört! links), daß Sie den allge¬
meinen Wünschen der Arbeiterschaft in Neuwicd auf
die Ausführung dieses Projektes Rechnung tragen.
Den Antrag der kommunistischenFraktion über die
Arbeitsregelung bei der Ausführung der Arbeiten
lehnt die sozialdemokratischeFraktion ab. Die Ar¬
beiterschaft in Neuwied, von der ich vorhin schon
sagte, daß in ihr keine Kommunisten vorhanden sind,
weiß sich selbständig genug, ohne die kommunistischen
Dienste ihre Arbeitsbedingungen neu zu regeln, wie
es durch die wirtschaftlichen Verhältnisse bedingt ist.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Tenhaeff.

Abgeordneter Tenhaeff : Meine Damen und
Herren! Es ist für uns recht interessant, zu sehen,
wie der Antrag des Zentrums, der der Notlage der
Landwirtschaft steuer» soll, hier beurteilt wird. Ich
will mich nicht mit den Herren der kommunistischen
Fraktion befassen. Die Kraftanstrengung, die deren
Fachleute hinter sich haben, ist so groß gewesen, daß
sie vielleicht eine gewisse Schonung brauchen.

Was mich aber besonders interessiert hat, ist einer¬
seits die Mitteilung der Fraktion der Arbeitsgemein¬
schaft, daß sie unserem Antrag zustimmen will, und
auf der anderen Seite die Kritik, die die Arbeits¬
gemeinschaft an unserem Vorgehen glaubt üben zu
müssen. Dabei scheint sie aber vergesseilzu habe», daß
im vergangenen Jahre auf genau demselben Wege
eine allerdings kleinere Hilfe für die Landwirtschaft
durch die Arbeitsgemeinschaft beantragt und durch sie
und uns bewilligt worden ist. Was damals recht war,
muß heute billig sein.

Wenn von selten des Herrn Haas dem Herrn
Landeshauptmann ein gewisser Vorwurf gemacht
wnrde hinsichtlichder Art und Weise, wie dieser die
finanztechnischeSeite unseres Antrages behandelt hat,
so fühle ich mich zwar nicht berufen, hier für den
Herrn Landeshauptmann einzutreten. Wir siud uus
aber doch Wohl darüber einig, daß Dinge dieser Art
nicht durch den Herrn Landeshauptmann, sondern
durch die Organe des Provinziallandtages und durch
den letzteren selbst entschiedenwerden.

Wir haben in den vergangenen Tagen auf allen
Seiten des Haufes Ausführungen darüber gehört, wie
groß die Not der Landwirtschaft sei und wie man ihr
helfen sollte. Wenn es sich aber schließlich um reale
Dinge, um die Entscheidung handelt (Znruf des Ab¬
geordnetenDunder: Sehr richtig, da versagt ihr!), dann

sagt man auf der Linken, wie es auch Herr Haas getan
hat: Wir wollen der Landwirtschaft zwar helfen; aber
wenn es gilt, Mittel zu bewilligen, dann denkenwir
anders als Ihr, dann wollen wir unser Interesse für
die Landwirtschaft lieber theoretisch als praktisch be¬
kunden. Meine Herren, so kann man keine Politik
machen. (Zuruf eines Kommunisten: Sie bringen Ent-
schließnngen,die nichts kosten!)

Meine Damen uud Herren! Sie sagen, die von
uns beantragte Hilfe fei unzulänglich. Wer die Lage
der Landwirtschaft richtig zu beurteilen versteht, der
wird mir nicht widersprechen können, wenn ich sage,
daß alles, was von Reich, Staat und Provinz besten
falls geschehen kann und geschieht, immer nur unzu¬
länglich sein Wird in einem Notfälle, den Sie alle als
einen so bedeutenden voltswirtschaftlichen Fall theore¬
tisch anerkannt haben. (Zuruf des Abgeordneten Dun¬
der: Sie haben doch die Möglichkeit,die Unzulänglich¬
keit besser zu gestalten! Weitere Zurufe.) Strengen
Sie sich nicht so viel an. Sie werden mich nicht aus
der Fassung bringen. Wir wollen schnelle Hilfe er¬
wirken, ehe wir auseinandergehcn; denn wenn wir
ein Jahr warten sollen, um dann vielleicht den Pro¬
vinziallandtag überlegen zu lasscu, ob er der Land¬
wirtschaft helfen will, dann könnte es zu spät sein, und
dann hatten wir sehr Wichtiges in diesem Provinzial-
landtag versäumt.

Vou verschiedenen Seiten des Hauses ist über un^
seren Antrag, betreffend Hebung der Kaufkraft der
Arbeiterschaft, eine kritische Aeußerung getan worden,
die ich nicht unwidersprochenlassen darf.

Meine Damen und Herren! Steigerung der Kauf-
traft der breite» Masse braucht doch wohl nicht gleich¬
bedeutend zu fein mit Lohnsteigcrung. Weu» wir mit
den Mitteln, die Sie uus hier bewilligen sollen, es
erreichen— was Sie uns ja dauernd empfehlen—, daß
die Vereinfachung und Verbilligung der Produktion
uud die bessere Zuführung der Produkte an den Ver¬
braucher, die Verbilligung dessen, was wir dem Ver¬
braucher geben, um so und so viel Prozent eintritt,
dann ist das Hebung der Kanstraft im besten Sinne.
Eine Lohnsteigerung kann nur zu leicht eine Ver¬
schärfung des Uebels sein, an dem wir heute tranken,
nicht nur für die Arbeiter, fondern auch für die ge¬
samte Wirtschaft und insbesondere die Unternehmer¬
schaft. Aber die Theorien, meine Herren, mit denen
man immer vom engeil Gesichtstreis des Verufsstandes
aus diese Fragen behandelt, werden ans die Dauer so
unfruchtbar bleiben (Zuruf des Abgeordneten Nohl:
Wie Ihre Verbillignngsaktion!), wie manches, was
Sie in gewissenZeiten schon versucht haben. (Zurufe
links.) Meine Damen und Herren! Ihre Zurufe
beweisen mir, daß ich mit meineil Ausführungen die
Dinge richtig treffe. Im übrigen können Sie in der
Praxis manches von uns lernen.
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Der Antrag, den Wir gestellt haben, will zunächst
nichts anderes, als daß für ein Jahr bestimmte
Summen zu bestimmten Zwecken unter ganz genau
formulierten Nerteilungsbedingungen bewilligt wer¬
den. Was Sie weiterhin tun können oder wollen,
liegt bei Ihnen. Es liegen verschiedene Anträge vor.
Sie können schon für die nächsten Jahre verfügen, Sie
können sich auch auf dieses Jahr beschränken. Also
handeln Sie, wie Sie es für gut halten, lins genügt
es zunächst einmal, in der schlimmstenNotlage einen
direkten Erfolg zu haben. Das nennen wir praktische
Politik, das nennen wir Realpolitik.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Schroer, Hochhalen.

Abgeordneter S chroer, Hochhalen: Meine Damen
und Herren! Herr Tenhaeff beschäftigte sich anch etwas
mit der Arbeitsgemeinschaft. Ich möchte seine Aus¬
führungen nicht ganz unwidersprochenlassen. Ich hätte
lieber gesehen, Herr Tenhaeff, wenn Sie den guten
Willen auch durch Ihre Freunde in der Arbeitsgemein¬
schaft in der V. Fachkommissiongezeigt hätten, daß
sie auch für diesen Gedanken eingetreten wären und
daß wir zusammen in unseren Fraktionen getämpft
hätten, um die Zinsverbilligung für füuf Jahre fest¬
zusetzen. (Zuruf des Abgeordneten Tenhaeff: Daß der
gute Wille da ist, habe ich ausdrücklich anerkannt!)
Aber der gute Wille war schwach. Ich mciuc, Herr
Tenhaeff, wir hätten beide — Sie in Ihrer Fraktion
und ich in der meinigen — für den Gedanke« kämpfen
müssen. Ich glaube, wir haben doch etwas versäumt.
Wir habeu die günstige Situation, >die durch die augeu-
blicklicheBeurteilung der Landwirtschast in diesem
Hohen Hause gegeben ist, nicht voll nnd ganz aus¬
genutzt. Ich weiß wohl, daß der Herr Landeshaupt¬
mann nicht sehr erbaut davon ist, aber eine günstigere
Gelegenheit, als wir sie augenblicklich hatten, um auch
die städtischen Vertreter bor unseren Nagen zu
spannen, Sie bei Ihrer Partei und ich bei der meiui-
geu, konnten wir nicht haben; der Kampf hätte sich
gelohnt. lZuruf aus der Mitte: Herr Kaiser lacht!)

Ich will keinen Zwist zwischen uns; es ist nicht so,
daß wir uns bekämpfe,! müssen. Ich glaube vielmehr,
daß Ihre Fraktion nnd die meinige im nächsten Reichs¬
tag zusammenllvbeitcnmüssen, «um die Rentabilität der
Landwirtschaft wiederherzustellen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Meine Herren! Herr Ten¬
haeff hat auch mich zitiert und vor allen Dingen ge¬
weint, daß meine Ausführungen bezüglichder Finanz¬
politik gegenüber dem Herrn Landeshauptmann nicht
richtig wären, weil darüber doch das Haus zu be¬
schließen hätte uud nicht der Herr Landeshauptmann.
Ich gebe das ohne weiteres zu. Ich biu aber der Auf¬
lassung, der Herr Landeshauptmann als

der verantwortliche Leiter der Politik
der Rheinprovinz hätte die Rede halten
müssen, die Herr Wesen feld gehalten
h a t. (Abgeordneter Schroer, Hochhalen: Lehr richtig!)
Er hatte sagen in ü s scn : M e i n e H erre n
ich warne vor einer solchen Finanz¬
politik; Sie haben hier zu beschließen,
und wenn Sie das bcs ch ließen, m u ß i cki
mich dem fügen, aber ich w a r n e S i e. Das
hatte der Herr Landeshauptmann sagen
müssen uud nicht Herr W e s e n f e l d. Herr
Wesen feld hätte am Schluß seiner Aus¬
führungen sagen müssen: Meine Herr e n
auf Grund biefer Bedenken, die ich habe
komme ich zu einer Ablehnung des An¬
trages. (Heiterkeit.) Das wäre tonseguent
gewesen. Das hat er nicht gesagt. Man
muß sich nur einmal vorstellen, daß in
der Arbeitsgemeinschaft drei politische
Parteien zusammengefaßt sind; da ist
es sehr schwer, für jeden etwas zu brin¬
gen. Das aber hat Herr Wesen feld ver¬
standen. (Heiterkeit.)

Nun z» den realen Tatsachen, von
denen Herr Tenhaeff hier sprach. Reale
Tatsachen, Herr Tenhaeff, waren die
1 5 U U 0 0 M ark für Kinderspeis u.n g ; aber
die haben Sie abgelehnt.

Noch ein Wort zu einer Interpretation des An¬
trages W. Ich habe schon in meinen Aus¬
führungen gesagt: Es ist zu bedauern,
daß eine solche Feststellung über die Not
der breiten Massen des Voltes erst als
Nachtrag einem Zentrumsantrag an¬
gehangen werden muß. Nachdem Sie aber,
Herr Tenhaeff, diesen Vorstoß der Zen¬
trum s a r b e i t e r so interpretiert haben,
daß es nicht mehr auf Lohnerhöhungen
ankommt, sondern nur auf eine Hilfe
für die Landwirtschaft, um die gegen¬
seitigen Organisationen auszubauen,
womit dann auch der Arbeiterschaft ge¬
holfen wäre, bedaure i ch d ie christliche u
A r b e i t e r v c r t r e t e r, die diese Inter¬
pretation annehmen.

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht mehr vor. Die Besprechung ist geschlossen.

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung, und zwar
zunächst über Punkt 18, Ich glaube, es wird möglich
sein, hier einfach nach den Vorschlägen des Fach¬
ausschussesI abzustimmen. Ich bitte diejenige», die
für .diesen Vorschlag (Drucksache 1l5) siud, sich zu er¬
hebe», wen» nicht getrennte Abstimmung gewünscht
wird (Zuruf des Abgeordneten Dr. Wesenfcld: Ich
bitte, über den Zentrumsvorschlag Nr. W getrennt ab-

ll
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zustimmen!), und im übrigen den Vorschlag der Fach-
nusschüsseVundl nach der Fassung des Fachausschusses!
zugrunde zu lege», (Abgeordneter Dr, Wcsenfeld: Ein¬
verstanden!)

Ich lasse abstimmen über die DrucksacheNr, 99:
„Znsatz znr Entschließung der Zeutrumsfrattion über
die Lage der Landwirtschaft". Wer für diesen Antrag
ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehr¬
heit.

Dann lasse ich abstimmen über die Drucksache 115,
Antrage des V. und des I. Fachausschusses in der
Fassung des Vorschlages des FachausschussesI. Wer
dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben, — Das ist die
Mehrheit.

Dann kommt Punlt 19. Wird hier getrennte
Abstimmung verlangt? Das ist nicht der Fall. Dann
lasse ich über die Drucksache 111, Antrag des V. Fach¬
ausschusses,abstimmen. Wer dckfür ist, den bitte ich,
sich zu erheben. — Das ist angenommen.

Nun kommt Punkt 20, Drucksache 71. Der An¬
trag des V. Fachausschussesgeht auf Ablehnung.

Ich bitte diejenigen, die für diefen Antrag des
V, Fachausschussessind und damit den Antrag der
.KPD. ablehnen wollen, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit.

Wir kommenzu Punkt 21. Wird hier getrennte
Abstimmung gewünscht?Das ist nicht der Fall, Dann
lasse ich über den Antrag des V. Fachausschussesab¬
stimmen, nnd zwar gleichzeitig zu den Nummern 2
uud r>, (Zuruf: Getrennte Abstimmung!) Es wird
doch getrennte Abstimmung verlangt. Dann bitte ich
diejenigen, die für den Antrag des V. Fachausschusses
zu Nr. 18 der Drucksachen,d. h. für unveränderte
Annahme, sind, sich zu erheben, — Das ist die Mehr¬
heit.

Ich bitte dann diejenigen, sich zu erheben, die für
deu Antrag des V. Fachausschussessind, den Antrag
der KPD. auf Drucksache Nr. 85, abzulehnen. — Auch
das ist die Mehrheit.

Herr Abgeordneter Dunder zur Geschäftsordnung,
Abgeordneter Dunder : Meine Damen und

Herren! Ich muß Verwahrung gegen die Geschäfts¬
führung und die Abstimmungsmethudedes Herrn Vor¬
sitzenden einlegen. Er läßt einmal in der ablehuen'de»
und einmal in der zustimmendenForm abstimmen.

Zum anderen möchte ich darauf hinweisen, daß die
Abstimmung auch in dem Sinne vorgenommen werden
muß, daß die Zustimmung durch Aufstehen erfolgt und
nicht einmal die Ablehnung und einmal die Zu¬
stimmung zur Debatte gestellt wivd.

VorsitzenderDr. Iarres: Nach 8 81, Absatz 2 der
Geschäftsordnung ist die Fassung uud die Reihenfolge
der zu entscheidenden Fragen von mir festzustellen, und
zwar so, daß sie sich mit ja oder nein beantworten

lassen. Sie müssen stets in bejahendemSinne gestellt
werden. Die Fragestellung in verneinendem Sinne ist
nur bei der Gegenprobe zulässig. Demgemäß habe ich
verfahren, indem ich die Anträge des Ausschusses vor¬
gelegt habe, die mit ja oder nein zu beantworten
waren. (Sehr richtig!)

Nochmals zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter
Dunder.

Abgeordneter Dunder : Dann möchte ich be¬
antragen, daß zunächst die kommunistischenAnträge
zur Abstimmung gebracht werden, da sie meist weiter¬
gehender Art sind. Es bleibt uns dann überlassen,
einem Fachausschußantrag oder einem anderen Ab-
änderungsantrage unsere Zustimmung zu erteile».

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich habe nichts da¬
gegen einzuwenden. Ich kann dann nur nicht den An¬
trag des Ausschusses,der dem Hause vorliegt, zur Ab¬
stimmung bringen, sondern muß den Antrag der
Fraktion, der dann wieder aufgenommen wird, zur
Abstimmung stellen. Aber die Art uud Weise, wie ich
Verfahren habe, war durchaus im Einklang mit der
Geschäftsordnung. (Sehr richtig!)

Wir kommen dann zu
Punkt 22: Antrag des V. Fachausschusses

er) zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betr. Bereit¬
stellung v 0 u weiteren 50000 Reichs¬
mark zur Behebung der Winzernut
nud für die Zwecke des Weinbaues;

I?) zu dem Antrage der KPD. - F r a t t i 0 n
hierzu.

Der Antrag der kommunistischenFraktion —Druck¬
sache Nr, 82 — ist der weitergehende. Ich bitte die¬
jenigen, die für diefen Antrag sind, sich zu erheben, —
Das ist die Minderheit.

Ich lasse dann über den Antrag des V. Fach¬
ausschusses zu Drucksache12 abstimmen. Ich bitte
diejenigen, die dafür sind, sich zu erheben. ^- Das ist
einstimmig.

Punkt 2Z: Antrag des V. F a ch ans sch u s ses
zu dem Antrag der KPD. -Fraktion, be¬
treffend kostenlosen Unterricht der
Söhne von Kleinwinzern in deu Wein-
baulehran st alten.

Wollen Sie auch hier die Abstimmung positiv für
Ihren Antrag? (Zuruf eines kommunistischenAb¬
geordneten: Nicht nötig!) Ich bitte diejenigen,die für
den Antrag des V. Fachausschussessind, den Antrag
der kommunistischenFraktion abzulehnen, sich zu er¬
heben. — Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zu
Punkt 21: Antrag des V. und I, Fachaus¬

schusses
er) zu dem Bericht und Antrag des Pr 0 -

vinzialausschusses, betreffend die
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Fortentwicklung des landwirtschaft¬
lichen Schulwesens in der Rhein-
Provinz ;

l>) zu dem Zusatzantrag der Zentrums-
fraktiou auf Errichtung von land¬
wirtschaftlichen Schulen in Daun
uud im Kreise Prüm;

c) z n den: Zusatzantrag der K P D, -
Fraktion, betreffend Einrichtung
von Freistellen an allen landwirt¬
schaftlichen Berufs- und Fachschulen;

6) z u dem Antrag der Zentrums-
frattion, betrefffend Einrich¬
tung von Baue r innen klaffen bei der
Nie in baulehran statt in Trier.

Ich nehme an, daß hier getrennte Abstimmung
erwünscht ist. (Widerspruch.) Ich bitte diejenigen, die
zu a uud t, für unveränderte Annahme im Sinne des
Antrages der beiden Fachausschüssesind, sich zu er¬
heben, — Das ist einstimmig.

Ich bitte diejenigen, die entsprechenddein Antrage
des V. und I. Fachausschussesden Antrag der KPD.
ablehnen wollen, sich zn erheben. — Das ist die Mehr¬
heit.

Ich bitte diejenigen, die den Antrag des Fach¬
ausschusses zur Dvucksache 1i:! in der Fassung des
I. Fachausschusses annehmen wollen, sich zu erheben. —
Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zu
Punkt 41: Antrag des V. F ach a usschu sfes

a) zu deni Antrage der SPD. - F r a t t i on,
betreffend Herabsetzung des zoll¬
frei e n G e f r i e r f l e i s ch t o n t i n g e n t s ;

I>) z u dem Antrage der KPD. - Frattion
auf Aufhebung des Einfuhrzolls
für Gefrierfleisch und Freigabe der
Einfuhr.

Der weitestgehendeAntrag — darüber taun man
zweifeln — ist wohl der Antrag der KPD., weil er
leine genauen Grenzen einhält.

Ich bitte diejenigen, die für den Antrag der KPD.
sind, sich zu erheben. — Das ist die Minderheit.

Dann bitte ich diejenigen, die für den Antrag der
SPD. iDrucksacheNr. 41) sind, sich zu erheben. —
Auch das ist die Minderheit.

Es ist damit dem Antrage des V. Fachausschusses
auf Ablehnung der beiden Anträge entsprochen.

Wir fahren in der Tagesordnung fort und
lummen zu

Punkt 27: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage des Rheinischen Ge¬
nie i n d e f ö r st e r v e r e i n s auf Errichtung
einer Provinzilllbesoldungskasse für
die Gem e in deförster.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Der I. Fachausschuß schlägt
Ihnen vor, diese Gingabe des Rheinischen Gcmeinde-
förstervereins abzulehnen,

Vorsitzender Dr, Iarrcs: Daö Wort hat Herr
Abgeordneter Hennin.

Abgeordneter Hennig: Meine Damen und
Herren! Namens meiner Fraktion habe ich dir Er
tlnrung abzugeben, das; wir dem Antrage des Rheini¬
schen Gemeindeförstevvereinsunsere Zustimmung geben
trotzdem eine Ablehnung von seilen des Qberpräsideu-
ten der Rheinpruvinz uud noch mehrerer Instanzen
erfolgt ist. Wir stehen auf dem Standpunkt, daß auch
für die kleinen Beamten und Angestellten die Errich¬
tung einer Prouinzialbesoldungslassc angebracht ist,

Vorsitzender Dr, Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Mchne,

Abgeordneter Mehne: Meine Damen undHerren!
Sie alle lieben den deutscheuWald, und Sie haben
deshalb'auch alle ein großes Interesse für die Hüter
des deutschen Waldes, Nun ist es ja in den gegenwärti-
geu Zeitkäufen sehr schwer, für Beamte eine Lanze
zu brechen, denn die Stimmunn dafür ist im Lande
nicht gut. Ich tue es trotzdem, und zwar hier in dem
Falle in gewissem Sinne für den Antrag des Rheini¬
schen Gcmcindeförsterverbandes. Es wird zwar dieser
Antrag auch von meiner Fraktion abgelehnt werden,
weil die Vorbedingungen für die Gründung dieser
Kasse zur Zeit noch nicht gegebensind. Die rheinischen
Gemeiudcforster werden zunächst versuchenmüssen,mit
den Waldbesitzcrvcrbänden und mit den Gemeinden
gemeinsam einen Antrag zn stellen, der ihren Wün-
schen Rechnung trägt. Es kann keinem Zweifel unter¬
liegen, daß die Verhältnisse für die Gemeindeförster
doch wesentlichanders liegen als für andere Gemeindc-
beamte. Es liegen doch erhebliche Gründe vor, die für
diesen Antrag sprechen. Wenn wir also im negen-
wärtigen Zeitpunkt zu einer Ablehnung des Antrages
kommen, so liegt das nur daran, daß die Voraus¬
setzungen für die Durchführung noch nicht gegeben sind.

VorsitzenderDr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich bitte diejenigen, die für den
Antrag des I. Fachausschussessind, sich zn erheben. —
Das ist die Mehrheit.

Pnntt 28: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrag der Zcn t r n m Z f r a kt i o n ,
betreffend Aufwendung eines Betrages
bis zu 100 UU0 Mark zur Nerbilligung
von Darlehen für Wohnungen minder
bemittelter kinderreicher Familie n.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Könzgen.
Abgeordneter Könzg en : Meine Damen und

Herren! Der Antrag ist Ihnen ja bekannt. Der
I. Fachausschußhat dazu noch einen Zusatzantrag ge¬
macht, uud zwar aus den finanzpolitischen Bedenken
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heraus, die auch heute nachmittag wieder der Herr
Haas vorgebracht hat. Der Zusatz soll lauten: „Der
Betrag ist eventuell aus den Ueberschüssen des Jahres
1927 zu entnehmen."

Vs ist dem I. Fachausschußbekannt, daß wahrschein¬
lich ein erheblicher Ueberschußfür das Jahr 1927 her¬
auskommen wird. Deshalb hat der I. Fachausschuß
diesen Guentualantrag dazu gestellt, um die Möglich¬
keit zu geben, auch, wenn es aus dem ersten Fonds auf
Grund der Beschlüsse des Provinziallandtages nicht
möglichwar, dann aus den Ueberschüssen des Jahres
1927 eventuell diese Summe zu bewilligen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Büchsenschütz.

Abgeordneter Vüchsenschütz: Meine Damen
und Herren! Bei diesem Antrage muh mau sich dar¬
über klar sein, baß die eventuelle Zinsverbilligung
dauernd eine Belastung darstellen wird. Ich möchte
deshalb einige Ausführungen zu dieser Angelegenheit
machen.

Es hat sich bei den Kommunen bereits heraus¬
gestellt, daß die für die Zinsverbilligung vorhandenen
Mittel, die Rückflüsse der Zinsen der Hauszinssteuer,
bei weitem nicht mehr ausreichen. Man hat sich daher
schon in den Kommunen mit dem Gedanken getragen
— es sind auch einige Anträge nach dieser Richtung
hin gestelltworden —, die Zinsen, die verbilligt worden
waren, nunmehr wieder um 1 Prozent, teilweise um
1X> Prozent zn erhöhen. Die Folge davon würde
allerdings eine ganz erheblicheSteigerung der Lasten
derjenigen sein, die diese Mittel zum Bauen für sich in
Anspruch genommen haben. Diese Unsicherheit muß
nach meiner Auffassung von dem Baumarkt weg¬
genommen werden. Es ist einfach nicht zu verant¬
worte», daß die Genossenschaften,die für ihre Mit¬
glieder die Zinsverbilligung in Anspruch nehmen,
immer unter dem Druck stehen, baß eines Tages diese
Zinsverbilligung ans rein wirtschaftlichen Gründen
oder aus Mangel an Mitteln nicht mehr gewährt
werdeu kann. Daß eine ganz erhebliche Steigerung
der Lasten für den einzelnen durch eine solche Maß¬
nahme herbeigeführt würde, dafür ein Beispiel:
1 Prozent weniger Zinsverbilligung bedeutet für die
Vclcihung eiucs Einfamilienhauses mit 15 000 Mark
eine Steigerung um 150 Mark im Jahr oder eine Er¬
höhung der Belastung von etwa 20 Mark auf das
Zimmer.

Ich möchte deshalb an dieser Stelle nicht unter¬
lassen, alle diejenigen, die darauf Ginfluß haben, vor
allen Dingen im Preußenparlament, ebenso wie die
Provinzialverwaltung bitten, bei der Preußischen Re¬
gierung dahin zu wirken, daß endlich einmal in das
Ueberweisungsgesetzfür HauszinssHuer eine Klausel
eingefügt wird, die den Gemeinden die Möglichkeit gibt,
vom Hauszinssteucranftommen Mittel für Zins¬

verbilligungen zu verweudeu. Nur damit kann die
Zinsverbilligung für die Dauer garantiert werden.
Denn ohne eine solche dauernde Garantie entsteht eine
solche Unsicherheit auf dem Nanmarkt, die nach meiner
Auffassung, besonders für die kleinen Leute und die
kinderreichenFamilien, nicht zu verantworten ist.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder: Meine Damen und
Herren! Das erste, was Herr Vüchsenschütz ausgeführt
hat, ist, glaube ich, eine Binsenwahrheit, über die wir
uns hier nicht zu unterhalten brauchen.

(3r ersuchte sodann, darauf hinzuwirken, daß die
Ueberweisuttg der Hauszinssteuermittel so gehandhabt
wird, daß eine Klausel eingeführt werden soll, wonach
aus den Hauszinssteuermitteln auch Mittel für Zins¬
verbilligung gewährt werden sollen. Ich glaube, daß
in den Kommunen, wo eine einigermaßen einsichtige
Mehrheit vorhanden ist, dies schon lange gang und
gäbe ist. (Abgeordneter Büchsenschütz:Es ist aber
gesetzlich unzulässig!) Das ist gesetzlich zulässig. (Ab¬
geordneter Dr. Kaiser: Sie wissen es wieder besser!)
Zu den leistungsschwachenKreisen gehören insbeson¬
dere auch die kinderreichenFamilien. Wenn diese Fa¬
milien auch nach unserer Auffassungnicht gerade ein ver¬
brieftes Recht darauf habe», mehr zu fordern als jeder
andere unbemittelte und in Not befindliche Mensch, so
haben wir doch immerhin die moralischePflicht, wenn
eine Möglichkeitbesteht, diesen Armen zu helfen. Wenn
wir auch wissen, daß in späterer Zeit die Iinscnlast
in etwa als eine Belastung empfunden wird, so müssen
wir doch zum mindestendann eingreifen, wenn die Not
am größten ist, und die Not ist augenblicklich am grüß¬
ten. Deshalb sind wir von der kommunistischen Fraktion,
so schwer es uns auch wird, unsere Zustimmung hierzu
zu erteilen -^ das habe ich auch im Provinzialausschuß
erklärt —, doch bereit, dieses Opfer zu bringen und
diesem Antrage zuzustimmen.

Vorsitzender Dr. Iarres : Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Widerspruch gegen die Vorlage
ist nicht erhoben. Ich stelle ihre Annahme fest.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Ich möchte nunmehr Ver¬

tagung beantragen. Ich bin fest überzeugt, daß wir
den Rest der Tagesordnung morgen sehr angenehm
erledigen können. Der ProUinzialauSschuß muß jetzt
uoch einmal zusammentreten. Ich bin der Auffassung,
wenn man von heute morgen X»l0 Uhr bis jetzt hier
gearbeitet hat, hat man lange genug gearbeitet. Des¬
halb möchte ich bitten, für heute Schluß zu machen.

VorsitzenderDr. Iarres: Ich mache darauf auf¬
merksam, daß morgen auch der I. Fachausschuß uoch
zusammentreten muß (Zuruf: Fünf Minuten!) —
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nein, es wird länger dauern ^, nm 9^ Uhr. Wir
werden dann nicht um ^in hier im Plenum beginnen
können, sondern erst um !0 Uhr. (Zuvus: >2ll!)

Sie haben den Vcrtaguugsantrag gehört. Ein
Widerspruch dagegen wird von keiner Seite erhoben.
Dann ist ihm entsprochen.

Die Tagesordnung für die nächste Sitzung, die ich
auf morgeu IN Uhr bitte anberaumen zu dürfen, würde
der Nest der heutigen Tagesordnung sein; dazu — je

nachdem die Erledigung im Provinzialausschuß und
im I. Fachausschuß gelingt — der Nutrag der Zcn-
trumsfrattion, betreffend Vorlage einer Ncsuldungs-
nachWeisung als Anlage zum nächstjährigen Haushalt-
Voranschlag,und der Antrag der Volksrechtpartci, be¬
treffend Höheraufwertung der Pruvinzialanleihe. — Sie
sind mit dieser Tagesordnung einverstanden.

Die Sitzung ist geschlossen.
(Schluß !7 Uhr lo Minuteu.)

Fünfte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Samstag, den 31. März 1928.

(Negiuu 10 Uhr 3N Minuten.)

1. Eingänge.
2. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬

plan der Vermögens- nnd Schuldenvcrwaltnng für
das Rechnungsjahr 1928.

3. Antrag des IV. und I. Fachausschusses
a) zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-

ausschusses, betreffend Verwendung der für
außerordentliche Zwecke des Straßenbaues für
das Rechnungsjahr 192^ bereitzustellende»
Mittel und

d) zn dem Zusatzantrag der KPD-Fraktion auf
Erhöhung der Anleihe von IN Millionen RM
auf 20 Millionen RM.

1, Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Auf¬
nahme einer Anleihe von 15N55N00 RM.

5. Antrag des I. Fachansschusseszu dem Haushalts¬
plan „Verschiedenes"für das Rechnungsjahr 1928.

0. Antrag des I., III. und V. Fachausschusses zu dem
Haushaltsplan „Außerordentlicher Haushalt" für
das Rechnungsjahr 1928.

7. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan über Steuern und Ueberweisuugcu ans
Reichs- und Staatsmitteln für das Rechnungs¬
jahr 1928.

8. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Provinzialvcrwaltnng für das Rech¬
nungsjahr 1928 und Vorbcricht hierzu.

9. Autrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
SPD-Fraktion, betreffend Erweiterung der Er¬
werbslosen- und Krisenfürsorge.

19. Antrag des I. Fachausschusseszur Resolutiou der
Zentrnmsfrattion gegen die beabsichtigte Auf¬
hebung der Obcrpostdirettionen Aachen und Trier.

11. Antrag des I. Fachausschusses
2) zur Entschließung der KPD-Fraktion,
K) zu dem Antrage der SPD-Frattion, betreffend

Antrag an die Reichs- uud Staatsregicruug auf
Beseitigung der im rheinischen Braunkohlen¬
revier bestehendenMißstände.

12. Antrag deS I. Fachausschusses
2) zu dem Antrag der KPD.-Fraktiou, betreffend

Wahl des Abgeordneten Meurer als Ersatz¬
mann für den ausgeschiedcucn Abgeordneten
Knab zum Mitglied des Wasscrbeirats,

d) zu dem Zuslltzantrag der Zeutrumsfraktiun, an
Stelle des verstorbenen Mitglieds, Üandcs-
ökonomierat Jakob Easpers in Nubeuheim dcu
Rechtsauwalt Georg Äocnartz in Koblenz zum
Mitglied des Wasserbcirats zu wähleu.

13. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Frattion, betreffend Einstellung von Mitteln
in den Haushaltsplan zur Ermöglichung der Be¬
sichtigungen von Provinzilllanstalten pp. dnrch die
Abgeordneten.

!l. Antrag des III. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD-Fraktion, betreffend Einwirkung auf die
einzelneu Landkreise zwecks Anstellung hauptamt¬
lich besoldeter Schulärzte zur stnndigcu Kontrolle
der Gesundheit der Schullinder.

15. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
KPD-Fraktion, betreffend Erklärung des Dhünn-
tales als Naturschutzgebiet.

M. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrag der
Fraktion der WirtschaftlichenVereinigung auf Ein¬
setzung eines Untcrsuchuugsausschusseszur Nach¬
prüfung der Verwendung der bei Erbauuug des
Nürburgriuges investierten Provinzialmittel.
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17, Antrag des II, und III. Fachausschusseszu dem
Antrage der SPD-Fraktion, betreffend Nicht-
beleguug von Privatcmstalten, die die Farben der
Deutschen Republik uicht achten,

Id<. Anträge auf Entlastung von Rechnungen:
Antrag des I, Fachausschusses,

,. II,
„ III,
» IV,
.. V,

Nach t r ag stag es o rd nu ug :
19, Antrag des I, Fachausschusseszu dem Antrag der

Zentrumsfraktion, betreffend Vorlage einer Ne-
soldungsnachweisung als Anlage zum nächstjähri-
gen Haushaltsvoranschlag.

29, Antrag des I, Fachausschusses zu dem Antrage der
Volksrrcht-Partei, betreffend Höheraufwertung der
Provinzialanleiheu und dem Antrag der 2PD-
Fraktiuu hierzu,

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Die Niederschrift der gestrigen VollMung liegt
auf dem Tische des Hauses zur Einsicht offen, Schrift¬
führer für die heutige Sitzung sind die Herren Elfes
und Hauck.

Für heute haben sich entschuldigt die Herren Ab¬
geordneten Pikard und Miß,

Die Tagesordnung ist Ihnen zugegangen. Ent¬
sprechend den gestrigen Beschlüssenwerden uuumchr
die Punkte !! uud 1 mit !9 Minuten Redezeit und die
Punkte 6 bis eiufchließlich !-« ebenfalls mit 1» Miuuteu
Redezeit verbünde». Hinzu kommen zur Tagesord¬
nung ^ uud ich bitte, sich damit einverstanden zu er¬
klären, daß sie heute mit verhandelt und entschieden
werden — als Punkt 19 der Antrag der Zcntrums-
frattion Nr. 116, betreffend die Besoldungsuachweisung,
dann als Punkt 20 der Antrag der Volksrcchtpartci,
Drucksache 117, auf Höheraufwertung der Provinzial-
anleihcn. Dazu ist uoch ein Antrag der SPD, ein¬
gegangen:

„Provinziallllndtag stimmt dem Antrage v, Drttcn
und Genossenzu mit der Maßgabe, daß au der höhereu
Aufwertung nur solche Auleihr-Altbcsitzcr teilnehmen,
die ein Brnttojahrcseinkommcn bis zn :!<><><>,̂- Mark
haben." Ich schlage vor, diesen Zusatzantrag mit der
Drucksachc 11? gemeinschaftlichzu behandeln. — Da¬
gegen erhebt sich kein Widerspruch. (5s ist so beschlossen.

Zur Geschäftsordnuug Herr Abgeordneter Dr,
Stein,

Abgeordneter Dr. Stein : Meine Damen nnd
Herren! Meine Fraktion wünscht, daß die Tages¬
ordnung eine Aenderung dahin erfährt, daß Punkt16,,
betreffend Einsetzung eines llutersuchungsansschusses
für den Nürburg-Ning au dcu Aufnng der Tages¬
ordnung gesetzt wird, als Punkt 2. Es ist das ein
typischer Fall eines Regiebetriebes, der m. E. eine aus¬

giebige Veratuug verdient, die am Schlüsse der Be¬
ratung voraussichtlichuicht mehr möglich ist. (Wider¬
spruch,)

VorsitzenderDr. Iarres: Es ist der Antrag ge¬
stellt worden, die Reihenfolge der Tagesordnung zu
ändern, nnd Punkt 16 als ersten Punkt zu behandeln.
Dagegen ist Widerspruch erhöbe« wurden. Ich bitte
diejenigen,die für den Antrag des Herrn Abgeordneten

- Das ist die Miud,>r-
Es bleibt bei der alten

F a ch anss ch » s s e s
der Vermögens-

für das Rcch-

Dr, Stein sind, sich zu erheben,
heit. Der Antrag ist abgelehnt,
Tagesordnung,

Wir kommen z»
Punct 2 : A ntrag des I.

zu dem Haushaltsplan
und S ch u l d e n u e r w a I tu n g
nuugsjahr 192^.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Saaßcn.
Abgeordneter Dr, Saaßeu: Meine Damen und

Herren! Im Haushaltsplan der Vermögens- und
Tchuldenverwaltuug war ursprünglich ein Betrag von
:!99 0«N,— Mark zur teilwciseu Deckung des Fehl¬
betrages des ordentlichen Hanshalts 1925. der bekannt¬
lich ,390 990,— Mark betrug. Der I. Fachausschußhat
unter Zurückstellung außerordentlich großer Bedenken
sich bereit erklärt, seine Zustimmung dazu zu geben,
daß diese 300 900,— Mark anderen Zwecken zugeführt
wcrdeu, und zwar den Zwecken, die in der Drucksache
193 erwähut sind. Er hat dies getan in Anerkcnnuug
der außerordentlichen Notlage, in der sich die Land¬
wirtschaft, für die die 309 999,— Mark setzt uerwcudet
werden sollen, befindet. Er hat es weiter getan, nach¬
dem fcitens der Provinzialucrwaltuug mitgeteilt wor-
deu ist, daß Aussicht besteht,aus den llebcrscyüsse»des
Jahres 1927 einen Betrag von 1,5 Millionen Mark
für Schuldentilgung zu verwenden. Er hat endlich
daran die Bedingung geknüpft, die in DrucksacheM6
cuthnlteu ist, daß der Pruuinzialausschuß beauftragt
wird, dem nächstenPruvinziallandtag bestimmte Vor¬
schläge für die Abdeckungdes Defizits 1925 und 26
zu machcu,

VorsitzenderDr, Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor, Widerspruch ist nicht erhoben. (Zuruf des
Nbgcurductcu Eberle: Wir beantragen Abstimmung!)
Ich bitte dann diejenigen, die für den Antrag des
I, Fachausschussessind, sich zu erheben, — Das ist die
Mehrheit, Es ist so beschlossen.

Punkt 3: Antrag des IV, und I, FachauS-
fchufses

lc) z u dein Bericht und Antrag des
Pr o v i nzialausschusses, betreffend
Verwendung der für außerordent¬
liche Zwecke des Straßenbaues für
da« R cch n u n g sj ah r 192^ bereit¬
zustellenden Mittel und

K) zu dem Znsatzantrag der K P D. -
Fraktion ans Erhöhung der An-
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leihe von IN Milliunen RM. auf
2 0 Millionen RM.

Berichterstatter für den IV, Fachansschuß ist Herr
Freiherr vun Salis-Sugliu. ^^nruf: Verzichte!) Für
den I, FachausschußHerr Dr, Saaßeu. (Zuruf: Ver¬
zichte!) Beide Berichterstatter verzichten.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Franken.
Abgeordneter F r ä n t e n : Die kommunistische

Fraktion hat zu der Drncksachc 20 den Antrag gestellt,
5, Millionen Mnrl für Umgehungsstraßen, 7 Mil¬
lionen Mark für den Kreis- und Gemeinde-Wegebau
und ^ Millionen Mark zur Erweiterung des bestehen¬
den Straßennetzes ücr Rhciuprovinz bereitzustellen.
Im IV. Fachausschußwurde allgemein gesagt, daß die
Mittel von !0 Milliunen gegenüber t« Millionen im
vergangenenJahre bei weitem nicht ausreichen, um vor
allen Dingen den Anträgen der Gemeinden zu ent¬
sprechen, die ihre Straßen uud Wege verbessernWolleu.
In dem Ausschuß wurde uns erklärt, daß Anträge
der Gciueiudeu und Kreise in Höhe von 14 Millionen
vorliegen. Dagegen sieht unser Antrag nnr ? Mil¬
lionen vor. Zn diesem Zweck sieht die Drncksachc 26
nur 3 Millionen Mark vor, und es wurde uns im
Fachausschuß lV erklärt, daß von diesen 3 Millionen
schon l Million im vorigen Vtatsjahr verbraucht wor¬
den ist; also 2 Millionen Mark sind nur dazu da, um
hier deu Gemeinden nnd Kreisen zu helfen.

Wenn wir anstatt IN 20 Millionen Mark beantragt
huben, so möchten wir betonen, daß wir der Ansicht
sind, daß es billiger ist, wenn man einmalig gute,
schwere Straßendecken anlegt, als wenn man dauernd
den Gemeinden und Kreisen nun die schwerenKosten
dieser Ausbesserungsarbcitcn, die vorgenommen wer¬
den müssen, überläßt. Da der Autoverkehr so furcht¬
bar augewachscnist, halten die Straßendecken, die so
ausgebessert werden, kaum ein halbes bis dreiviertel
Jahr, und dann müssen die Gemeinden, denen nur
kärglicheMittel zur Verfügung stehen, wieder in ihre
leeren Portemonnaies -^ das tann man ruhig sageu ^
greifen, um für Straßenbankosten weitere Mittel
bereitzustellen.

Gs ist auch unbedingt notwendig, für Umgehungs¬
straßen höhere Summen einzustellen. Wir lesen heute
morgen wieder in der Zeitung, daß in Büderich, wo
vor einigen Monaten ein schweres Autounglückpassiert
ist, gestern abend ein Auto säst an der gleichenStelle
in eine Schülcrgruppe hineingefahren ist. Ich brauche
nicht darauf hinzuweisen, wie schlimm die Zustände in
dieser Beziehung in den engen Straßen Uon Nhein-
dahlen und Erkelenz liegen, wo unbedingt Abhilfe ge¬
schaffen werden muß.

Der Proumziallandtag, vor allen Dingen die
Zentrumsfraktion, hatte im vorigen Jahre für den Nür-
burg-Ning Geld übrig. Wir fchen, daß der Herr Ab¬
geordnete Creutz es für richtig befunden hat, doch am
letzteu Tage nicht die Sitzung zu schwänzen. Die kom¬

munistischeFraktion hatte nämlich angenommen, daß
der ^andrat Crentz im Reiche herumreist, um neue
Vumpversnche für feinen Nürburg-Ring zu mache«.
Die Milchmädchenrechnuug,die er uus im vorigen
Jahr über die Rentabilität des Nürburg-Riugs auf¬
gemacht hat, stimmt ja Wohl »icht. Gr hat ja damals
hier behauptet, daß vor allen Dingen wir Kommu¬
nisten nicht sehr viel !>on der Notlage der Gifelbaneru
verständen, sonst müßten nur für die Mittel zum Nür-
burg-Ring gestimmt haben.

Wenn nur die bürgerlichen Zeitungen nachsehen,
lesen wir, mit welchen gemischten Gefühlen die Redak¬
teure, die Suldschreiber der Kapitalisten, an die Frage
des Nürburg-Riugs Herangehen; sie mögen nicht ge¬
rade ausschreiben, daß es ein einziges Pleitcgeschäft
ist; sie erklären, weil eben der Nürburg-Ring da fei,
darnm müsse man ihn aufrecht erhalten. Vielleicht kann
die Zentrumsfrattion, die sich so warm dafür eingesetzt
hat, Autos anschaffen uud einmal als Fraktion auf¬
fahren; vielleicht ist das so zugkräftig, daß einmal etwas
mehr Eintrittsgelder hereinkommen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Mönnig: Machen Sie doch nicht so sanle
Witze!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter,
ich muß Sie zur Sache rufen; wir sprechen jetzt zu
Nr. 3 und ! der Tagesordnung.

Abgeordneter Franken (fortfahrend): Herr Vor¬
sitzender, ich möchte Sie darauf aufmerksammachen, daß
wir im vorigen Jahre für Dinge Mittel bewilligt
haben, die uubedingt mit dem Straßenbau iu Verbin-
dung gebracht werden können. Z. N. kann auch die
Straße von Mähen nach Adenau wegen der Nürburg-
Pleite nicht Uon der Prouinzilllverwaltnng über¬
nommen werden. Der Kreis Mähen hat das Stück,
das in seinem Kreise liegt, fertiggestellt. Aber auf
Gruud der Nürburg-Pleite hat oben der Herr Creutz
lein Geld znr Verfügung, um auch das Stück von
Adenau bis an die Mahener Kreisgrenze herzustellen.
Darum weigert sich auf Gruud der Richtlinien, die da¬
für vorliegen, die ProUinzialverwaltung, diese Straße
in ihre Verwaltung zu übernehmen.

So sehen die Anträge und Handlungen der Zen¬
trumsfrattion aus, die hier in den Himmel hinein
gelobt werden. Wir stehen ans dem Standpunkt, daß
die Gifclbauern es viel besser verstanden hätten, wenn
diese 12 Millionen für den Kreis- uud Gemeinde-
Wegebau in der Lifcl bereitgestellt wurden wären.

Wir möchten weiter bei dieser Gelegenheit daranf
hinweisen, daß es uubedingt nutwendig ist, daß die
Pruviuzialverwaltuug, weuu sie Aufträge für deu
Straßenbau erteilt, vur allen Dingen Klcinpflaster nur
ausländischen Produkten bevorzugt, überhaupt dem
Material, wie Teerdecken, da sie im Inlande hergestellt
werden, den Vorzug gibt. Weiter verlangen wir, daß
die Aufträge an die Stein, und Basalt-Industrie am
Mittelrhein gegeben werden, damit dort die Arbeiter
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nicht periodischinfolge Arbeitsmangcls zur Entlassung
gebrachtwerden müssen,

Wenn nur hier die Forderung erheben, die Summe
von >0 auf 20 Millionen zu steigern, dann tu» nur
das nur deshalb, weil Nur dadurch in Zukunft viel
Geld sparen können,

Vorsitzender Dr, Iarrcs: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich nehme an, daß es den Wün¬
sche» der kommunistischenFraktion entspricht, wenn
ich über ihren Zusatzantrag als den weitergehendenzu¬
erst abstimme» lasse. Ich bitte diejenigen, die für die
Annahme der Drucksache ?!! unter Punkt :! sind, sich
zu erheben, — Das ist die Minderheit, Der Antrag
ist abgelehnt.

Ich bitte nuumehr diejeuigeu, die für den Autrag
des IV, uud I. Fachausschussessind, sich z» erhebe», —
Das ist die Mehrheit, Der Antrag ist angenommen.

Wir komme» zu
Punkt !: Antrag des I. Fachausschusses

zu dem Bericht und Autrag des Provin-
z ialausschusscs, betreffend A » f » nhme
eine r A »leihe von 15 U 5 5 0 0 0 R M,

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Ebcrle.
Abgeordneter Eberle : MeincDamen und Herreu!

Dem I, Fachausschuß hat die Drucksache K', zur Be¬
ratung vorgelegen. Unter der Ziffer -l ist auch auf¬
geführt, daß in die Anleihe mit eiubegriffcu werden
solle« die Ausgabe» von 210 000 — Mark, die sich be¬
ziehen auf die Erweiterung der Kühlanlage und der
Milchküche,die weitere Ausgcstaltuug der orthopädi¬
sche« Werkstatt?, die Ergänzung der Inneneinrichtun-
gen des Operatiunssaales und die Beschaffungweiterer
medikomechllnischer Apparate und Geräte,

Es ist von einer Seite im I, Fachausschuß darauf
hiugcwicsen worden, daß derartige Ausgaben eigentlich
nicht auf Anleihe genommen werde» dürfen, und zwar
deshalb, weil solche Ausgaben fast regelmäßig, und
zwar fast alljährlich, Uon der Provinzialverwaltuug zu
erfülle» sind, Erweiterungen irgendeines baulichen
Teiles und die Ergänzung von Inneneinrichtungen
sind doch, so wurde hervorgehoben, Diugc, die regel¬
mäßig wiederlehre», besonders bei einer Pruvinzial-
Uerwllltung wie der »nsrigen, die mit so großen An¬
stalten zu rechne» hat. Der I. Fachausschußwar aber
in seiner überwiegenden Mehrheit der Auffassung, daß
man es diesmal bei der Regelung, wie sie der Pro-
vmzialausschuß vorschlägt, belassen soll, Es wird da¬
her beantragt, den Antrag des Provinzialnnsschnsses
auf Aufnahme einer Anleihe in Höhe von 15,055 000
Mark nnverändcrt anzunehmen.

BorsitzenderDr, Iarrcs : Wortmeldungen liegen
nicht vor. Widerspruch wird nicht erhoben. Es ist so
beschlossen.

Punkt 5: Antrag des I, Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan „Verschiedenes"
für das Rechnungsjahr l 0 2 8.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr, Saaßen,
lZnruf des Abgeordneten Dr, Saaßen: Ich verzichte!)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dunder.
Abgeordneter Dnndcr: Meine Damen uud

Herren! Zum Haushaltsplan „Verschiedenes" hat meine
Fraltiun folgendes zu sagen:

Es sind hierin eine ganze Reihe von Ausgabe¬
positionen enthalten, deren Zweck für die einzelnen
Abgeordneten untoutrollierbar ist. Ich bin schon der
Meinung, daß Ansgabeposten so gehalten sei» müssen,
daß auch jeder weiß, wofür die Gelder verwandt »'er¬
den. Da heißt es zunächst: Zur Verfügung des Pro-
uiuzialllusschusses25 000,— Mark, davon 5000,— Mark
zur Bcrfüguug des Vorsitzenden.Meine Fraktion kann
nicht einsehen, daß man neben dem Verfügungsstock,
den der Proviuzialansschuß schon hat, dem Vorsitzen¬
den für seine Person 5000,— Mark zugesteht. Ferner
stehen zur Verfügung des Uaudcshauptmauns eben¬
falls 5000— Mark, Das sind alles Ansgabcn, für
deren Notwendigkeit wir nicht eintreten könne». Fer¬
ner: „Anteil an den Kosten des Verbandes der Preu¬
ßischen Provinzen". Meine Damen und Herren! Wir
haben in Dcntfchland eine ganze Reihe von kommn-
nalen Organisationen. Wir haben die Provinz-
Städtetagc, wir haben die Staats-Städtetage, nnd
wir habe» den Reichs-Ttädtetag, alles Organisationen,
die nach unserer Auffassung überflüssig sind. Genau
so überflüssig ist auch der Verband der preußische»
Provinzen, (Zuruf des Abgeordnete» Dr, Losenhansen:
Wie die Kommnnisten!) Nun, ob die Kommunisten
überflüssig sind, das mögen wir Ihrer Beurteilung
überlassen. Es wird sich ja in Zntuuft zeigen, ob
nicht andere Parteien überflüssig werden; die Kommu¬
mstische Partei werden Sie nicht klein kriege».

Ferner ist in den Ansgabeposten ein Betrag zum
Rheiuischeu Vcrtehrsverbaud, eingetragener Verein
in Godesberg, in Höhe von 1000,— Mark enthalten.
Auch für diese 1000,— Mark wissen wir eine Verwen¬
dung, die irgend welche praktische Zwecke haben soll,
nicht herauszufinden. Ferner steht da ein Beitrag zum
Rheinischen Verein für Klcinwohnnngswescn. Wir
sind der Meinung, daß die Förderung des Kleiu-
wohuungswescns uicht eine Angelegenheit einiger
Privatinteressenten, vielleicht einiger Architekten uud
Bauuutcruehmer, so»dcr» eine Angclrgcuheit der
öffentlichenHand, der Kommune, ist, Wcu» man schon
hierfür Mittel bereit stellt, so sind wir der Meinnng,
daß man diese Mittel nicht Privatleuten au die Haud
geben, sondern sie den Kommunen znr Verfügung
stellen soll.

Der untuntrollierbarste Posten ist allerdings der
letzte: „Unvorhergesehenes und zur Abrunduug"-



71. RheinischerProvinziallandtag, 5. Sitzung am 31. März 1828, 169

Hierin sind 470 089,— Mark enthalten. Meine Damen
und Herren! Wir haben im Verlauf der Debatte bei
den einzelnen Anträgen ein Klagelied gehört, daß ein¬
mal für die Kiudcrspeisuugcn nicht mehr Mittel auf¬
gebracht werden können, daß zum anderen keine Mittel
mehr aufgebracht werden können, um den Fonds für
Kriegsbeschädigte Uon 100 000,— auf 250 000 — Mark
zu erhöhen, Ebenso war es bei einer ganzen Reihe
anderer, kleiner, notwendiger Ausgaben. Wenn nur
auch einsehen, daß zur Abrundung der einzelnen
Etatspostcn einige Mittel zur Verfügung stehen
müssen, so sind wir doch der Meinung, daß die Summe
von «7« 000,— Mark absolut zu hoch ist, Es ist auch
lciue Möglichkeit, eine Kontrolle zu üben, an welche
Ressorts oder Personen hieraus Zuwendungen ge¬
macht werden und in welcher Höhe. Wir sind schon der
Meinung, daß man diese Summe zum mindesten um
15U000 — Mark reduzieren soll.

Im übrigen stimmen wir dein Etat „Verschiedenes"
zn, unter Ablehnung der von mir gekennzeichneten
Positionen.

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauet - Meine Damen nnd Herren!
Den Ausführungen des Herrn Abgeordneten Dunder
können wir um so weniger folgen, als er hier für eine
Ablehnung der im Haushalt „Verschiedenes"für den
Rheinischen Vereiu für Kleinwohnnngswesen vor¬
gesehenen Mittel Plädiert hat. Ich muß ihm sagen:
Dieser Autrag ist vollkommen verfehlt, denn gerade
durch den Rheinischen Verein für Kleinwohnnngs¬
wesen und die RheinischeWohnungsfürsorgegcscllschnft
werden die Baugenossenschaftenzusammengefaßt, be¬
dacht und beraten. Eine solche Beratung von der
Provinzialverwllltung ans zn unterstützen, halten nur
für dringend notwendig. Eventuell wäre» wir hier
sogar für ciuen höheren Posten eingetreten. (Sehr
richtig! bei den Sozialdemokraten.)

Vorsitzender Dr. Iarr e s : Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich lasse abstimmen und bitte
diejenigen, die für den Antrag des I. FachauSschnsses
sind, sich zn erheben. — Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zu den verbundenen Punkten:
Pnntt 0: Antrag des I., III. und V. Fach-

a u s s ch u sses z n de m Haushaltsplan
..Außerordentlicher Haushalt" für das
R r ch n u n g s j a h r l 9 2 8,

Pnnkt 7: Antrag des I. Fachausschusses
<;u dem Haushaltsplan über Steuern
Und Ueberw e i s u n g cn ans Reichs- und
Staatsmitteln für das Rechnungsjahr
t 9 2 8 ,

Punkt 8: Antrag des I. Fachausschusses
<lu dem Haushaltsplan der Provinzial-

! Verwaltung für das Rechnungsjahr
l928 und Vorbc richt hierzu.

Berichterstatter für dcu I. Fachausschuß ist Herr
^ Abgeordneter Dr, Taaßen.

Abgeordneter 3r. Saaßen : Meine Damen nnd
Herren! Die Ausführungen, die zn Pnntt 0 zu
machensind, hat bereits der Herr Berichterstatter des
I. Fachausschusses bei Punkt 1 gemacht.

Zu Puult 8 habe ich auf folgendes aufmerksam zn
machen: Der Antrag soll i» der Fassung der Druck-
sache 100 zur Abstimmuug komme». Diese Drucksache
muß jedoch eine Berichtigung erfahren. Es heißt hier:
„Der Provinziallandtng wolle den Haushaltsplan un¬
verändert annehmen." Es muß heißen: „mit der aus
der Drucksache >03 ersichtlichen Aenderung". Wir
haben fa in Drucksache 103 beschlossen,daß die 300 000,-
Marl nicht zur Schuldcutilgung, sondern zu landwirt¬
schaftlichen Zwecken Verwendung finden sollen.

Dann heißt es unter IV des in dem Vorbcricht —
das ist Drucksache 1 — enthaltenen Antrages, daß die
llebcrschüsse des Jahres ,927 znr Tilguug der Schul¬
den des Jahres 1925/20 verwendet werden sollen. Das
muß dahin eingeschränkt werden, daß der etwaige
Ucbcrschuß insoweit znr Deckung der Fehlbeträge zu
verwenden ist, als über denselben nicht bereits durch
Beschlüssedieses Landtags anderweit verfügt ist,

Vorsitzender Dr, Iarrcs- Berichterstatter für
den III. Fachausschuß ist Herr Abgeordneter Kempcr.

Abgeordneter Kemper: Meine Damen u»d
Herren! Auch der III. Fachausschuß bittet, die Vor.
läge ciuzuuehmeu.

Ich habe den Auftrag, einige Vrläntcrnngen zu
dieser Angelegenheit zu geben.

Der III. Fachausschußbeschäftigtesich insbesondere
mit einem Betrage von 185 000,— Mark zur Renovie¬
rung der Anstaltslirche in Düren. Diese Kirche ist
überaltert und außcrgewöhulich reparaturbedürftig.
Nachdem der Fachausschuß sich auf deu 2ta»dpnnlt
gestellt hat, diesen Betrag zur Verfügung zu stellen,
stellten sich im letzten Augenblickenoch Sunderwünsche
ein. Die Kirche in Düren ist Simnltaulirche. Mau
glaubt, bei diesen Rcnovierungsanlagen jei.t eine
Möglichkeit zu haben, den Simultanzustand aufzu¬
heben und jede Kirche so befriedigen zn können, daß
sie ihren Gottesdienst für sich abhalten kann. Weil im
Augenblicknicht nachgeprüft werden konnte, inwieweit
die Sache realisierbar ist, bittet der III. Fachansschuß
Sie, zuzustimmen, daß die Prüfung dieser Angelegen¬
heit nochmals durch den Provinzialausschuß vor¬
genommen wird; er bittet aber, grundsätzlichdem zu¬
zustimmen, daß dieser Netrag zur Verfügung gestellt
wird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Der Herr Bericht¬
erstatter für den V. Fachansschußhat verzichtet.
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Das Wort hat nnnmchr Herr Abgeordneter
Schrücr, (5ssen.

Abgeordneter Tchröer, Essen: Die kommu¬
nistische Fraktion stimmt dem außerordentlichen Haus¬
haltsplan zu bis auf die Punkte Nr. :! uud 1 Titel II.

Meine Damen und Herren! Nun ein paar Worte
zum Haushaltsplan selbst. Wir haben in dieser Taguug
den einzelnen Parteien Gelegenheit gegeben, wenig¬
stens etwas für dir Kleinbauern und Winzer in bezug
auf Fürsorge, Kinderheime, Kinderspeisung nsw. zu
luu. Sie habeu aber alle die Anträge, die ,vou den
Kommunisten eingebracht wurden, abgelehnt. Sie
haben sich von dem Gesichtspunkt leiten lassen, daß,
wenn die Kommunisten Anträge einbringen, Sie es
nicht notwendig haben, diesen Anträgen zuzustimmen.
Nun, Sie haben die Anträge nicht den Kommunisten
abgelehnt, sundern haben sie den Aermsten der Armen
abgelehnt, denn das, was nur in unseren Anträgen
znm Ausdruck gebracht haben, ist nicht etwa eine
Touderucrgüustiguug für die Kommunisten oder für
die uns Nahestehenden, sondern unsere Anträge hal¬
ten sich in dem Rahmen der Allgemeinheit, d. h. im
Rahmen derer, die bedürftig sind. Von diesem Ge¬
sichtspunkte aus beurteilt, können wir natürlich dem
Haushnltsplau uusere Zustimmung nicht geben. Wir
lehnen ihn deshalb ab.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nohl

Herr Nohl ist nicht da. (Kr scheint zn ucrzichten.
Zu Puutt 8 hat das Wort Herr Abgeordneter

Eberlr.
Abgeordneter Eberle: Meine Damen und

Herren! Namens der Fraktion der Sozialdemukrati-
schcn Partei habe ich folgende Erklärung abzugeben:

Zur Abdeckung des Fehlbetrages von >W»522,—
Reichsmark aus dem Jahre 1925 und von 18 722,—RM.
ans dem Jahre !920 sind im Hanshaltsplan für 1928
nur :»>0 000 — RM. vorgesehen. Wer auch diese
300 000,— RM. sind durch die Beschlüsse des Landtags
»nler Zustimmung des Prullinzialansschusses fort¬
gefallen. (Abgeordneter Haas: Hört, hört!) Zur wei¬
teren Abdeckungdieses Fehlbetrages macht der Pru-
binzialausschuß lediglichden Vorschlag, eineu etwaigen
Ucberschußdes Rechnungsjahres 192? für diefe Zwecke
zu verwenden. Eine solche Finanzgebarnng halten wir
für sehr bedenklich (Sehr richtig! bei den Tuzialdemu-
traten), znmal durch die Weiterschlrppuug dieser
Schuldeulast, die durch den ordentlichen Haushalt zu
tilgen ist, die Provinz mit einer jährlichen Iinsenlast
von rund NN000 RM. belastet wird. (Abgeordneter
Marx: Sehr richtig!)

Wenn Wir im gegenwärtigen Augenblickdavon ab¬
sehen, einen besonderen Antrag zn stellen, fo nur des¬
halb, weil auf unsere Anregung der Fachansschuß I
mm vorschlägt, den Provinzialansschnß zu beauf¬

tragen, dem nächsten Provinziallandtag bestimmte
Vorschlägehinsichtlichder Abdeckung des Fehlbetrages
aus 1925 und 1926 zu macheu. Nur in der Erwartung,
daß diese Vorschläge auf eine Abtragung, des Fehl¬
betrages in sehr erheblichem Umfange hinausgehen,
stimmen Nur dem vorliegenden Antrag auf Festsetzung
der Prouinzialumlage und sonnt auch dein Haushalts¬
plan zu.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Nohl, Sie waren aufgerufen; »vollen Sie jetzt noch das
Wort haben?

Abgeordneter Nohl: Zu diesem Punkte habe ich
einen Antrag meiner Fraktion zn stellen, der mit der
seinerzeitigen Untersuchung des Falles Niederseßmar
zusammenhängt. Bisher hat die Kommission,die zum
zweiten Male vom Plenum gewählt wurde und die
Untersuchung dort durchgeführt hat, noch keinen Be¬
richt erstattet. Es wäre nun zweckmäßig,wenn ein
kurzer Bericht über diesen Fall auch hier im Plenum
gegeben würde. Die Kommissionwurde seinerzeit vom
Plenum zur Prüfung der Sachlage abgeschickt, weil
vou unserer Seite behauptet wurden war, daß die
erste Kommissiouvon den Schwestern bzw. der Oberin
des Heims uicht richtig informiert wurde. In dem
Bericht wird sich herausstellen, ob das stimmt,

VorsitzenderDr. Iarres: Der Vorsitzendedieses
Ausschusses, Herr Abgeordneter Stcinbüchcl, ist, soviel
ich sehe, nicht da. Es war vereinbart, er sollte diese
Niederschrift verlesen. Das Wort hat Herr Abgeord¬
neter Iansen.

Abgeordneter I a n s c n : Meine Damen uud
Herren! Nachdem bereits einmal die Pruvinzial-
kommissionin Niederseßmar gewesen war, wurde im
vorigeu Landtage beantragt, es solle nocl, einmal eine
dreigliedrige Kommission dorthin fahren, nm neue
Angaben zn Prüfen. Es waren dann in Niederseßmar
am 29. April 1927 seitens der Kommission die Herren
Tteinlnichel als Vorsitzender,Iansen, Iulins und Nohl
als Abgeordnete, seitens des Fürsorgehcims Gummers-
bach und Niederseßmar die Mitglieder des Knrato-
riums Nankdireitor Arnold, Landrat Dr. Haarmann,
Geschäftsführer Wetzlar, Kaufmann Leo Schnabel und
Hauptlehrcr a. D. Griesar, des weiteren die Frau
Oberin des Heims in Gummer<wach,sowie anS dem
Heim in Niederseßmar die leitende Schwester Elli
Wcrdermann, die Schwester Hedwig Wolf, (5lise
Dudenfint nnd zeitweise Gertrud Duschn, seitens der
Verwaltung Landesrat Dr. Vossen, Landesrat Dr
Scmrbourg, Lcmdesrat Wiugcnder, Landcsuerwal-
tnngsrat Fräulein Hopmann nnd Landcsoberinspcttor
Peters.

Dir Kommission hatte zur Aufgabe, uähere Er¬
mittlungen iiuer die Verhältnisse in dem Fürsorge^
heim zn Niederseßmar anzustellen und dabei die Frage
zu klären, inwieweit diese Verhältnisse ursächlich waren
für den Tod des Fürsorgezoglingo Hilde Kegelmann.
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Dir Kmnmission hat dann als Ergebnis dieser Unter¬
suchung folgendes festgestellt'

1, Die als Arrestzelle ans dein Speicher befind¬
liche Strafzellc, in der Hilde Krgelmanu am 31, Oktober
192<i, weil die eigentliche Strafzelle anderweitig benutzt
war, vorübergehend untergebracht >uar, ist auf Vcr-
aulassuug dir ProvinzialveNuallung beseitigt worden.
Hilde Kcgclmllnn ist am nächsten Tage in di.> regel¬
mäßige Arrestzelle auf der 2, Etage verbracht worden.

Zu diesen, Punkt 1 ist zu bemerken, daß diese Auf¬
fassung nicht ganz den Tatsachen entspricht, Es wnrde
von hier ans, weil anderweitige Aeußerungen getan
wurden, telephonisch angerufen, <und die Schwester
überm, die au dem anderen Tage in Nicderseßmnr
nicht anwesend gewesen ist und auch am Telephon nicht
genügend Zeit hatte, um sich zu erkundigen, hat un¬
wissentlich einen etwas anderen Bericht gegeben. Weil
die Oberin sich nicht die Zeit gab, nm »nährend der
Tagung hier eine genaue Autwort uns mitteilen zu
können, ist sie auch von ihrem Posten weggegangen,

2, Ein Kustentzug »nährend der Arreststrafc hat
nicht stattgefunden. Lediglich der Brotaufstrich war in
Fortfall gekommen.

3, Gin Sprechverbot in der Fabrik besteht allge¬
mein nicht. Nur in besonderen Fällen wird den Mäd¬
chen von der Anstalt anbefohlen, über bestimmte Vor¬
kommnisse nicht zu redeu und Anfragen nn die Meister
oder die Schwestern zu verweisen.

1, Die Arbeitszeit beträgt, wie bei den freien Ar¬
beitern, iu Heim II 51 Stunden wöchentlich, in Heim I
s><>^ Stunden »nährend 30 Tagen im Jahr. Nach der
Arbeitszeit erhalten die Mädchen noch eine Stünde
unterricht. Nach Ostern dieses Jahres wnrde die 'Ar¬
beitszeit während 1? Tage auf 10^ Stunden täg¬
lich auf Wunsch der freien Arbeiter verlängert, weil
durch Kcsselrciniguug drei Arbeitstage iu Fortfall ge¬
kommen waren,

5», Die Beköstigung wird als ausreichend angesehen.
0. Ob ein Fluchtversuch oder eiu Selbstmord bei

Hilde Kegelmanu vorliegt, tau» nicht festgestellt wer¬
den. (Hört/hört! bei den Kommuuisteu!) Jedenfalls
kaun nicht gesagt werden, daß die Ernährung, Behand¬
lung oder die sonstigen Verhältnisse in der Anstalt
Ursache des Verhaltens der Minderjährigen Wagner
und Kegelmanu sind. Vielmehr muß mit sehr starker
Wahrschciulichteit angenommen werden, daß die Pshchu-
vathische Veranlagung beider Mädchen die Haupt¬
ursache ihrer Taten gewesen ist.

7. Die von dem Abgeordneten Nohl beantragte
nochmalige Vernchmuug der Wilhelmine Wagner, die
in der Anstalt im Jahre !92l> einen Selbstmordversuch
'»achte, wird für überflüssig gehalten, und zwar des¬
halb, weil seitens der Verwaltung erllärt wurde, daß
gerade kurz vorher eine Vernehmung stattgefunden
habe und daß der Leumund gerade dieser Zeugin so
überaus schlecht sei, daß es eine so «erlogene Zengin

sei, daß irgendwelcher Belang einer solchen Aussage
nicht bcigemessen werden tonnte. Dafür wurden auch
Beweise gegeben. Deshalb sah die Kommission von her
Vernehmung der Wilhelminc Wagner ab,

Herr Abgeordneter Nohl erklärte, dem uorbezcich-
neten Beschluß in einzelnen Punkten nicht bcitrcten
zu tonnen, sondern behielt sich vor, dazu eine besondere
schriftliche Erklärung abzugeben, die er einsenden
werde, Herr Nohl hat dann später unter >dem 30, April
folgende schriftliche Erklärung an die Lllndesverwal-
tung gesandt:

„Erklärung zum Beschluß der ProuinziallandtagS-
Untersuchuugslommissiou vom 29, April 1927 im Fall
Kegelmauu-Waguer, Fürsurgeheim II Niederseßmar,

Zu dem von der Mehrheit der Kommission formu¬
lierten Beschluß über das Uutcrsnchungscrgebnis habe
ich zu erklären:

Die Klarstellung der Vorgänge im Heim II, die zu
der Tat geführt habe», wurde von vornherein dadurch
erschwert, daß eine Gegenüberstellung der Oberm
Wcrldcrmllnu und des Zöglings Wagner nicht statt¬
fand, obwohl sie von mir beim Vorsitzenden der Kom¬
mission vorher schriftlich gefvrdert wurde, Demgegeu-
über wurde aber durch Beibringung »nd Verlesung
von Leumundszeugnissen über den Vater und Akten
über,dcn Zögling versucht, letzteren als total uugluub-
würdig hinzustellen und seine Vernehmung überflüssig
zu machen,"

Ich habe eben dazu bemerkt, daß Belege vorgelegt
wurden, daß die Wilhelmine Wagner unglaub¬
würdig war.

„Der Betuuduug der Oberin und einer Schwester,
daß außer Verabreichung vuu trockenem Brot an die
Karzcrinsassen Wrotanfstrichentzng) leine Schmäle-
rnng der Nation stattgefunden habe, steht gegenüber
die von mir verlesene eidesstattliche Erklärung der
Marin Ncckmann, worin sie die Verringerung der
Nation bis zur Hälfte bestätigt,

Sie bestätigt darin ebenfalls, daß die Kegelmann
bei einem Besuch im August-September 192<! im Heim
wegen der Behandlung im Heim Selbstmordgedanke»
äußerte. Auch diese Betundung wurde vou der Kom¬
mission als „unerheblich" abgetan.

Da, wie festgestellt wurde, die Kcgelmaun vor ihrem
Sprung aus dem zweiten Stockwert nnr Nachtbeilei-
duug und Strümpfe trug, tanu ich nach Würdigung
aller Umstände der Ausfassung der Kommissionömehr-
hcit nicht bcitreten, sondern bin nach wie vor der Auf¬
fassung, daß es sich um einen Selbstmord handelt,
dessen Ursachen mit in den im Heim herrschenden Zn-
ständcn lagen.

Im Falle Wagner ist erwiesen, daß dem Mädchen
auf der fetzt abgebrocheneu Karzerzelle das Kleid ge¬
waltsam zerrissen wurde. Obwohl das zerrissene Kleid
der Kommission vorlag, hat die Mehrheit anch diese
Tatsache als „unerheblich" bezeichnet, weshalb ich auch
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im Falle Wagner der Nicinnng der Kommissionsmehr-
heit nicht beitrctcn kann." Dann folgt die Unterschrift
des Herrn Nohl.

Zu dem Falle des zerrissenen Kleides ist zu sagen,
das; die Zöglinge, weil überhaupt jede Gefahr einer
Eigcuverletzuug ausgeschlusscnwerden sollte und weil
die Zöglinge irgendwelche Dinge ^ Nadel, Schere
oder sonstige Dinge -^ unter ihren Kleidern verbergen,
sie deshalb in Gegenwart einer Schwester sich abends
ihres Kleides entledigen, damit die Untersuchung ge¬
macht werden kann, ob scglichc Sicherheit für den
Zögling uorhaudcn ist. Bei dieser Kleiderablage hat
die Wagner sich zur Wehr gesetzt, und dabei ist das
Kleid zerrissen. Irgendwelche andere Gründe liegen
dafür nicht vor.

Die beiden Erziehuugsheime — fowohl Glimmers-
bach wie auch Niederfcßmar ^ haben dann auch noch
mitgeteilt, daß die Arbeitszeit auf 48 Stunden einge¬
schränkt worden sei. Ferner steht fest, das; die übrige
Arbeitszeit nur im Einvernehmen mit den Gewerk¬
schaftenfestgelegtwurden ist, so daß also die Organi¬
sationen, die in Betracht kamen, ihre Zustimmung zu
der Arbeitszeit gegeben haben.

Ich glaube, als letztes an diesen Bericht noch eine
personliche Bemerkung anfügen z» sollen, nnd zwar
eine Bitte an die Verwaltung, daß sie nochmals alle
Austaltcu dahin untersuchen möge, ob eine solche
Isolierzelle vorhanden ist und wie sie aussieht, sie
möge sich also die Isolierzellen in allen An¬
stalten nochmals ansehen. Dabei habe ich die Bitte
auszusprecheu: Weun i» ciuer Anstalt eine nicht an¬
gemeldeteZelle benutzt wird, so soll die Anstalt einfach
nicht mehr belegt werden, damit wir die Garantie
haben, daß derartige Zellen überall beseitigt sind.

(Abgeordneter Nohl meldet sich zum Wort.)
VorsitzenderDr. I arrc s : Im Arltestcnrat ist fol¬

gendes beschlossen worden: Ans Ihre Anregung sollte
Ihnen gestattet werden, diese Angelegenheit beim all-
gemciueu Etat zur Sprache zu briugen, uud es sollte
daraufhiu die Niedcrfchrift der Kommission verlesen
werden, weil sie dem Landtage noch nicht znr Kenntnis
gckommeuwar. Ich halte mich nicht für ermächtigt,
bei dieser Gelegenheit Sachen wieder zur Erörterung
zu bringen, die bei der Beratung des II. Fachausschusses
zu erledige» sind. Weun das Haus nicht anders be¬
stimmt, taun ich Ihnen, Herr Nohl, dazu das Wort
nicht mehr ertcileu.

Abgeordneter Nohl: Ich glaube, daß die Abge¬
ordneten doch ein Interesse daran haben, ein paar
Worte über den Fall zu hören (Widerspruch), da doch
seinerzeit von unserer Seite erklärt wurde, daß die
erste Kummissioubelogen worden sei. Das wurde von
derselben Mehrheit bezweifelt, die sich jetzt dagegen
wendet, daß der Fall noch einmal zur Sprache kommt.
Wir tönuen perstehen, daß das der Verwaltung uud

einer gewissen Mehrheit hier im Hanse nicht paßt.
Trotzdem bestehen wir darauf, daß unsere Meinung
über den Fall noch gehört wird. Wenn Sie anders
beschließen, doknmentiercn Sie damit, .daß Sie die Ab¬
sicht habeu, es uns uumüglich zn machen, solche Fälle,
die unter den größten Schwierigkeiten trotz der Sabo¬
tage der Verwaltung, von nns ausgeforscht und nach¬
geprüft werden, hier vorzubringen, trotzdem wir fest¬
stellen können, daß die Kommission belogen wurde.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Nohl, ich rufe Sie zur Orduung, weil Sie einer Kom¬
mission den Vorwurf gemacht habeu, sie habe das Haus
belügen.

Abgeordneter Nohl: Nein, ich habe gesagt: Die
Kommission ist belogen worden.

VorsitzenderDr. Iarres: Wenn das zutrifft, fo
uehme ich den Ordnungsruf zurück. Ihre Ansführuu-
gen waren hier nicht genau zu verstehen. Ich bitte, in
Zutnnft hier ans Pnlt zu treten. (Zuruf des Abge¬
ordneten Nohl: Wir haben noch mehr Material!)

Ich bitte diejenigen,die für dcu Antrag der kommu¬
nistischen Fraktion sind, die Erörterung über diese
Sache hier jetzt anfzunehmeu, sich zu erheben. Das ist
die Minderheit. (3s ist abgelehnt. (Zuruf des Abgc-
urduetcu Nohl: Steiubüchel von der SPD-Fraktion
hat mitgeholfen, die Sache zu vcrtufche». Antwort des
Abgeordneten Gerlach: Er fagt es alfo doch! Dann
hat er es anch eben gesagt! Znruf des Abgeordneten
Farwick: Das ist eine Lümmelei!)

Wenn es richtig ist, daß Herr Abgeordneter Nohl
soeben dem Herrn Abgeordneten Steinbnchel den Vor¬
wurf gemacht hat, er habe durch seine Mitgliedschaft in
der Kommifsion uud als Vorsitzeudcr mitgeholfcu, daß
die Sache vertuscht würde, so rufe ich den Herrn Ab¬
geordneten Nohl znr Ordnung. (Zurnf eiues kommu¬
nistische»Abgeordneten: Man hat eben auch gerufen,
das wäre eine Lümmelei! Autwort des Abgeordneten
Hoffmann: Solche Behauptungen sind auch Lümme¬
leien!)

Wir kommen zur Abstimmung. Wird getrennte Ab¬
stimmung verlangt? Das ist nicht der Fall. Dann
bitte ich diejenigen, die für die Anträge der Fachaus¬
schüsse zu Puukt 6, ? uud ^ siud, sich zu erhebe». —
Das ist die Mehrheit. — Es ist so beschlösse».

Punkt ',»: Autrag des I. Fachausschusses
zu dem Autragc der SPD. - F ratt i o u , be¬
treffend Erweiterung der Erwerbs¬
losen- und K risc »fürs or g e.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Marx,.
Abgeordneter M arr, : Der I. Fachausschuß emv-

fiehlt unveränderte Annahme.
VorsitzenderDr. Iarres : Wortmeldungen liegen

nicht vor. Widerspruch erhebt sich »icht. Es ist so be¬
schlossen.
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Punkt 10: Antrag des I. Fachausschusses
zur Resolution der Z c n t r um sfrakt i o n
gegen die beabsichtigte Aufhebung der
O b er p o std i re t t i o n en Aachen und Trier

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr, Schüler,
Abgeordneter Dr. S ch ü I er : Der I, Fachausschuß

schlägt vor, die Resolution in der veränderten Form
anzunehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Triebet.

Abgeordneter Triebet : Meine Damen und
Herren! Der Zentrumsantrag scheint mir in mehr
als einer Hinsicht recht bedeutsam zu sein. Im Fach¬
ausschuß haben wir zunächst die Zuständigkeit des
Hauses angezweifelt. Wir wollten damit nicht etwa
sagen, daß alle Fragen, die nicht in den engeren Ver-
waltungsbereich der Provinz gehören, hier nicht be¬
raten werden sollen. Wir haben vielmehr die Zuständig¬
keit lediglich deshalb angezweifelt, weileine ganze Reihe
von Anträgen der kommunistischenFraktion nur des¬
halb nicht zur Beratung und Beschlußfassung ge¬
kommen find, weil für unsere Anträge die Zuständig¬
keit angezweifelt wurde. Wir haben u. n. eine Willens-
tuudgcbung des Hanfes gegenüber der beabsichtigten
oder schon erfolgten Schließung eines Wertes verlangt.
Wir haben weiterhin in einer Entschließung die
Stimmung der Mitglieder dieses Hauses hinsichtlich
der Politische» proletarischen Gefangenen feststellen
wollen, dereu Freilassung wir von der Reichs- und
Staatsregierung verlangen. Auch hierzu hat der
Aeltcsteurat seine Ausfassung dargelegt, die sich in ab¬
lehnendem Sinne gehalten hat. Wenn Sie so unter-
schiedlich an Entschließungen Herangehen, dann muß
doch die Frage aufgeworfen werden: Was ist denn nun
eigentlich für den ProUinziallaudtag zuständig? Wenn
unsere Anträge ans formalen Gründen abgelehnt und
nicht einmal zur Beratung gestellt wurden, dann dürfte
es klar sein, daß beispielsweisedie Bauernhilfsaktion
hier mit den Arbeiten des Provinziallandtages ab¬
solut nichts zu tun hat. Ich meiue, wenn mau aus
rein formalen Gründen an solche Dinge herangeht, dann
dürfte es auch mit den Aufgaben des Landtages nichts
zu tun haben, wenn man beispielsweisedie Entsetzung
des Rheinlandes verlangt, wie man es ja, zum Sterben
langweilig, ans scder verlesenen Rede des Herrn Ober-
Präsidenten heraushört. (Sehr gut! bei den Kommu¬
nisten.) Dann dürfte es auch uicht zu deu Aufgabe»
des Hauses gehören, irgendwelcheDinge zu berate»,
die in das engere Verwaltungsgebiet nicht hinein¬
passen. Aber nicht allein aus formalen, sondern auch
aus sachliche» Gründe» hat man sich gegen die Absicht
der Zentrnmsfrattion zu wehren. Denn in dem An¬
frage ist nicht, wie es zu erwarten gewesen wäre, davon
gesprochen, welcher Art die wirtschaftlichen Nach¬
wirkungen für die betroffene» Städte Aachen—Trier

sein würden. Das ist auch nicht oder doch nur recht
wenig durch die Befürworter dieses Autrages im
I. Fachausschußzum Ausdruckgebracht morde». (Zuruf
des Abgeordneten Dr. Saaßen: Das weiß doch jeder!)
Aber auf meiue Frage hin, was das Primäre dieses
Antrages sei, ist nicht »ur durch Kopfnicken,sondern
auch durch kurze Zwischenbemerkungender einzelnen
Befürworter zum Ausdruckgebracht worden, daß poli¬
tische Gründe das Primäre ausmachten und daß die
wirtschaftlichen Auswirtungen, die für die beiden
Städte in Frage kommen,von ganz untergeordneter
Bedeutung seien. (Zuruf des AbgeordnetenDr. Saaßen:
Dann kennen Sie die Verhältnisse schlecht!)

Aber um was handelt es sich hier? Die Reichs
Postuerwllltung hat eine Denkschrift herausgebracht
und die Absicht tnndgetan, Ersparnismaßnnhmeu oder,
wie man es in der Industrie nennt, Rationalisierungs-
maßnahmen durchzuführen. Zu diesem Zwecke soll eine
ganze Reihe von Oberpostdircktiunenentweder in Weg¬
fall kommen oder aber mit anderen bestehenden Ober¬
postdirektionen zusammengelegt werden. Diese an sich
löbliche Absicht, in der Spitze einzusparen, kanu man
nicht durchkreuzenmit den Argumenten, die Sie dem
Antrage zugrunde gelegt haben und durch die Sie
glaubte», diesen Antrag stützen zu müssen. Wer ist
an der Erhaltung der Oberpostoirektiune»interessiert?
(Abgeordneter Dr. Saaßen: Das gesamte Grenz¬
gebiet!) Sie sagen in Ihrem Antrage, daß die Weg¬
nahme dieser Oberpostdircktionenein harter Schlag für
die gesamte Bevölkerung sein würde. Die gesamteBe¬
völkerung steht doch nicht in Verbindung oder in Ver¬
kehr mit der Oberpostdirettion, sondern das ist eine
reine Nerwaltungssache, die die breiteste» Schichieu
absolut nicht berührt. Anders würde es sicherlich sein,
wenn es sich um Postämter handelte. Aber es handelt
sich hier um Verwaltungseinrichtungcn in der Spitze.
Die wirtschaftlichenGründe deuten Sie doch »ur ga»z
wenig an, und in den Vordergrund schieben Sie, wie
gesagt. Politische Gründe.

Im Ausschuß hat sich ein Befürworter Ihres An¬
trages zu der Auffassung verstiege», daß etwas Fürch¬
terliches sich ereignen würde, wenn die Absicht der
Reichspostverwaltung Tatsache würde. Er hat drohend
den Finger erhoben und dann in geheimnisvoller Art
und Weise auf diese angeblicheu Rückwirkungen auf¬
merksam gemacht. Das scheint mir doch ganz gewaltig
übertrieben. So sehr wird hier nicht die Liebe zur
Gesamtbevölkerung maßgebend gewesen sein, sondern,
was mir übrig zu bleiben scheint, das wird sicherlich die
Liebe zu den oberen Postvcrwaltungsbcamten sein
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Saaßen: Das war aber
faul!)

Nachdem eine Wahrscheinlichkeitsrechnung weder
von den Antragstellern noch von den Befürwortern des
Antrages über die etwa entstehende» wirtschaftlichen
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Folgen aufgemacht worden ist, ist meine Fraktion der
Auffassung, daß, bevor es dazu getunnnen ist, der
Provinziallandtag sich außerstande erkläreu muß, zu
dieser Frage Stellung zu nehmen. Rationalisierungs-
maßnllhüien derReichspoftverwaltung mit diesen faden¬
scheinigen politischen Gründen zn bekämpfen, das halten
wir für absolut abwegig. Wir werden diese von uns
nicht geteilten Politischen Einwände anf das aller-
entschiedenstebekämpfen. Wir für unsere Fraktion
werden uns der Stellungnahme enthalten. (Zurufe
rechts: Das können Sie machen!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Farwiä. (Abgeordneter Farwick: Ich
verzichte!)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
bitte diejenigen, die für den Antrag des I. Fach¬
ausschussessind, sich zu erheben. — Das ist die Mehr¬
heit.

Punkt ll: Antrag des I. Fachausschusses
ll) z u r En ts ch I ießu u g der K P D. -

Fraktion ;
!->) zu dem Antrage der SPD. - F r at t i on,

betreffend Antrag an die Reichs¬
und Staatsregierung auf Beseiti¬
gung der im rheinischen Braun -
kohlen revier bestehenden Miß stände.

Berichterstatter ist Herr Dr. Schüler.
Abgeordneter Dr. Schüler: Der I. Fachausschuß

schlägt bor, den Antrag 2 abzulehnen.
Vorsitzender Dr. Iarres : Berichterstatter zn K

ist Herr Abgeordneter Farwick.
Abgeordneter Farwick: Der I. Fachansschuß

schlägt vor: „Der Provinziallandtag wolle uuter Ab¬
lehnung des Antrages der SPD.-Fraktion den Pro-
vinzialausschuß ersuchen, dem nächsten Provinzialland-
tag einen Bericht über die Mißstände, die sich im
Nrannkohlenrevier durch den Abbau der Braunkohle
ergeben haben, zu erstatten."

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Sommer.

Abgeordneter Sommer: Unsere Fraktion hat
es für ihre Pflicht angesehen, zu den Dingen, wie sie
sich durch die Tätigkeit der modernen Raubritter des
rheinischen Vrauntohlenrcüiers in den letzten Jahren
entwickeln (Heiterkeit), auch hier einmal Stellung zu
nehmen. Nenn auch vielleicht der Provinziallandtag
oder die Herren dieses Hohen Hauses sagen werden, daß
der Provinziallandtag nicht zuständig fei, zu diesen
Dingen Stellung zu nehmen, so glauben wir gerne,
daß man nicht gern an das, was dort vor sich geht,
erinnert ist.

Zunächst muß besonders gegenüber den Herren, die
sich gestern hier über Kleinbauernnot ausgesprochen
haben, festgestellt werden, daß durch den Raubbau

dieser modernen Raubritter (ironischesBravo! im Zen¬
trum) eine ganze Reihe von kleinen Bauerucxistenzen
ruiniert werden, und daß man die Besitzer des Landes,
die es nicht freiwillig abgeben, durch staatliche Mittel
zwingt, dieses Land zu Spottpreisen an die Groß¬
industriellen l> In Lilverberg und Konsorten abzugeben.
(Zurufe rechts: Zu Spottpreisen?) Jawohl, Spott¬
preise! Die Preise, die für dieses Land bezahlt werden,
stehen in keinem Verhältnis zu den Profiten, die man
da herausschindet.

Wir haben es für notwendig befunden, daranf hin¬
zuweisen, daß die Regierung verpflichtet werden muß,
diesem Treiben ein Ende zu macheu.

Wie geht das? Man wühlt die Grde um, holt die
Sohlen heraus, macht seine Profite, und dann schüttet
man die ausgebaggerten Löcher so recht und schlecht zu,
wie es eben geht, Pflanzt darauf einige Akazien, und
für diejenigen Herren, die angeblich die Träger der
deutschen Wirtschaft 'sind, ist die Sache erledigt; sie
haben ihren Profit in der Tasche, eine Reihe kleiner
Bauern sind bankrott, sie können jetzt mit den Arbeitern
zusammen in die Grube schuften gehen, vorausgesetzt,
daß die Herren so anständig sind, sie noch anzunehmen;
wenn die Muskeln nach außen den Eindruck machen,
daß sie noch start und leistungsfähig sind, nimmt man
sie an; im übrigen können sie betteln gehen oder sich
von ihre» .Kindern, wenn sie dazu in der Lage sind,
ernähren lassen. Natürlich macht man dann einen
schönen Brei von Phrasen, ein schönes Gerede; aber
das verwischtnicht die Tatsachen.

Warum verpflichtet man die Herren nicht, dieses
Gelände so wieder herznstellen, daß es als Ackerland
gebraucht werden taun? Das ist möglich, und zwar ist
es baun möglich, wenn man den Mutterlwden, den
man jetzt Wahl- und Planlos unter Kies nnd Lehm
mit furtbaggert, planmäßig abhebt und ihn nachher
in einer bestimmte» Höhe — M Zentimeter, wie wir
festgestellt haben — wieder auf den zugeschütteten
Flächen anschüttet. Vielleicht wird nachher einer auf¬
stehen und sagen: Davon kennen Sie nichts. Die Kom¬
munisten kennen ja bekanntlich von nichts etwas,
tünchen rechts.) Hch tunn ^hnen heute zur Neru'ii-
gung mitteilen, daß auch ich ein Objekt gewesen bin,,
das sich zehn Jahre von dieseu Vagabunden 2 la Sil-
verberg hat ausplündern lasse», und daß ich seit
meinem 16. Lebensjahre dort Kohlen gehanen habe.
Ich versichereIhnen: So sind die Dinge und nicht
anders.

Nun zu dein zweiten Teil unserer Entschließung,
zu der Frage der Entstaubungen. Diese Entstanbungen
sind nicht neu. Die erste elektrische Entstaubuug auf
Grube Klarenberg im Jahre 1912 ist in der Zeit von
vier Monaten zweimal in die Luft geflogen; dabei
wurde auch ich verbrannt. Man hat damals nach einer
Reihe von Versuchendiese Entstaubungen auf verschie-
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denen Grnben wieder herausgerissen nnd hat wieder
nasse Eutftaubuugeu eingeführt.

Warum geht man, besonders nach dem Kriege,
immer mehr dazu über, trockene E»tstaubnngen ein¬
zuführen? Wenn mau die Presse liest, so tut mau das
natürlich nur aus Liebe zu deu Arbeiter», Der Ar¬
beiter muß geschont werden, deshalb elektrische Ent-
stanbnngen. Aber es liegt etwas anders. Nicht aus
Liebe zum Arbeiter, sondern aus Liebe zum Profit
macht man das.

Wie gehen die Dinge vor sich? Bei der nassen Ent-
staubuug wird der Kohlenstaub mit dem Wasser abge¬
schwemmt, wird nachher in Klärteiche abgesondert und
ist bann nicht mehr zu verwenden, Er wird dann in
der Regel mit Abraum iu die Grube abgetippt; im
äußersten Falle, wenn man gutes Brennmaterial hat,
kann er im Kessel verfeuert werden. Dabei können
natürlich die Unternehmer nicht das verdienen, was
sie verdienen wollen. Also auch taugt das ganze Ver¬
fahren nichts.

Bei der trockenen Entstattbung gehen die Dinge
etwas anders. Dabei wird der Staub aufgesogen,
dann wird durch eine bestimmte Hitze der Staub noch
besser ausgetrocknet und durch einen starken Luftdruck
in die Kohlentrichter znrnckgcblasen. Dann tan» dieser
Stanb wieder gepreßt und mit den übrigen Kohlen zu
Briketts verarbeitet werden. Das heißt, durch die Ver¬
wendung dieses Staubes kann der Unternehmer seine
Profite erhöhen. Allerdings ist dieses Verfahren sehr
feuergefährlich. Schon bei der Trockenentstaubung der
Vorkriegszeit war die Gefahr einer Explosion gegeben.
Wenn man nur mit der Faust gegen die äußere Wan¬
dung anschlug, daß die Elektroden in Bewegung kamen
und Fuukeu sprühte», konnte man mit der Explosion
dieser Gntstaubung rechneu. Wenn aber erst im übri¬
gen Netriebe Feuer ausbricht und die Gntstanbung
Feuer aufsaugt, so ist eine Explosion uuvermeidlich.

Das, was auf Grube Huuertus geschehen ist, ist ein
Verbrechen gewesen. Wenn ein solches Feuer bei elek¬
trischen Entstanbuugeu ausbricht, soll mau sofort deu
Netrieb stillsetzen und die Zufuhrtanäle zur elektrischen
Entstaubuug mit den eingebauten Klappen abdichten,
damit das Feuer diese Vntstaubuug »icht in die Luft
sprengen kann. Diese sieben Toten und die 32 Ver¬
letzte» komme» nur wieder auf das Konto der Profit¬
sucht, <Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Man
setzt die Betriebe nicht still, weil man sich ausrechnet:
Wenn der Betrieb soundso lange steht, geht uns souudso
biel Profit zum Teufel. Um etwas anderes handelt
es sich nicht, (Zurnf des Abgeordneten Ianseu:
Das stimmt jn gar nicht!) Herr Pfarrer Jausen,
davon kennen Sie ja gar nichts; Sie haben sich in der
Nraunlohlengruue noch keine Schwielen gearbeitet.
Der Arbeiter im Brauulohleurevier, der iu deu Fa¬
briken die Schilder mit den Unfallverhütuugs-

vorschrifteu, die dort hängen, beachtet, kann im Braun-
tohlenreuier nicht arbeiten; er wird auf die Straße
geschmissen.Wollte man diese Vorschriften durchführen,
so würden diese Betriebe an jedem Tage xmal still¬
gesetzt werden müssen. Weil das der Geldsack nicht ver
tragen kann, deshalb führt man es nicht durch, und
deshalb müssen wir verlangen, daß man dazu Stellung
nimmt.

Die sozialdemokratische Fraktion hat ja auch dazu
einen Antrag eingebracht, Zimächst möchte ich dazu
sagen: Ein Abgeordneter namens Fries, im Preußi¬
schen Landtag, hat festgestellt, daß der Bctriebsrats-
vorsitzende von Grnbe Hubertus ein Kommnnist sei; er
hätte der Kommission gesagt, daß das u»d das i» Ord¬
nung gewesen sei und daß es nm soundso viel Uhr
nicht gebrannt hätte. Ich stelle das als eine Lüge fest,
(Abgeordneter Nohl: Sehr richtig!) Der Bctriebsrats-
vorsitzende ist kein Kommunist. Wir begrüßen den An¬
trag der sozialdcmokratischen Fraktion, Ich will mich
hier nicht über diese Dinge aussprecheu. Ich möchte
nur den hier aus dem Kölner Bezirk anwesenden Ab¬
geordneten sagen, daß sie insofern mit dafür verant¬
wortlich sind, weil sie im Jahre 1924 mit die Möglich¬
keit gegeben haben, daß die Betriebsräte, die ihre Beleg¬
schaften bis zu 10N Prozent frei organisiert hatten, ge
maßregelt wurden, da Sie sie vorher aus der Gewerk¬
schaft ausgeschlossen haben. (Glocke des Vorsitzenden.)
Erst hat man sie ausgeschlossen, und dann hat der
Unternehmer sie gemaßregelt. Sie haben auch einen
Teil schuld daran.

Vorsitzender Dr, Iarres: Herr Abgeordneter,
Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Abgeordneter Sommer: Ich bin gleich serlig.
Vorsitzender Dr. Iarres: Nein, Herr Abgeord¬

neter, ich muß Ihnen jetzt das Wort entziehen.
Abgeordneter Summer : Wenn heute die Abge¬

ordneten nicht ihre Zustimmung gebeu, beweisen sie
damit, daß sie Praktische Zuhälter der rheinischen
Braunkohlenindustrielleu sind. ^—^

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kurth.

Abgeordneter Kurth: Meine Damen und Herren!
Wenn der Redner der tommunistischen Fraktion
meinte, daß die Kommunisten es als ihre Pflicht er¬
achten, einmal das „moderne Ranbrittertum" des
Vraunkohlengebiets zu beleuchte», so muß ich schon
sagen, daß die Erkenntnis dieser Pflicht den Kommu¬
nisten doch sehr spät gekommen ist. (Hört, hört! bei
den Sozillldemotraten.) Darin sind die Kommunisten
Herren und Meister, daß sie, wenn namentlich von der
Sozialdemoiratie ein guter Antrag eingebracht ist,
flugs hinterher laufen und nach irgendeiner Gelegen¬
heit suchen, sich diesen Gedanken zu eigen zu machen.
(Zuruf eiues kommunistischen Abgeordneten: Das ist
ja lächerlich!) So verhält es sich auch mit diesem An-
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trage bezüglich der Verhältnisse im Branntohlen-
gebiet. (Sehr richtig! bei den Sozinldemokraten; Zu¬
ruf des Abgeordneten Sommer: Unser Antrag war im
Landtag zuerst eingebracht worden!) Der Rheinische
Provinziallandtag hat sich schon vor zwei Jahren auf
Autrag der sozialdemokratischeuFraktion mit dieser
«rage beschäftigt, (Sehr richtig! bei den Sozialdemo-
traten,) Und wer die Verhandlungen des Preußische»
Landtages gelesen hat, der weih, daß unsere Partei
nicht uur seit Jahren diese Angelegenheit dort be¬
handelt, sondern noch in allerjüngster Zeit einen An¬
trag eingebracht hat, der die tatsächlich traurigen Ver¬
hältnisse in der rheinischenBrauu kohle berührt. (Ab¬
geordneter Marx: Sehr gut!)

Meine Damen und Herren! Es wäre notwendig,
daß sich die Abgeordneten des Rheinschcn Provinzial-
landtages einmal an Ort und Stelle mit den Dingen
im Kölner Industriebezirk beschäftigten, (Zuruf des
Abgeordneten Sommer: Da ist es deueu zu dreckig!)
Wer die Zustände dort kennt, wer bor allem über¬
schaut, wie die Verhältnisse früher waren und wie sie
heute sind, und wer dann die Verständnislosigteit der
Braunkuhleuindustrie gegenüber den berechtigtenWün¬
schen der Bevölkerung beobachtet,muß sagen, daß es
endlich an der Zeit ist, daß sich alle öffentlichen
Stellen nnd Körperschaften dieser Angelegenheit an¬
nehmen,

Sie werden ja auch wissen, daß der Kreistag des
Landkreises Köln, als der nächstgelegeneInteressent,
wiederholt die Frage beraten und noch am letzten
Donnerstag einen Antrag angenommen hat, den er
zugleich auch au den Provinziallandtag richtet, mit
der Bitte, sich bei den maßgebenden Stellen in Berlin
für die Belange der Bevölkerung des Brauntohlen-
gebiets im Landkreise Köln ebenfalls einzusetzen. Der
Provinziallandtag hat vor zwei Jahren die Frage be¬
handelt. Damals wurde der Beschluß gefaßt, die Pro-
vinzilllverwaltung zu beauftragen, eine entsprechende
Vorlage auszuarbeiten und einen Bericht an den Land¬
tag zu geben. Vielleicht ist die Verwaltung in der
^age, darüber etwas Genaueres zu sagen.

Wie die Dinge in der Brauntohleniudustrie liegeu,
meine Damen und Herren, darüber nur einige wenige
Anssührungen:

Was die Bevölkerung und was vor allem die maß¬
gebenden Stellen wünschen, ist ein Plan, der die ganzen
Abbauverhältnisse dort regelt, und daß zu diesem gene¬
rellen Abbauplan dann ein Wiederherstcllungsplan
aufgestellt wird, der sowohl fetzt, als auch in Zukunft
dafür Sorge trägt, daß man den Wiederaufbau der
dortigen abgebauten Vraunkohlenfelder und vor allem
der zerstörten landschaftlichenGebiete in einer plan¬
mäßigen Weise vornimmt,

Gs ist zu begüßen, daß die mitteldeutscheBraun¬
kohle auf dem Gebiet fortschrittlicher und weitschauen¬

der denkt, als unsere rheinische Braunkohle, Wir haben
gehört, daß in Mitteldeutschland zwischender Nraun-
tohlcnindustric und den beteiligten Gemeinden frei¬
willige Vereinbarungen getroffen wordeu sind, die vor
allem darauf hinausgehen, die fchr geschädigte Be¬
völkerung in entsprechenderWeise zu entschädigen,die
aber auch de« Plan verfolgen, die zerstörten Gebiete
wieder aufzubauen. In dem Sinne sind ja auch die
Wünsche der hiesigen Bevölkerung und vor allem der
Verwaltungsstellen. Selbstverständlichsind hierzu un¬
geheure Mittel uötig, Weun die Nraunkohlenindustrie
die Meinung vertritt, man solle mit den Dingen
warten, bis das gesamte Gebiet einmal abgebaut sei,
so ist dem entgegenzuhalten, daß es zweckmäßiger, vor¬
teilhafter und wcitschauender wäre, weun man heute
schon damit beginnen würde, die Kapitalien für diese
Zwecke zu sammeln. Hierfür liegeu ja auch genaue
Pläne nnd Unterlagen vor, die vom Landrat des Land-
krcises Köln aufgestellt worden sind nnd die dahin
gehen, daß heute schon von der Tonne Braunkohle ein
Betrag von etwa 10 Pfennig erhoben wird. Bei einem
jährlichen Abbau von 40 Millionen Tonnen würde das
eine» Iahresbetrag von vier Millionen Mark aus¬
machen. Rechnet man mit einer zehnjährigen Abfüh¬
rung dieser Beträge, so ergäbe das eiue Gesamtsumme
von !0 Millionen Mark, ohne Zinsen und Zinses-
Zinscu. Wenu man dieses Kapital auf eine so einfache
Art und Weise sammeln würde, dürfte es der späteren
Zukunft jedenfalls nicht schwer fallen, in umfangreicher
und wcitschauenderWeise dieses zerstörte Gebiet wie¬
der llufzubnue». Nun besteht ja leider die Tatsache,
daß sich die Nrannlohleuindustrie gegenüber diesen an
uud für sich sehr gutcu uud auch leicht durchführbare«
Plänen ablehnend verhält. Man wehrt sich dagegen
und sagt, daß die Industrie selbst diese kleine Be¬
lastung nicht ertragen könne. Auf gütlichem Wege
scheint also eine Verständiguug mit der Branntohlen-
indnstrie nicht möglich zu sein. Deshalb sind die maß¬
gebenden Stelleu der Meinung, daß nur durch ein
Gesetz die Frage zu lösen ist. Dahin gehen ja auch un¬
sere Wünsche, alle Körperschaften zu veranlassen, bei
den in Frage kommendenInstanzen hinzuwirken, daß
eine entsprechende gesetzlicheBestimmung erlassen
wird. Mit dem alten Vergbaugesetz,das diesen Tage¬
bau noch nicht kannte, ist in der Sache nichts anzu¬
fangen.

Meine Damen und Herren! Das einzige, was
die rheinische Vranntohle bis jetzt getan hat, ist, daß
man stückweise und im ganz kleinen Nahmen die aus¬
gebaggerten Grnben wieder zuschüttet und dazu über¬
geht, die fruchtbare Ackererde hier uud da wieder auf¬
zubringen und dann, um dem Ganzen wenigstens in
etwa ein landschaftliches Bild zu geben, einige Akazien-
walduugeu anzupflanzen. Damit begnügt man sich, da¬
mit glaubt man die Frage gelöst. Der Volksmund geht
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im dortigen Gebiet mit dem spöttischen Wort um:
„Man gibt uus die Akazien, aber die Industrie be¬
freundet sich mit den Aktien." Ich glaube, daß dieser
spöttische Ausspruch doch etwas Wahres enthält. Wir
meinen, daß die Brauntohlenindustrie finanzkräftig
genug ist, um auf dem Gebiete mehr zu tun, als sie
bis jetzt unternommen hat.

Meine Damen und Herreu! Deshalb geht der
sozialdemotratischeAntrag dahin, den Prouinzialland-
tag zu bitten, darauf zu drangen, daß ein Gesetz ge¬
schaffen wird, das im Brauntohlengebiet den bisheri¬
gen Zustand beseitigt und sodann, wie es im zweiten
Absatz heißt, umfangreicheSicherheiten schafft, um das
Leben und die Gesundheit der Arbeiter im Nraun¬
tohlengebiet zu schützen und zu wahren.

Ich stimme darin gruudsätzlich deu Ausführuugen
des Redners der 'kommunistischenFraktion zu, daß
bezüglichder Entstaubungssicherheiten von derBraun-
tuhleuindustrie mehr getan werden muß.

Der Landkreis Köln vermag mit alleiniger Kraft
auf dem Gebiet irgendetwas Umfangreiches und Ent¬
scheidendesnicht zu erreichen. Wir wissen auch, daß
unsre Stimme, wenn sie alleiu ertönt, bei den maß¬
gebenden Stellen in Berlin nicht gehört wird. Wenn
es zutrifft, was der Landrat von Köln vorgestern im
Kreistag darlegte, daß die Stadt Köln sich zur Zeit
mit großen Vingcmcindungsplänen beschäftigt, die
darauf Hinausgeheu, den ganzen Landkreis Köln ein¬
zugemeinden, so versprechen wir uns von der even¬
tuellem Unterstützung und der Wirtungsmöglichkeit
einer derart großen Gemeinde auch in bezug auf die
Verhältnisse in der Braunkohle ungemein viel. Wir
richten aber heute an den Provinziallandtag die herz¬
liche und dringende Bitte, dem Antrage der Sozial-
demokratischenPartei die Zustimmung zu gebeu und
den Antrag des Fachansschussesabzulehnen, der vor¬
schlägt, wiederum ein Jahr zu warten und wiederum
die Provinzialverwaltuug zu beauftragen, in Er¬
wägungen und Prüsuugcu einzutreten. Wir sind zu
der Meinung gekommen,daß endlich etwas Positives
und Entscheidendes in der Frage getan werden muß.
(Beifall bei den Sozialdemolraten.)

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Floßdorf.

Abgeordneter Floßdurf: Meine Damen und
Herren! Wenn der Redner der kommunistischen Fraktion
auf die Dinge im rheinischenAraunlohlengebict hin¬
gewiesen hat, so ist dazu festzustellen,daß die Unter-
suchuugen über die Ursachen des Unglücks bis dahin
deshalb nicht abgeschlossen werden konnten <Zuruf des
Abgeordneten Sommer: Die werden auch nicht ab-
lleschlossen!), weil die betreffenden Leute im Kranken¬
hause noch nicht vernehmungsfähig waren und der
Urzt die Vernehmung vorläufig abgelehnt hat.

Mit dem Antrage der SozialdemokratischenPartei,
der unter 1 bittet, durch Gesetz die Aenderung der Ver¬
hältnisse im rheinischen Vraunkohlengebiet zu erwirken,
wozu der I. Fachausschuß Ablchnuugsantrag gestellt
hat, mit dem Ersuchen, man möchte in der rheinischen
Nraunkohlenindustrie die Mißstände prüfen und im
nächsten Jahre einen Bericht vorlegen, kann der Inter¬
essierte sich nicht einverstanden erklären. (Abgeordneter
Knrth: Sehr gut!) Es trifft schon zu, was der Herr
Abgeordnete Kurth sagt: Was wird damit erreicht?
Die Dinge werden auf ein Jahr verschoben, wir nehmen
über ein Jahr den Bericht in Empfang, und damit ist
die Sache vorläufig wieder abgetan. (Abgeordneter
Marx: Sehr richtig!) Jedenfalls geht die rheinische
Brauukohleuindustrie iu dem Abräumen und der Aus¬
nutzung des Geländes in einer Weise vor, daß der
Ausdruck „Raubbau" gar uicht kraß genug ist. Ich
weise nur auf eiueu Vorgang hin, der sich in diesem
Augenblicke in der Nähe des Horremer Bahnhofs
zwischen Horrem, Habbelrath und Frechen abspielt, wo
heute die Grube Fischbachdazu übergeht, IN0 Meter
hohe Haldenanlagen anzuschütten, statt das aus¬
gebaggerte Gelände mit diesen Ablaummaterialien aus¬
zufüllen und so wieder aufs neue viele Hektar Land
der Wirtschaft entzieht. Ich meine, daß gerade die
interessierten Stellen — Reich, Staat und Provinz —
Ursache haben, den Dingen etwas näher auf den Grnnd
zu gehen.

Für uus kommt noch hinzu, daß gerade die Pro¬
vinz an der Entwicklung im rheinischenBrnuntohlen-
gebiet wesentlich interessiert ist, schon aus dem Um¬
stände, daß fünf Proviuzialstraßeu durch dieses In¬
dustriegebiet der rheinischen Braunkohle laufen und
diese Provinzialstraßen von der Entwicklung wesentlich
berührt werden. Es ist zunächst die Landstraße Köln—
Brühl—Eustirchen, daun die Straße Köln—Brühl—
Liblar, ferner die Straßen Köln^Hermülheim—Liblar,
Köln—Frechen—Düren und Köln—Königsdorf—Berg¬
heim. Schon im Jahre 1922 stürzte in der Nähe des
Ortes Liblar ein Teil einer solchen Pruvinzinlstraße
ein, weil eben die Gruben schon verhältnismäßig nahe
an die Strahe hcrangerüclt sind. Daß damals dort
nicht große Unglücke passiert sind, verdankt man viel¬
leicht lediglich dem Zufalle. Je mehr die Ausnutzung
des rheinischen Brauntohleugebiets sich vollzieht, um
so mehr werden im Laufe der Zeit die Provinzial-
landstraßcn davon in Mitleidenschaft gezogen. Schon
heute sind verschiedene dieser Straßen rechts und links
auf Hunderte von Metern von den Gruben vollständig
eingeschlossen. Es wird also iu absehbarer Zeit an
die RheinischeProvinzialuerwaltung die Frage heran¬
treten, wie sich hier das Straßenbild entwickeln soll.
Deshalb stehe ich auf dem Staudpuukt, man soll es
nicht bei einer Untersuchung im rheinischen Braun¬
tohlengebiet bewenden lassen, sondern es möge der
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Rheinische Provinziallandtag die Provinzialverwaltung
veranlassen, im Laufe der kommendenZeit einen Plan
zu entwerfen, wie sich das Straßenbild in den kommen¬
den Jahren im rheinischen Brnnntohlengebiet ent¬
wickeln soll, und es möge an Hand dieses neueil Planes
auch bei Staat und Reich, den zuständigen Kreisen und
der zuständigen Industrie darauf hingewirkt werden,
daß von nun an etwas planmäßiger im rheinischen
Vraunkohlengebiet gearbeitet werde. Auch das Reich
ist an diesen Dingen interessiert, weil zwei Neichsbahn-
liuien das Gebiet durchschneiden. Wenn Köln sich
für die Sache interessiert, meine Damen nnd Herren,
so fürchte ich, daß es nicht für die Landbevölkerung
des rheinischen Braunkohlengebiets sehr von Vorteil
sein wird. Ich fürchte, daß ein solches Kuckucksci, in
ein Nauernnest gelegt, nicht die richtige Wirkung er¬
zeugen wird. Jedenfalls muß darauf hingewirkt wer¬
den, daß in dem dortigen Gebiet der landwirtschaftliche
Charakter, soweit er im Augenblicke nicht gewahrt
werden kann, wenigstens in Zukunft wieder hergestellt
werde.

Ich möchte deshalb bitten, in Ergänzung des
Punktes 1 des Antrages der sozialdemotratischeu
Fraktion einen Zusatzantrag hier zu beschließen,und
zwar:

„Gs möge die RheinischeProvinzialverwaltung mit
den zuständigen Kreisen des Reichs, des Staates, der
zuständigen Landkreise und der Braunkohlenindustrie
iu Verbindung treten, um im Nrauutuhlcugcbiet eine
PlanmäßigeUmgestaltung des Ortsbildcs vorzubereiten,
Vs möge besonders die RheinischeProuinzial-Straßen-
bauverwaltung ein Projekt zur Neuregelung des
Straßcnbildes im rheinischen Nrauukohlengcbiet aus¬
arbeiten und dem nächsten Rheinischen Proviuzial-
landtage vorlegen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Farwick.

Abgeordneter Farwick: Im I. Fachansschußwar
mau übereinstimmend bei fast allen Frattions-
vertretungen der Ansicht, daß der Antrag der sozial-
demokratischen Fraktion den Finger auf eine sehr
wunde Sache lege. Alle waren der Ansicht, es müsse
dort planmäßig etwas geschehen,um das Wort des
Herru Vorredners zu gebrauchen. Aber man war
ebenso auch der Ansicht, daß es mit einer Resolution,
die so hinausgefeuert wird, in diefer wichtigen Sache
»icht zu machen sei. Darum hat man sich auf die
Fassung geeinigt, die hier vorgelegt worden ist. Es
soll dem nächstenProvinziallandtag einmal eine ganz
genaue Unterlage über die Mißstände, über den Um¬
fang und die Art, ob Straße oder Wald, ob Rauch¬
belästigungen usw., gegeben werden. Wir hörten zu un-
serer Freude vom Herrn Landeshauptmann, daß einer
der Herren Landcsräte bereits mit dieser Untersuchung
betraut sei. Da ist es doch Wohl das einzig Nichtige,

sich dem Antrag des Fachausschusses,der allgemein
gefaßt ist, der aber alles umfaßt, anzuschließeu. Wen»
wir wirklich praktischePolitik treiben wollen, müssen
Wir nächstes Jahr der Reichs- und Staatsrcgierung
konkret sagen können: Bitte, hier im Rheinland sieht
es so und so aus. Ich würde es sogar für richtig
halteu, daß der Herr Dezernent, der die Sache be¬
arbeitet, sich mit dem mitteldeutschen Braunkohlen-
revier in Verbindung setzt, um mit ihm bei dieser
Sache, die für das Rheinland, dem wir doch alle
dienen wollen, von grußer Wichtigkeit ist, Hand in
Hand zu gehen. Ich bitte den Herrn Vorredner, seinen
Ergänzungsantrag zurückzuziehen;er ist ja in diesem
Antrage genau enthalten. Was soll das bezwecken,
daß da noch alle Straßen, alle Löcher und alle mög¬
lichen Sachen aufgezählt werdcu? Das versteht sich
von selbst. (Zuruf des Abgeordneten Sommer: Da
sieht es anders aus wie in Aachen!)

Vorsitzender Dr, Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung,

Ich lasse zuerst über den Antrag der kommunisti¬
sche» Fraktion abstimmen. Ich bitte diejenigen, die
dafür sind, sich zu erheben, — Das ist nicht die Mehr¬
heit,

Ich lasse dann über den Antrag der SPD,-Frattion
zu Nummer 1N9 der Drucksachen, der ausdrücklichauf¬
recht erhalten worden ist, abstimmen. Ich bitte die¬
jenigen, die dafür sind, sich zu erheben. Das ist nicht
die Mehrheit. — Ich bitte um die Gegenprobe. (Rufe:
Auszählen!) Bitte noch einmal diejenigen, die gegen
den Antrag der fozialdemokratischenFraktion sind, sich
zu erheben. Das ist doch die Mehrheit.

Ich werde dann zunächst über den Zusatzautrag des
Herrn Abgeordneten Floßdorf abstimmen lassen. Wer
für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zn erheben. Das
ist nicht die Mehrheit.

Dann bitte ich diejenigen, sich zu erheben, die für
den Antrag des I. Fachausschussessiud. — Das ist die
Mehrheit. Gs ist so beschlossen.

Punkt 12: Antrag des I. F ach a ns sch u s s es
2) z u den: Antrag der KP D. - F r a kt i o n ,

betreffend Wahl des Abgeordnete»
M eurer als Ersatzmann für den aus¬
geschiedenen Abgeordneten Knab
zu»: Mitglied des W a s s c r b e i r a t s;

b) z u dem Iusatzantrag der Zentrnms -
fraktion, an Stelle des verstorbenen
Mitgliedes, Landesökonomierat
Jakob Caspers in Bubenheim, den
Rechtsanwlllt Georg Loennrtz in
Koblenz zum Mitglied des Wasser-
beirats zu wählen.

Die Nummer d erledigt sich, weil die Voraussetzuu-
gen für den Antrag nicht vorliegen. — Der Herr Be¬
richterstatter verzichtet. Wortmeldungen liegen nicht
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vor. Dann ist der Antrag des I, Fachausschusseszu
Punkt 12a angenommen.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Dundcr,
Abgeordneter Dundcr: Ich möchte zur Geschäfts¬

ordnung den Antrag stellen, daß wir die Nachtrags-
tagcsordnnng, Punkt 19 und 2», noch vor dem Punkt 17
behandeln, da meine Fraktion der Nusfassuna ist, daß
Punkt 17 wahrscheinlicheine längere Debatte herauf¬
beschwört,

VorsitzenderDr, Iarrcs: Gs ist ein Antrag auf
Umstellung der Tagesordnung von Herrn Abgeord¬
neten Dunder gestellt worden, (Zuruf aus dem Zen¬
trum: Wir widersprechen!) Dagegen ist Widerspruch
erhoben. Ich bitte diejenigen,die für den Antrag sind,
sich zu erheben. Das ist nicht die Mehrheit,

Punkt !:',: Antrag des I, Fachausschusses
zu dem Antrage der KPD-Fraktion, be¬
treffend Einstellung von Mittel» in
den Haushaltsplan zur Ermöglichung
der Besichtigungen von Provinzial-
an stalten PP, durch die Abgeordneten,

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Schüler,
Abgeordneter Ar, S ch ülcr : Der I. Fachausschuß

beantragt Ablehnung.
Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr

Abgeordneter Renner.
Abgeordneter Nenner: Meine Damen und

Herren! Ich glaube, es ist nicht notwendig, diesen
Antrag sehr lange zu begründen. Die Kommissions-
bcsuchc iu dcu Anstalten haben doch ergeben, daß eine
Reihe von Mißständen in den Anstalten bestehen, die
nur dann zu beseitigen sind, wenn die damit beauf¬
tragten Abgeordneten regelmäßig diese Anstalten
unter Kontrolle halten. Die Besichtigungen in der bis¬
her üblichenForm verlaufen meist so, daß man in der
Anstalt von dem Anstaltsleiter einen Vortrag über
Ziele und Zwecke der Anstalt gehalten bekommt; dann
wird ein kleiner Nundgang durch die Anstalt gemacht
und damit ist die Besichtigungerledigt. Dann werden
Beschlüsse gefaßt, die das Wohl und Wehe der Anstnlts-
insassen ans lange Zeit hinaus besiegeln. Dann ist
alles in bester Ordnung und keiner der Abgeordneten
hat meiner Meinung nach die bestimmteUeberzeugung,
daß das was er mit seinem Namen deckt, auch voll
verantwortet werden kann. Wir sind der Ausfassung,
daß es notwendig ist, daß mindestens die Mitglieder
der Konimission in den Stand gesetzt werden, ohne
vorherige Anmeldung diese Anstalten zu besichtigen.
Wir sind aber auch weiter der Ueberzeugung, daß den
Abgeordneten nicht zngemntet werden kann, die Kosten
aus ihrer eigenen Tasche zu bestreitcu. Da in diesem
Hanse nicht nur Leute vorhanden sind, die im Besitz
der notwendigen Mittel sind — wir haben ja auch
arme Leute iu diesem Hause, die sich das nicht leisten

können —, sind wir der Auffassung, daß in den Etat
die notwendigen Mittel hineingcsetzt werden müssen.
Ich bin der Auffassung, daß die Ergebnisse der Unter¬
suchungen der Kommissionen, die Nicderseßmar und
das Haus Elim besichtigt haben, unseren Antrag voll¬
inhaltlich begründen.

VorsitzenderDr. Iarrcs: Das Wort wird weiter
nicht gewünscht. Wir kommen zur Abstimmung. Ich
bitte diejenigen, die für den Antrag des Fachausschusses
auf Ablehnung des kommunistischen Antrages sind, sich
zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Punkt 14: Antrag des III. Fachaus s ch u s s c s
zu dem Antrage der KPD, - F r a t t i o n,
betreffend Einwirkung auf die einzel¬
nen Landkreise zwecks Anstellung haupt¬
amtlich besoldeter Schulärzte zur stän¬
digen Kontrolle der Gesundheit der
Schulkinder.

Das Wort hat der Berichterstatter Herr Abgeord¬
neter Vierwirth.

Abgeordneter Bierwirth: Meine Damen und
Herren! Der Fachausschuß III hält die Anstellung
der Kommuual- und Krciskommunalärzte für durch¬
aus wüuscheuswert und notwendig, zumal die vor¬
beugendeund die nachgehende Fürsorge hente eine ganz
andere Nulle spielt als früher. Aber der Fachausschuß
war in seiner Mehrheit der Ansicht, daß der Pro¬
vinziallandtag hier gar nicht zuständig, sondern die
Anstellung der Aerzte ureigenste Angelegenheit der
Kommunen und der Kreise sei. Wir sind deshalb zur
Ablehnung des Antrages gekommen und empfehlen
dieselbe auch hier.

VorsitzenderDr. Iarrcs: Das Wort hat die Ab¬
geordnete Fräulein Otto.

Abgeordnete Fräulein Otto : Die Frage der amt¬
lich angestellten Schulärzte ist in den Landkreisen eine
sehr dringende Frage. Die Frage steht in den länd¬
lichen Kreisen so, daß nicht besondere Schulärzte an¬
gestellt sind, sondern daß vielfach die Ortsärztc diese
Arbeit, die eigentlich der Schularzt machen müßte, im
Nebenamte übernimmt, uud selbstverständlich wird
diese Arbeit, die diese Aerzte leisten, auch immer eine
nebenamtliche bleiben. Da die Gesundheit der Schul¬
kinder auf dem Lande aber unbedingt eine ärztliche
Kontrolle erfordert, so stehen wir auf dem Stand¬
punkte, daß es notwendig ist, daß sich auch das Landes-
jngendamt darum kümmert. Ich »lochte hier ein¬
schalten, daß ja die gesundheitliche Fürsorge für die
Kinder eine Aufgabe des Landesjugendamtes ist, die
Schäden verhüten, aber auch bestehendeSchäden fest¬
stellen soll. Es wäre deshalb eine nngehenre Er¬
leichterung für das Landcsjugendllmt, wenn dnrch
Schulärzte festgestellt würde, wie wirklichder Gesund¬
heitszustand der Schulkinder in den ländlichen Kreisen
unserer Heimatprovinz ist, wieweit Nachitis, Wirbel-
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säuleuvertriimmnng usw, auftreten. Deswegen wäre
es notwendig, daß die Provinz auf die einzelnen Kreise
anregend einwirkt. Besonders das Landessnaendamt
hat ein riesiges Interesse an diesen Dingen, damit es
wirtlich einen Ncberblick über die gesundheitlichenVer¬
hältnisse der Schulkinder bekommt.

Wir möchten deshalb bitten, daß der Antrag dahin¬
gehend nmgestaltet wird, daß mau statt „einzuwirken"
„auzuregen" sagt, so daß es dann heißen würde: „Die
Provinzialverwaltung wird verpflichtet, die einzelnen
Landkreiseanzuregen, daß zur ständigen Kontrolle der
Gesundheit der Schulkinder hauptamtlich besoldete
Schulärzte angestellt werden,"

Vorsitzender Dr, Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich lasse nunmehr über den An¬
trag der kommunistischenFraktion abstimmeu. Er ist
ja etwas geändert worden, er lautet nunmehr:

„Die Prsvinzialverwaltuug wird verpflichtet, die
einzelnen Landkreiseanzuregen, daß zur ständigen
Kontrolle der Gesundheit der Schulkinder hauptamtlich
besoldete Schulärzte angestellt werden,"

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu er¬
heben, — Das ist die Minderheit, Der Autrag ist ab¬
gelehnt. Der Kvmmissivnsantrag ist damit ange¬
nommen.

Pnntt
zu d e m

l5: Antrag des I, Fachausschusses
Antrage der KPD, - F r a t t i o n , be¬

treffend Erklärung ' des Dhünntales
als Naturschutzgebiet,

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Triebet,
Abgeordneter Triebe! : Meine Damen und

Herren! Die Fraktion der Kommunistischen Partei
hat einen Antrag eingebracht, der verlangt, daß das
Dhünnta! im Nergischen Lande zum Naturschutzgebiet
erklärt wird. Ich mache darauf aufmerksam, daß in
diesem Gebiet große Nbholzuugeu stattfinden, die ins¬
besonderevon den Wandervcrcinignngen sehr schmerz¬
lich empfunden werden. Die tommnnistischcFraktion
hat diesen Antrag noch erweitert. Der Wortlaut ist
nunmehr folgender:

„Eines der schönsten Täler des Belgischen Landes,
das Dhünntal, wird allsährlich vo» viele» tausend
Wanderern und Erholungsuchenden aufgesucht. Zur
Zeit siud Bestrebuugcn im Gange, weite Strecken dieses
Tales diesem Zwecke zu entziehen.

Der Pruvinzillllllndtag 'fordert, daß dieses Tal
sowie das Vifgental unter Naturschutzgestellt werden."

Die I. Fachkommission hat diesen Antrag dem Pro-
uinzialausschuß zur Prüfnng überwiesen.

VorsitzenderDr. IarrcS: Wortmelduugeu liegen
nicht vor. Da ein Widerspruch sich nicht erhebt, stelle
ich fest, daß dem Antrage des I. Fachausschussesent¬
sprochenist.

Puutt 16: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage der Fraktion der Wirt¬

schaftlichen Vereinigung auf Einsetzung
eines Untersuchungsausschusses zur
N a ch Prüfung der Verwendung der bei
Erbauung des Nürburgrings investier¬
ten P r ov i u z i a l ni i t t c l.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Kueuzgen,
Der Herr Berichterstatter ist nicht da. Er scheint

zu verzichten.
Das Wort hat Herr Abgeordneter Müller.
Abgeordneter Mül'ler: Meine Damen und

Herren! Obwohl die sozialdemokratischeFraktion die
nnschönen Dinge, die sich bei dem Bau des Nürburg-
riugs abgespielt haben, aufgedeckt hat und dafür ein¬
tritt, daß eine weitere Verschlenderuug vou Stnats-
und Neichsgeldern nicht mehr vorkommen soll, siud
wir doch gegen den Autrag der Wirtschaftspartci und
lehnen ihn ab. Wir sind der Auffassung, daß bei deu
vielen Millionen, die dort verpulvert worden siud, es
sehr leicht sei» wird, die halbe Million, die von der
Provinz gegeben wurden ist, herauszufinden, daß es
also möglich sein wird, festzustellen, wo diese Gelder ge¬
blieben sind. Der Antrag ist n, E, an die falsche Stelle
gerichtet wurden. Die Wirtschaftspartci wird gut tun,
einen solchen Antrag im Reichstag oder im Landtag
uorzubringcn (Sehr richtig! rechts), da doch diese beiden
Stellen es gewesen sind, die die Hauptmittel in den
Nnrburgriug hineingesteckt haben. Aus diesem Grunde
lehnen wir deu Antrag ab,

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Hrir
Abgeordneter Loenartz.

Abgeordneter Loenartz: Meine Damen und
Herren! Im Namen der Zentrumsfraktion habe ich
die Erklärung abzugeben, daß wir dem Antrage der
Fachkommissionbeitrctcn, und zwar aus dem Grunde,
weil eine selbständige Prüfung der verwandten Pru-
vinzialmittel in Höhe von 45U000 Mark hinsichtlich
ihrer Verwendung nicht möglich ist, sondern weil diese
Summe ein Teil der großen Summe ist, die verwandt
wurden ist, und natürlich die Provinzialmittel irgend¬
eine Sonderverwendnng für einen Spezialzwecknicht
gefunden haben. Wenn die Prüfnng möglichwäre, so
würden wir uns mit dem Antrage einverstanden er¬
klären, wie ich auch namens des Kreises ausdrücklich
zu erklären habe, daß der Kreis seinerseits eine gründ¬
liche Nachprüfung wünscht, Tatsache ist auch, daß be¬
reits eiue Reihe vou Nachprüfungen stattgefunden
haben, und zwar drei Revisionen seitens der Rheinisch-
Westfälischen Treuhllnd-Aktien-Gesellschllft, drei Re¬
visionen durch Revisionsbeamte des Wohlfahrts-
miuisters, zwei Revisionen seitens der Reichsarbeits-
Ucrwaltung und daneben die laufenden Feststellungen
und Revisionen seitens des Koblenzer Regierungs¬
präsidenten.

Im Reichstag ist gestern folgende Entschließung ge¬
faßt worden: „Der Reichstag ersucht die Reichs-
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rcgicruug, die AutoVersuchs-uud Prüfuugsstraße Nür-
burgring !u Zusammenarbeit mit der Preußischen Re¬
gierung in dem Sinne zu fördern nnd zn unterstützen,
daß ein urduuugsniäßigcr Netrieb und Verwaltung
gesichelt ist," In Verfolg dieser Entschließung wird
naturgemäß in Zukunft nicht nur eine nochmalige
Prüfung der ganzen Vorgänge erfolgen, sondern auch
eine ständige Kontrolle der Reichs- und Staatsregie-
rung. Soweit die Mitglieder dieses Hauses persönlich
irgendein Interesse an der Nachprüfung und an der
Vorlage von Material haben, kann ich namens der
Kreis'verwaltuug erkläre», daß dieses Material zur
Verfügung steht,

Vorsitzender Dr, I a r r e s: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Witzlcr.

Abgeordneter Witzler: Meine Damen uud
Herreu! Wir habe» ja soebeu recht beruhigend klin¬
gende Ertläruugen aus dem Munde meines Herrn
Vorredners gehört, und Nur haben auch aus dem
Muude des Redners der suzialdcmulratischenFraktion
vernommen, ans welchem Gründe die sozialdemotra-
tische Fraktion gegen unseren Antrag ist.

Meine Damen nnd Herren! Wir stehen aus dem
Standpunkt, daß auch dieses Haus eiu lobhaftes Inter¬
esse daran hat, zn erfahren, ob die Beschwerden,die nur
ja damals schon hier vernommen haben, begründet sind
oder nicht. Wenn wirklich die Behauptungen des Land¬
rates des Kreises Adcnau, des Herru Kollegen Ereutz,
auf Wahrheit beruhe« nnd sich auf Tatsachen stützen —
nur wollen das hoffen und erwarten —, dann hätte er
doch gerade durch die Untcrsuchnug, die wir wüuschru,
die beste Gelegenheit, zu beweisen, wie sehr bei der
Sache alles in bester Vntter ist. Ich brauche auf die
Einzelheiten nicht einzugehen, Datsache ist, daß 1 Mil¬
lionen Mark nrsprüuglich als derjenige Kostenbetrag
bezeichnetwurden, der für die Erbauung erforderlich
wäre. In Wirklichkeit haben wir aber nachträglichver¬
nehmen müssen,daß dieser Kostenanstlilagganz wesent¬
lich überschritten worden ist. Man redet ja heute vou
ungefähr I! Millionen, (Zuruf des Abgeordneten
Marx: N,^ Millionen!) Eine Ueberschreituugdes ur¬
sprünglichen Kostenanschlages war ja Wohl voraus¬
zusehen. Aber damit, daß eine solche Ueberschreitnng
des Anschlages stattfinden würde, war doch nicht zu
rechueu. Wir würden uns nicht entschlossen haben, den
Antrag zu stellen, wenn nicht so außerordentlich schwer¬
wiegendeBedenkenüber Einzelheiten, die sich während
des Baues dn ereignet haben, laut gcwurdcu wären.
Ich erinnere Sie an die Unregelmäßigkeiten, die da¬
mals auch hier zum Gegenständedes Vortrages gemacht
wurden. Man hat damals erklärt, man müsse unbe¬
dingt dafür sorgen, daß in dieser so sehr bedürftigen
Gegend unserer Provinz für Erwerbslose Arbeits¬
gelegenheit geschaffen würde. Da hat man denn nach¬
her die merkwürdige Erfahruug gemacht, daß zwar eine

ganze Menge von Arbeitern zn den Nürburgriug-
arbciten herangeholt wurden, daß aber dadurch eiu
großer Teil der landwirtschaftlichenArbeiter dem klein¬
bäuerlichen Betriebe entzogen wurde, weil die Leute
doch bei dem Nürburgriug anscheinendbessere Löhne
verdienen tonnten nnd es nun vorzogen, anstatt beim
Bauer auf dem Laude dort an der Rcnnstraße zn ar¬
beiten. Meine Damen uud Herrcu! Jede Medaille hat
zwei Seiten, also auch diese. Wir sehen, daß der land¬
wirtschaftlicheBetrieb die Nachteile gleich bei der Er¬
bauung schon feststellen mußte, und nur müssen sagen:
Gerade im Interesse des bäuerlichen Mittelstaudes uud
der Kleinbauer» haben wir doch diese Erfahrung sehr
bedauern müssen.

Es wird uns hier vorgehalten, ans Mitteln der Pro-
uinz seien nur>5a0MM, investiert worden, uud es sei
natürlich nicht festzustellen,für welchen Zwett dieser
Betrag Verwendung gefunden habe. Das stimmt, das
ist richtig. Deshalb erweitern Nur hiermit unseren
Antrag dahiu: „Soweit Gelder vou Reich und Preußen
mitverwaudt sind, wird die Provinzialverwaltung be¬
auftragt, die zuständigen Reichs- und Staatsbehörden
zu der Untersuchuug zu veranlasse»," Wir haben den
Antrag schriftlich formuliert. Ich überreicheihu hiermit.

Meine Damen und Herren! Es soll ans eine An¬
regung des Herrn Wohlsahrtsministers hiu eine Nür-
burgriuggesellschaft gegründet werden, die mit etwa
3>i oder l Millionen — ich weiß es nicht genau ^
finlluzicrt werden soll. Aber fest steht vor allem, daß
t2 Milliouen des investierten Kapitals glatt verloren
sind. Wenn irgendein Privatunternehmer eine solche
Gründung unternommen hätte, nnd er würde knrz »ach
der Erbauung zugeben müssen, daß !2 Millionen des
investierten Kapitals als verloren anzusehen seien, so
weiß ich nicht, wie vernichtend das Urteil über diesen
Unternehmer ausfalle» würde. Wir leben doch nicht in
einer Zeit, in der man derart mit den öffentlichen
Geldern wirtschaften tnnn. Wir sind der Meinung, daß
gerade das Beispiel des Nürbnrgriugcs schlagend be¬
weist, wie uuvcrstäudig mit den Mitteln der öffentlichen
Hand gewirtschaftet uud gehaust wird. Es ist eiu
Seiteustüet zu der Angelegenheit der Vnsaltwerke, bei
der die Provinz nnd die Kummuueu bekanntlich auch
dir Leidtragende» si»d.

Meine Damen uud Herren! Wir bitten Sie,
unserem Antrage zuz,nstimmen, wenn Ihnen daran
liegt, daß wir anch hier in diesem Hanse Wahrheit uud
Klarheit erfahren. Wir glanben eine Pflicht zn ver¬
letzen, wen» nur »icht auch unsererseits darauf be¬
stehe», diese Aufklärung zn fordern. Es ist uns damals
doch gesagt wurden, es wären ausreichende Garantien
für die Verzinsung der Prouinzmittel gegeben. Ich
möchte einmal au unsere Provinzialverwaltung die
Anfrage richten, ob denn überhaupt bis jetzt eiu ein¬
ziger Pfennig Zinsen aus dem Nürbnrgnnternehmeu
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gezahlt worden ist. Ich glaube nicht, daß auch mir e'me
«uzige Zahlung bisher erfolgt ist.

Meine Damen und Herren! Alle diese Dinge in
Verbindung mit der ungeheuren Summe, die verloren
gegangen ist, und in Verbinduug mit den Anschuldi¬
gungen, die laut geworden sind, zusammengenommen,
sollten uns die Pflicht auferlegen, zu verlaugeu, das;
wir hier im Rhcinlande die Zustimmung der Reichs-
uud Staatsbehörden zu der Einsetzung eines Unter¬
suchungsausschusses,der aus unserer Mitte stammt, er¬
halten, (Bravo! bei der WirtschaftlichenPereinigung,)

Vorsitzender Dr, Iarres : Das Wort hat Herr Ab¬
geordneter Dr, Wcsenfeld,

Abgeordneter Dr, Wesrufeld: Meine Damen
und Herren! Auch die Ausführungen des Herrn Por¬
redners können meine Freunde von der Arbeitsgemein¬
schaft nicht veranlassen, für diesen Antrag zu stimme»,
weil wir dcu Antrag für vollkommenzwecklos halten,
Es ist durchaus nicht ersichtlich, ums bei einer solchen
Untersuchung setzt herauskommen soll. Die M1<M,—
Mark der Rheinprovinz sind bei der Mißwirtschaft,
die zweifellos vorgelegen hat, irgendwo mit den andern
l! Millionen verschwunden. Meine Herren! Es ist
genug revidiert worden. Eine weitere Revision wird an
den Tatsachen nichts andern. Ich zweifle nicht daran,
daß buchmäßig die Dinge in Ordnung sind. Die Re¬
vision wird also auch uichts weiter aufklären können, —
Deshalb lehnen wir diese Revision ab.

Wir möchten aber die Gelegenheit nicht vorüber¬
gehen lassen, ohne noch einmal seitens unserer Fraktion
die Provinzialverwaltung zu ersuchen, nach Möglichkeit
jede Verbindung mit dem Nürburgriug oder irgend¬
einem Unternehmen, das den Nürburgring übernehmen
soll, abzulehnen, überhaupt jede Perbindung mit
diesem Unternehmen zn lösen und es auf sich beruhen
zu lassen. (Zustimmung rechts.)

Vorsitzender Dr. I arrcs : Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dund e r : Meine Damen nnd
Herren! Als das Projekt des Nürburgriuges den Pro-
Uinzillllandtllgbeschäftigte, da war es die kommunistische
Fraktion, die darauf hingewiefcn hat, daß dieses
Projekt, wenn es fertiggestellt ist, eine einzige Pleite
nach sich ziehen wird. Meine Damen uud Herren!
Alle Kreise, auch diejeuigcu, die damals dem Bau des
Nürburgringes ihre Znstimmung gegeben haben,
können sich heute der Angriffe nicht mehr erwehren;
anch sie vertreten heute die Auffassung, daß der Nür¬
burgring besser nicht geschaffen worden wäre. Wir
haben gestern eine sehr ausführliche Laudwirtschafts-
dcbatte gehabt. Da wurde insbesondere von den Herr¬
schaften sehr viel über die Nut uud das Elend des
fünften Standes gesprochen. Es wurde auch mit schönen
Gesten eine Abhilfe versprochen. Aber in der Tat hat
man nichts bewilligt. Aber in einer Gegend, Um zum

Teil die ärmste Banernbevülkeruug des Rhcinlaudcs
ansässig ist, hat man bei dem Nürburgringunternehmcn
Millionen verpulvert. Weun mau diese Millionen duzn
verwandt hätte, dort in den Ortschaften bessere Ver¬
hältnisse zu schaffe»,Wasserleitungen zu legen, elek¬
trische Kraftanlagen herzustellen usw., dann hätte mau
der armeu Bauernschaft mehr gedient, als mit der An¬
lage eines Nürburgrings, der nichts mehr und nichts
weniger ist als eine versteckte Subvention au die
deutsche Autoindustrie. (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Dann konnte aber die Frau Laudrat
uicht Auto fahrcu!) Wir habeu im vergangenen Jahre
bei jeder Gelegenheit betont: Wenn die deutsche Auto¬
industrie sich Persuchsstreckeu bauen will, um die
Schnelligkeitder Fahrzeuge zu erprobru, dann mag sie
die Kosten aus ihreu eigenen Mittel« aufbringen. Die
öffentlichenGelder sind nicht dafür da, private Insti¬
tutionell damit zu subventionieren.

Meine Damen uud Herren! Es ist Ihnen bekannt,
daß gerade in dieser Gegend, insbesondere zu den Zei¬
ten, wenn auf dem Nürburgring Veranstaltungen statt¬
finden, die Bevölkerung, die an den Znfahrtstraßen
wohnt, ihres Lebens nicht mehr sicher ist. Die Lcmd-
bevültcrung, die gezwungen ist, ihr Vieh mcisteus durch
Schulkiuder zur Weide treibcu zu lassen, ist kaum uoch
iu der Lage, die Straße zu benutzen, weil bei dem un¬
geheuren Antovcrkchr einfach keine Möglichkeit mehr
besteht, die Straße zn passieren,ohne Gefahr zn laufen,
zum Krüppel oder totgefahren zu werde».

Meiuc Damen und Herreu! Auch die kommunistische
Fraktion vertritt die Auffassung, daß es notwendig
ist, daß hier eine Untersuchung stattfindet. Wir hätten
dem Antrage der WirtschaftlichenVerciuiguug auch in
dieser Form scho» aus Protest Misere Zustimuiuug er¬
teilt. Aber wir habeu eingesehen, daß es richtiger ist,
den Antrag an die Stelle zu richte», die ebenfalls mit
riesige» Mitteln all dem Unternehmen beteiligt ist.
Es wird ja auch noch Aufgabe des Preußischen Land¬
tags sein, eine Untcrsuchmlgstommissio» eiuzusctzcn,
die nachprüft, wo die Gelder geblieben sind.

Meine Damen und Herren! Alle diese versteckten
Subvcutionen, alle diese Unterstützungen der Privat¬
wirtschaftaus Geldern der öffentlichenHand haben uns
gezeigt, wohin der Weg geht. Noch ist die Inflations¬
zeit in unser aller frischen Erinnerung, noch kennen
wir alle die Answirknngen der damaligen Verhältnisse,
die nur auf Ihre privatkapitalistischeWirtschaftsweise
zurückzuführen waren. Heute fchreicu diejeuigcu, die
damals ihre Gelder verloren haben und selbst ein
großer Teil derjenigen Vertreter, die heute sagen, wir
sind dafür, daß die damals geprellten Lcnte einigcr-
lnaße» ihr Geld miederbetomlueu,gehen dazu über uud
baueu derartige Projekte, die iu ihrer Auswirkung
letzten Endes im großeu Rahmen gesehen, alles zu¬
sammengefaßt, eine neue Iuflatiou bewirteu tonnen;
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ich denke dabei natürlich nicht an den Nürburgring
allein.

Meine Damen und Herren! Deshalb nehmen wir
Veranlnssuug, Uon dieser Stelle ans zu erklären, daß
alle diejenigen Leute, namentlich die kleinen Sparer,
die noch Geld zur Versüguug haben, es nicht solche»
Fiuanzinstitnten geben, die derartige Manipulationen
mitmachen, Wir sind auch dafür, daß den kleinen Leu¬
ten, die seinerzeit ihr Geld für Pruvinzialanleihen her¬
gegeben haben, eine Anfwertuug gewährt wird, und
zwar bei den kleinstenAnleihebesitzernsogar in voller
Höhe, nicht nur mit 25 Prozent, wie es der Antrag der
WirtschaftlichenVereinigung vorsieht, (Zuruf des Ab¬
geordneten Renner: Sehr gut!)

VorsitzenderDr, Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht pur. Da der Antrag der Wirtschaftlichen
Vereinigung durch eiueu Zusatz erweitert wurden ist,
den eben der Herr Abgeordnete Witzler verlesen hat,
lasse ich über diesen Antrag der WirtschaftlichenVer¬
einigung abstimmen. Ich bitte diejenigen, die für den
Antrag der Wirtschaftlichen Vereinigung mit Zusatz
sind, sich zu erheben. — Das ist die Minderheit. Der
Antrag ist abgelehnt.

Punkt l?: Antrag des II. und III. Fachaus¬
schusses zu dem Antrage der SPD-Frak¬
tion, betreffend Nichtbelegung von Pri -
v a ta u stalte n, die die Farben der Deut¬
schen Republik uicht achten.

Berichterstatter des II. Fachausschussesist Herr Ab¬
geordneter Kurth. (Zuruf des Abgeordnete,, Kurth:
Ich verzichte!) Berichterstatter des III. Fachausschusses
ist Herr Abgeordneter Kulmen. (Zuruf: Verzichtet!)

Das Wort dazu hat Herr Abgeordneter Summer.
Abgeordneter S o n, m e r : Gs ist ja ein Zeichenfür

den famosen Inhalt der Deutschen Republik, daß die
sozillldemukratischeFraktion gezwungen ist, um dem
hehren Zeichen dieser Republik etwas mehr Respekt zu
verschaffen, mit derartigen Anträgen zu kommen,
(Sehr gut! bei den Kummunisten,) Dabei ist man ja
gar nicht so großzügig, sondern man verlangt nur, daß,
wenn die schwarz-weiß-roteoder schwarz-weißeFahne
aufgezogen wird, man dann wenigstens doch so ent-
gegenkummendist, und zieht daneben auch die Fahne
der Republik hoch. Ich glaube, Herr Kaiser wird sich
sehr freuen, daß mau so entgegenkommendist, daß man
damit praktisch anerkennt, daß die Hauptfahne der
Deutschen Republik die schwarz-weiß-rote ist und daß
su ganz nebenbei auch die schwarz-rut-guldeneeinmal aus
Mitleid aufgezugcu werden muß. Das ist ein Zeichen
dessen, was wir in Deutschland augenblicklichhabe,,.
Ich sage den Herren Suzialdemukraten, die sich in den
letzten Monaten so krampfhaft bemühen, immer und
immer wieder dcu Kampf um die Fahne in den Vorder¬
grund zu stellen, der Kampf um schwarz-weiß-rutoder
schwarz-rot-guld ist ein bewußter Bluff, um die Ar-
heiter draußen vun dem abzulenken, was wirtlich vor

sich geht (Sehr gut! bei deu Kommunisten), denn tat¬
sächlich geht der Kampf nicht nm die verschiedenen
Farben, Vielleicht kann man da ja den Vermittlungs-
vorschlag machen, daß man die sämtlichen Farben auf
einer Fahne zusammenbringt, und zwar ans den Kuckuck,
der darauf sitzt. Dann wird das Vieh auch schön bunt.
Man soll doch offen sagen, daß dies keine Flaggen-
fragc und keine Farbenfragc ist, sondern daß es sich
hier um Machtfrageu handelt,

Ihr Herren Sozialdemotraten werdet den Herren
Uon der Rechten niemals plausibel machen können,
daß die schwarz-rot-goldene Fahne die Fahne
des heutige,, Staates ist. Die werde,, sich uiemals
daran stören, Sie werden nur höhnend darüber lächeln.
Nach wie vor werden die bezahlten Richter und Be¬
amten aus dem monarchistischenLager diese blut¬
besudelte schwarz-'wciß-roteFahue hochheben. (Pfui-
Rufe rechts.) Wir tönueu um diese Dinge nicht bei
Ihnen betteln, sondern hier heißt es: Faust aufs Auge,
Knie auf die Brust und mit der roten Fahne die Leute
zur Räsou gebracht, die sich hier diese Diugc erlauben.
(Lachen bei den bürgerlichen Parteien und der Sozial-
demukratie.)

VursitzcnderDr, IarreS : Das Wort hat der Herr
Abgeordnete Dr, Kaiser, (Zuruf des Abgeordneten
Renner: Heil, Kaiser dir! Heiterkeit,)

Abgeordneter Dr, Kaiser: Meine Damen und
Herren! Namens der der Deutschnationalcn Partei und
der Deutschen Volkspartei angehörenden Mitglieder
der Arbeitsgemeinschaft habe ich folgende Erklärung
abzugeben:

Wir halten eine Hineinbezichnng des Flaggenstreits
in den Provinziallandtag nicht für richtig nnd werden
uns an einer Erörterung hierüber nicht beteiligen.Wir
halten es aber durchaus für unzulässig, daß auf
eine private Anstalt seitens der Pro¬
vinz hinsichtlich der Beflaggn ng irgend¬
ein Zwang ausgeübt wird. Wir lehnen daher
die von der SozialdcmokratischenPartei gestellten An¬
träge ab, ebenso die Abänderuugsantrnge des II. nnd
III. Fachausschusses.(Zuruf des Abgeordneten Gerlach:
Was uuranszuseheu war, das hätten Sie gar nicht
sagen brauchen, Herr Kaiser!) Ich habe es aber gesagt.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kühnen.

Abgeordneter Kühnen : Line Auseinandersetzung
mit der kommunistischenFraktion in dieser Frage, vur
allen Dingen mit den, Abgeordneten Summer, können
wir ablehnen. Dafür gibt es Stellen genug, das
brauchen wir hier nicht.

Daß der Abgeordnete Kaiser von der Arbeitsgemein¬
schaft diese Erklärung hier abgebcu würde, hatte,, wir
gar nicht anders erwartet. (Hört, hört! rechts.)

Namens der sozialdemotratischenFraktion habe ich
noch einen Abänderungsantrng zu stellen. Wir be¬
antragen, in dem Antrage des III. Fachausschusseszu
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Druetsachr >!>,', die 5 Worte: „Veflagguug der i'lnstalteu
gelegeutlichuon" zu streichen.Der Antrag unirde dann
folgenden Wortlaut haben: „Eine Belegung von
Privatanstaltcn, die die Farben der deutschen Republik
bei Reichs- und Stantsfesten nicht zeigen, findet nicht
mehr statt." Wir erachten diesen Antrag für eine
SelbstUerständlichleitund wir erwarten, daß sich hier
eine Mehrheit finden wird, die diesem unserem Antrage
ihre Zustimmung gibt. Wravo! bei den Sozialdemo-
lraten.)

Vorsitzender Dr. Iarres : Das Wort hat Herr
Abgeordneter uon Itter.

Abgeordneter uon Itter: Meine sehr verehrten
Damen und Herreu! Im FachausschußIII lag der An¬
trag der suzialdrmotratischenFraktion vor, wonach bei
Ntaats- und Reichsfrstrn dir Rrichsflagge gezeigt wer¬
de» müsse. Wir wnreu uns darüber klar, daß es sich
hier uni eine Einwirkung auf private Anstalten han¬
delt. (Zuruf eines tummnnistifchenAbgeordnete»: Wie
sieht dirRrichsflagge des Zentrums deun aus?) Wir sind
aber einstimmig zu der Uebrrzeuguug gekommen,daß
ein Beflaggen der Anstalten, die von der Provinz be¬
legt werden, «gelegentlich der Reichs- und Staatsfestc
anch Uon uns erwartet werden darf, nnd daß die Reichs¬
flagge gezeigt werden muß. (Sehr richtig! bei den
Tozialdemukrateu.) Die Zentrumsfrnktion stellt sich
hinter diefen Antrag des III. Fachausschusses, und ich
llluu im Namen der Zentrnmsfrnktiun erklären, daß
wir auch dem Abänderungsantrage der Sozialdemo-
lratie zustimmen.

Im Fachausschußbestand darüber keine Meiuuugs-
Uerschiedeuheit, daß auf rein kirchliche Veranstaltungen
evangelischer oder katholischer Art diese Bestimmung
uicht zutreffe, dcnu bei rein kirchlichen Veranstaltungen
war es bei diesen Anstalten auch bisher nicht Sitte, die
Reichsflagge zu zeigen.

Bursitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Schäfer, Köln.

Abgeordneter Dr. Schäfer, Köln: Meine Damen
und Herren! Die der DeutschenDemokratischenPartei
angehörenden Mitglieder dieses Hauses stehen auf dem
Staudpunkt des III. Fachausschusses.Wir werden also
für den Antrag in der vom Ausschuß vorgeschlagene»
Fassung stimmen. Wir halten es für eine SelbstUer-
stäudlichkeit, daß Anstalten, die eine öffentliche Funktion
dadnrch ausüben, daß ihnen im Dieuste der öffentlichen
Fürsorge Kinder anuertrant werden, eine solche Hal¬
tung nach außen hin einnehmen, die allgemeinen staats¬
bürgerlichen Verpflichtungen entspricht. (NrciUo! bei
den Suzialdemotraten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht Uor. Zur Geschäftsordnung Herr Ab¬
geordneter Renner.

Abgeordneter R e n n e r : Ich beantrage namentliche
Abstimmung,

VorsitzenderDr. Iarres: Der Antrag bedarf der
Unterstützung uon 15, Mitgliedern. Nach ß!>9 der Ge¬
schäftsordnung tönneu nlliueutlicheAbstimmung 15, an¬
wesende Abgeordnete bis zur Eröffnung der Ab¬
stimmung verlangen. Ich frage, ob diese Unterstützung
da ist. Ich bitte dicjeuigeu, die für namentliche Ab¬
stimmung siud, sich zu erheben. — Die erforderliche
Minderheit ist da. Ich fordere nunmehr die Abgeord^
neten anf, ihre Plätze einzunehmen.

(Die Mitglieder der lummuuistischenFraktion ver¬
lassen den Saal.)

Die Bestimmung über die namentliche Abstimmung
ist folgcude:

„Der Vorsitzendefordert die Abgeordneten nnf, ihre
Plätze einzunehmen. Hierauf sammeln die Beisitzer iu
Urnen die verschiedenfarbigen Abstimmungskarten.
Diese tragen den Namen des Abgeordneten und die Be¬
zeichnung „Ja" oder „Nein" oder „Enthält sich". Nach
beendigter Einsammlung erklärt der Vorsitzende die
Abstimmung für geschlusseu,"

Zur Geschäftsorduuug Herr Abgeordneter Loenartz.
Abgeordneter L o e n artz : Ich bitte, klarzustellen,

über welchen Antrag jetzt abgestimmt werden soll.
VorsitzenderDr. Iarres : Ich werde das setzt mit¬

teilen. Ich schlage uor, über den abgeänderten Antrag
des Fachausschussesabzustimmen, uud zwar i» der
Furm, wie die sozialdcmukratischrFraktion die Abände¬
rung vorgeschlagenhat, so daß über folgende Fassung
abgestimmtwird:

„Eine Belegung Uon Priuatanstalten, die die Farben
der Deutschen Republik bei Reichs- uud Staatsfesteu
nicht zeigen, findet nicht mehr statt,"

Besteht darüber Klarheit? (Zustimmung.)
Diejenigen, die für diefen Antrag, den ich eben vcr-

lesen habe, sind, bitte ich, dir weiße Ja-Karte mit ihren:
Namen abzugeben, diejenigen, die dagegen sind, die
grüne Nein-Karte, und diejenigen, die sich der Stimme
enthalten wollen, die braune Euthaltungstarte. Ich
bitte die Herren Beisitzer, die Stimmzettel ein¬
zusammeln. Wir werden in der Verhandlung fort¬
fahren, und zwischenzeitlichwird das Abstimmnngs-
ergebnis festgestellt. Ich bitte, die Namen deutlich zu
schreiben. (Die Beisitzer Elfes und Hauck sammeln die
Abstimmungskarten ein.)

Wir fahren in der Tagesordnung fort uud
kommenzu

Punkt 18: Anträge auf Entlastung Uon
R e ch nunge n.

Antrag des I. Fachausschusses

I I IV.
., V.

Zu l-I7 Antrag des I, Fachausschussesist Bericht¬
erstatter Herr Abgeordneter Koenzgen.
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Abgeordneter Koe »zgen : Namens des I, Fach¬
ausschusseshabe ich die Rechnungen aus dem Jahre
1920 geprüft, allerdings nur stichprobenweise. Ich haue,
soweit ich prüfen tonnte, alles in Ordnung gefunden,

Vorsitzender Dr, Iarres: Zum Antrag des II.
Fachausschussesist Berichterstatter Herr Abgeordneter
Stcinmeyer.

Abgeordneter Stein m eher: Nie Rechnungen
sind durch den II, Fachausschuß geprüft worden. Der
II, Fachausschußbeantragt Entlastung.

VorsitzenderDr. Iarres: Zn dem Autrage des
III. Fachausschussesist Berichterstatter Herr Abgeord¬
neter Bierwirth. An seiner Stelle berichtet Herr Ab¬
geordneter Albers.

Abgeordneter Albers: Wir haben dieRechnuugen
geprüft und uichts bei der Prüfuug zu erinnern ge¬
funden.

VorsitzenderDr. Iarrcs: Zum Antrage des IV.
Fachansschussesist Berichterstatter Herr Abgeordneter
Mcnrcr.

Abgeordneter W e u rer: Die Rechnungen sind
geprüft. Der Ausschuß empfiehlt Entlastung.

Vorsitzender Dr. Inrrcs: Zum Antrage des
V. Fachausschussesist Berichterstatter Herr Abgeord¬
neter Albers.

Abgeordneter Albers: Im V. Fachausschuß
habcu nur die Rechnnngcu geprüft und nichts zu er¬
innern gefunden und bitten nm Entlastnngsertcilung.

VorsitzenderDr. Iarres: Der Mitberichtcrstattcr
des V. Fachausschusses, Herr Abgeordneter Albcrtz,
verzichtet.

Ich stelle fest, daß Wortmeldungen nicht vorliegen
und Widerspruch sich nicht erhebt. Damit ist den An¬
tragen auf Entlastung der Rechnung zu den Druck¬
sachen l—70 entsprochen.

Wir kommenzu der Nachtragstagesordnuug.
Punkt 19: Antrag des I. Fachausschusses

zn dem Antrage der Z eu rrumsfraktion,
betreffend Vorlage einer Besold« ngs-
nachweisung a l s A u l a g c z u m nächstjähri¬
gen Haushalts Voranschlag.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr.Dichgans.
Abgeordneter Dr. Dichgans: Der I. Fachaus-

fchnß empfiehlt die Annahme in der veränderten Form,
wie sie in Drucksache 118 mitgeteilt worden ist.

VorsitzenderDr. Iarres : Wortmeldungen liegen
hierzu nicht bor. Es ist dementsprechendbeschlossen.

Punkt 20: Antrag des I. Fachausschusses
3u dem Antrage der Volksrecht-Partei,
betreffend Höheraufwertung der Pro¬
vinz ialanleih en , nnd dem Antrage der
SPD. -Fraktion hierzu.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Lenze.

Abgeordneter 2 enzc : Da die Auswirkung des An¬
trages nicht zu übersehe» ist, schlägt die I. Fach¬
kommissionbor, den Antrag dem Provinzialausschnß
in Verbindung mit dem Verwaltungsrnt der Landcs-
bllnk zur Erledigung zu überweisen,

VorsitzenderDr. Iarres : Ich frage, ob bei der
namentlichen Abstimmung z» Punkt 17 alle ihre
Stimme abgegebenhaben. Das ist der Fall. Die Ab¬
stimmung ist geschlossen.

Zu Punkt 20 hat dasWort Herr AbgeurdneterPohl.
Abgeordneter Pohl: Meine Damen nnd Herreu!

Sie fiudeu auf der Seite 2! des Berichts der Ver¬
waltung unserer Landesbank für die Aufwertung der
Anleihen einen Betrag von !0 131 000,— Mark. Dem¬
gegenüber stelle ich fest, daß der Herr Landeshaupt¬
mann im Jahre 19!:! in seinem Bericht zum Etat ge¬
sagt hat, daß das Vermöge» der Provinz ^1 Millionen
und soundsovielhunderttausend Mark betrage und daß
diesem Vermögen eine Anleiheschuldvou !15N000,—
Mark gegenüberstehe. Meine Damen und Herren!
Dann taun zunächstfestgestellt werden, daß dieser Be¬
trag von 10 Millionen im wesentlichenans Neubcsih
besteht, der vou uuserrm Antrage überhaupt nicht be¬
rührt wird. Die Aufwertung des Altbesitzes beträgt
ein Achtel. Da ll Millionen 191,'! Altbesitzwaren, so
kann der für uns in Frage stehendeBetrag nur eiu
Achtel vou 11 Millionen Mark sein, das sind rund
0 Millionen Mark. Damit, meine Damen nnd Herren,
ist auch für alle Teile des Hauses festgestellt, daß eine
Unsicherheit über die Frage der Verantwortung, die
Nur mit der Annahme dieses Antrages eingehen, nicht
besteht.

Dann aber, meine Herren von der Rechten, nehmen
Sie es mir nicht übel, ich muß mich wundern, daß Sie
bei diesem Antrage eine andere Stellung eiunehmcu,
als Ihre Fraktionsfreunde im Reichstag eingenommen
haben. Am 25. März 1927 hat die deutschuatiouale
Fraktion einen Antrag im Reichstag eingebracht,worin
es heißt: „Die Rcichsregierung wird ersucht, dem
Reichstage schleunigst einen Gesetzentwurfzur Abände¬
rung des Anleihc-Ablösnngsgesetzesvorzulegen, nach¬
dem für die Martanleiheu der Gcmeiudeu uud Ge-
meiudcvcrbäude bei der Anleihcablösuug als Aus-
lösuugsbetrag au Stelle des Fünffachen ein höheres
Mehrfaches des Nennbetrages der Anleiheablösungs¬
schuld festgesetzt wird,"

Ferner hat Ihr Herr Frattionskollcgc Dr. Strat-
mann jetzt bei der Beratung des kleiueu Zinsgesetzes
erklärt, daß die Deutschuatiouale Partei au der indi¬
viduellen Aufwertung der Gemeinde- nnd Kommunal¬
anleihen festhält.

Den Herren von der Volkspartei möchte ich auch
vorhalten, was Ihr Herr Kolloge Wunderlich am
22. März 1927 bezüglich der Gemeindeaulcihen erklärt
hat: „Der wahre Sinn, den die Nestimmungen des An-
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leiheablösuugsgesetzcs hätten, käme in der Durch¬
führung, wie sie von den Ländern beliebt worden sei,
nicht zur Geltung, Insbesondere in Preußen habe
man den Mindestsatzvon 12^ Prozent in einen Höchst¬
satz verkehrt, Der wahre Sinn des Anlciheablösungs-
gesetzes, eine beschränkteindividuelle Aufwertung der
Länder- uud Gemeindeanleiheu durchzusetzen,müsse
zum Durchbruch gebracht werde». Es sei dazu uot-
wcndig, daß ein wirklich neutraler Treuhäuder dafür
sorge, daß individuell nach der Leistuugsfähigteit der
öffentlichenSchulducr aufgewertet werde."

Meine Damen und Herren! Wenn Sie behaupten
»vollen, daß unsere Rheinprovinz nicht in der Lage sei,
9 Millionen in 30 Jahren aufzubringen, so bedauere
ich die Auffassung, die Sie von unserer rheinischen
Heimat haben.

Nun zn den Herren von der Linien. Wollen Sie
denn wirtlich hier in einem Falle, wo wir für 30 Jahre
auch uicht einen Pfennig Mehrbelastung für die Pro¬
vinz fordern, den Armen und Entrechteten ihre Hilfe
versagen? Und, meine Damen uud Herreu von der
Mitte, wollen Sie in einem solchen Falle einem An¬
trage nicht zustimmen, dnrch den Ihnen die Möglich¬
keit geboten wird, eine höhere Aufwertung vor¬
zunehmen, ohne daß die Finanzen des Instituts, das
aufwerten soll, irgendwie in Anspruch genommen
werden?

Meine Damen und Herreu! Mit dem Antrage der
Kommission auf Verweisung an den Provinzialaus-
schuß znr Erledigung können wir nicht einverstanden
sein. Streichen Sie in diesem Antrage die beiden Worte
„zur Erledigung" weg, dann sind wir einverstanden,
dann tonnen wir uns bis zum nächsten Jahr überlegen,
ob es sein soll oder nicht. Aber, meine Damen und
Herren, wenn Sie sagen: „zur Erledigung", so heißt
das in Wirklichkeit, daß Sie die Ablehnung wollen.
Seien Sie versichert, das Volk weiß auch, wenn Sie
hier sagen: „Zur Erledigung", daß Sie bewußt und
gewollt diesen Antrag, der Ihnen eine Möglichkeitzur
Durchführung gibt, ablehnen.

Meine Damen und Herren! Beinahe sämtliche
Sparkassen des Bergischen Landes haben die höhere
Aufwertung zugestanden, wenn ihnen die Möglichkeit
gegeben ist. Sie haben die Möglichkeit. Also versagen
Sie in dieser Stunde nicht!

Und wenn Sie sagen: Wie tonnen Sie bloß den
armen Leuten etwas versprechen, Ums in 30 Jahren
fällig sein soll, so sage ich Ihnen: Bitte, lesen Sie den
Antrag einmal genau dnrch: Trotzdem erst in30Iahren
die Amortisieruug uud Tilgung stattfinden soll, kommt
eine heutige Aufwertung der Anleihe zur Geltung,
denn meine Dameu und Herren, in dem Moment, wo
Sie diesen Autrag annehmen, steigt der Wert der An¬
leihepapiere von etwa 50—52auf 100—104, vielleicht
noch höher. Aber dann kommt ja der bekannte Satz,

daß nnberechtigte Hoffnungen geweckt werden. Nun,
ich überlasse es jedem einzelnen, sich darüber klar zn
werden, ob es unberechtigteHoffnungen sind oder nicht.
Wenn Sie die alten Leute »ach den Wohlfahrtsämtern
ziehen sehen, dann mögen Sie sich darüber klar werden,
ob das berechtigt ist oder nicht. Und wenn Sie viel¬
leicht die Bezugnahmen in anderen Provinzen fürch¬
ten, wenn Sie meinen, daß nunmehr auch andere
kommen, so kann ich Ihnen dazu nur sageu, daß es nur
noch Preußen ist, wo einheitlich an diesem Satze fest¬
gehalten wird. Sie haben es in Hamburg, Sie habeu
es in Sachsen, Sie haben es in den süddeutschen
Staaten. Also begreise ich nicht, warum uicht auch eiue
preußischeProvinz sich einmal auf Treu und Glauben
wieder besinnen soll.

Meine Damen und Herren! Vergessen Sie dabei
nicht, daß nnscre Hcimatprovinz es ist, die die Masse
des Spartapitals in den Sparanstalten in derartigen
Anleihen investiert hatte. Allein bei den Sparkassen
besaßen Rheinland und Westfalen ein Viertel des
ganzen bei den öffentlichenSparkassen angelegten Gel¬
des. Gerade unsere rheinischen Bürger sind dadurch,
daß unsere Landtags- uud Reichstagsabgcordnetcn von
der äußersten Linken bis zur äußersten Rechten so
jämmerlich versagt haben (Abgeordneter Gerlach:
Oho!) — das können Sie nicht bestreiten —, so schlecht
bei der ganzen Aufwcrtungsfrage abgekommen.Meine
Damen und Herren! Der Beweis ist doch da: Unsere
rheinischen Sparkassen, der ganze Sparkassentag hat
erklärt, daß er aufwerten wolle, wenn die Verordnnng,
die es auf 15 Prozent abgrenzt, fiele. Wenn nunmehr
der Beweis da ist, wie kann man da noch zurückhalte»?
Eines Tages, meine Damen und Herren, müssen Sie
es doch tuu. Tun Sie es jetzt freiwillig! Nehmen Sie
den Antrag an, der der Provinz in 30 Jahren keinen
Pfennig Mehrbelastung verursacht und doch den armen
Menschen Hilfe bringt, und zwar in einer Weise, wie
wir es heute gar uicht voraussehen können. Dann,
meine Damen und Herren, wäre der heutige Schluß des
Provinziallandtags wirklich so, daß auch noch ein
frohes Zeichen mit Ihnen hinausgeht. Lehnen Sie den
Antrag aber ab, so möge Gott es Ihnen verzeihen.
Meine Damen und Herren! Schwer ist die Verant¬
wortung, die schon auf den Gesetzgebernund Parla¬
menten in dieser Frage ruht. Fügen Sie nichts hinzu,
was Sie heute vermeiden können.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser : Meine Damen und
Herren! Die Arbeitsgemeinschaft wird dem Antrage
des I. Fachansschusses, deu Antrag dem Provinzialaus-
schuß zur Erledigung zu überweisen, zustimmen.

Nun hören Sie die Begründung. Der Herr Pohl
wird dann erkennen, daß er, wenigstens soweit die Ar¬
beitsgemeinschaftin Betracht kommt, mit seinen Aus-
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führuugen gegen Windmühlen aetämpft hat. Wir
fühlen uns nämlich verpflichtet,den Bericht der Landes-
bllnk gründlich nachzuprüfen, nicht, weil wir dem Be¬
richt etwa nach irgendeiner Richtung mißtrauen, son¬
dern weil wir uns durch den Provinzialaus-
schuß die eigene Ueberzeugung ver¬
schaffen wol I eu, ob eine Aufwertung der
A n I eih e n m öglich ist od er nich t. (Sehr richtig!
rechts.) Ich möchte aber dem Herrn Pohl sagen: Wir
»vollen keine falschen Hoffnungen erwecken und dadurch
große Enttäuschung hervorrufen, denn wir befürchten
ernstlich, daß die Nachprüfung im Provinzialnusschuß
das Ergebnis haben wird, daß der Bericht der Landes-
bllnl durchaus in Ordnung und demnach eine Auf¬
wertung der Anleihen unmöglich i st. Diesen
falschen Hoffnungen möchtenwir jetzt schon vorbeugen,

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Gcrlach.

Abgeordneter Gerlach: Meine Damen und
Herren! Die sozialdemokratischeFraktion hat Ihnen
einen Antrag vorgelegt, der zwar im Prinzip dem An¬
trage der Volksrechtpartei entspricht, aber in diesen
Antrag das soziale Moment dadurch hineinbringen
will, daß die Aufwertung auf diejenigen beschränkt sein
soll, die weniger als 3N0N,—RM. Einkommen ini
Jahr haben. Wir kommen mit dieser Einschränkung
dem Bedürfnis nach sparsamster Wirtschaft entgegen.
Wir gebeu allerdings auf der anderen Seite auch denen,
die dnrch ihre Hoffnungen auf die Solidität der allge¬
meinen Finanzgebarung in bittere Not geraten sind.
Ueber diese Not hier noch zu reden, erscheintmir kaum
notwendig, denn, wer in der Wohlfahrtspflege arbeitet,
wer insbesondere die Anträge auf Vorzugsrcnte ge¬
lesen hat, der weiß, wie gewaltig groß die Not der
Inflationsopfer und der Kleinrentner ist.

Die Herren von der Rechten, die eben durch Herrn
Dr. Kaiser eine immerhin recht gewundene Erklärung
haben abgeben lassen, kannten ja die Not vor vier
Jahren auch einmal recht gut. Vor vier Jahren, als
die letzten Neichstagswahlen vor der Tür standen, da
zogen sie landauf und landab und versprachen— da¬
mals haben sie bestimmt unberechtigte Hoffnungen
erweckt — den Kleinrentnern lNU Prozent Aufwertung.
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokrateu,) Allerdings
haben die Herrschaftendieses Versprechenauch hundert¬
prozentig vergessen, (Abgeordneter Hoffmann: So
ist es!)

Wenn wir heute mit Einschränkungen, die sozialer
Art sind, hier eine Aufwertung von 25 Prozent ver¬
langen, so muß das als außerordentlich bescheidenund
als den Bedürfnissen der bedrängten Kleinrentner
entsprechend bezeichnetwerden.

Dabei möchte ich allerdings namens meiner Frak¬
tion die Erklärung abgeben, daß wir unseren Antrag
— und ich nehme an, anch die übrigen Antragsteller —

dahin verstanden Nüssen wollen, daß die Aufwertung
sich natürlich auch auf diejenige» erstrecken muß, die
in allerbitterster Not sich haben abfinden lassen. Auch
für sie muß billigerweise eiue bestimmte Aufwertung
durch diesen Antrag herauskommen.

Meine Damen und Herren! Wenn eingewandt
wird, daß plötzlich kein Geld mehr da ist, daß noch
einmal die fiuanzicllcn Verhältnisse eingehend durch¬
geprüft werden müssen, so muß ich sageu: Herr Iustiz-
rat Kaiser, daß Ihnen diese Erkenntnis nun am sechsten
Tage der Verhandlungen des Rheinischen Pruvinzial-
landtags erst kommt, ist doch etwas bedauerlich. Sie
haben hier im Landtage einer großen Zahl von An¬
trägen zugestimmt, die weit über die Vorlagen der
Proviuzialvcrwaltuug und des Ausschusses hinaus
finanzielle Belastungen des Provinzialhaushalts dar¬
stellen. Ich denke nur an die Hilfsaktion für die Land¬
wirtschaft. Ich will sicherlich nicht der Landwirtschaft
mißgönnen, was ihr hier zugestanden worden ist. Aber
zu denen, die am notleidendstensind, gehören, wenn ich
schon einmal die Landwirte allesamt als notleidend
bezeichne, mindestens die inflationsgeschädigten Klein¬
rentner. Deshalb darf man jetzt nicht plötzlich das
finanzielle Moment herausstellen, wenn man vorher
eine sehr offene Hand gehabt hat. Meine Damen und
Herren! Sie müssen sich ja durch unsere kleinen Ar¬
beiterkonsumgenossenschaftenbeschämen lassen, die
Sparkassen hatten und heute noch haben und die zum
Teil bis zu 5N Prozent der Spareinlagen aufgewertet
haben. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokrateu.)

Meine Damen und Herren! Wir sind uns bewußt,
daß durch die Annahme des Antrages Belastungen des
Provinzialvcrbnndes und der Landesbank eintreten
werden. Wir sind aber der Meinung, daß das ge¬
schehen muß und daß dabei unter Umständen auch eine
geringfügige Erhöhung der Umlage in Kauf genommen
werden kann. Die kleinen Rentner, die lange genng
infolge der demagogischen Agitatiunspolitik der Rechts¬
parteien — Ihrer Freunde, Herr Kaiser — unberech¬
tigte Hoffnungen hegten, haben ein Recht darauf, nun
endlich eiumlll, wenigstens soweit sie sozial bedürftig
sind, zufriedengestellt zu werden. Wir werden durch
unsere Zustimmung zu dem Antrage der Voltsrecht-
partei mit der von uns vorgeschlagenenEinschränkung
den Beweis bringen, daß wir auch in diesem Falle,
wie überall, den sozial Hilfsbedürftigen entgegen¬
kommen wollen.

Eins muß ich Herrn Pohl noch sagen: Eine seiner
Ausführungen stellt doch eine Entgleisnng dar. Gr
kann nicht behaupten, daß die Sozialdemokratie in den
Parlamenten dranßcn im Reiche und in Preußen die
bedrängten Kleinrentner im Stich gelassenhabe. (Ab¬
geordneter Dr. Kaiser: Je nachdem!) So, Herr Pohl,
klangen Ihre Ausführungen. Demgegenüber möchte
ich aber doch hier feststellen, daß sich die Sozialdemo-
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tratie mit aller Entschiedenheit für die Kleinrentner
eingesetzt und sie eigentlich Ihrem Vorkämpfer, dem
Herrn Best, es überhaupt erst ermöglicht hat, nachdem
die Deutschnationalen ihm den Stuhl vor die Tür ge¬
setzt hatten, ein Mandat im zuständigen Rcichstags-
ausschuß zu bekommen.

Hier wie überall stellt sich die Sozialdemokratie
in die Front derjenigen Parteien, die für die sozial
Bedrängten kämpfen.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Schäfer, Essen, (Abgeordneter Schäfer:
Ich verzichte!)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Bevor
ich zur Abstimmung komme, mache ich das Ergebnis
der namentlichen Abstimmung zu Punkt >7 bekannt.

Im ganzen sind 115 Stimmen abgegeben. Es haben
mit Ja gestimmt 70, mit Nein 35, und enthalten sich
eine.

Meine Damen und Herren! Nach der Geschäfts¬
ordnung darf während der namentlichen Abstimmung
Wohl weiter verhandelt, aber nicht beschlossen werden.
Versehentlich habe ich eben entgegen dieser Bestim¬
mung über Punkt 1^< der Tagesordnung abstimmen
lassen. Ich nehme an, daß Sie damit einverstanden
sind, wenn Ihre Zustimmung zu diesen Anträgen jetzt
nachgeholt wird. (Zustimmung.) Es ist dann end¬
gültig beschlossen.Zu Punkt 19 darf ich auch nach¬
träglich Ihre Zustimmung feststellen.

Wir kommen dann zur Erledigung der Anträge
zu Punkt 20. Der weitestgehcnde Antrag ist der Antrag
der Volksrechtpartei, der durch den Antrag der sozial-
demokratischenFraktion eingeschränktwird. Ich werde
also zunächst über den Antrag der Volksrechtpartei,
dann über den Autrag der sozialdemotratischenFrak¬
tion und zuletzt über dcu Antrag des I. Fachausschusses
abstimmen lassen. Damit sind Sie einverstanden. Ich
bitte diejenigen, die für den Antrag der Volksrecht¬
partei sind, sich zu erheben, — Das ist die Minderheit.
Ich bitte dann diejenigen, die für den Antrag der
fozialdemokratischenFraktion sind, sich zu erheben. —
Auch das ist die Minderheit.

Dann bitte ich diejenigen, die für den Antrag des
I. Fachausschusses sind, d. h. Ueberwcisung an den
Provinzialausschuß zur Erledigung mit dem Verwal-
tungsrat der üandesbank, sich zu erheben, — Das ist
die Mehrheit.

Damit ist unsere Tagesordnung erledigt. Ich frage,
ob das Wort noch gewünscht wird. Das ist nicht
der Fall.

Dann habe ich dem Herrn Oberpräsidenten zu be¬
richten, daß die Geschäftedes Provinziallandtags er¬
ledigt sind.

Oberpräsident Dr. F uchs : Meine Damen und
Herren! Nach sechstägiger angestrengter Tätigkeit
haben Sie Ihre Arbeiten heute beendet. In erfreulich
sachlichem Zusammenwirken haben Sie eine Reihe
wichtiger Vorlagen zur Erledigung gebracht.

Möglicherweise wird die hinter uns liegende
Tagung die letzte des gegenwärtigen Landtags sein.
Gin Rückblickauf die seit Beginn Ihrer Tätigkeit ver¬
flossene Zeit zeigt einen wesentlichenAnsatz zur Besse¬
rung in dem politischen und wirtschaftlichen Leben
unserer Heimat wie unseres Vaterlandes nnd einen be¬
merkenswerten Schritt zur Aufwärtsentwicklung unse¬
res Voltes. Es darf Sie alle mit Genugtuung erfüllen,
an so bedeutungsvoller Stelle an dem Wiederaufbau-
Werk mitgewirkt zu haben. Im Namen der Preußischen
Staatsrcgierung habe ich Ihnen für diese verdienst¬
volle Tätigkeit Dank zu sagen.

Ich persönlich freue mich über unsere überaus ver¬
trauensvolle Zusammenarbeit. Aus diesem Gefühl
heraus habe ich den aufrichtigen Wuusch, Sie möglichst
vollzählig in dem neuen Landtag wieder begrüßen zu
können. (Heiterkeit.)

Den 71. Rheinischen Prouinziallandtag erkläre ich
damit für geschlossen.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat noch
Herr Abgeordneter Heuser.

Abgeordneter Heuser: Meine Damen uud Herren!
Dem Herrn Vorsitzendenund den beiden Herren stell¬
vertretenden Vorsitzenden spreche ich für die ebenso
geschickte wie unparteiische Führung der Geschäfte
dieses Hauses herzlichenDank aus. (Bravo!) Ich tue
das im Auftrage des ganzen Hauses, mit Ausnahme
der Mitglieder der kommunistischenFraktion. (Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Ich darf Ihnen, auch namens meiner ver¬
ehrten Kollegen im Präsidium, für die freundlicheAn¬
erkennung unserer Arbeit herzlichstdanken. Ich darf
aber auch annehmen, daß Sie damit einverstanden sind,
daß ich diesen Dank auf die Herren Beisitzer abwälze,
die sehr viel Arbeit gehabt haben (Bravo!), namentlich
aber auch auf das Landtagsbureau, das in ganz aus¬
gezeichneterWeise die schwierige Vorbereitung der Ar¬
beiten dieses Hauses geleistet hat. (Lebhaftes Bravo!)
Ich danke Ihnen, meine Herren, uud bitte Herrn
Landesverwaltuugsdirettor Wiertz, den Herren und
Damen des Bureaus unseren herzlichsten Dank zu
übermittelu.

Damit darf ich die Sitzung des Landtags schließen.

(Schluß 18 Uhr 10 Minuten.)
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